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Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor Gott 

und den Menschen, von dem Willen beseelt, als

gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa

dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich das 

Deutsche Volk kraft seiner verfassungsgebenden 

Gewalt dieses Grundgesetz gegeben. 

Die Deutschen in den Ländern Baden-Württemberg,

Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, 

Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen,

Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland,

Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und

Thüringen haben in freier Selbstbestimmung die 

Einheit und Freiheit Deutschlands vollendet. 

Damit gilt dieses Grundgesetz für das gesamte 

Deutsche Volk.

Präambel



I. Die Grundrechte

Menschenwürde – Grundrechtsbindung der staatlichen Gewalt
(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen
ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unver-
äußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemein-
schaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt.

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende 
Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. 

Allgemeine Handlungsfreiheit; Freiheit der Person; 
Recht auf Leben
(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er
nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ord-
nung oder das Sittengesetz verstösst.

(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit
der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes
eingegriffen werden.

Gleichheit vor dem Gesetz
(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.

(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsäch-
liche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und
wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.

(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner 
Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner
religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt wer-
den. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.

Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit
(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen
und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.

(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet.

(3) Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe ge-
zwungen werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

Meinungs-, Informations-, Pressefreiheit; 
Kunst und Wissenschaft
(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern
und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert

5ARTIKEL

4ARTIKEL

3ARTIKEL

2ARTIKEL

1ARTIKEL

13

Grundgesetz



zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch
Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.

(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen
Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem
Recht der persönlichen Ehre.

(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der
Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfassung.

Ehe und Familie; nichteheliche Kinder
(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen 
Ordnung.

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und
die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staat-
liche Gemeinschaft.

(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund
eines Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsbe-
rechtigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahr-
losen drohen.

(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemein-
schaft.

(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Be-
dingungen für ihre leibliche und seelische Entwicklung und ihre Stellung in der
Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern.

Schulwesen
(1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates.

(2) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, über die Teilnahme des 
Kindes am Religionsunterricht zu bestimmen.

(3) Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen mit Ausnahme der
bekenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach. Unbeschadet des staatlichen
Aufsichtsrechtes wird der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den
Grundsätzen der Religionsgemeinschaften erteilt. Kein Lehrer darf gegen
seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen.

(4) Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewährleistet. Private
Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des 
Staates und unterstehen den Landesgesetzen. Die Genehmigung ist zu ertei-
len, wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in
der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffent-
lichen Schulen zurückstehen und eine Sonderung der Schüler nach den Besitz-
verhältnissen der Eltern nicht gefördert wird. Die Genehmigung ist zu versa-
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gen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht
genügend gesichert ist.

(5) Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, wenn die Unterrichtsverwal-
tung ein besonderes pädagogisches Interesse anerkennt oder, auf Antrag von
Erziehungsberechtigten, wenn sie als Gemeinschaftsschule, als Bekenntnis-
oder Weltanschauungsschule errichtet werden soll und eine öffentliche Volks-
schule dieser Art in der Gemeinde nicht besteht.

(6) Vorschulen bleiben aufgehoben.

Versammlungsfreiheit
(1) Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis
friedlich und ohne Waffen zu versammeln.

(2) Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht durch Ge-
setz oder auf Grund eines Gesetzes beschränkt werden.

Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit
(1) Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu bilden.

(2) Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Strafgesetzen zu-
widerlaufen oder die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen
den Gedanken der Völkerverständigung richten, sind verboten.

(3) Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbe-
dingungen Vereinigungen zu bilden, ist für jedermann und für alle Berufe
gewährleistet. Abreden, die dieses Recht einschränken oder zu behindern
suchen, sind nichtig, hierauf gerichtete Maßnahmen sind rechtswidrig. Maß-
nahmen nach den Artikeln 12a, 35 Abs. 2 und 3, Artikel 87a Abs. 4 und 
Artikel 91 dürfen sich nicht gegen Arbeitskämpfe richten, die zur Wahrung
und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen von Vereinigungen
im Sinne des Satzes 1 geführt werden.

Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis
(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind unver-
letzlich.

(2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet wer-
den. Dient die Beschränkung dem Schutze der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung oder des Bestandes oder der Sicherung des Bundes oder eines
Landes, so kann das Gesetz bestimmen, dass sie dem Betroffenen nicht mit-
geteilt wird und dass an die Stelle des Rechtsweges die Nachprüfung durch
von der Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane tritt.

Freizügigkeit
(1) Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet.
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(2) Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes und nur
für die Fälle eingeschränkt werden, in denen eine ausreichende Lebens-
grundlage nicht vorhanden ist und der Allgemeinheit daraus besondere 
Lasten entstehen würden oder in denen es zur Abwehr einer drohenden Ge-
fahr für den Bestand oder die freiheitliche demokratische Grundordnung des
Bundes oder eines Landes, zur Bekämpfung von Seuchengefahr, Naturkatastro-
phen oder besonders schweren Unglücksfällen, zum Schutze der Jugend vor
Verwahrlosung oder um strafbaren Handlungen vorzubeugen, erforderlich ist.

Berufsfreiheit; Verbot der Zwangsarbeit
(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte
frei zu wählen. Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines
Gesetzes geregelt werden.

(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer im
Rahmen einer herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffentlichen Dienst-
leistungspflicht.

(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung
zulässig.

Wehr- und Dienstpflicht
(1) Männer können vom vollendeten achtzehnten Lebensjahr an zum Dienst
in den Streitkräften, im Bundesgrenzschutz oder in einem Zivilschutzverband
verpflichtet werden.

(2) Wer aus Gewissensgründen den Kriegsdienst mit der Waffe verweigert,
kann zu einem Ersatzdienst verpflichtet werden. Die Dauer des Ersatzdienstes
darf die Dauer des Wehrdienstes nicht übersteigen. Das Nähere regelt ein Ge-
setz, das die Freiheit der Gewissensentscheidung nicht beeinträchtigen darf
und auch eine Möglichkeit des Ersatzdienstes vorsehen muss, die in keinem
Zusammenhang mit den Verbänden der Streitkräfte und des Bundesgrenz-
schutzes steht. 

(3) Wehrpflichtige, die nicht zu einem Dienst nach Absatz 1 oder 2 heran-
gezogen sind, können im Verteidigungsfalle durch Gesetz oder auf Grund 
eines Gesetzes zu zivilen Dienstleistungen für Zwecke der Verteidigung ein-
schließlich des Schutzes der Zivilbevölkerung in Arbeitsverhältnisse verpflich-
tet werden; Verpflichtungen in öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse sind
nur zur Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben oder solcher hoheitlichen Auf-
gaben der öffentlichen Verwaltung, die nur in einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis erfüllt werden können, zulässig. Arbeitsverhältnisse nach 
Satz 1 können bei den Streitkräften, im Bereich ihrer Versorgung sowie bei der
öffentlichen Verwaltung begründet werden; Verpflichtungen in Arbeitsver-
hältnisse im Bereiche der Versorgung der Zivilbevölkerung sind nur zulässig,
um ihren lebensnotwendigen Bedarf zu decken oder ihren Schutz sicher-
zustellen.
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(4) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an zivilen Dienstleistungen im zivi-
len Sanitäts- und Heilwesen sowie in der ortsfesten militärischen Lazarettor-
ganisation nicht auf freiwilliger Grundlage gedeckt werden, so können Frau-
en vom vollendeten achtzehnten bis zum vollendeten fünfundfünfzigsten Le-
bensjahr durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes zu derartigen Dienst-
leistungen herangezogen werden. Sie dürfen auf keinen Fall zum Dienst mit
der Waffe verpflichtet werden.

(5) Für die Zeit vor dem Verteidigungsfalle können Verpflichtungen nach 
Absatz 3 nur nach Maßgabe des Artikels 80a Abs. 1 begründet werden. Zur
Vorbereitung auf Dienstleistungen nach Absatz 3, für die besondere Kennt-
nisse oder Fertigkeiten erforderlich sind, kann durch Gesetz oder auf Grund
eines Gesetzes die Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen zur Pflicht ge-
macht werden. Satz 1 findet insoweit keine Anwendung.

(6) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an Arbeitskräften für die in Absatz
3 Satz 2 genannten Bereiche auf freiwilliger Grundlage nicht gedeckt werden,
so kann zur Sicherung dieses Bedarfs die Freiheit der Deutschen, die Ausübung
eines Berufs oder den Arbeitsplatz aufzugeben, durch Gesetz oder auf Grund
eines Gesetzes eingeschränkt werden. Vor Eintritt des Verteidigungsfalles gilt
Absatz 5 Satz 1 entsprechend.

Unverletzlichkeit der Wohnung
(1) Die Wohnung ist unverletzlich.

(2) Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzuge auch
durch die in den Gesetzen vorgesehenen anderen Organe angeordnet und
nur in der dort vorgeschriebenen Form durchgeführt werden.

(3) Begründen bestimmte Tatsachen den Verdacht, dass jemand eine durch
Gesetz einzeln bestimmte besonders schwere Straftat begangen hat, so dür-
fen zur Verfolgung der Tat auf Grund richterlicher Anordnung technische Mit-
tel zur akustischen Überwachung von Wohnungen, in denen der Beschul-
digte sich vermutlich aufhält, eingesetzt werden, wenn die Erforschung des
Sachverhalts auf andere Weise unverhältnismäßig erschwert oder aussichts-
los wäre. Die Maßnahme ist zu befristen. Die Anordnung erfolgt durch einen
mit drei Richtern besetzten Spruchkörper. Bei Gefahr im Verzuge kann sie auch
durch einen einzelnen Richter getroffen werden.

(4) Zur Abwehr dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit, insbeson-
dere einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr, dürfen technische Mit-
tel zur Überwachung von Wohnungen nur auf Grund richterlicher Anordnung
eingesetzt werden. Bei Gefahr im Verzuge kann die Maßnahme auch durch
eine andere gesetzlich bestimmte Stelle angeordnet werden; eine richter-
liche Entscheidung ist unverzüglich nachzuholen.

(5) Sind technische Mittel ausschließlich zum Schutze der bei einem Einsatz in
Wohnungen tätigen Personen vorgesehen, kann die Maßnahme durch eine
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gesetzliche bestimmte Stelle angeordnet werden. Eine anderweitige Verwer-
tung der hierbei erlangten Erkenntnisse ist nur zum Zwecke der Strafverfol-
gung oder der Gefahrenabwehr und nur zulässig, wenn zuvor die Rechtmäßig-
keit der Maßnahme richterlich festgestellt ist; bei Gefahr im Verzuge ist die
richterliche Entscheidung unverzüglich nachzuholen.

(6) Die Bundesregierung unterrichtet den Bundestag jährlich über den nach
Absatz 3 sowie über den im Zuständigkeitsbereich des Bundes nach Absatz 4
und, soweit richterlich überprüfungsbedürftig, nach Absatz 5 erfolgten Ein-
satz technischer Mittel. Ein vom Bundestag gewähltes Gremium übt auf der
Grundlage dieses Berichts die parlamentarische Kontrolle aus. Die Länder ge-
währleisten eine gleichwertige parlamentarische Kontrolle.

(7) Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen nur zur Abwehr einer ge-
meinen Gefahr oder einer Lebensgefahr für einzelne Personen, auf Grund 
eines Gesetzes auch zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche
Sicherheit und Ordnung, insbesondere zur Behebung der Raumnot, zur
Bekämpfung von Seuchengefahr oder zum Schutze gefährdeter Jugendlicher
vorgenommen werden.

Eigentum – Erbrecht – Enteignung
(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schran-
ken werden durch die Gesetze bestimmt.

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allge-
meinheit dienen.

(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur
durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß
der Entschädigung regelt. Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung
der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Wegen
der Höhe der Entschädigung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den 
ordentlichen Gerichten offen.

Sozialisierung
Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum Zwecke
der Vergesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädi-
gung regelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft
überführt werden. Für die Entschädigung gilt Artikel 14 Abs. 3 Satz 3 und 4
entsprechend.

Verbot der Ausbürgerung, Auslieferung
(1) Die deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht entzogen werden. Der Verlust
der Staatsangehörigkeit darf nur auf Grund eines Gesetzes und gegen den
Willen des Betroffenen nur dann eintreten, wenn der Betroffene dadurch nicht
staatenlos wird. 
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(2) Kein Deutscher darf an das Ausland ausgeliefert werden. Durch Gesetz
kann eine abweichende Regelung für Auslieferungen an einen Mitgliedstaat
der Europäischen Union oder an einen internationalen Gerichtshof getroffen
werden, soweit rechtsstaatliche Grundsätze gewahrt sind.

Asylrecht
(1) Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.

(2) Auf Absatz 1 kann sich nicht berufen, wer aus einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Gemeinschaften oder aus einem anderen Drittstaat einreist, in
dem die Anwendung des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge
und der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
sichergestellt ist. Die Staaten außerhalb der Europäischen Gemeinschaften,
auf die die Voraussetzungen des Satzes 1 zutreffen, werden durch Gesetz, das
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, bestimmt. In den Fällen des Satzes
1 können aufenthaltsbeendende Maßnahmen unabhängig von einem hier-
gegen eingelegten Rechtsbehelf vollzogen werden.

(3) Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, können 
Staaten bestimmt werden, bei denen auf Grund der Rechtslage, der Rechts-
anwendung und der allgemeinen politischen Verhältnisse gewährleistet er-
scheint, dass dort weder politische Verfolgung noch unmenschliche oder er-
niedrigende Bestrafung oder Behandlung stattfindet. Es wird vermutet, dass
ein Ausländer aus einem solchen Staat nicht verfolgt wird, solange er nicht
Tatsachen vorträgt, die die Annahme begründen, dass er entgegen dieser Ver-
mutung politisch verfolgt wird.

(4) Die Vollziehung aufenthaltsbeendender Maßnahmen wird in den Fällen
des Absatzes 3 und in anderen Fällen, die offensichtlich unbegründet sind oder
als offensichtlich unbegründet gelten, durch das Gericht nur ausgesetzt, wenn
ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Maßnahme bestehen; der Prü-
fungsumfang kann eingeschränkt werden und verspätetes Vorbringen un-
berücksichtigt bleiben. Das Nähere ist durch Gesetz zu bestimmen.

(5) Die Absätze 1 bis 4 stehen völkerrechtlichen Verträgen von Mitgliedstaaten
der Europäischen Gemeinschaften untereinander und mit dritten Staaten nicht
entgegen, die unter Beachtung der Verpflichtungen aus den Abkommen über
die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten, deren Anwendung in den Vertragsstaaten
sichergestellt sein muss, Zuständigkeitsregelungen für die Prüfung von Asyl-
begehren einschließlich der gegenseitigen Anerkennung von Asylentschei-
dungen treffen.

Petitionsrecht
Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schrift-
lich mit Bitten oder Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die Volks-
vertretung zu wenden.
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Einschränkung der Grundrechte im Wehr- und Ersatzdienst
(1) Gesetze über Wehrdienst und Ersatzdienst können bestimmen, dass für
die Angehörigen der Streitkräfte und des Ersatzdienstes während der Zeit
des Wehr- oder Ersatzdienstes das Grundrecht, seine Meinung in Wort, Schrift
und Bild frei zu äußern und zu verbreiten (Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz),
das Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Artikel 8) und das Petitionsrecht
(Artikel 17), soweit es das Recht gewährt, Bitten oder Beschwerden in Ge-
meinschaft mit anderen vorzubringen, eingeschränkt werden.

(2) Gesetze, die der Verteidigung einschließlich des Schutzes der Zivilbevölke-
rung dienen, können bestimmen, dass die Grundrechte der Freizügigkeit 
(Artikel 11) und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13) eingeschränkt
werden.

Verwirkung von Grundrechten
Wer die Freiheit der Meinungsäußerung, insbesondere die Pressefreiheit 
(Artikel 5 Abs. 1), die Lehrfreiheit (Artikel 5 Abs. 3), die Versammlungsfreiheit
(Artikel 8), die Vereinigungsfreiheit (Artikel 9), das Brief-, Post- und Fernmel-
degeheimnis (Artikel 10), das Eigentum (Artikel 14) oder das Asylrecht (Arti-
kel 16 a) zum Kampfe gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung
missbraucht, verwirkt diese Grundrechte. Die Verwirkung und ihr Ausmaß wer-
den durch das Bundesverfassungsgericht ausgesprochen.

Einschränkung von Grundrechten; Wesensgehalts-, 
Rechtswegsgarantie
(1) Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz oder auf
Grund eines Gesetzes eingeschränkt werden kann, muss das Gesetz allgemein
und nicht nur für den Einzelfall gelten. Außerdem muss das Gesetz das Grund-
recht unter Angabe des Artikels nennen.

(2) In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet
werden.

(3) Die Grundrechte gelten auch für inländische juristische Personen, soweit
sie ihrem Wesen nach auf diese anwendbar sind.

(4) Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so
steht ihm der Rechtsweg offen. Soweit eine andere Zuständigkeit nicht be-
gründet ist, ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. Artikel 10 Abs. 2 Satz 2
bleibt unberührt.
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II. Der Bund und die Länder

Verfassungsgrundsätze – Widerstandsrecht
(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bun-
desstaat.

(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und
Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollzie-
henden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.

(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehen-
de Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden.

(4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle
Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist.

Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen
Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die
natürlichen Lebensgrundlagen im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung
durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch
die vollziehende Gewalt und Rechtsprechung.

Parteien
(1) Die Parteien wirken bei der politischen Willensbildung des Volkes mit.
Ihre Gründung ist frei. Ihre innere Ordnung muss demokratischen Grundsät-
zen entsprechen. Sie müssen über die Herkunft und Verwendung ihrer Mittel
sowie über ihr Vermögen öffentlich Rechenschaft geben.

(2) Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger
darauf ausgehen, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beein-
trächtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik Deutsch-
land zu gefährden, sind verfassungswidrig. Über die Frage der Verfassungs-
widrigkeit entscheidet das Bundesverfassungsgericht.

(3) Das Nähere regeln Bundesgesetze.

Bundesflagge
Die Bundesflagge ist schwarz-rot-gold.

Europäische Union
(1) Zur Verwirklichung eines vereinten Europas wirkt die Bundesrepublik
Deutschland bei der Entwicklung der Europäischen Union mit, die demo-
kratischen, rechtsstaatlichen, sozialen und föderativen Grundsätzen und dem
Grundsatz der Subsidiarität verpflichtet ist und einen diesem Grundgesetz im
wesentlichen vergleichbaren Grundrechtsschutz gewährleistet. Der Bund kann
hierzu durch Gesetz mit Zustimmung des Bundesrates Hoheitsrechte über-
tragen. Für die Begründung der Europäischen Union sowie für Änderungen
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ihrer vertraglichen Grundlagen und vergleichbare Regelungen, durch die die-
ses Grundgesetz seinem Inhalt nach geändert oder ergänzt wird oder solche Än-
derungen oder Ergänzungen ermöglicht werden, gilt Artikel 79 Abs. 2 und 3.

(2) In Angelegenheiten der Europäischen Union wirken der Bundestag und
durch den Bundesrat die Länder mit. Die Bundesregierung hat den Bundestag
und den Bundesrat umfassend zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu unter-
richten.

(3) Die Bundesregierung gibt dem Bundestag Gelegenheit zur Stellungnahme
vor ihrer Mitwirkung an Rechtsetzungsakten der Europäischen Union. Die Bun-
desregierung berücksichtigt die Stellungnahmen des Bundestages bei den Ver-
handlungen. Das Nähere regelt ein Gesetz.

(4) Der Bundesrat ist an der Willensbildung des Bundes zu beteiligen, soweit
er an einer entsprechenden innerstaatlichen Maßnahme mitzuwirken hätte
oder soweit die Länder innerstaatlich zuständig wären.

(5) Soweit in einem Bereich ausschließlicher Zuständigkeiten des Bundes Inte-
ressen der Länder berührt sind oder soweit im übrigen der Bund das Recht zur
Gesetzgebung hat, berücksichtigt die Bundesregierung die Stellungnahme des
Bundesrates. Wenn im Schwerpunkt Gesetzgebungsbefugnisse der Länder,
die Einrichtung ihrer Behörden oder ihre Verwaltungsverfahren betroffen sind,
ist bei der Willensbildung des Bundes insoweit die Auffassung des Bundesra-
tes maßgeblich zu berücksichtigen; dabei ist die gesamtstaatliche Verant-
wortung des Bundes zu wahren. In Angelegenheiten, die zu Ausgabener-
höhungen oder Einnahmeminderungen für den Bund führen können, ist die
Zustimmung der Bundesregierung erforderlich.

(6) Wenn im Schwerpunkt ausschließliche Gesetzgebungsbefugnisse der Län-
der betroffen sind, soll die Wahrnehmung der Rechte, die der Bundesrepublik
Deutschland als Mitgliedstaat der Europäischen Union zustehen, vom Bund
auf einen vom Bundesrat benannten Vertreter der Länder übertragen werden.
Die Wahrnehmung der Rechte erfolgt unter Beteiligung und in Abstimmung
mit der Bundesregierung; dabei ist die gesamtstaatliche Verantwortung des
Bundes zu wahren.

(7) Das Nähere zu den Absätzen 4 bis 6 regelt ein Gesetz, das der Zustimmung
des Bundesrates bedarf.

Übertragung von Hoheitsrechten – Kollektives Sicherheitssystem
(1) Der Bund kann durch Gesetz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Ein-
richtungen übertragen.

(1a) Soweit die Länder für die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die
Erfüllung der staatlichen Aufgaben zuständig sind, können sie mit Zustim-
mung der Bundesregierung Hoheitsrechte auf grenznachbarschaftliche Ein-
richtungen übertragen.
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(2) Der Bund kann sich zur Wahrung des Friedens einem System gegenseitiger
kollektiver Sicherheit einordnen; er wird hierbei in die Beschränkungen sei-
ner Hoheitsrechte einwilligen, die eine friedliche und dauerhafte Ordnung in
Europa und zwischen den Völkern der Welt herbeiführen und sichern.

(3) Zur Regelung zwischenstaatlicher Streitigkeiten wird der Bund Verein-
barungen über eine allgemeine, umfassende, obligatorische, internationale
Schiedsgerichtsbarkeit beitreten.

Völkerrecht und Bundesrecht
Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes.
Sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar
für die Bewohner des Bundesgebietes.

Verbot der Vorbereitung eines Angriffskrieges; 
Kriegswaffenkontrolle
(1) Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden,
das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die Führung
eines Angriffskrieges vorzubereiten, sind verfassungswidrig. Sie sind unter 
Strafe zu stellen.

(2) Zur Kriegsführung bestimmte Waffen dürfen nur mit Genehmigung der
Bundesregierung hergestellt, befördert und in Verkehr gebracht werden.
Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

Handelsflotte
Alle deutschen Kauffahrteischiffe bilden eine einheitliche Handelsflotte.

Verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern;
Selbstverwaltung der Gemeinden
(1) Die verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern muss den Grundsätzen
des republikanischen, demokratischen und sozialen Rechtsstaates im Sinne
dieses Grundgesetzes entsprechen. In den Ländern, Kreisen und Gemeinden
muss das Volk eine Vertretung haben, die aus allgemeinen, unmittelbaren, 
freien, gleichen und geheimen Wahlen hervorgegangen ist. Bei Wahlen in Krei-
sen und Gemeinden sind auch Personen, die die Staatsangehörigkeit eines
Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaft besitzen, nach Maßgabe von
Recht der Europäischen Gemeinschaft wahlberechtigt und wählbar; zu diesen
Grundlagen gehört eine den Gemeinden mit Hebesatzrecht zustehende wirt-
schaftsbezogene Steuerquelle. In Gemeinden kann an die Stelle einer ge-
wählten Körperschaft die Gemeindeversammlung treten.

(2) Den Gemeinden muss das Recht gewährleistet sein, alle Angelegenhei-
ten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verant-
wortung zu regeln. Auch die Gemeindeverbände haben im Rahmen ihres ge-
setzlichen Aufgabenbereiches nach Maßgabe der Gesetze das Recht der
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Selbstverwaltung. Die Gewährleistung der Selbstverwaltung umfasst auch
die Grundlagen der finanziellen Eigenverantwortung.

(3) Der Bund gewährleistet, dass die verfassungsmäßige Ordnung der Län-
der den Grundrechten und den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 entspricht.

Neugliederung des Bundesgebietes
(1) Das Bundesgebiet kann neu gegliedert werden, um zu gewährleisten, dass
die Länder nach Größe und Leistungsfähigkeit die ihnen obliegenden Aufga-
ben wirksam erfüllen können. Dabei sind die landsmannschaftliche Verbun-
denheit, die geschichtlichen und kulturellen Zusammenhänge, die wirt-
schaftliche Zweckmäßigkeit sowie die Erfordernisse der Raumordnung und
der Landesplanung zu berücksichtigen.

(2) Maßnahmen zur Neugliederung des Bundesgebietes ergehen durch Bun-
desgesetz, das der Bestätigung durch Volksentscheid bedarf. Die betroffenen
Länder sind zu hören.

(3) Der Volksentscheid findet in den Ländern statt, aus deren Gebieten oder
Gebietsteilen ein neues oder neu umgrenztes Land gebildet werden soll 
(betroffene Länder). Abzustimmen ist über die Frage, ob die betroffenen Län-
der wie bisher bestehen bleiben sollen oder ob das neue oder neu umgrenz-
te Land gebildet werden soll. Der Volksentscheid für die Bildung eines neuen
oder neu umgrenzten Landes kommt zu Stande, wenn in dessen künftigem
Gebiet und insgesamt in den Gebieten oder Gebietsteilen eines betroffenen
Landes, deren Landeszugehörigkeit im gleichen Sinne geändert werden soll,
jeweils eine Mehrheit der Änderung zustimmt. Er kommt nicht zu Stande,
wenn im Gebiet eines der betroffenen Länder eine Mehrheit die Änderung ab-
lehnt; die Ablehnung ist jedoch unbeachtlich, wenn in einem Gebietsteil, des-
sen Zugehörigkeit zu dem betroffenen Land geändert werden soll, eine Mehr-
heit von zwei Dritteln der Änderung zustimmt, es sei denn, dass im Gesamt-
gebiet des betroffenen Landes eine Mehrheit von zwei Dritteln die Änderung
ablehnt.

(4) Wird in einem zusammenhängenden, abgegrenzten Siedlungs- und Wirt-
schaftsraum, dessen Teile in mehreren Ländern liegen und der mindestens eine
Million Einwohner hat, von einem Zehntel der in ihm zum Bundestag Wahl-
berechtigten durch Volksbegehren gefordert, dass für diesen Raum eine ein-
heitliche Landeszugehörigkeit herbeigeführt werde, so ist durch Bundesge-
setz innerhalb von zwei Jahren entweder zu bestimmen, ob die Landeszu-
gehörigkeit gemäß Absatz 2 geändert wird, oder dass in den betroffenen Län-
dern eine Volksbefragung stattfindet.

(5) Die Volksbefragung ist darauf gerichtet festzustellen, ob eine in dem Ge-
setz vorzuschlagende Änderung der Landeszugehörigkeit Zustimmung findet.
Das Gesetz kann verschiedene, jedoch nicht mehr als zwei Vorschläge der
Volksbefragung vorlegen. Stimmt eine Mehrheit einer vorgeschlagenen Än-
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derung der Landeszugehörigkeit zu, so ist durch Bundesgesetz innerhalb von
zwei Jahren zu bestimmen, ob die Landeszugehörigkeit gemäß Absatz 2 geän-
dert wird. Findet ein der Volksbefragung vorgelegter Vorschlag eine den Maß-
gaben des Absatzes 3 Satz 3 und 4 entsprechende Zustimmung, so ist inner-
halb von zwei Jahren nach der Durchführung der Volksbefragung ein Bun-
desgesetz zur Bildung des vorgeschlagenen Landes zu erlassen, das der Be-
stätigung durch Volksentscheid nicht mehr bedarf.

(6) Mehrheit im Volksentscheid und in der Volksbefragung ist die Mehrheit
der abgegebenen Stimmen, wenn sie mindestens ein Viertel der zum Bun-
destag Wahlberechtigten umfasst. Im übrigen wird das Nähere über Volks-
entscheid, Volksbegehren und Volksbefragung durch ein Bundesgesetz ge-
regelt; dieses kann auch vorsehen, dass Volksbegehren innerhalb eines Zeit-
raumes von fünf Jahren nicht wiederholt werden können.

(7) Sonstige Änderungen des Gebietsbestandes der Länder können durch
Staatsverträge der beteiligten Länder oder durch Bundesgesetz mit Zustim-
mung des Bundesrates erfolgen, wenn das Gebiet, dessen Landeszugehörig-
keit geändert werden soll, nicht mehr als 50.000 Einwohner hat. Das Nähere
regelt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates und der Mehr-
heit der Mitglieder des Bundestages bedarf. Es muss die Anhörung der be-
troffenen Gemeinden und Kreise vorsehen.

(8) Die Länder können eine Neugliederung für das jeweils von ihnen umfasste
Gebiet oder für Teilgebiete abweichend von den Vorschriften der Absätze 2 bis
7 durch Staatsvertrag regeln. Die betroffenen Gemeinden und Kreise sind zu
hören. Der Staatsvertrag bedarf der Bestätigung durch Volksentscheid in jedem
beteiligten Land. Betrifft der Staatsvertrag Teilgebiete der Länder, kann die Be-
stätigung auf Volksentscheide in diesen Teilgebieten beschränkt werden; Satz
5 zweiter Halbsatz findet keine Anwendung. Bei einem Volksentscheid ent-
scheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen, wenn sie mindestens ein
Viertel der zum Bundestag Wahlberechtigten umfasst; das Nähere regelt ein
Bundesgesetz. Der Staatsvertrag bedarf der Zustimmung des Bundestages.

Hoheitsrechte der Länder
Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Auf-
gaben ist Sache der Länder, soweit dieses Grundgesetz keine andere Regelung
trifft oder zulässt.

Vorrang des Bundesrechts
Bundesrecht bricht Landesrecht.

Auswärtige Beziehungen
(1) Die Pflege der Beziehungen zu auswärtigen Staaten ist Sache des Bundes.

(2) Vor dem Abschluss eines Vertrages, der die besonderen Verhältnisse ei-
nes Landes berührt, ist das Land rechtzeitig zu hören.
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(3) Soweit die Länder für die Gesetzgebung zuständig sind, können sie mit
Zustimmung der Bundesregierung mit auswärtigen Staaten Verträge ab-
schließen.

Gleichstellung als Staatsbürger; öffentlicher Dienst; 
Berufsbeamtentum
(1) Jeder Deutsche hat in jedem Lande die gleichen staatsbürgerlichen Rechte
und Pflichten.

(2) Jeder Deutsche hat nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen 
Leistung gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amte.

(3) Der Genuss bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte, die Zulassung zu
öffentlichen Ämtern sowie die im öffentlichen Dienste erworbenen Rechte
sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnis. Niemandem darf aus seiner
Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einem Bekenntnisse oder einer Welt-
anschauung ein Nachteil erwachsen.

(4) Die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse ist als ständige Aufgabe in der
Regel Angehörigen des öffentlichen Dienstes zu übertragen, die in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis stehen.

(5) Das Recht des öffentlichen Dienstes ist unter Berücksichtigung der herge-
brachten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln.

Haftung bei Amtspflichtverletzung
Verletzt jemand in Ausübung eines ihm anvertrauten öffentlichen Amtes die
ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht, so trifft die Verant-
wortlichkeit grundsätzlich den Staat oder die Körperschaft, in deren Dienst
er steht. Bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit bleibt der Rückgriff vorbehalten.
Für den Anspruch auf Schadensersatz und für den Rückgriff darf der ordent-
liche Rechtsweg nicht ausgeschlossen werden.

Rechts- und Amtshilfe; Katastrophenhilfe
(1) Alle Behörden des Bundes und der Länder leisten sich gegenseitig Rechts-
und Amtshilfe.

(2) Zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit
oder Ordnung kann ein Land in Fällen von besonderer Bedeutung Kräfte und
Einrichtungen des Bundesgrenzschutzes zur Unterstützung seiner Polizei an-
fordern, wenn die Polizei ohne diese Unterstützung eine Aufgabe nicht oder
nur unter erheblichen Schwierigkeiten erfüllen könnte. Zur Hilfe bei einer
Naturkatastrophe oder bei einem besonders schweren Unglücksfall kann ein
Land Polizeikräfte anderer Länder, Kräfte und Einrichtungen anderer Verwal-
tungen sowie des Bundesgrenzschutzes und der Streitkräfte anfordern.

(3) Gefährdet die Naturkatastrophe oder der Unglücksfall das Gebiet mehr als
eines Landes, so kann die Bundesregierung, soweit es zur wirksamen Bekämp-
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fung erforderlich ist, den Landesregierungen die Weisung erteilen, Polizeikräfte
anderen Ländern zur Verfügung zu stellen, sowie Einheiten des Bundesgrenz-
schutzes und der Streitkräfte zur Unterstützung der Polizeikräfte einsetzen.
Maßnahmen der Bundesregierung nach Satz 1 sind jederzeit auf Verlangen des
Bundesrates, im übrigen unverzüglich nach Beseitigung der Gefahr aufzuheben.

Personal der Bundesbehörden
(1) Bei den obersten Bundesbehörden sind Beamte aus allen Ländern in an-
gemessenem Verhältnis zu verwenden. Die bei den übrigen Bundesbehörden
beschäftigten Personen sollen in der Regel aus dem Lande genommen wer-
den, in dem sie tätig sind.

(2) Die Wehrgesetze haben auch die Gliederung des Bundes in Länder und
ihre besonderen landsmannschaftlichen Verhältnisse zu berücksichtigen.

Bundeszwang
(1) Wenn ein Land die ihm nach dem Grundgesetze oder einem anderen
Bundesgesetze obliegenden Bundespflichten nicht erfüllt, kann die Bundes-
regierung mit Zustimmung des Bundesrates die notwendigen Maßnahmen
treffen, um das Land im Wege des Bundeszwanges zur Erfüllung seiner Pflich-
ten anzuhalten.

(2) Zur Durchführung des Bundeszwanges hat die Bundesregierung oder 
ihr Beauftragter das Weisungsrecht gegenüber allen Ländern und ihren 
Behörden.

III. Der Bundestag

Wahlrechtsgrundsätze; Rechtstellung der Abgeordneten
(1) Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in allgemeiner, un-
mittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. Sie sind Vertreter des
ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem
Gewissen unterworfen.

(2) Wahlberechtigt ist, wer das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat; wähl-
bar ist, wer das Alter erreicht hat, mit dem die Volljährigkeit eintritt.

(3) Das Nähere bestimmt ein Bundesgesetz.

Wahlperiode – Zusammentritt – Einberufung
(1) Der Bundestag wird, vorbehaltlich der nachfolgenden Bestimmungen, auf
vier Jahre gewählt. Seine Wahlperiode endet mit dem Zusammentritt eines
neuen Bundestages. Die Neuwahl findet frühestens sechsundvierzig, spätes-
tens achtundvierzig Monate nach Beginn der Wahlperiode statt. Im Falle ei-
ner Auflösung des Bundestages findet die Neuwahl innerhalb von sechzig
Tagen statt.
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(2) Der Bundestag tritt spätestens am dreißigsten Tage nach der Wahl zusam-
men.

(3) Der Bundestag bestimmt den Schluss und den Wiederbeginn seiner Sit-
zungen. Der Präsident des Bundestages kann ihn früher einberufen. Er ist hier-
zu verpflichtet, wenn ein Drittel der Mitglieder, der Bundespräsident oder der
Bundeskanzler es verlangen.

Präsidium; Geschäftsordnung
(1) Der Bundestag wählt seinen Präsidenten, dessen Stellvertreter und die
Schriftführer. Er gibt sich eine Geschäftsordnung.

(2) Der Präsident übt das Hausrecht und die Polizeigewalt im Gebäude des
Bundestages aus. Ohne seine Genehmigung darf in den Räumen des Bun-
destages keine Durchsuchung oder Beschlagnahme stattfinden.

Wahlprüfung
(1) Die Wahlprüfung ist Sache des Bundestages. Er entscheidet auch, ob ein
Abgeordneter des Bundestages die Mitgliedschaft verloren hat.

(2) Gegen die Entscheidung des Bundestages ist die Beschwerde an das Bundes-
verfassungsgericht zulässig.

(3) Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

Öffentliche Sitzungen; Mehrheitsbeschlüsse
(1) Der Bundestag verhandelt öffentlich. Auf Antrag eines Zehntels seiner Mit-
glieder oder auf Antrag der Bundesregierung kann mit Zweidrittelmehrheit
die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Über den Antrag wird in nicht-
öffentlicher Sitzung entschieden.

(2) Zu einem Beschlusse des Bundestages ist die Mehrheit der abgegebenen
Stimmen erforderlich, soweit dieses Grundgesetz nichts anderes bestimmt.
Für die vom Bundestage vorzunehmenden Wahlen kann die Geschäftsord-
nung Ausnahmen zulassen.

(3) Wahrheitsgetreue Berichte über die öffentlichen Sitzungen des Bundes-
tages und seiner Ausschüsse bleiben von jeder Verantwortlichkeit frei.

Anwesenheit der Regierungs- und Bundesratsmitglieder
(1) Der Bundestag und seine Ausschüsse können die Anwesenheit jedes Mit-
gliedes der Bundesregierung verlangen.

(2) Die Mitglieder des Bundesrates und der Bundesregierung sowie ihre Beauf-
tragten haben zu allen Sitzungen des Bundestages und seiner Ausschüsse Zu-
tritt. Sie müssen jederzeit gehört werden.
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Untersuchungsausschüsse
(1) Der Bundestag hat das Recht und auf Antrag eines Viertels seiner Mitglie-
der die Pflicht, einen Untersuchungsausschuss einzusetzen, der in öffentlicher
Verhandlung die erforderlichen Beweise erhebt. Die Öffentlichkeit kann aus-
geschlossen werden.

(2) Auf Beweiserhebungen finden die Vorschriften über den Strafprozeß sinn-
gemäß Anwendung. Das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis bleibt un-
berührt.

(3) Gerichte und Verwaltungsbehörden sind zur Rechts- und Amtshilfe ver-
pflichtet.

(4) Die Beschlüsse der Untersuchungsausschüsse sind der richterlichen Erör-
terung entzogen. In der Würdigung und Beurteilung des der Untersuchung
zugrunde liegenden Sachverhaltes sind die Gerichte frei.

Ausschuss für Angelegenheiten der Europäischen Union
Der Bundestag bestellt einen Ausschuss für die Angelegenheiten der Euro-
päischen Union. Er kann ihn ermächtigen, die Rechte des Bundestages gemäß
Artikel 23 gegenüber der Bundesregierung wahrzunehmen.

Ausschüsse für Auswärtiges und für Verteidigung
(1) Der Bundestag bestellt einen Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten
und einen Ausschuss für Verteidigung.

(2) Der Ausschuss für Verteidigung hat auch die Rechte eines Untersu-
chungsausschusses. Auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder hat er die Pflicht,
eine Angelegenheit zum Gegenstand seiner Untersuchung zu machen.

(3) Artikel 44 Abs. 1 findet auf dem Gebiet der Verteidigung keine Anwendung.

Wehrbeauftragter
Zum Schutz der Grundrechte und als Hilfsorgan des Bundestages bei der Aus-
übung der parlamentarischen Kontrolle wird ein Wehrbeauftragter des Bun-
destages berufen. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

Petitionsausschuss
(1) Der Bundestag bestellt einen Petitionsausschuss, dem die Behandlung der
nach Artikel 17 an den Bundestag gerichteten Bitten und Beschwerden obliegt.

(2) Die Befugnisse des Ausschusses zur Überprüfung von Beschwerden re-
gelt ein Bundesgesetz.

Indemnität und Immunität der Abgeordneten
(1) Ein Abgeordneter darf zu keiner Zeit wegen seiner Abstimmung oder we-
gen einer Äußerung, die er im Bundestage oder in einem seiner Ausschüsse
getan hat, gerichtlich oder dienstlich verfolgt oder sonst außerhalb des Bun-
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destages zur Verantwortung gezogen werden. Dies gilt nicht für verleumde-
rische Beleidigungen.

(2) Wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung darf ein Abgeordneter nur
mit Genehmigung des Bundestages zur Verantwortung gezogen oder ver-
haftet werden, es sei denn, dass er bei Begehung der Tat oder im Laufe des
folgenden Tages festgenommen wird.

(3) Die Genehmigung des Bundestages ist ferner bei jeder anderen Be-
schränkung der persönlichen Freiheit eines Abgeordneten oder zur Einleitung
eines Verfahrens gegen einen Abgeordneten gemäß Artikel 18 erforderlich.

(4) Jedes Strafverfahren und jedes Verfahren gemäß Artikel 18 gegen einen
Abgeordneten, jede Haft und jede sonstige Beschränkung seiner persönlichen
Freiheit sind auf Verlangen des Bundestages auszusetzen.

Zeugnisverweigerungsrecht der Abgeordneten
Die Abgeordneten sind berechtigt, über Personen, die ihnen in ihrer Eigen-
schaft als Abgeordnete oder denen sie in dieser Eigenschaft Tatsachen anver-
traut haben, sowie über diese Tatsachen selbst das Zeugnis zu verweigern. So-
weit dieses Zeugnisverweigerungsrecht reicht, ist die Beschlagnahme von
Schriftstücken unzulässig.

Kandidatur – Mandatsschutz – Entschädigung
(1) Wer sich um einen Sitz im Bundestage bewirbt, hat Anspruch auf den zur
Vorbereitung seiner Wahl erforderlichen Urlaub.

(2) Niemand darf gehindert werden, das Amt eines Abgeordneten zu über-
nehmen und auszuüben. Eine Kündigung oder Entlassung aus diesem Grunde
ist unzulässig.

(3) Die Abgeordneten haben Anspruch auf eine angemessene, ihre Unab-
hängigkeit sichernde Entschädigung. Sie haben das Recht der freien Benut-
zung aller staatlichen Verkehrsmittel. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.
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IV. Der Bundesrat

Aufgabe
Durch den Bundesrat wirken die Länder bei der Gesetzgebung und Verwal-
tung des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit.

Zusammensetzung; Stimmenverhältnis
(1) Der Bundesrat besteht aus Mitgliedern der Regierungen der Länder, die sie
bestellen und abberufen. Sie können durch andere Mitglieder ihrer Regie-
rungen vertreten werden.

(2) Jedes Land hat mindestens drei Stimmen, Länder mit mehr als zwei 
Millionen Einwohnern haben vier, Länder mit mehr als sechs Millionen 
Einwohnern fünf, Länder mit mehr als sieben Millionen Einwohnern sechs
Stimmen.

(3) Jedes Land kann so viele Mitglieder entsenden, wie es Stimmen hat. Die
Stimmen eines Landes können nur einheitlich und nur durch anwesende Mit-
glieder oder deren Vertreter abgegeben werden.

Präsident; Einberufung von Sitzungen; Beschlussfassung
(1) Der Bundesrat wählt seinen Präsidenten auf ein Jahr.

(2) Der Präsident beruft den Bundesrat ein. Er hat ihn einzuberufen, wenn die
Vertreter von mindestens zwei Ländern oder die Bundesregierung es verlangen.

(3) Der Bundesrat fasst seine Beschlüsse mit mindestens der Mehrheit seiner
Stimmen. Er gibt sich eine Geschäftsordnung. Er verhandelt öffentlich. Die 
Öffentlichkeit kann ausgeschlossen werden.

(3a) Für Angelegenheiten der Europäischen Union kann der Bundesrat eine
Europakammer bilden, deren Beschlüsse als Beschlüsse des Bundesrates gel-
ten; Artikel 51 Abs. 2 und 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Den Ausschüssen des Bundesrates können andere Mitglieder oder Beauf-
tragte der Regierungen der Länder angehören.

Beteiligung der Bundesregierung
Die Mitglieder der Bundesregierung haben das Recht und auf Verlangen die
Pflicht, an den Verhandlungen des Bundesrates und seiner Ausschüsse teilzu-
nehmen. Sie müssen jederzeit gehört werden. Der Bundesrat ist von der Bun-
desregierung über die Führung der Geschäfte auf dem Laufenden zu halten. 
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IVa. Gemeinsamer Ausschuss

Zusammensetzung; Informationspflicht der Bundesregierung
(1) Der Gemeinsame Ausschuss besteht zu zwei Dritteln aus Abgeordneten
des Bundestages, zu einem Drittel aus Mitgliedern des Bundesrates. Die Ab-
geordneten werden vom Bundestage entsprechend dem Stärkeverhältnis
der Fraktionen bestimmt; sie dürfen nicht der Bundesregierung angehören.
Jedes Land wird durch ein von ihm bestelltes Mitglied des Bundesrates ver-
treten; diese Mitglieder sind nicht an Weisungen gebunden. Die Bildung des
Gemeinsamen Ausschusses und sein Verfahren werden durch eine Geschäfts-
ordnung geregelt, die vom Bundestage zu beschließen ist und der Zustimmung
des Bundesrates bedarf.

(2) Die Bundesregierung hat den Gemeinsamen Ausschuss über ihre Planun-
gen für den Verteidigungsfall zu unterrichten. Die Rechte des Bundestages
und seiner Ausschüsse nach Artikel 43 Abs. 1 bleiben unberührt.

V. Der Bundespräsident

Wahl durch die Bundesversammlung, Amtsdauer
(1) Der Bundespräsident wird ohne Aussprache von der Bundesversamm-
lung gewählt. Wählbar ist jeder Deutsche, der das Wahlrecht zum Bundestage
besitzt und das vierzigste Lebensjahr vollendet hat.

(2) Das Amt des Bundespräsidenten dauert fünf Jahre. Anschließende Wie-
derwahl ist nur einmal zulässig.

(3) Die Bundesversammlung besteht aus den Mitgliedern des Bundestages
und einer gleichen Anzahl von Mitgliedern, die von den Volksvertretungen der
Länder nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt werden.

(4) Die Bundesversammlung tritt spätestens dreißig Tage vor Ablauf der Amts-
zeit des Bundespräsidenten, bei vorzeitiger Beendigung spätestens dreißig
Tage nach diesem Zeitpunkt zusammen. Sie wird von dem Präsidenten des
Bundestages einberufen.

(5) Nach Ablauf der Wahlperiode beginnt die Frist des Absatzes 4 Satz 1 mit
dem ersten Zusammentritt des Bundestages.

(6) Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder der Bundes-
versammlung erhält. Wird diese Mehrheit in zwei Wahlgängen von keinem
Bewerber erreicht, so ist gewählt, wer in einem weiteren Wahlgang die mei-
sten Stimmen auf sich vereinigt.

(7) Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.
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Unvereinbarkeiten
(1) Der Bundespräsident darf weder der Regierung noch einer gesetzgeben-
den Körperschaft des Bundes oder eines Landes angehören.

(2) Der Bundespräsident darf kein anderes besoldetes Amt, kein Gewerbe und
keinen Beruf ausüben und weder der Leitung noch dem Aufsichtsrate eines
auf Erwerb gerichteten Unternehmens angehören.

Amtseid
Der Bundespräsident leistet bei seinem Amtsantritt vor den versammelten Mit-
gliedern des Bundestages und des Bundesrates folgenden Eid:

„Ich schwöre, dass ich meine Kraft dem Wohle des deutschen
Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wen-
den, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wahren und
verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und 
Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott
helfe.“

Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden.

Vertretung
Die Befugnisse des Bundespräsidenten werden im Falle seiner Verhinderung
oder bei vorzeitiger Erledigung des Amtes durch den Präsidenten des Bundes-
rates wahrgenommen. 

Gegenzeichnung
Anordnungen und Verfügungen des Bundespräsidenten bedürfen zu ihrer
Gültigkeit der Gegenzeichnung durch den Bundeskanzler oder durch den
zuständigen Bundesminister. Dies gilt nicht für die Ernennung und Entlassung
des Bundeskanzlers, die Auflösung des Bundestages gemäß Artikel 63 und
das Ersuchen gemäß Artikel 69 Abs. 3.

Völkerrechtliche Vertretung des Bundes; Vertragsgesetz
(1) Der Bundespräsident vertritt den Bund völkerrechtlich. Er schließt im 
Namen des Bundes die Verträge mit auswärtigen Staaten. Er beglaubigt und
empfängt die Gesandten.

(2) Verträge, welche die politischen Beziehungen des Bundes regeln oder sich
auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen, bedürfen der Zustim-
mung oder der Mitwirkung der jeweils für die Bundesgesetzgebung zustän-
digen Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes. Für Verwaltungsab-
kommen gelten die Vorschriften über die Bundesverwaltung entsprechend.
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Beamtenernennung; Begnadigungsrecht; Immunität
(1) Der Bundespräsident ernennt und entlässt die Bundesrichter, die Bundes-
beamten, die Offiziere und Unteroffiziere, soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist.

(2) Er übt im Einzelfalle für den Bund das Begnadigungsrecht aus.

(3) Er kann diese Befugnisse auf andere Behörden übertragen.

(4) Die Absätze 2 bis 4 des Artikels 46 finden auf den Bundespräsidenten ent-
sprechende Anwendung.

Anklage vor dem Bundesverfassungsgericht
(1) Der Bundestag oder der Bundesrat können den Bundespräsidenten we-
gen vorsätzlicher Verletzung des Grundgesetzes oder eines anderen Bundes-
gesetzes vor dem Bundesverfassungsgericht anklagen. Der Antrag auf Erhe-
bung der Anklage muss von mindestens einem Viertel der Mitglieder des
Bundestages oder einem Viertel der Stimmen des Bundesrates gestellt wer-
den. Der Beschluss auf Erhebung der Anklage bedarf der Mehrheit von zwei
Dritteln der Mitglieder des Bundestages oder von zwei Dritteln der Stimmen
des Bundesrates. Die Anklage wird von einem Beauftragten der anklagen-
den Körperschaft vertreten.

(2) Stellt das Bundesverfassungsgericht fest, dass der Bundespräsident einer
vorsätzlichen Verletzung des Grundgesetzes oder eines anderen Bundesge-
setzes schuldig ist, so kann es ihn des Amtes für verlustig erklären. Durch einst-
weilige Anordnung kann es nach der Erhebung der Anklage bestimmen, dass
er an der Ausübung seines Amtes verhindert ist.

VI. Die Bundesregierung

Zusammensetzung
Die Bundesregierung besteht aus dem Bundeskanzler und aus den Bundes-
ministern.

Wahl und Ernennung des Bundeskanzlers
(1) Der Bundeskanzler wird auf Vorschlag des Bundespräsidenten vom 
Bundestage ohne Aussprache gewählt.

(2) Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des Bundesta-
ges auf sich vereinigt. Der Gewählte ist vom Bundespräsidenten zu ernennen.

(3) Wird der Vorgeschlagene nicht gewählt, so kann der Bundestag binnen
vierzehn Tagen nach dem Wahlgange mit mehr als der Hälfte seiner Mitglie-
der einen Bundeskanzler wählen.
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(4) Kommt eine Wahl innerhalb dieser Frist nicht zustande, so findet unver-
züglich ein neuer Wahlgang statt, in dem gewählt ist, wer die meisten Stim-
men erhält. Vereinigt der Gewählte die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder
des Bundestages auf sich, so muss der Bundespräsident ihn binnen sieben 
Tagen nach der Wahl ernennen. Erreicht der Gewählte diese Mehrheit nicht,
so hat der Bundespräsident binnen sieben Tagen entweder ihn zu ernennen
oder den Bundestag aufzulösen.

Ernennung und Entlassung der Bundesminister; Amtseid
(1) Die Bundesminister werden auf Vorschlag des Bundeskanzlers vom 
Bundespräsidenten ernannt und entlassen.

(2) Der Bundeskanzler und die Bundesminister leisten bei der Amtsübernah-
me vor dem Bundestage den in Artikel 56 vorgesehenen Eid.

Verantwortungsverteilung in der Bundesregierung; 
Richtlinienkompetenz des Bundeskanzlers
Der Bundeskanzler bestimmt die Richtlinien der Politik und trägt dafür die
Verantwortung. Innerhalb dieser Richtlinien leitet jeder Bundesminister sei-
nen Geschäftsbereich selbstständig und unter eigener Verantwortung. Über
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Bundesministern entscheidet die
Bundesregierung. Der Bundeskanzler leitet ihre Geschäfte nach einer von der
Bundesregierung beschlossenen und vom Bundespräsidenten genehmigten
Geschäftsordnung.

Befehls- und Kommandogewalt über die Streitkräfte
(1) Der Bundesminister für Verteidigung hat die Befehls- und Kommandoge-
walt über die Streitkräfte.

(2) aufgehoben

Unvereinbarkeiten
Der Bundeskanzler und die Bundesminister dürfen kein anderes besoldetes
Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf ausüben und weder der Leitung noch
ohne Zustimmung des Bundestages dem Aufsichtsrate eines auf Erwerb ge-
richteten Unternehmens angehören.

Misstrauensvotum
(1) Der Bundestag kann dem Bundeskanzler das Misstrauen nur dadurch aus-
sprechen, dass er mit der Mehrheit seiner Mitglieder einen Nachfolger wählt
und den Bundespräsidenten ersucht, den Bundeskanzler zu entlassen. Der Bun-
despräsident muss dem Ersuchen entsprechen und den Gewählten ernennen.

(2) Zwischen dem Antrage und der Wahl müssen achtundvierzig Stunden
liegen.
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Vertrauensfrage; Auflösung des Bundestages
(1) Findet ein Antrag des Bundeskanzlers, ihm das Vertrauen auszusprechen,
nicht die Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages, so kann
der Bundespräsident auf Vorschlag des Bundeskanzlers binnen einundzwan-
zig Tagen den Bundestag auflösen. Das Recht zur Auflösung erlischt, sobald
der Bundestag mit der Mehrheit seiner Mitglieder einen anderen Bundeskanzler
wählt.

(2) Zwischen dem Antrage und der Abstimmung müssen achtundvierzig 
Stunden liegen.

Stellvertreter des Bundeskanzlers; 
Amtsdauer der Regierungsmitglieder
(1) Der Bundeskanzler ernennt einen Bundesminister zu seinem Stellvertreter.

(2) Das Amt des Bundeskanzlers oder eines Bundesministers endigt in jedem
Falle mit dem Zusammentritt eines neuen Bundestages, das Amt eines 
Bundesministers auch mit jeder anderen Erledigung des Amtes des Bundes-
kanzlers.

(3) Auf Ersuchen des Bundespräsidenten ist der Bundeskanzler, auf Ersuchen
des Bundeskanzlers oder des Bundespräsidenten ein Bundesminister verpflichtet,
die Geschäfte bis zur Ernennung seines Nachfolgers weiterzuführen.

VII. Die Gesetzgebung des Bundes

Gesetzgebungsrecht der Länder
(1) Die Länder haben das Recht der Gesetzgebung, soweit dieses Grundge-
setz nicht dem Bunde Gesetzgebungsbefugnisse verleiht.

(2) Die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern bemißt
sich nach den Vorschriften dieses Grundgesetzes über die ausschließliche und
die konkurrierende Gesetzgebung.

Ausschließliche Gesetzgebung des Bundes
Im Bereiche der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes haben die Länder
die Befugnis zur Gesetzgebung nur, wenn und soweit sie hierzu in einem Bun-
desgesetze ausdrücklich ermächtigt werden.

Konkurrierende Gesetzgebung
(1) Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung haben die Länder die Be-
fugnis zur Gesetzgebung, solange und soweit der Bund von seiner Gesetz-
gebungszuständigkeit nicht durch Gesetz Gebrauch macht.
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(2) Der Bund hat in diesem Bereiche das Gesetzgebungsrecht, wenn und so-
weit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder
die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Inte-
resse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht.

(3) Durch Bundesgesetz kann bestimmt werden, dass eine bundesgesetzliche
Regelung, für die eine Erforderlichkeit im Sinne des Absatzes 2 nicht mehr be-
steht, durch Landesrecht ersetzt werden kann.

Gegenstände der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes
Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über:

1. die auswärtigen Angelegenheiten sowie die Verteidigung einschließlich
des Schutzes der Zivilbevölkerung;

2. die Staatsangehörigkeit im Bunde;
3. die Freizügigkeit, das Passwesen, die Ein- und Auswanderung und die

Auslieferung;

4. das Währungs-, Geld- und Münzwesen, Maße und Gewichte sowie die
Zeitbestimmung;

5. die Einheit des Zoll- und Handelsgebietes, die Handels- und Schiffahrts-
verträge, die Freizügigkeit des Warenverkehrs und den Waren- und 
Zahlungsverkehr mit dem Auslande einschließlich des Zoll- und Grenz-
schutzes;

6. den Luftverkehr;

6a. den Verkehr von Eisenbahnen, die ganz oder mehrheitlich im Eigentum
des Bundes stehen (Eisenbahnen des Bundes), den Bau, die Unterhaltung
und das Betreiben von Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes
sowie die Erhebung von Entgelten für die Benutzung dieser Schienen-
wege;

7. das Postwesen und die Telekommunikation;

8. die Rechtsverhältnisse der im Dienste des Bundes und der bundes-
unmittelbaren Körperschaften des öffentlichen Rechtes stehenden 
Personen;

9. den gewerblichen Rechtsschutz, das Urheberrecht und das Verlagsrecht; 

10. die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder
a) in der Kriminalpolizei,
b) zum Schutze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, des

Bestandes und der Sicherheit des Bundes oder eines Landes (Verfas-
sungsschutz) und
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c) zum Schutze gegen Bestrebungen im Bundesgebiet, die durch An-
wendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshand-
lungen auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefähr-
den, 

sowie die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes und die inter-
nationale Verbrechensbekämpfung; 

11. die Statistik für Bundeszwecke.

Gegenstände der konkurrierenden Gesetzgebung
(1) Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich auf folgende Gebiete:

1. das bürgerliche Recht, das Strafrecht und den Strafvollzug, die Ge-
richtsverfassung, das gerichtliche Verfahren, die Rechtsanwaltschaft, das
Notariat und die Rechtsberatung;

2. das Personenstandswesen;

3. das Vereins- und Versammlungsrecht;

4. das Aufenthalts- und Niederlassungsrecht der Ausländer;

4a. das Waffen- und das Sprengstoffrecht;

5. (aufgehoben)

6. die Angelegenheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen;

7. die öffentliche Fürsorge;

8. (aufgehoben)

9. die Kriegsschäden und die Wiedergutmachung; 

10. die Versorgung der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen und
die Fürsorge für die ehemaligen Kriegsgefangenen; 

10a. die Kriegsgräber und Gräber anderer Opfer des Krieges und Opfer von
Gewaltherrschaft;

11. das Recht der Wirtschaft (Bergbau, Industrie, Energiewirtschaft, Hand-
werk, Gewerbe, Handel, Bank- und Börsenwesen, Privatrechtliches Ver-
sicherungswesen);

11a. die Erzeugung und Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken, die
Errichtung und den Betrieb von Anlagen, die diesen Zwecken dienen, den
Schutz gegen Gefahren, die bei Freiwerden von Kernenergie oder durch
ionisierende Strahlen entstehen, und die Beseitigung radioaktiver Stoffe;

12. das Arbeitsrecht einschließlich der Betriebsverfassung, des Arbeitsschutzes
und der Arbeitsvermittlung sowie die Sozialversicherung einschließlich
der Arbeitslosenversicherung;
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13. die Regelung der Ausbildungsbeihilfen und die Förderung der wissen-
schaftlichen Forschung;

14. das Recht der Enteignung, soweit sie auf den Sachgebieten der Artikel
73 und 74 in Betracht kommt;

15. die Überführung von Grund und Boden, von Naturschätzen und Pro-
duktionsmitteln in Gemeineigentum oder in andere Formen der Ge-
meinwirtschaft;

16. die Verhütung des Mißbrauchs wirtschaftlicher Machtstellung;

17. die Förderung der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung, die Siche-
rung der Ernährung, die Ein- und Ausfuhr land- und forstwirtschaftlicher
Erzeugnisse, die Hochsee- und Küstenfischerei und den Küstenschutz;

18. den Grundstücksverkehr, das Bodenrecht (ohne das Recht auf Er-
schließungsbeiträge) und das landwirtschaftliche Pachtwesen, das Woh-
nungswesen, das Siedlungs- und Heimstättenwesen;

19. die Maßnahmen gegen gemeingefährliche und übertragbare Krankhei-
ten bei Menschen und Tieren, die Zulassung zu ärztlichen und anderen
Heilberufen und zum Heilgewerbe, den Verkehr mit Arzneien, Heil- und
Betäubungsmitteln und Giften;

19a. die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhäuser und die Regelung der
Krankenhauspflegesätze;

20. den Schutz beim Verkehr mit Lebens- und Genussmitteln, Bedarfsge-
genständen, Futtermitteln und land- und forstwirtschaftlichem Saat- und
Pflanzgut, den Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge
sowie den Tierschutz;

21. die Hochsee- und Küstenschiffahrt sowie die Seezeichen, die Binnen-
schiffahrt, den Wetterdienst, die Seewasserstraßen und die dem allge-
meinen Verkehr dienenden Binnenwasserstraßen;

22. den Straßenverkehr, das Kraftfahrwesen, den Bau und die Unterhaltung
von Landstraßen für den Fernverkehr sowie die Erhebung und Verteilung
von Gebühren für die Benutzung öffentlicher Straßen mit Fahrzeugen;

23. die Schienenbahnen, die nicht Eisenbahnen des Bundes sind, mit Aus-
nahme der Bergbahnen;

24. die Abfallbeseitigung, die Luftreinhaltung und die Lärmbekämpfung.

25. die Staatshaftung;

26. die künstliche Befruchtung beim Menschen, die Untersuchung und die
künstliche Veränderung von Erbinformationen sowie Regelungen zur
Transplantation von Organen und Geweben.
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(2) Gesetze nach Absatz 1 Nr. 25 bedürfen der Zustimmung des Bundesrates.

Besoldung und Versorgung im öffentlichen Dienst
(1) Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich ferner auf die Besoldung
und Versorgung der Angehörigen des öffentlichen Dienstes, die in einem öf-
fentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis stehen, soweit dem Bund nicht
nach Artikel 73 Nr. 8 die ausschließliche Gesetzgebung zusteht.

(2) Bundesgesetze nach Absatz 1 bedürfen der Zustimmung des Bundesrates.

(3) Der Zustimmung des Bundesrates bedürfen auch Bundesgesetze nach Ar-
tikel 73 Nr. 8, soweit sie andere Maßstäbe für den Aufbau oder die Bemes-
sung der Besoldung und Versorgung einschließlich der Bewertung der Ämter
oder andere Mindest- oder Höchstbeträge vorsehen als Bundesgesetze nach
Absatz 1.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Besoldung und Versor-
gung der Landesrichter. Für Gesetze nach Artikel 98 Abs. 1 gilt Absatz 3 ent-
sprechend.

Rahmengesetzgebung des Bundes
(1) Der Bund hat das Recht, unter den Voraussetzungen des Artikels 72 Rah-
menvorschriften für die Gesetzgebung der Länder zu erlassen über:

1. die Rechtsverhältnisse der im öffentlichen Dienste der Länder, Gemein-
den und anderen Körperschaften des öffentlichen Rechtes stehenden
Personen, soweit Artikel 74 a nichts anderes bestimmt;

1a. die allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens;

2. die allgemeinen Rechtsverhältnisse der Presse;

3. das Jagdwesen, den Naturschutz und die Landschaftspflege;

4. die Bodenverteilung, die Raumordnung und den Wasserhaushalt;

5. das Melde- und Ausweiswesen;

6. den Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung ins Ausland. 
Artikel 72 Abs. 3 gilt entsprechend.

(2) Rahmenvorschriften dürfen nur in Ausnahmefällen in Einzelheiten gehende
oder unmittelbar geltende Regelungen enthalten.

(3) Erlässt der Bund Rahmenvorschriften, so sind die Länder verpflichtet, in-
nerhalb einer durch das Gesetz bestimmten angemessenen Frist die erfor-
derlichen Landesgesetze zu erlassen.

Einbringung von Gesetzesvorlagen
(1) Gesetzesvorlagen werden beim Bundestage durch die Bundesregierung,
aus der Mitte des Bundestages oder durch den Bundesrat eingebracht.
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(2) Vorlagen der Bundesregierung sind zunächst dem Bundesrate zuzuleiten.
Der Bundesrat ist berechtigt, innerhalb von sechs Wochen zu diesen Vorla-
gen Stellung zu nehmen. Verlangt er aus wichtigem Grunde, insbesondere
mit Rücksicht auf den Umfang einer Vorlage, eine Fristverlängerung, so be-
trägt die Frist neun Wochen. Die Bundesregierung kann eine Vorlage, die
sie bei der Zuleitung an den Bundesrat ausnahmsweise als besonders eilbe-
dürftig bezeichnet hat, nach drei Wochen oder, wenn der Bundesrat ein Ver-
langen nach Satz 3 geäußert hat, nach sechs Wochen dem Bundestag zu-
leiten, auch wenn die Stellungnahme des Bundesrates noch nicht bei ihr ein-
gegangen ist; sie hat die Stellungnahme des Bundesrates unverzüglich nach
Eingang dem Bundestage nachzureichen. Bei Vorlagen zur Änderung dieses
Grundgesetzes und zur Übertragung von Hoheitsrechten nach Artikel 23 oder
Artikel 24 beträgt die Frist zur Stellungnahme neun Wochen; Satz 4 findet
keine Anwendung.

(3) Vorlagen des Bundesrates sind dem Bundestage durch die Bundesregie-
rung innerhalb von sechs Wochen zuzuleiten. Sie soll hierbei ihre Auffassung
darlegen. Verlangt sie aus wichtigem Grunde, insbesondere mit Rücksicht auf
den Umfang einer Vorlage, eine Fristverlängerung, so beträgt die Frist neun
Wochen. Wenn der Bundesrat eine Vorlage ausnahmsweise als besonders eil-
bedürftig bezeichnet hat, beträgt die Frist drei Wochen oder, wenn die Bun-
desregierung ein Verlangen nach Satz 3 geäußert hat, sechs Wochen. Bei Vor-
lagen zur Änderung des Grundgesetzes und zur Übertragung von Hoheits-
rechten nach Artikel 23 oder Artikel 24 beträgt die Frist neun Wochen; Satz
4 findet keine Anwendung. Der Bundestag hat über die Vorlagen in ange-
messener Frist zu beraten und Beschluss zu fassen.

Gesetzgebungsverfahren; Vermittlungsausschuss
(1) Die Bundesgesetze werden vom Bundestage beschlossen. Sie sind nach 
ihrer Annahme durch den Präsidenten des Bundestages unverzüglich dem
Bundesrate zuzuleiten.

(2) Der Bundesrat kann binnen drei Wochen nach Eingang des Gesetzesbe-
schlusses verlangen, dass ein aus Mitgliedern des Bundestages und des Bundes-
rates für die gemeinsame Beratung von Vorlagen gebildeter Ausschuss einbe-
rufen wird. Die Zusammensetzung und das Verfahren dieses Ausschusses re-
gelt eine Geschäftsordnung, die vom Bundestag beschlossen wird und der
Zustimmung des Bundesrates bedarf. Die in diesen Ausschuss entsandten
Mitglieder des Bundesrates sind nicht an Weisungen gebunden. Ist zu einem
Gesetze die Zustimmung des Bundesrates erforderlich, so können auch der
Bundestag und die Bundesregierung die Einberufung verlangen. Schlägt
der Ausschuss eine Änderung des Gesetzesbeschlusses vor, so hat der Bun-
destag erneut Beschluss zu fassen.

(2a) Soweit zu einem Gesetz die Zustimmung des Bundesrates erforderlich ist,
hat der Bundesrat, wenn ein Verlangen nach Absatz 2 Satz 1 nicht gestellt
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oder das Vermittlungsverfahren ohne einen Vorschlag zur Änderung des Ge-
setzesbeschlusses beendet ist, in angemessener Frist über die Zustimmung Be-
schluss zu fassen.

(3) Soweit zu einem Gesetze die Zustimmung des Bundesrates nicht erforder-
lich ist, kann der Bundesrat, wenn das Verfahren nach Absatz 2 beendigt
ist, gegen ein vom Bundestage beschlossenes Gesetz binnen zwei Wochen
Einspruch einlegen. Die Einspruchsfrist beginnt im Falle des Absatzes 2 letz-
ter Satz mit dem Eingange des vom Bundestage erneut gefassten Beschlus-
ses, in allen anderen Fällen mit dem Eingange der Mitteilung des Vorsitzen-
den des in Absatz 2 vorgesehenen Ausschusses, dass das Verfahren vor dem
Ausschusse abgeschlossen ist.

(4) Wird der Einspruch mit der Mehrheit der Stimmen des Bundesrates be-
schlossen, so kann er durch Beschluss der Mehrheit der Mitglieder des Bun-
destages zurückgewiesen werden. Hat der Bundesrat den Einspruch mit einer
Mehrheit von mindestens zwei Dritteln seiner Stimmen beschlossen, so bedarf
die Zurückweisung durch den Bundestag einer Mehrheit von zwei Dritteln,
mindestens der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages.

Zustandekommen der Bundesgesetze
Ein vom Bundestage beschlossenes Gesetz kommt zustande, wenn der Bun-
desrat zustimmt, den Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 nicht stellt, innerhalb
der Frist des Artikels 77 Abs. 3 keinen Einspruch einlegt oder ihn zurücknimmt
oder wenn der Einspruch vom Bundestage überstimmt wird.

Änderung des Grundgesetzes
(1) Das Grundgesetz kann nur durch ein Gesetz geändert werden, das den
Wortlaut des Grundgesetzes ausdrücklich ändert oder ergänzt. Bei völker-
rechtlichen Verträgen, die eine Friedensregelung, die Vorbereitung einer Frie-
densregelung oder den Abbau einer besatzungsrechtlichen Ordnung zum Ge-
genstand haben oder der Verteidigung der Bundesrepublik zu dienen bestimmt
sind, genügt zur Klarstellung, dass die Bestimmungen des Grundgesetzes dem
Abschluss und dem Inkraftsetzen der Verträge nicht entgegenstehen, eine Er-
gänzung des Wortlautes des Grundgesetzes, die sich auf diese Klarstellung
beschränkt.

(2) Ein solches Gesetz bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglie-
der des Bundestages und zwei Dritteln der Stimmen des Bundesrates.

(3) Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliederung des
Bundes in Länder, die grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetz-
gebung oder die in den Artikeln 1 und 20 niedergelegten Grundsätze berührt
werden, ist unzulässig.
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Erlass von Rechtsverordnungen
(1) Durch Gesetz können die Bundesregierung, ein Bundesminister oder die
Landesregierungen ermächtigt werden, Rechtsverordnungen zu erlassen. Da-
bei müssen Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Ermächtigung im Gesetze
bestimmt werden. Die Rechtsgrundlage ist in der Verordnung anzugeben. Ist
durch Gesetz vorgesehen, dass eine Ermächtigung weiter übertragen werden
kann, so bedarf es zur Übertragung der Ermächtigung einer Rechtsverordnung.

(2) Der Zustimmung des Bundesrates bedürfen, vorbehaltlich anderweitiger
bundesgesetzlicher Regelung, Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder
eines Bundesministers über Grundsätze und Gebühren für die Benutzung
der Einrichtungen des Postwesens und der Telekommunikation, über die
Grundsätze der Erhebung des Entgelts für die Benutzung der Einrichtungen
der Eisenbahnen des Bundes, über den Bau und Betrieb der Eisenbahnen,
sowie Rechtsverordnungen auf Grund von Bundesgesetzen, die der Zustim-
mung des Bundesrates bedürfen oder die von den Ländern im Auftrage des
Bundes oder als eigene Angelegenheit ausgeführt werden.

(3) Der Bundesrat kann der Bundesregierung Vorlagen für den Erlass von
Rechtsverordnungen zuleiten, die seiner Zustimmung bedürfen.

(4) Soweit durch Bundesgesetz oder auf Grund von Bundesgesetzen Landes-
regierungen ermächtigt werden, Rechtsverordnungen zu erlassen, sind die
Länder zu einer Regelung auch durch Gesetz befugt.

Spannungsfall
(1) Ist in diesem Grundgesetz oder in einem Bundesgesetz über die Verteidi-
gung einschließlich des Schutzes der Zivilbevölkerung bestimmt, dass Rechts-
vorschriften nur nach Maßgabe dieses Artikels angewandt werden dürfen, so
ist die Anwendung außer im Verteidigungsfalle nur zulässig, wenn der Bun-
destag den Eintritt des Spannungsfalles festgestellt oder wenn er der Anwen-
dung besonders zugestimmt hat. Die Feststellung des Spannungsfalles und die
besondere Zustimmung in den Fällen des Artikels 12a Abs. 5 Satz 1 und Abs.
6 Satz 2 bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen.

(2) Maßnahmen auf Grund von Rechtsvorschriften nach Absatz 1 sind auf-
zuheben, wenn der Bundestag es verlangt.

(3) Abweichend von Absatz 1 ist die Anwendung solcher Rechtsvorschriften
auch auf der Grundlage und nach Maßgabe eines Beschlusses zulässig, der
von einem internationalen Organ im Rahmen eines Bündnisvertrages mit Zu-
stimmung der Bundesregierung gefasst wird. Maßnahmen nach diesem Ab-
satz sind aufzuheben, wenn der Bundestag es mit der Mehrheit seiner Mit-
glieder verlangt.
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Gesetzgebungsnotstand
(1) Wird im Falle des Artikels 68 der Bundestag nicht aufgelöst, so kann der Bun-
despräsident auf Antrag der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesra-
tes für eine Gesetzesvorlage den Gesetzgebungsnotstand erklären, wenn der
Bundestag sie ablehnt, obwohl die Bundesregierung sie als dringlich bezeichnet
hat. Das Gleiche gilt, wenn eine Gesetzesvorlage abgelehnt worden ist, obwohl
der Bundeskanzler mit ihr den Antrag des Artikels 68 verbunden hatte.

(2) Lehnt der Bundestag die Gesetzesvorlage nach Erklärung des Gesetzge-
bungsnotstandes erneut ab oder nimmt er sie in einer für die Bundesregierung
als unannehmbar bezeichneten Fassung an, so gilt das Gesetz als zustande
gekommen, soweit der Bundesrat ihm zustimmt. Das Gleiche gilt, wenn die
Vorlage vom Bundestage nicht innerhalb von vier Wochen nach der erneu-
ten Einbringung verabschiedet wird.

(3) Während der Amtszeit eines Bundeskanzlers kann auch jede andere vom
Bundestage abgelehnte Gesetzesvorlage innerhalb einer Frist von sechs Mo-
naten nach der ersten Erklärung des Gesetzgebungsnotstandes gemäß Ab-
satz 1 und 2 verabschiedet werden. Nach Ablauf der Frist ist während der Amts-
zeit des gleichen Bundeskanzlers eine weitere Erklärung des Gesetzgebungs-
notstandes unzulässig.

(4) Das Grundgesetz darf durch ein Gesetz, das nach Absatz 2 zustande kommt,
weder geändert, noch ganz oder teilweise außer Kraft oder außer Anwen-
dung gesetzt werden.

Ausfertigung, Verkündung und In-Kraft-Treten von Gesetzen
(1) Die nach den Vorschriften dieses Grundgesetzes zustande gekommenen
Gesetze werden vom Bundespräsidenten nach Gegenzeichnung ausgefer-
tigt und im Bundesgesetzblatte verkündet. Rechtsverordnungen werden von
der Stelle, die sie erlässt, ausgefertigt und vorbehaltlich anderweitiger ge-
setzlicher Regelung im Bundesgesetzblatte verkündet.

(2) Jedes Gesetz und jede Rechtsverordnung soll den Tag des In-Kraft-Tretens
bestimmen. Fehlt eine solche Bestimmung, so treten sie mit dem vierzehnten
Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das Bundesgesetzblatt ausge-
geben worden ist.
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VIII. Die Ausführung der Bundesgesetze 
und die Bundesverwaltung

Ausführung durch die Länder
Die Länder führen die Bundesgesetze als eigene Angelegenheit aus, soweit
dieses Grundgesetz nichts anderes bestimmt oder zulässt.

Landeseigene Verwaltung; Bundesaufsicht
(1) Führen die Länder die Bundesgesetze als eigene Angelegenheit aus, so regeln
sie die Einrichtung der Behörden und das Verwaltungsverfahren, soweit nicht
Bundesgesetze mit Zustimmung des Bundesrates etwas anderes bestimmen.

(2) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine
Verwaltungsvorschriften erlassen.

(3) Die Bundesregierung übt die Aufsicht darüber aus, dass die Länder die Bun-
desgesetze dem geltenden Rechte gemäß ausführen. Die Bundesregierung
kann zu diesem Zwecke Beauftragte zu den obersten Landesbehörden ent-
senden, mit deren Zustimmung und, falls diese Zustimmung versagt wird, mit
Zustimmung des Bundesrates auch zu den nachgeordneten Behörden.

(4) Werden Mängel, die die Bundesregierung bei der Ausführung der Bun-
desgesetze in den Ländern festgestellt hat, nicht beseitigt, so beschließt auf
Antrag der Bundesregierung oder des Landes der Bundesrat, ob das Land
das Recht verletzt hat. Gegen den Beschluss des Bundesrates kann das Bun-
desverfassungsgericht angerufen werden.

(5) Der Bundesregierung kann durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des
Bundesrates bedarf, zur Ausführung von Bundesgesetzen die Befugnis ver-
liehen werden, für besondere Fälle Einzelweisungen zu erteilen. Sie sind, außer
wenn die Bundesregierung den Fall für dringlich erachtet, an die obersten Lan-
desbehörden zu richten.

Auftragsverwaltung
(1) Führen die Länder die Bundesgesetze im Auftrage des Bundes aus, so bleibt
die Einrichtung der Behörden Angelegenheit der Länder, soweit nicht Bun-
desgesetze mit Zustimmung des Bundesrates etwas anderes bestimmen.
(2) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine
Verwaltungsvorschriften erlassen. Sie kann die einheitliche Ausbildung der Be-
amten und Angestellten regeln. Die Leiter der Mittelbehörden sind mit ihrem
Einvernehmen zu bestellen.

(3) Die Landesbehörden unterstehen den Weisungen der zuständigen ober-
sten Bundesbehörden. Die Weisungen sind, außer wenn die Bundesregierung
es für dringlich erachtet, an die obersten Landesbehörden zu richten. Der Voll-
zug der Weisung ist durch die obersten Landesbehörden sicherzustellen.

85ARTIKEL

84ARTIKEL

83ARTIKEL

45

Grundgesetz



(4) Die Bundesaufsicht erstreckt sich auf Gesetzmäßigkeit und Zweckmäßig-
keit der Ausführung. Die Bundesregierung kann zu diesem Zwecke Bericht und
Vorlage der Akten verlangen und Beauftragte zu allen Behörden entsenden.

Bundeseigene Verwaltung
Führt der Bund die Gesetze durch bundeseigene Verwaltung oder durch bun-
desunmittelbare Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen Rechtes aus,
so erlässt die Bundesregierung, soweit nicht das Gesetz Besonderes vorschreibt,
die allgemeinen Verwaltungsvorschriften. Sie regelt, soweit das Gesetz nichts
anderes bestimmt, die Einrichtung der Behörden.

Gegenstände bundeseigener Verwaltung
(1) In bundeseigener Verwaltung mit eigenem Verwaltungsunterbau werden
geführt der Auswärtige Dienst, die Bundesfinanzverwaltung und nach Maß-
gabe des Artikels 89 die Verwaltung der Bundeswasserstraßen und der Schiff-
fahrt. Durch Bundesgesetz können Bundesgrenzschutzbehörden, Zentralstel-
len für das polizeiliche Auskunfts- und Nachrichtenwesen, für die Kriminalpo-
lizei und zur Sammlung von Unterlagen für Zwecke des Verfassungsschutzes
und des Schutzes gegen Bestrebungen im Bundesgebiet, die durch Anwen-
dung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärti-
ge Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden, eingerichtet werden.

(2) Als bundesunmittelbare Körperschaften des öffentlichen Rechtes werden
diejenigen sozialen Versicherungsträger geführt, deren Zuständigkeitsbereich
sich über das Gebiet eines Landes hinaus erstreckt. Soziale Versicherungsträ-
ger, deren Zuständigkeitsbereich sich über das Gebiet eines Landes, aber nicht
über mehr als drei Länder hinaus erstreckt, werden abweichend von Satz 1 als
landesunmittelbare Körperschaften des öffentlichen Rechts geführt, wenn das
aufsichtsführende Land durch die beteiligten Länder bestimmt ist.

(3) Außerdem können für Angelegenheiten, für die dem Bunde die Gesetz-
gebung zusteht, selbstständige Bundesoberbehörden und neue bundesun-
mittelbare Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechtes durch Bun-
desgesetz errichtet werden. Erwachsen dem Bunde auf Gebieten, für die
ihm die Gesetzgebung zusteht, neue Aufgaben, so können bei dringendem
Bedarf bundeseigene Mittel- und Unterbehörden mit Zustimmung des Bun-
desrates und der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages errichtet werden.

Streitkräfte
(1) Der Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung auf. Ihre zahlenmäßige Stär-
ke und die Grundzüge ihrer Organisation müssen sich aus dem Haushaltsplan
ergeben.

(2) Außer zur Verteidigung dürfen die Streitkräfte nur eingesetzt werden, so-
weit dieses Grundgesetz es ausdrücklich zulässt.
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(3) Die Streitkräfte haben im Verteidigungsfalle und im Spannungsfalle die Be-
fugnis, zivile Objekte zu schützen und Aufgaben der Verkehrsregelung wahr-
zunehmen, soweit dies zur Erfüllung ihres Verteidigungsauftrages erforderlich
ist. Außerdem kann den Streitkräften im Verteidigungsfalle und im Span-
nungsfalle der Schutz ziviler Objekte auch zur Unterstützung polizeilicher Maß-
nahmen übertragen werden; die Streitkräfte wirken dabei mit den zuständi-
gen Behörden zusammen.

(4) Zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche
demokratische Grundordnung des Bundes oder eines Landes kann die Bun-
desregierung, wenn die Voraussetzungen des Artikels 91 Abs. 2 vorliegen und
die Polizeikräfte sowie der Bundesgrenzschutz nicht ausreichen, Streitkräfte
zur Unterstützung der Polizei und des Bundesgrenzschutzes beim Schutze von
zivilen Objekten und bei der Bekämpfung organisierter und militärisch be-
waffneter Aufständischer einsetzen. Der Einsatz von Streitkräften ist einzu-
stellen, wenn der Bundestag oder der Bundesrat es verlangen.

Bundeswehrverwaltung
(1) Die Bundeswehrverwaltung wird in bundeseigener Verwaltung mit eigenem
Verwaltungsunterbau geführt. Sie dient den Aufgaben des Personalwesens und
der unmittelbaren Deckung des Sachbedarfs der Streitkräfte. Aufgaben der
Beschädigtenversorgung und des Bauwesens können der Bundeswehrverwal-
tung nur durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf,
übertragen werden. Der Zustimmung des Bundesrates bedürfen ferner Ge-
setze, soweit sie die Bundeswehrverwaltung zu Eingriffen in Rechte Dritter er-
mächtigen; das gilt nicht für Gesetze auf dem Gebiete des Personalwesens.

(2) Im übrigen können Bundesgesetze, die der Verteidigung einschließlich des
Wehrersatzwesens und des Schutzes der Zivilbevölkerung dienen, mit Zu-
stimmung des Bundesrates bestimmen, dass sie ganz oder teilweise in bun-
deseigener Verwaltung mit einem Verwaltungsunterbau oder von den Län-
dern im Auftrage des Bundes ausgeführt werden. Werden solche Gesetze von
den Ländern im Auftrage des Bundes ausgeführt, so können sie mit Zustim-
mung des Bundesrates bestimmen, dass die der Bundesregierung und den zu-
ständigen obersten Bundesbehörden auf Grund des Artikels 85 zustehenden
Befugnisse ganz oder teilweise Bundesoberbehörden übertragen werden; da-
bei kann bestimmt werden, dass diese Behörden beim Erlass allgemeiner
Verwaltungsvorschriften gemäß Artikel 85 Abs. 2 Satz 1 nicht der Zustimmung
des Bundesrates bedürfen.

Verwaltung auf dem Gebiet der Kernenergie
Gesetze, die auf Grund des Artikels 74 Nr. 11a ergehen, können mit Zustim-
mung des Bundesrates bestimmen, dass sie von den Ländern im Auftrage des
Bundes ausgeführt werden.
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Luftverkehrsverwaltung
(1) Die Luftverkehrsverwaltung wird in bundeseigener Verwaltung geführt.
Über die öffentlich-rechtliche oder privat-rechtliche Organisationsform wird
durch Bundesgesetz entschieden.

(2) Durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, kön-
nen Aufgaben der Luftverkehrsverwaltung den Ländern als Auftragsverwal-
tung übertragen werden.

Eisenbahnverkehrsverwaltung
(1) Die Eisenbahnverkehrsverwaltung für die Eisenbahnen des Bundes wird in
bundeseigener Verwaltung geführt. Durch Bundesgesetz können Aufgaben
der Eisenbahnverkehrsverwaltung den Ländern als eigene Angelegenheit über-
tragen werden.

(2) Der Bund nimmt die über den Bereich der Eisenbahnen des Bundes hin-
ausgehenden Aufgaben der Eisenbahnverkehrsverwaltung wahr, die ihm durch
Bundesgesetz übertragen werden.

(3) Eisenbahnen des Bundes werden als Wirtschaftsunternehmen in privat-
rechtlicher Form geführt. Diese stehen im Eigentum des Bundes, soweit die
Tätigkeit des Wirtschaftsunternehmens den Bau, die Unterhaltung und das
Betreiben von Schienenwegen umfasst. Die Veräußerung von Anteilen des
Bundes an den Unternehmen nach Satz 2 erfolgt auf Grund eines Gesetzes;
die Mehrheit der Anteile an diesen Unternehmen verbleibt beim Bund. Das
Nähere wird durch Bundesgesetz geregelt.

(4) Der Bund gewährleistet, dass dem Wohl der Allgemeinheit, insbesondere
den Verkehrsbedürfnissen, beim Ausbau und Erhalt des Schienengesetzes
der Eisenbahnen des Bundes sowie bei deren Verkehrsangeboten aus diesem
Schienennetz, soweit diese nicht den Schienenpersonennahverkehr betref-
fen, Rechnung getragen wird. Das Nähere wird durch Bundesgesetz geregelt.

(5) Gesetze auf Grund der Absätze 1 bis 4 bedürfen der Zustimmung des Bun-
desrates. Der Zustimmung des Bundesrates bedürfen ferner Gesetze, die die
Auflösung, die Verschmelzung und die Aufspaltung von Eisenbahnunter-
nehmen des Bundes, die Übertragung von Schienenwegen der Eisenbahnen
des Bundes an Dritte sowie die Stillegung von Schienenwegen der Eisenbah-
nen des Bundes regeln oder Auswirkungen auf den Schienenpersonennah-
verkehr haben.

Verwaltung des Postwesens und der Telekommunikation
(1) Nach Maßgabe eines Bundesgesetzes, das der Zustimmung des Bundes-
rates bedarf, gewährleistet der Bund im Bereich des Postwesens und der
Telekommunikation flächendeckend angemessene und ausreichende Dienst-
leistungen.
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(2) Dienstleistungen im Sinne des Absatzes 1 werden als privatwirtschaft-
liche Tätigkeiten durch die aus dem Sondervermögen Deutsche Bundespost
hervorgegangenen Unternehmen und durch andere private Anbieter erbracht.
Hoheitsaufgaben im Bereich des Postwesens und der Telekommunikation wer-
den in bundeseigener Verwaltung ausgeführt.

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 Satz 2 führt der Bund in der Rechtsform 
einer bundesunmittelbaren Anstalt des öffentlichen Rechts einzelne Aufgaben
in Bezug auf die aus dem Sondervermögen Deutsche Bundespost hervorge-
gangenen Unternehmen nach Maßgabe eines Bundesgesetzes aus.

Bundesbank
Der Bund errichtet eine Währungs- und Notenbank als Bundesbank. Ihre Auf-
gaben und Befugnisse können im Rahmen der Europäischen Union der 
Europäischen Zentralbank übertragen werden, die unabhängig ist und dem
vorrangigen Ziel der Sicherung der Preisstabilität verpflichtet ist.

Bundeswasserstraßen
(1) Der Bund ist Eigentümer der bisherigen Reichswasserstraßen.

(2) Der Bund verwaltet die Bundeswasserstraßen durch eigene Behörden. Er
nimmt die über den Bereich eines Landes hinausgehenden staatlichen Auf-
gaben der Binnenschiffahrt und die Aufgaben der Seeschifffahrt wahr, die ihm
durch Gesetz übertragen werden. Er kann die Verwaltung von Bundeswas-
serstraßen, soweit sie im Gebiete eines Landes liegen, diesem Lande auf An-
trag als Auftragsverwaltung übertragen. Berührt eine Wasserstraße das Ge-
biet mehrerer Länder, so kann der Bund das Land beauftragen, für das die be-
teiligten Länder es beantragen.

(3) Bei der Verwaltung, dem Ausbau und dem Neubau von Wasserstraßen sind
die Bedürfnisse der Landeskultur und der Wasserwirtschaft im Einvernehmen
mit den Ländern zu wahren.

Bundesstraßen und -autobahnen
(1) Der Bund ist Eigentümer der bisherigen Reichsautobahnen und Reichs-
straßen.

(2) Die Länder oder die nach Landesrecht zuständigen Selbstverwaltungskör-
perschaften verwalten die Bundesautobahnen und sonstigen Bundesstraßen
des Fernverkehrs im Auftrage des Bundes.

(3) Auf Antrag eines Landes kann der Bund Bundesautobahnen und sonsti-
ge Bundesstraßen des Fernverkehrs, soweit sie im Gebiet dieses Landes liegen,
in bundeseigene Verwaltung übernehmen.
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Innerer Notstand
(1) Zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche
demokratische Grundordnung des Bundes oder eines Landes kann ein Land
Polizeikräfte anderer Länder sowie Kräfte und Einrichtungen anderer Verwal-
tungen und des Bundesgrenzschutzes anfordern.

(2) Ist das Land, in dem die Gefahr droht, nicht selbst zur Bekämpfung der Ge-
fahr bereit oder in der Lage, so kann die Bundesregierung die Polizei in diesem
Lande und die Polizeikräfte anderer Länder ihren Weisungen unterstellen so-
wie Einheiten des Bundesgrenzschutzes einsetzen. Die Anordnung ist nach Be-
seitigung der Gefahr, im übrigen jederzeit auf Verlangen des Bundesrates auf-
zuheben. Erstreckt sich die Gefahr auf das Gebiet mehr als eines Landes, so kann
die Bundesregierung, soweit es zur wirksamen Bekämpfung erforderlich ist, den
Landesregierungen Weisungen erteilen; Satz 1 und Satz 2 bleiben unberührt.

VIIIa. Gemeinschaftsaufgaben

Mitwirkung des Bundes; Kostenverteilung
(1) Der Bund wirkt auf folgenden Gebieten bei der Erfüllung von Aufgaben
der Länder mit, wenn diese Aufgaben für die Gesamtheit bedeutsam sind und
die Mitwirkung des Bundes zur Verbesserung der Lebensverhältnisse erfor-
derlich ist (Gemeinschaftsaufgaben):

1. Ausbau und Neubau von Hochschulen einschließlich der Hochschulkliniken,

2. Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur,

3. Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes.

(2) Durch Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates werden die Ge-
meinschaftsaufgaben näher bestimmt. Das Gesetz soll allgemeine Grundsät-
ze für ihre Erfüllung enthalten.

(3) Das Gesetz trifft Bestimmungen über das Verfahren und über Einrichtun-
gen für eine gemeinsame Rahmenplanung. Die Aufnahme eines Vorhabens
in die Rahmenplanung bedarf der Zustimmung des Landes, in dessen Gebiet
es durchgeführt wird.

(4) Der Bund trägt in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 die Hälfte der Aus-
gaben in jedem Land. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 trägt der Bund min-
destens die Hälfte; die Beteiligung ist für alle Länder einheitlich festzusetzen.
Das Nähere regelt das Gesetz. Die Bereitstellung der Mittel bleibt der Fest-
stellung in den Haushaltsplänen des Bundes und der Länder vorbehalten.
(5) Bundesregierung und Bundesrat sind auf Verlangen über die Durchführung
der Gemeinschaftsaufgaben zu unterrichten.
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Bildungsplanung und Förderung der Forschung

Bund und Länder können auf Grund von Vereinbarungen bei der Bildungs-
planung und bei der Förderung von Einrichtungen und Vorhaben der wis-
senschaftlichen Forschung von überregionaler Bedeutung zusammenwirken.
Die Aufteilung der Kosten wird in der Vereinbarung geregelt. 

IX. Die Rechtsprechung

Organe der rechtsprechenden Gewalt

Die rechtsprechende Gewalt ist den Richtern anvertraut; sie wird durch das
Bundesverfassungsgericht, durch die in diesem Grundgesetze vorgesehenen
Bundesgerichte und durch die Gerichte der Länder ausgeübt.

Zuständigkeit des Bundesverfassungsgerichts

(1) Das Bundesverfassungsgericht entscheidet: 

1. über die Auslegung dieses Grundgesetzes aus Anlass von Streitigkeiten
über den Umfang der Rechte und Pflichten eines obersten Bundesorgans
oder anderer Beteiligter, die durch dieses Grundgesetz oder in der Ge-
schäftsordnung eines obersten Bundesorgans mit eigenen Rechten aus-
gestattet sind;

2. bei Meinungsverschiedenheiten oder Zweifeln über die förmliche und
sachliche Vereinbarkeit von Bundesrecht oder Landesrecht mit diesem
Grundgesetze oder die Vereinbarkeit von Landesrecht mit sonstigem Bun-
desrechte auf Antrag der Bundesregierung, einer Landesregierung oder
eines Drittels der Mitglieder des Bundestages;

2a. bei Meinungsverschiedenheiten, ob ein Gesetz den Voraussetzungen des
Artikels 72 Abs. 2 entspricht, auf Antrag des Bundesrates, einer Landes-
regierung oder der Volksvertretung eines Landes;

3. bei Meinungsverschiedenheiten über Rechte und Pflichten des Bundes
und der Länder, insbesondere bei der Ausführung von Bundesrecht durch
die Länder und bei der Ausübung der Bundesaufsicht;

4. in anderen öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten zwischen dem Bunde und
den Ländern, zwischen verschiedenen Ländern oder innerhalb eines Lan-
des, soweit nicht ein anderer Rechtsweg gegeben ist;
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4a. über Verfassungsbeschwerden, die von jedermann mit der Behauptung
erhoben werden können, durch die öffentliche Gewalt in einem seiner
Grundrechte oder in einem seiner in Artikel 20 Abs. 4, 33, 38, 101, 103
und 104 enthaltenen Rechte verletzt zu sein;

4 b. über Verfassungsbeschwerden von Gemeinden und Gemeindeverbän-
den wegen Verletzung des Rechts auf Selbstverwaltung nach Artikel 28
durch ein Gesetz, bei Landesgesetzen jedoch nur, soweit nicht Beschwerde
beim Landesverfassungsgericht erhoben werden kann;

5. in den übrigen in diesem Grundgesetze vorgesehenen Fällen.

(2) Das Bundesverfassungsgericht wird ferner in den ihm sonst durch 
Bundesgesetz zugewiesenen Fällen tätig.

Zusammensetzung und Verfahren 
des Bundesverfassungsgerichts
(1) Das Bundesverfassungsgericht besteht aus Bundesrichtern und anderen
Mitgliedern. Die Mitglieder des Bundesverfassungsgerichtes werden je zur
Hälfte vom Bundestage und vom Bundesrate gewählt. Sie dürfen weder dem
Bundestage, dem Bundesrate, der Bundesregierung noch entsprechenden
Organen eines Landes angehören.

(2) Ein Bundesgesetz regelt seine Verfassung und das Verfahren und bestimmt,
in welchen Fällen seine Entscheidungen Gesetzeskraft haben. Es kann für Ver-
fassungsbeschwerden die vorherige Erschöpfung des Rechtsweges zur Vor-
aussetzung machen und ein besonderes Annahmeverfahren vorsehen.

Oberste Gerichtshöfe des Bundes
(1) Für die Gebiete der ordentlichen, der Verwaltungs-, der Finanz-, der Ar-
beits- und der Sozialgerichtsbarkeit errichtet der Bund als oberste Gerichts-
höfe den Bundesgerichtshof, das Bundesverwaltungsgericht, den Bundes-
finanzhof, das Bundesarbeitsgericht und das Bundessozialgericht.

(2) Über die Berufung der Richter dieser Gerichte entscheidet der für das je-
weilige Sachgebiet zuständige Bundesminister gemeinsam mit einem Richter-
wahlausschuss, der aus den für das jeweilige Sachgebiet zuständigen Minis-
tern der Länder und einer gleichen Anzahl von Mitgliedern besteht, die vom
Bundestage gewählt werden.

(3) Zur Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung ist ein Gemeinsamer
Senat der in Absatz 1 genannten Gerichte zu bilden. Das Nähere regelt ein
Bundesgesetz.

Andere Bundesgerichte
(1) Der Bund kann für Angelegenheiten des gewerblichen Rechtsschutzes ein
Bundesgericht errichten.
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(2) Der Bund kann Wehrstrafgerichte für die Streitkräfte als Bundesgerichte er-
richten. Sie können die Strafgerichtsbarkeit nur im Verteidigungsfalle sowie
über Angehörige der Streitkräfte ausüben, die in das Ausland entsandt oder an
Bord von Kriegsschiffen eingeschifft sind. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.
Diese Gerichte gehören zum Geschäftsbereich des Bundesjustizministers. Ihre
hauptamtlichen Richter müssen die Befähigung zum Richteramt haben.

(3) Oberster Gerichtshof für die in Absatz 1 und 2 genannten Gerichte ist der
Bundesgerichtshof.

(4) Der Bund kann für Personen, die zu ihm in einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis stehen, Bundesgerichte zur Entscheidung in Disziplinarver-
fahren und Beschwerdeverfahren errichten.

(5) Für Strafverfahren auf den Gebieten des Artikels 26 Abs. 1 und des Staats-
schutzes kann ein Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates vorsehen,
dass Gerichte der Länder Gerichtsbarkeit des Bundes ausüben.

Richterliche Unabhängigkeit
(1) Die Richter sind unabhängig und nur dem Gesetze unterworfen.

(2) Die hauptamtlich und planmäßig endgültig angestellten Richter können
wider ihren Willen nur kraft richterlicher Entscheidung und nur aus Grün-
den und unter den Formen, welche die Gesetze bestimmen, vor Ablauf ih-
rer Amtszeit entlassen oder dauernd oder zeitweise ihres Amtes enthoben
oder an eine andere Stelle oder in den Ruhestand versetzt werden. Die Ge-
setzgebung kann Altersgrenzen festsetzen, bei deren Erreichung auf 
Lebenszeit angestellte Richter in den Ruhestand treten. Bei Veränderung
der Einrichtung der Gerichte oder ihrer Bezirke können Richter an ein ande-
res Gericht versetzt oder aus dem Amte entfernt werden, jedoch nur unter 
Belassung des vollen Gehaltes.

Rechtsstellung der Richter; Richteranklage
(1) Die Rechtsstellung der Bundesrichter ist durch besonderes Bundesgesetz
zu regeln.

(2) Wenn ein Bundesrichter im Amte oder außerhalb des Amtes gegen die
Grundsätze des Grundgesetzes oder gegen die verfassungsmäßige Ordnung
eines Landes verstösst, so kann das Bundesverfassungsgericht mit Zweidrit-
telmehrheit auf Antrag des Bundestages anordnen, dass der Richter in ein an-
deres Amt oder in den Ruhestand zu versetzen ist. Im Falle eines vorsätzlichen
Verstoßes kann auf Entlassung erkannt werden.

(3) Die Rechtsstellung der Richter in den Ländern ist durch besondere Lan-
desgesetze zu regeln. Der Bund kann Rahmenvorschriften erlassen, soweit Ar-
tikel 74 a Abs. 4 nichts anderes bestimmt.
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(4) Die Länder können bestimmen, dass über die Anstellung der Richter in den
Ländern der Landesjustizminister gemeinsam mit einem Richterwahlausschuss
entscheidet.

(5) Die Länder können für Landesrichter eine Absatz 2 entsprechende Rege-
lung treffen. Geltendes Landesverfassungsrecht bleibt unberührt. Die Ent-
scheidung über eine Richteranklage steht dem Bundesverfassungsgericht zu.

Entscheidung landesrechtlicher Streitigkeiten 
durch Bundesgerichte
Dem Bundesverfassungsgerichte kann durch Landesgesetz die Entscheidung
von Verfassungsstreitigkeiten innerhalb eines Landes, den in Artikel 95 Abs. 1
genannten obersten Gerichtshöfen für den letzten Rechtszug die Entschei-
dung in solchen Sachen zugewiesen werden, bei denen es sich um die An-
wendung von Landesrecht handelt. 

Gerichtliche Vorlagen an das Bundesverfassungsgericht 
(konkrete Normenkontrolle)
(1) Hält ein Gericht ein Gesetz, auf dessen Gültigkeit es bei der Entscheidung
ankommt, für verfassungswidrig, so ist das Verfahren auszusetzen und, wenn
es sich um die Verletzung der Verfassung eines Landes handelt, die Entschei-
dung des für Verfassungsstreitigkeiten zuständigen Gerichtes des Landes,
wenn es sich um die Verletzung dieses Grundgesetzes handelt, die Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichtes einzuholen. Dies gilt auch, wenn es sich
um die Verletzung dieses Grundgesetzes durch Landesrecht oder um die Un-
vereinbarkeit eines Landesgesetzes mit einem Bundesgesetze handelt.

(2) Ist in einem Rechtsstreite zweifelhaft, ob eine Regel des Völkerrechtes Be-
standteil des Bundesrechtes ist und ob sie unmittelbar Rechte und Pflichten
für den Einzelnen erzeugt (Artikel 25), so hat das Gericht die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichtes einzuholen.

(3) Will das Verfassungsgericht eines Landes bei der Auslegung des Grund-
gesetzes von einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes oder des
Verfassungsgerichtes eines anderen Landes abweichen, so hat das Verfas-
sungsgericht die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes einzuholen.

Unzulässigkeit von Ausnahmegerichten
(1) Ausnahmegerichte sind unzulässig. Niemand darf seinem gesetzlichen
Richter entzogen werden.

(2) Gerichte für besondere Sachgebiete können nur durch Gesetz errichtet
werden.

Abschaffung der Todesstrafe
Die Todesstrafe ist abgeschafft.
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Anspruch auf rechtliches Gehör; Verbot rückwirkender 
Strafgesetze und der Doppelbestrafung
(1) Vor Gericht hat jedermann Anspruch auf rechtliches Gehör.

(2) Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich be-
stimmt war, bevor die Tat begangen wurde.

(3) Niemand darf wegen derselben Tat auf Grund der allgemeinen Strafge-
setze mehrmals bestraft werden.

Rechtsgarantien bei Freiheitsentziehung
(1) Die Freiheit der Person kann nur auf Grund eines förmlichen Gesetzes und
nur unter Beachtung der darin vorgeschriebenen Formen beschränkt werden.
Festgehaltene Personen dürfen weder seelisch noch körperlich mißhandelt
werden.

(2) Über die Zulässigkeit und Fortdauer einer Freiheitsentziehung hat nur der
Richter zu entscheiden. Bei jeder nicht auf richterlicher Anordnung beruhen-
den Freiheitsentziehung ist unverzüglich eine richterliche Entscheidung her-
beizuführen. Die Polizei darf aus eigener Machtvollkommenheit niemanden
länger als bis zum Ende des Tages nach dem Ergreifen in eigenem Gewahrsam
halten. Das Nähere ist gesetzlich zu regeln.

(3) Jeder wegen des Verdachtes einer strafbaren Handlung vorläufig Festge-
nommene ist spätestens am Tage nach der Festnahme dem Richter vorzu-
führen, der ihm die Gründe der Festnahme mitzuteilen, ihn zu vernehmen und
ihm Gelegenheit zu Einwendungen zu geben hat. Der Richter hat unverzüg-
lich entweder einen mit Gründen versehenen schriftlichen Haftbefehl zu er-
lassen oder die Freilassung anzuordnen.

(4) Von jeder richterlichen Entscheidung über die Anordnung oder Fortdauer
einer Freiheitsentziehung ist unverzüglich ein Angehöriger des Festgehalte-
nen oder eine Person seines Vertrauens zu benachrichtigen. 

X. Das Finanzwesen

Ausgabenverteilung; Finanzhilfe des Bundes
(1) Der Bund und die Länder tragen gesondert die Ausgaben, die sich aus
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben, soweit dieses Grundgesetz nichts
anderes bestimmt.

(2) Handeln die Länder im Auftrage des Bundes, trägt der Bund die sich dar-
aus ergebenden Ausgaben.

(3) Bundesgesetze, die Geldleistungen gewähren und von den Ländern aus-
geführt werden, können bestimmen, dass die Geldleistungen ganz oder zum
Teil vom Bund getragen werden. Bestimmt das Gesetz, dass der Bund die Hälf-
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te der Ausgaben oder mehr trägt, wird es im Auftrage des Bundes durchge-
führt. Bestimmt das Gesetz, dass die Länder ein Viertel der Ausgaben oder
mehr tragen, so bedarf es der Zustimmung des Bundesrates.

(4) Der Bund kann den Ländern Finanzhilfen für besonders bedeutsame In-
vestitionen der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände) gewähren, die
zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts oder
zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet oder zur
Förderung des wirtschaftlichen Wachstums erforderlich sind. Das Nähere, ins-
besondere die Arten der zu fördernden Investitionen, wird durch Bundesge-
setz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, oder auf Grund des Bun-
deshaushaltsgesetzes durch Verwaltungsvereinbarung geregelt.

(5) Der Bund und die Länder tragen die bei ihren Behörden entstehenden Ver-
waltungsausgaben und haften im Verhältnis zueinander für eine ordnungs-
mäßige Verwaltung. Das Nähere bestimmt ein Bundesgesetz, das der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf.

Zuständigkeitsverteilung in der Finanzgesetzgebung
(1) Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über die Zölle und 
Finanzmonopole.

(2) Der Bund hat die konkurrierende Gesetzgebung über die übrigen Steuern,
wenn ihm das Aufkommen dieser Steuern ganz oder zum Teil zusteht oder
die Voraussetzungen des Artikels 72 Abs. 2 vorliegen.

(2a) Die Länder haben die Befugnis zur Gesetzgebung über die örtlichen
Verbrauch- und Aufwandsteuern, solange und soweit sie nicht bundesge-
setzlich geregelten Steuern gleichartig sind.

(3) Bundesgesetze über Steuern, deren Aufkommen den Ländern oder den
Gemeinden (Gemeindeverbänden) ganz oder zum Teil zufließt, bedürfen der
Zustimmung des Bundesrates.

Verteilung des Steueraufkommens
(1) Der Ertrag der Finanzmonopole und das Aufkommen der folgenden 
Steuern stehen dem Bund zu:

1. die Zölle,

2. die Verbrauchsteuern, soweit sie nicht nach Absatz 2 den Ländern, nach
Absatz 3 Bund und Ländern gemeinsam oder nach Absatz 6 den Gemein-
den zustehen,

3. die Straßengüterverkehrsteuer,

4. die Kapitalverkehrsteuern, die Versicherungsteuer und die Wechselsteuer,

5. die einmaligen Vermögensabgaben und die zur Durchführung des Las-
tenausgleichs erhobenen Ausgleichsabgaben,
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6. die Ergänzungsabgabe zur Einkommensteuer und zur Körperschaftsteuer,

7. Abgaben im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften.

(2) Das Aufkommen der folgenden Steuern steht den Ländern zu:

1. die Vermögensteuer,

2. die Erbschaftsteuer,

3. die Kraftfahrzeugsteuer,

4. die Verkehrsteuern, soweit sie nicht nach Absatz 1 dem Bund oder nach
Absatz 3 Bund und Ländern gemeinsam zustehen,

5. die Biersteuer,

6. die Abgabe von Spielbanken.

(3) Das Aufkommen der Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer und der
Umsatzsteuer steht dem Bund und den Ländern gemeinsam zu (Gemein-
schaftsteuern), soweit das Aufkommen der Einkommensteuer nicht nach Ab-
satz 5 und das Aufkommen der Umsatzsteuer nicht nach Absatz 5a den Ge-
meinden zugewiesen wird. Am Aufkommen der Einkommensteuer und der
Körperschaftsteuer sind der Bund und die Länder je zur Hälfte beteiligt. Die
Anteile von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer werden durch Bundes-
gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, festgesetzt. Bei der Fest-
setzung ist von folgenden Grundsätzen auszugehen:

1. Im Rahmen der laufenden Einnahmen haben der Bund und die Länder
gleichmäßig Anspruch auf Deckung ihrer notwendigen Ausgaben. Dabei
ist der Umfang der Ausgaben unter Berücksichtigung einer mehrjährigen
Finanzplanung zu ermitteln.

2. Die Deckungsbedürfnisse des Bundes und der Länder sind so aufeinander
abzustimmen, dass ein billiger Ausgleich erzielt, eine Überbelastung der
Steuerpflichtigen vermieden und die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse
im Bundesgebiet gewahrt wird.

Zusätzlich werden in die Festsetzung der Anteile von Bund und Ländern an
der Umsatzsteuer Steuermindereinnahmen einbezogen, die den Ländern ab
1. Januar 1996 aus der Berücksichtigung von Kindern im Einkommensteuer-
recht entstehen. Das Nähere bestimmt das Bundesgesetz nach Satz 3.

(4) Die Anteile von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer sind neu festzu-
setzen, wenn sich das Verhältnis zwischen den Einnahmen und Ausgaben des
Bundes und der Länder wesentlich anders entwickelt. Steuermindereinnah-
men, die nach Absatz 3 Satz 5 in die Festsetzung der Umsatzsteueranteile
zusätzlich einbezogen werden, bleiben hierbei unberücksichtigt. Werden den
Ländern durch Bundesgesetz zusätzliche Ausgaben auferlegt oder Einnahmen
entzogen, so kann die Mehrbelastung durch Bundesgesetz, das der
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Zustimmung des Bundesrates bedarf, auch mit Finanzzuweisungen des Bundes
ausgeglichen werden, wenn sie auf einen kurzen Zeitraum begrenzt ist. In dem
Gesetz sind die Grundsätze für die Bemessung dieser Finanzzuweisungen und
für ihre Verteilung auf die Länder zu bestimmen.

(5) Die Gemeinden erhalten einen Anteil an dem Aufkommen der Einkommen-
steuer, der von den Ländern an ihre Gemeinden auf der Grundlage der Einkom-
mensteuerleistungen ihrer Einwohner weiterzuleiten ist. Das Nähere bestimmt
ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf. Es kann be-
stimmen, dass die Gemeinden Hebesätze für den Gemeindeanteil festsetzen.

(5a) Die Gemeinden erhalten ab dem 1. Januar 1998 einen Anteil an dem Auf-
kommen der Umsatzsteuer. Er wird von den Ländern auf der Grundlage 
eines orts- und wirtschaftsbezogenen Schlüssels an ihre Gemeinden weiter-
geleitet. Das Nähere wird durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundes-
rates bedarf, bestimmt.

(6) Das Aufkommen der Grundsteuer und Gewerbesteuer steht den Ge-
meinden, das Aufkommen der örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern steht
den Gemeinden oder nach Maßgabe der Landesgesetzgebung den Gemein-
deverbänden zu. Den Gemeinden ist das Recht einzuräumen, die Hebesätze
der Grundsteuer und Gewerbesteuer im Rahmen der Gesetze festzusetzen.
Bestehen in einem Land keine Gemeinden, so steht das Aufkommen der Grund-
steuer und Gewerbesteuer sowie der örtlichen Verbrauch- und Aufwand-
steuern dem Land zu. Bund und Länder können durch eine Umlage an dem
Aufkommen der Gewerbesteuer beteiligt werden. Das Nähere über die Um-
lage bestimmt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates be-
darf. Nach Maßgabe der Landesgesetzgebung können die Grundsteuer und
Gewerbesteuer sowie der Gemeindeanteil vom Aufkommen der Einkom-
mensteuer und der Umsatzsteuer als Bemessungsgrundlagen für Umlagen zu-
grunde gelegt werden.

(7) Von dem Länderanteil am Gesamtaufkommen der Gemeinschaftsteuern
fließt den Gemeinden und Gemeindeverbänden insgesamt ein von der Landes-
gesetzgebung zu bestimmender Hundertsatz zu. Im übrigen bestimmt die Lan-
desgesetzgebung, ob und inwieweit das Aufkommen der Landessteuern
den Gemeinden (Gemeindeverbänden) zufließt.

(8) Veranlasst der Bund in einzelnen Ländern oder Gemeinden (Gemeinde-
verbänden) besondere Einrichtungen, die diesen Ländern oder Gemeinden
(Gemeindeverbänden) unmittelbar Mehrausgaben oder Mindereinnahmen
(Sonderbelastungen) verursachen, gewährt der Bund den erforderlichen Aus-
gleich, wenn und soweit den Ländern oder Gemeinden (Gemeindeverbänden)
nicht zugemutet werden kann, die Sonderbelastungen zu tragen. Entschädi-
gungsleistungen Dritter und finanzielle Vorteile, die diesen Ländern oder Ge-
meinden (Gemeindeverbänden) als Folge der Einrichtungen erwachsen, wer-
den bei dem Ausgleich berücksichtigt.
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(9) Als Einnahmen und Ausgaben der Länder im Sinne dieses Artikels gelten
auch die Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden (Gemeindeverbände).

Finanzausgleich für den Personennahverkehr
Den Ländern steht ab 1. Januar 1996 für den öffentlichen Personennahver-
kehr ein Betrag aus dem Steueraufkommen des Bundes zu. Das Nähere regelt
ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf. Der Betrag
nach Satz 1 bleibt bei der Bemessung der Finanzkraft nach Artikel 107 Abs. 2
unberücksichtigt. 

Finanzausgleich
(1) Das Aufkommen der Landessteuern und der Länderanteil am Aufkommen
der Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer stehen den einzelnen Län-
dern insoweit zu, als die Steuern von den Finanzbehörden in ihrem Gebiet ver-
einnahmt werden (örtliches Aufkommen). Durch Bundesgesetz, das der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf, sind für die Körperschaftsteuer und die
Lohnsteuer nähere Bestimmungen über die Abgrenzung sowie über Art und
Umfang der Zerlegung des örtlichen Aufkommens zu treffen. Das Gesetz kann
auch Bestimmungen über die Abgrenzung und Zerlegung des örtlichen Auf-
kommens anderer Steuern treffen. Der Länderanteil am Aufkommen der Um-
satzsteuer steht den einzelnen Ländern nach Maßgabe ihrer Einwohnerzahl
zu; für einen Teil, höchstens jedoch für ein Viertel dieses Länderanteils, kön-
nen durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Er-
gänzungsanteile für die Länder vorgesehen werden, deren Einnahmen aus den
Landessteuern und aus der Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer je
Einwohner unter dem Durchschnitt der Länder liegen.

(2) Durch das Gesetz ist sicherzustellen, dass die unterschiedliche Finanzkraft
der Länder angemessen ausgeglichen wird; hierbei sind die Finanzkraft und
der Finanzbedarf der Gemeinden (Gemeindeverbände) zu berücksichtigen.
Die Voraussetzungen für die Ausgleichsansprüche der ausgleichsberechtigten
Länder und für die Ausgleichsverbindlichkeiten der ausgleichspflichtigen Län-
der sowie die Maßstäbe für die Höhe der Ausgleichsleistungen sind in dem
Gesetz zu bestimmen. Es kann auch bestimmen, dass der Bund aus seinen Mit-
teln leistungsschwachen Ländern Zuweisungen zur ergänzenden Deckung 
ihres allgemeinen Finanzbedarfs (Ergänzungszuweisungen) gewährt.

Bundes- und Landesfinanzverwaltung – Finanzgerichtsbarkeit
(1) Zölle, Finanzmonopole, die bundesgesetzlich geregelten Verbrauchsteuern
einschließlich der Einfuhrumsatzsteuer und die Abgaben im Rahmen der Eu-
ropäischen Gemeinschaften werden durch Bundesfinanzbehörden verwaltet.
Der Aufbau dieser Behörden wird durch Bundesgesetz geregelt. Soweit Mit-
telbehörden eingerichtet sind, werden deren Leiter im Einvernehmen mit der
Bundesregierung bestellt.

(2) Die übrigen Steuern werden durch Landesfinanzbehörden verwaltet. Der
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Aufbau dieser Behörden und die einheitliche Ausbildung der Beamten können
durch Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates geregelt werden. So-
weit Mittelbehörden eingerichtet sind, werden deren Leiter im Einvernehmen
mit der Bundesregierung bestellt.

(3) Verwalten die Landesfinanzbehörden Steuern, die ganz oder zum Teil dem
Bund zufließen, so werden sie im Auftrage des Bundes tätig. Artikel 85 Abs.
3 und 4 gilt mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Bundesregierung der Bun-
desminister der Finanzen tritt.

(4) Durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, kann
bei der Verwaltung von Steuern ein Zusammenwirken von Bundes- und Lan-
desfinanzbehörden sowie für Steuern, die unter Absatz 1 fallen, die Verwal-
tung durch Landesfinanzbehörden und für andere Steuern die Verwaltung
durch Bundesfinanzbehörden vorgesehen werden, wenn und soweit dadurch
der Vollzug der Steuergesetze erheblich verbessert oder erleichtert wird. Für
die den Gemeinden (Gemeindeverbänden) allein zufließenden Steuern kann
die den Landesfinanzbehörden zustehende Verwaltung durch die Länder ganz
oder zum Teil den Gemeinden (Gemeindeverbänden) übertragen werden.

(5) Das von den Bundesfinanzbehörden anzuwendende Verfahren wird durch
Bundesgesetz geregelt. Das von den Landesfinanzbehörden und in den Fällen
des Absatzes 4 Satz 2 von den Gemeinden (Gemeindeverbänden) anzuwen-
dende Verfahren kann durch Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesra-
tes geregelt werden.

(6) Die Finanzgerichtsbarkeit wird durch Bundesgesetz einheitlich geregelt.

(7) Die Bundesregierung kann allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen,
und zwar mit Zustimmung des Bundesrates, soweit die Verwaltung den Lan-
desfinanzbehörden oder Gemeinden (Gemeindeverbänden) obliegt.

Haushaltswirtschaft in Bund und Ländern
(1) Bund und Länder sind in ihrer Haushaltswirtschaft selbstständig und von-
einander unabhängig.

(2) Bund und Länder haben bei ihrer Haushaltswirtschaft den Erfordernissen
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung zu tragen.

(3) Durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, kön-
nen für Bund und Länder gemeinsam geltende Grundsätze für das Haus-
haltsrecht, für eine konjunkturgerechte Haushaltswirtschaft und für eine mehr-
jährige Finanzplanung aufgestellt werden.

(4) Zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts kön-
nen durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Vor-
schriften über 

1. Höchstbeträge, Bedingungen und Zeitfolge der Aufnahme von Krediten
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durch Gebietskörperschaften und Zweckverbände und 

2. eine Verpflichtung von Bund und Ländern, unverzinsliche Guthaben bei der
Deutschen Bundesbank zu unterhalten (Konjunkturausgleichsrücklagen),

erlassen werden. Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen kön-
nen nur der Bundesregierung erteilt werden. Die Rechtsverordnungen be-
dürfen der Zustimmung des Bundesrates. Sie sind aufzuheben, soweit der Bun-
destag es verlangt; das Nähere bestimmt das Bundesgesetz.

Haushaltsplan und Haushaltsgesetz des Bundes
(1) Alle Einnahmen und Ausgaben des Bundes sind in den Haushaltsplan
einzustellen; bei Bundesbetrieben und bei Sondervermögen brauchen nur die
Zuführungen oder die Ablieferungen eingestellt zu werden. Der Haushalts-
plan ist in Einnahme und Ausgabe auszugleichen.

(2) Der Haushaltsplan wird für ein oder mehrere Rechnungsjahre, nach Jah-
ren getrennt, vor Beginn des ersten Rechnungsjahres durch das Haushaltsge-
setz festgestellt. Für Teile des Haushaltsplanes kann vorgesehen werden, dass
sie für unterschiedliche Zeiträume, nach Rechnungsjahren getrennt, gelten.

(3) Die Gesetzesvorlage nach Absatz 2 Satz 1 sowie Vorlagen zur Änderung
des Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplanes werden gleichzeitig mit der
Zuleitung an den Bundesrat beim Bundestage eingebracht; der Bundesrat ist
berechtigt, innerhalb von sechs Wochen, bei Änderungsvorlagen innerhalb
von drei Wochen, zu den Vorlagen Stellung zu nehmen.

(4) In das Haushaltsgesetz dürfen nur Vorschriften aufgenommen werden, die
sich auf die Einnahmen und die Ausgaben des Bundes und auf den Zeitraum
beziehen, für den das Haushaltsgesetz beschlossen wird. Das Haushaltsgesetz
kann vorschreiben, dass die Vorschriften erst mit der Verkündung des nächs-
ten Haushaltsgesetzes oder bei Ermächtigung nach Artikel 115 zu einem 
späteren Zeitpunkt außer Kraft treten.

Vorläufige Haushaltswirtschaft
(1) Ist bis zum Schluss eines Rechnungsjahres der Haushaltsplan für das fol-
gende Jahr nicht durch Gesetz festgestellt, so ist bis zu seinem In-Kraft-Tre-
ten die Bundesregierung ermächtigt, alle Ausgaben zu leisten, die nötig sind,

a) um gesetzlich bestehende Einrichtungen zu erhalten und gesetzlich be-
schlossene Maßnahmen durchzuführen,

b) um die rechtlich begründeten Verpflichtungen des Bundes zu erfüllen,

c) um Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fortzusetzen oder Bei-
hilfen für diese Zwecke weiter zu gewähren, sofern durch den Haushalts-
plan eines Vorjahres bereits Beträge bewilligt worden sind.

(2) Soweit nicht auf besonderem Gesetz beruhende Einnahmen aus Steuern,
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Abgaben und sonstigen Quellen oder die Betriebsmittelrücklage die Ausgaben
unter Absatz 1 decken, darf die Bundesregierung die zur Aufrechterhaltung
der Wirtschaftsführung erforderlichen Mittel bis zur Höhe eines Viertels der
Endsumme des abgelaufenen Haushaltsplanes im Wege des Kredits flüssig
machen.

Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben
Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen der Zustimmung
des Bundesministers der Finanzen. Sie darf nur im Falle eines unvorhergese-
henen und unabweisbaren Bedürfnisses erteilt werden. Näheres kann durch
Bundesgesetz bestimmt werden.

Erhöhung der Ausgaben
(1) Gesetze, welche die von der Bundesregierung vorgeschlagenen Ausgaben
des Haushaltsplanes erhöhen oder neue Ausgaben in sich schließen oder für
die Zukunft mit sich bringen, bedürfen der Zustimmung der Bundesregierung.
Das gleiche gilt für Gesetze, die Einnahmeminderungen in sich schließen oder
für die Zukunft mit sich bringen. Die Bundesregierung kann verlangen, dass
der Bundestag die Beschlussfassung über solche Gesetze aussetzt. In diesem
Fall hat die Bundesregierung innerhalb von sechs Wochen dem Bundestage
eine Stellungnahme zuzuleiten.

(2) Die Bundesregierung kann innerhalb von vier Wochen, nachdem der Bun-
destag das Gesetz beschlossen hat, verlangen, dass der Bundestag erneut Be-
schluss fasst.

(3) Ist das Gesetz nach Artikel 78 zustande gekommen, kann die Bundesregie-
rung ihre Zustimmung nur innerhalb von sechs Wochen und nur dann versa-
gen, wenn sie vorher das Verfahren nach Absatz 1 Satz 3 und 4 oder nach Ab-
satz 2 eingeleitet hat. Nach Ablauf dieser Frist gilt die Zustimmung als erteilt.

Rechnungslegung; Rechnungsprüfung
(1) Der Bundesminister der Finanzen hat dem Bundestage und dem Bundes-
rate über alle Einnahmen und Ausgaben sowie über das Vermögen und die
Schulden im Laufe des nächsten Rechnungsjahres zur Entlastung der Bun-
desregierung Rechnung zu legen.

(2) Der Bundesrechnungshof, dessen Mitglieder richterliche Unabhängigkeit
besitzen, prüft die Rechnung sowie die Wirtschaftlichkeit und Ordnungs-
mäßigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung. Er hat außer der Bundes-
regierung unmittelbar dem Bundestage und dem Bundesrate jährlich zu be-
richten. Im übrigen werden die Befugnisse des Bundesrechnungshofes durch
Bundesgesetz geregelt.

Kreditaufnahme; Bürgschaften
(1) Die Aufnahme von Krediten sowie die Übernahme von Bürgschaften,
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Garantien oder sonstigen Gewährleistungen, die zu Ausgaben in künftigen
Rechnungsjahren führen können, bedürfen einer der Höhe nach bestimmten
oder bestimmbaren Ermächtigung durch Bundesgesetz. Die Einnahmen aus
Krediten dürfen die Summe der im Haushaltsplan veranschlagten Ausgaben
für Investitionen nicht überschreiten; Ausnahmen sind nur zulässig zur Ab-
wehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts. Das Nähere
wird durch Bundesgesetz geregelt.

(2) Für Sondervermögen des Bundes können durch Bundesgesetz Ausnahmen
von Absatz 1 zugelassen werden.

Xa. Verteidigungsfall

Begriff und Feststellung
(1) Die Feststellung, dass das Bundesgebiet mit Waffengewalt angegriffen wird
oder ein solcher Angriff unmittelbar droht (Verteidigungsfall), trifft der Bundes-
tag mit Zustimmung des Bundesrates. Die Feststellung erfolgt auf Antrag der
Bundesregierung und bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgege-
benen Stimmen, mindestens der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages.

(2) Erfordert die Lage unabweisbar ein sofortiges Handeln und stehen einem
rechtzeitigen Zusammentritt des Bundestages unüberwindliche Hindernisse
entgegen oder ist er nicht beschlussfähig, so trifft der Gemeinsame Ausschuss
diese Feststellung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stim-
men, mindestens der Mehrheit seiner Mitglieder.

(3) Die Feststellung wird vom Bundespräsidenten gemäß Artikel 82 im Bun-
desgesetzblatte verkündet. Ist dies nicht rechtzeitig möglich, so erfolgt die Ver-
kündung in anderer Weise; sie ist im Bundesgesetzblatte nachzuholen, sobald
die Umstände es zulassen.

(4) Wird das Bundesgebiet mit Waffengewalt angegriffen und sind die zu-
ständigen Bundesorgane außerstande, sofort die Feststellung nach Absatz 1
Satz 1 zu treffen, so gilt diese Feststellung als getroffen und als zu dem Zeit-
punkt verkündet, in dem der Angriff begonnen hat. Der Bundespräsident gibt
diesen Zeitpunkt bekannt, sobald die Umstände es zulassen.

(5) Ist die Feststellung des Verteidigungsfalles verkündet und wird das Bundes-
gebiet mit Waffengewalt angegriffen, so kann der Bundespräsident völker-
rechtliche Erklärungen über das Bestehen des Verteidigungsfalles mit Zu-
stimmung des Bundestages abgeben. Unter den Voraussetzungen des Ab-
satzes 2 tritt an die Stelle des Bundestages der Gemeinsame Ausschuss.

Übergang der Befehls- und Kommandogewalt über die 
Streitkräfte auf den Bundeskanzler
Mit der Verkündung des Verteidigungsfalles geht die Befehls- und Kommando-
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gewalt über die Streitkräfte auf den Bundeskanzler über.

Erweiterte Gesetzgebungskompetenz des Bundes
(1) Der Bund hat für den Verteidigungsfall das Recht der konkurrierenden Ge-
setzgebung auch auf den Sachgebieten, die zur Gesetzgebungszuständigkeit
der Länder gehören. Diese Gesetze bedürfen der Zustimmung des Bundesrates.

(2) Soweit es die Verhältnisse während des Verteidigungsfalles erfordern, kann
durch Bundesgesetz für den Verteidigungsfall 

1. bei Enteignungen abweichend von Artikel 14 Abs. 3 Satz 2 die Entschädi-
gung vorläufig geregelt werden, 

2. für Freiheitsentziehungen eine von Artikel 104 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 
Satz 1 abweichende Frist, höchstens jedoch eine solche von vier Tagen, für
den Fall festgesetzt werden, dass ein Richter nicht innerhalb der für Nor-
malzeiten geltenden Frist tätig werden konnte.

(3) Soweit es zur Abwehr des gegenwärtigen oder unmittelbar drohenden
Angriffs erforderlich ist, kann für den Verteidigungsfall durch Bundesgesetz
mit Zustimmung des Bundesrates die Verwaltung und das Finanzwesen des
Bundes und der Länder abweichend von den Abschnitten VIII, VIIIa und X
geregelt werden, wobei die Lebensfähigkeit der Länder, Gemeinden und
Gemeindeverbände, insbesondere auch in finanzieller Hinsicht, zu  wahren
ist.

(4) Bundesgesetze nach den Absätzen 1 und 2 Nr. 1 dürfen zur Vorbereitung
ihres Vollzuges schon vor Eintritt des Verteidigungsfalles angewandt werden.

Abgekürztes Gesetzgebungsverfahren
(1) Für die Gesetzgebung des Bundes gilt im Verteidigungsfalle abweichend
von Artikel 76 Abs. 2, Artikel 77 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 bis 4, Artikel 78 und
Artikel 82 Abs. 1 die Regelung der Absätze 2 und 3.

(2) Gesetzesvorlagen der Bundesregierung, die sie als dringlich bezeichnet,
sind gleichzeitig mit der Einbringung beim Bundestage dem Bundesrate zu-
zuleiten. Bundestag und Bundesrat beraten diese Vorlagen unverzüglich
gemeinsam. Soweit zu einem Gesetz die Zustimmung des Bundesrates 
erforderlich ist, bedarf es zum Zustandekommen des Gesetzes der Zustim-
mung der Mehrheit seiner Stimmen. Das Nähere regelt eine Geschäftsord-
nung, die vom Bundestage beschlossen wird und der Zustimmung des Bundes-
rates bedarf.

(3) Für die Verkündung der Gesetze gilt Artikel 115 a Abs. 3 Satz 2 entsprechend.

Befugnisse des Gemeinsamen Ausschusses
(1) Stellt der Gemeinsame Ausschuss im Verteidigungsfalle mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen, mindestens mit der Mehrheit
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seiner Mitglieder fest, dass dem rechtzeitigen Zusammentritt des Bundesta-
ges unüberwindliche Hindernisse entgegenstehen oder dass dieser nicht be-
schlussfähig ist, so hat der Gemeinsame Ausschuss die Stellung von Bundes-
tag und Bundesrat und nimmt deren Rechte einheitlich wahr.

(2) Durch ein Gesetz des Gemeinsamen Ausschusses darf das Grundgesetz
weder geändert noch ganz oder teilweise außer Kraft oder außer Anwendung
gesetzt werden. Zum Erlass von Gesetzen nach Artikel 23 Abs. 1 Satz 2, Arti-
kel 24 Abs. 1 oder Artikel 29 ist der Gemeinsame Ausschuss nicht befugt.

Einsatz des Bundesgrenzschutzes; erweiterte Weisungsbefugnis
(1) Die Bundesregierung kann im Verteidigungsfalle, soweit es die Verhältnisse
erfordern, 

1. den Bundesgrenzschutz im gesamten Bundesgebiete einsetzen; 

2. außer der Bundesverwaltung auch den Landesregierungen und, wenn sie
es für dringlich erachtet, den Landesbehörden Weisungen erteilen und die-
se Befugnis auf von ihr zu bestimmende Mitglieder der Landesregierun-
gen übertragen.

(2) Bundestag, Bundesrat und der Gemeinsame Ausschuss sind unverzüglich
von den nach Absatz 1 getroffenen Maßnahmen zu unterrichten.

Stellung des Bundesverfassungsgerichts
Die verfassungsmäßige Stellung und die Erfüllung der verfassungsmäßigen
Aufgaben des Bundesverfassungsgerichtes und seiner Richter dürfen nicht be-
einträchtigt werden. Das Gesetz über das Bundesverfassungsgericht darf durch
ein Gesetz des Gemeinsamen Ausschusses nur insoweit geändert werden, als
dies auch nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichtes zur Aufrechter-
haltung der Funktionsfähigkeit des Gerichtes erforderlich ist. Bis zum Erlass
eines solchen Gesetzes kann das Bundesverfassungsgericht die zur Erhaltung
der Arbeitsfähigkeit des Gerichtes erforderlichen Maßnahmen treffen. Be-
schlüsse nach Satz 2 und Satz 3 fasst das Bundesverfassungsgericht mit der
Mehrheit der anwesenden Richter.

Ablaufende Wahlperioden und Amtszeiten 
von Verfassungsorganen
(1) Während des Verteidigungsfalles ablaufende Wahlperioden des Bundes-
tages oder der Volksvertretungen der Länder enden sechs Monate nach Been-
digung des Verteidigungsfalles. Die im Verteidigungsfalle ablaufende Amtszeit
des Bundespräsidenten sowie bei vorzeitiger Erledigung seines Amtes die Wahr-
nehmung seiner Befugnisse durch den Präsidenten des Bundesrates enden neun
Monate nach Beendigung des Verteidigungsfalles. Die im Verteidigungsfalle
ablaufende Amtszeit eines Mitgliedes des Bundesverfassungsgerichtes endet
sechs Monate nach Beendigung des Verteidigungsfalles.
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(2) Wird eine Neuwahl des Bundeskanzlers durch den Gemeinsamen Aus-
schuss erforderlich, so wählt dieser einen neuen Bundeskanzler mit der Mehr-
heit seiner Mitglieder; der Bundespräsident macht dem Gemeinsamen Aus-
schuss einen Vorschlag. Der Gemeinsame Ausschuss kann dem Bundeskanz-
ler das Misstrauen nur dadurch aussprechen, dass er mit der Mehrheit von
zwei Dritteln seiner Mitglieder einen Nachfolger wählt.

(3) Für die Dauer des Verteidigungsfalles ist die Auflösung des Bundestages
ausgeschlossen.

Maßnahmenbefugnis der Landesregierungen
(1) Sind die zuständigen Bundesorgane außerstande die notwendigen Maß-
nahmen zur Abwehr der Gefahr zu treffen und erfordert die Lage unabweis-
bar ein sofortiges selbstständiges Handeln in einzelnen Teilen des Bundesge-
bietes, so sind die Landesregierungen oder die von ihnen bestimmten Behör-
den oder Beauftragten befugt, für ihren Zuständigkeitsbereich Maßnahmen
im Sinne des Artikels 115f Abs. 1 zu treffen.

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 können durch die Bundesregierung, im Ver-
hältnis zu Landesbehörden und nachgeordneten Bundesbehörden auch durch
die Ministerpräsidenten der Länder, jederzeit aufgehoben werden.

Rang und Geltungsdauer von Notstandsbestimmungen
(1) Für die Dauer ihrer Anwendbarkeit setzen Gesetze nach den Artikeln 115c,
115e und 115g und Rechtsverordnungen, die auf Grund solcher Gesetze er-
gehen, entgegenstehendes Recht außer Anwendung. Dies gilt nicht gegen-
über früherem Recht, das auf Grund der Artikel 115c, 115e und 115g erlas-
sen worden ist.

(2) Gesetze, die der Gemeinsame Ausschuss beschlossen hat, und Rechts-
verordnungen, die auf Grund solcher Gesetze ergangen sind, treten späte-
stens sechs Monate nach Beendigung des Verteidigungsfalles außer Kraft.

(3) Gesetze, die von den Artikeln 91a, 91b, 104a, 106 und 107 abweichen-
de Regelungen enthalten, gelten längstens bis zum Ende des zweiten Rech-
nungsjahres, das auf die Beendigung des Verteidigungsfalles folgt. Sie kön-
nen nach Beendigung des Verteidigungsfalles durch Bundesgesetz mit Zu-
stimmung des Bundesrates geändert werden, um zu der Regelung gemäß den
Abschnitten VIIIa und X überzuleiten.

Aufhebung außerordentlicher Maßnahmen; 
Beendigung des Verteidigungsfalls; Friedensschluss
(1) Der Bundestag kann jederzeit mit Zustimmung des Bundesrates Gesetze
des Gemeinsamen Ausschusses aufheben. Der Bundesrat kann verlangen,
dass der Bundestag hierüber beschließt. Sonstige zur Abwehr der Gefahr ge-
troffene Maßnahmen des Gemeinsamen Ausschusses oder der Bundesre-
gierung sind aufzuheben, wenn der Bundestag und der Bundesrat es be-

115lARTIKEL

115kARTIKEL

115iARTIKEL

66



schließen.

(2) Der Bundestag kann mit Zustimmung des Bundesrates jederzeit durch ei-
nen vom Bundespräsidenten zu verkündenden Beschluss den Verteidigungsfall
für beendet erklären. Der Bundesrat kann verlangen, dass der Bundestag
hierüber beschließt. Der Verteidigungsfall ist unverzüglich für beendet zu er-
klären, wenn die Voraussetzungen für seine Feststellung nicht mehr gegeben
sind.

(3) Über den Friedensschluss wird durch Bundesgesetz entschieden.

XI. Übergangs- und Schlussbestimmungen

Begriff „Deutscher“; Wiedereinbürgerung
(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger
gesetzlicher Regelung, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder als
Flüchtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehe-
gatte oder Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen Reiches nach dem
Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat.

(2) Frühere deutsche Staatsangehörige, denen zwischen dem 30. Januar 1933
und dem 8. Mai 1945 die Staatsangehörigkeit aus politischen, rassischen oder
religiösen Gründen entzogen worden ist, und ihre Abkömmlinge sind auf An-
trag wieder einzubürgern. Sie gelten als nicht ausgebürgert, sofern sie nach
dem 8. Mai 1945 ihren Wohnsitz in Deutschland genommen haben und nicht
einen entgegengesetzten Willen zum Ausdruck gebracht haben.

Übergangsregelung für Artikel 3 Abs. 2 und Artikel 11
(1) Das dem Artikel 3 Abs. 2 entgegenstehende Recht bleibt bis zu seiner
Anpassung an diese Bestimmung des Grundgesetzes in Kraft, jedoch nicht
länger als bis zum 31. März 1953.

(2) Gesetze, die das Recht der Freizügigkeit mit Rücksicht auf die gegenwärtige
Raumnot einschränken, bleiben bis zu ihrer Aufhebung durch Bundesgesetz
in Kraft.

Neugliederung der Länder Baden, Württemberg-Baden 
und Württemberg-Hohenzollern
Die Neugliederung in dem die Länder Baden, Württemberg-Baden und Würt-
temberg-Hohenzollern umfassenden Gebiete kann abweichend von den Vor-
schriften des Artikels 29 durch Vereinbarung der beteiligten Länder erfolgen.
Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so wird die Neugliederung durch
Bundesgesetz geregelt, das eine Volksbefragung vorsehen muss.
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Neugliederung der Länder Berlin und Brandenburg
Die Neugliederung in dem die Länder Berlin und Brandenburg umfassenden
Gebiet kann abweichend von den Vorschriften des Artikels 29 unter Beteili-
gung ihrer Wahlberechtigten durch Vereinbarung beider Länder erfolgen.

Flüchtlinge und Vertriebene
In Angelegenheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen, insbesondere zu ihrer
Verteilung auf die Länder, kann bis zu einer bundesgesetzlichen Regelung
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates Verordnungen mit Ge-
setzeskraft erlassen. Für besondere Fälle kann dabei die Bundesregierung er-
mächtigt werden, Einzelweisungen zu erteilen. Die Weisungen sind außer bei
Gefahr im Verzuge an die obersten Landesbehörden zu richten.

Besatzungskosten; Kriegsfolgelasten
(1) Der Bund trägt die Aufwendungen für Besatzungskosten und die sonsti-
gen inneren und äußeren Kriegsfolgelasten nach näherer Bestimmung von
Bundesgesetzen. Soweit diese Kriegsfolgelasten bis zum 1. Oktober 1969
durch Bundesgesetze geregelt worden sind, tragen Bund und Länder im Ver-
hältnis zueinander die Aufwendungen nach Maßgabe dieser Bundesgeset-
ze. Soweit Aufwendungen für Kriegsfolgelasten, die in Bundesgesetzen we-
der geregelt worden sind noch geregelt werden, bis zum 1. Oktober 1965 von
den Ländern, Gemeinden (Gemeindeverbänden) oder sonstigen Aufgaben-
trägern, die Aufgaben von Ländern oder Gemeinden erfüllen, erbracht wor-
den sind, ist der Bund zur Übernahme von Aufwendungen dieser Art auch
nach diesem Zeitpunkt nicht verpflichtet. Der Bund trägt die Zuschüsse zu den
Lasten der Sozialversicherung mit Einschluss der Arbeitslosenversicherung und
der Arbeitslosenhilfe. Die durch diesen Absatz geregelte Verteilung der Kriegs-
folgelasten auf Bund und Länder lässt die gesetzliche Regelung von Entschä-
digungsansprüchen für Kriegsfolgen unberührt.

(2) Die Einnahmen gehen auf den Bund zu demselben Zeitpunkt über, an dem
der Bund die Ausgaben übernimmt.

Durchführung des Lastenausgleichs
(1) Die Gesetze, die der Durchführung des Lastenausgleichs dienen, können
mit Zustimmung des Bundesrates bestimmen, dass sie auf dem Gebiete der
Ausgleichsleistungen teils durch den Bund, teils im Auftrage des Bundes durch
die Länder ausgeführt werden und dass die der Bundesregierung und den zu-
ständigen obersten Bundesbehörden auf Grund des Artikels 85 insoweit zu-
stehenden Befugnisse ganz oder teilweise dem Bundesausgleichsamt über-
tragen werden. Das Bundesausgleichsamt bedarf bei Ausübung dieser Be-
fugnisse nicht der Zustimmung des Bundesrates; seine Weisungen sind, ab-
gesehen von den Fällen der Dringlichkeit, an die obersten Landesbehörden
(Landesausgleichsämter) zu richten.

(2) Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 bleibt unberührt.
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Begriff „Mehrheit der Mitglieder“
Mehrheit der Mitglieder des Bundestages und der Bundesversammlung im
Sinne dieses Grundgesetzes ist die Mehrheit ihrer gesetzlichen Mitgliederzahl.

Zeitpunkt der Überleitung der Gesetzgebung
(1) Vom Zusammentritt des Bundestages an werden die Gesetze ausschließ-
lich von den in diesem Grundgesetze anerkannten gesetzgebenden Gewal-
ten beschlossen.

(2) Gesetzgebende und bei der Gesetzgebung beratend mitwirkende Kör-
perschaften, deren Zuständigkeit nach Absatz 1 endet, sind mit diesem Zeit-
punkt aufgelöst.

Fortgeltung früheren Rechts
(1) Recht aus der Zeit vor dem Zusammentritt des Bundestages gilt fort, so-
weit es dem Grundgesetze nicht widerspricht.

(2) Die vom Deutschen Reich abgeschlossenen Staatsverträge, die sich auf
Gegenstände beziehen, für die nach diesem Grundgesetze die Landesgesetz-
gebung zuständig ist, bleiben, wenn sie nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen
gültig sind und fortgelten, unter Vorbehalt aller Rechte und Einwendungen der
Beteiligten in Kraft, bis neue Staatsverträge durch die nach diesem Grundge-
setze zuständigen Stellen abgeschlossen werden oder ihre Beendigung auf
Grund der in ihnen enthaltenen Bestimmungen anderweitig erfolgt.

Fortgeltung als Bundesrecht auf dem Gebiet 
der ausschließlichen Gesetzgebung
Recht, das Gegenstände der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes be-
trifft, wird innerhalb seines Geltungsbereiches Bundesrecht.

Fortgeltung als Bundesrecht auf dem Gebiet 
der konkurrierenden Gesetzgebung
Recht, das Gegenstände der konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes be-
trifft, wird innerhalb seines Geltungsbereiches Bundesrecht, 

1. soweit es innerhalb einer oder mehrerer Besatzungszonen einheitlich gilt, 

2. soweit es sich um Recht handelt, durch das nach dem 8. Mai 1945 früheres
Reichsrecht abgeändert worden ist.

Fortgeltung von Bundesrecht nach Änderung 
von Gesetzgebungskompetenzen
(1) Recht, das als Bundesrecht erlassen worden ist, aber wegen Änderung der
Artikel 74 Abs. 1 oder 75 Abs. 1 nicht mehr als Bundesrecht erlassen werden
könnte, gilt als Bundesrecht fort. Es kann durch Landesrecht ersetzt werden.
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(2) Recht, das auf Grund des Artikels 72 Abs. 2 in der bis zum 15. November
1994 geltenden Fassung erlassen worden ist, gilt als Bundesrecht fort. Durch
Bundesgesetz kann bestimmt werden, dass es durch Landesrecht ersetzt wer-
den kann. Entsprechendes gilt für Bundesrecht, das vor diesem Zeitpunkt er-
lassen worden ist und das nach Artikel 75 Abs. 2 nicht mehr erlassen werden
könnte.

Meinungsverschiedenheiten über das Fortgelten 
von Recht als Bundesrecht
Meinungsverschiedenheiten über das Fortgelten von Recht als Bundesrecht
entscheidet das Bundesverfassungsgericht.

Recht des Vereinigten Wirtschaftsgebietes
Die Bundesregierung kann mit Zustimmung der Regierungen der beteiligten
Länder Recht der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, soweit es
nach Artikel 124 oder 125 als Bundesrecht fortgilt, innerhalb eines Jahres nach
Verkündung dieses Grundgesetzes in den Ländern Baden, Groß-Berlin, Rhein-
land-Pfalz und Württemberg-Hohenzollern in Kraft setzen.

Fortbestehen von Weisungsrechten
Soweit fortgeltendes Recht Weisungsrechte im Sinne des Artikels 84 Abs. 5 vor-
sieht, bleiben sie bis zu einer anderweitigen gesetzlichen Regelung bestehen.

Ermächtigungen in fortgeltendem Recht
(1) Soweit in Rechtsvorschriften, die als Bundesrecht fortgelten, eine Er-
mächtigung zum Erlasse von Rechtsverordnungen oder allgemeinen Verwal-
tungsvorschriften sowie zur Vornahme von Verwaltungsakten enthalten ist,
geht sie auf die nunmehr sachlich zuständigen Stellen über. In Zweifelsfällen
entscheidet die Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Bundesrate; die
Entscheidung ist zu veröffentlichen.

(2) Soweit in Rechtsvorschriften, die als Landesrecht fortgelten, eine solche Er-
mächtigung enthalten ist, wird sie von den nach Landesrecht zuständigen Stel-
len ausgeübt.

(3) Soweit Rechtsvorschriften im Sinne der Absätze 1 und 2 zu ihrer Änderung
oder Ergänzung oder zum Erlass von Rechtsvorschriften an Stelle von Geset-
zen ermächtigen, sind diese Ermächtigungen erloschen.

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit in Rechts-
vorschriften auf nicht mehr geltende Vorschriften oder nicht mehr bestehen-
de Einrichtungen verwiesen ist.

Unterstellung bestehender Verwaltungseinrichtungen
(1) Verwaltungsorgane und sonstige der öffentlichen Verwaltung oder Rechts-
pflege dienende Einrichtungen, die nicht auf Landesrecht oder Staatsverträgen
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zwischen Ländern beruhen, sowie die Betriebsvereinigung der südwestdeut-
schen Eisenbahnen und der Verwaltungsrat für das Post- und Fernmeldewe-
sen für das französische Besatzungsgebiet unterstehen der Bundesregierung.
Diese regelt mit Zustimmung des Bundesrates die Überführung, Auflösung
oder Abwicklung.

(2) Oberster Disziplinarvorgesetzter der Angehörigen dieser Verwaltungen und
Einrichtungen ist der zuständige Bundesminister.

(3) Nicht landesunmittelbare und nicht auf Staatsverträgen zwischen den Län-
dern beruhende Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechtes un-
terstehen der Aufsicht der zuständigen obersten Bundesbehörde.

Rechtsverhältnisse ehemaliger Angehöriger 
des öffentlichen Dienstes
Die Rechtsverhältnisse von Personen einschließlich der Flüchtlinge und Ver-
triebenen, die am 8. Mai 1945 im öffentlichen Dienste standen, aus anderen
als beamten- oder tarifrechtlichen Gründen ausgeschieden sind und bisher
nicht oder nicht ihrer früheren Stellung entsprechend verwendet werden, sind
durch Bundesgesetz zu regeln. Entsprechendes gilt für Personen einschließ-
lich der Flüchtlinge und Vertriebenen, die am 8. Mai 1945 versorgungsbe-
rechtigt waren und aus anderen als beamten- oder tarifrechtlichen Gründen
keine oder keine entsprechende Versorgung mehr erhalten. Bis zum In-Kraft-
Treten des Bundesgesetzes können vorbehaltlich anderweitiger landesrechtli-
cher Regelung Rechtsansprüche nicht geltend gemacht werden.

Außerordentliche Aufhebung von Rechten im öffentlichen Dienst
(1) Beamte und Richter, die im Zeitpunkte des In-Kraft-Tretens dieses Grund-
gesetzes auf Lebenszeit angestellt sind, können binnen sechs Monaten nach
dem ersten Zusammentritt des Bundestages in den Ruhestand oder Warte-
stand oder in ein Amt mit niedrigerem Diensteinkommen versetzt werden,
wenn ihnen die persönliche oder fachliche Eignung für ihr Amt fehlt. Auf
Angestellte, die in einem unkündbaren Dienstverhältnis stehen, findet diese
Vorschrift entsprechende Anwendung. Bei Angestellten, deren Dienstverhältnis
kündbar ist, können über die tarifmäßige Regelung hinausgehende Kündi-
gungsfristen innerhalb der gleichen Frist aufgehoben werden.

(2) Diese Bestimmung findet keine Anwendung auf Angehörige des öffentlichen
Dienstes, die von den Vorschriften über die „Befreiung von Nationalsozialismus
und Militarismus“ nicht betroffen oder die anerkannte Verfolgte des National-
sozialismus sind, sofern nicht ein wichtiger Grund in ihrer Person vorliegt.

(3) Den Betroffenen steht der Rechtsweg gemäß Artikel 19 Abs. 4 offen.

(4) Das Nähere bestimmt eine Verordnung der Bundesregierung, die der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf.
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Rechtsnachfolge der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes
Der Bund tritt in die Rechte und Pflichten der Verwaltung des Vereinigten Wirt-
schaftsgebietes ein.

Überleitung des Reichsvermögens
(1) Das Vermögen des Reiches wird grundsätzlich Bundesvermögen.

(2) Soweit es nach seiner ursprünglichen Zweckbestimmung überwiegend für
Verwaltungsaufgaben bestimmt war, die nach diesem Grundgesetze nicht Ver-
waltungsaufgaben des Bundes sind, ist es unentgeltlich auf die nunmehr zu-
ständigen Aufgabenträger und, soweit es nach seiner gegenwärtigen, nicht nur
vorübergehenden Benutzung Verwaltungsaufgaben dient, die nach diesem
Grundgesetze nunmehr von den Ländern zu erfüllen sind, auf die Länder zu
übertragen. Der Bund kann auch sonstiges Vermögen den Ländern übertragen.

(3) Vermögen, das dem Reich von den Ländern und Gemeinden (Gemeinde-
verbänden) unentgeltlich zur Verfügung gestellt wurde, wird wiederum Ver-
mögen der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände), soweit es nicht
der Bund für eigene Verwaltungsaufgaben benötigt.

(4) Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates
bedarf.

Vermögensregelung bei Wechsel der Landeszugehörigkeit
(1) Hat sich nach dem 8. Mai 1945 bis zum In-Kraft-Treten dieses Grundge-
setzes die Landeszugehörigkeit eines Gebietes geändert, so steht in diesem
Gebiete das Vermögen des Landes, dem das Gebiet angehört hat, dem Lan-
de zu, dem es jetzt angehört.

(2) Das Vermögen nicht mehr bestehender Länder und nicht mehr bestehen-
der anderer Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts geht, so-
weit es nach seiner ursprünglichen Zweckbestimmung überwiegend für Ver-
waltungsaufgaben bestimmt war, oder nach seiner gegenwärtigen, nicht
nur vorübergehenden Benutzung überwiegend Verwaltungsaufgaben dient,
auf das Land oder die Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts über,
die nunmehr diese Aufgaben erfüllen.

(3) Grundvermögen nicht mehr bestehender Länder geht einschließlich des
Zubehörs, soweit es nicht bereits zu Vermögen im Sinne des Absatzes 1 gehört,
auf das Land über, in dessen Gebiet es gelegen ist.

(4) Sofern ein überwiegendes Interesse des Bundes oder das besondere In-
teresse eines Gebietes es erfordert, kann durch Bundesgesetz eine von den
Absätzen 1 bis 3 abweichende Regelung getroffen werden.

(5) Im übrigen wird die Rechtsnachfolge und die Auseinandersetzung, soweit
sie nicht bis zum 1. Januar 1952 durch Vereinbarung zwischen den beteilig-
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ten Ländern oder Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen Rechtes
erfolgt, durch Bundesgesetz geregelt, das der Zustimmung des Bundesrates
bedarf.

(6) Beteiligungen des ehemaligen Landes Preußen an Unternehmen des pri-
vaten Rechtes gehen auf den Bund über. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz,
das auch Abweichendes bestimmen kann.

(7) Soweit über Vermögen, das einem Lande oder einer Körperschaft oder An-
stalt des öffentlichen Rechtes nach den Absätzen 1 bis 3 zufallen würde, von
dem danach Berechtigten durch ein Landesgesetz, auf Grund eines Landes-
gesetzes oder in anderer Weise bei In-Kraft-Treten des Grundgesetzes verfügt
worden war, gilt der Vermögensübergang als vor der Verfügung erfolgt.

Verbindlichkeiten des Deutschen Reiches und 
der ehemaligen DDR
(1) Durch die in Artikel 134 Abs. 4 und Artikel 135 Abs. 5 vorbehaltene Ge-
setzgebung des Bundes kann auch bestimmt werden, dass nicht oder nicht
in voller Höhe zu erfüllen sind 

1. Verbindlichkeiten des Reiches sowie Verbindlichkeiten des ehemaligen Lan-
des Preußen und sonstiger nicht mehr bestehender Körperschaften und
Anstalten des öffentlichen Rechts.

2. Verbindlichkeiten des Bundes oder anderer Körperschaften und Anstalten
des öffentlichen Rechts, welche mit dem Übergang von Vermögenswer-
ten nach Artikel 89, 90, 134 und 135 im Zusammenhang stehen, und Ver-
bindlichkeiten dieser Rechtsträger, die auf Maßnahmen der in Nummer 1
bezeichneten Rechtsträger beruhen, 

3. Verbindlichkeiten der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände), die
aus Maßnahmen entstanden sind, welche diese Rechtsträger vor dem 1. Au-
gust 1945 zur Durchführung von Anordnungen der Besatzungsmächte
oder zur Beseitigung eines kriegsbedingten Notstandes im Rahmen dem
Reich obliegender oder vom Reich übertragener Verwaltungsaufgaben ge-
troffen haben.

(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwendung auf Verbindlichkeiten der Deut-
schen Demokratischen Republik oder ihrer Rechtsträger sowie auf Verbind-
lichkeiten des Bundes oder anderer Körperschaften und Anstalten des öf-
fentlichen Rechts, die mit dem Übergang von Vermögenswerten der Deut-
schen Demokratischen Republik auf Bund, Länder und Gemeinden im Zu-
sammenhang stehen, und auf Verbindlichkeiten, die auf Maßnahmen der
Deutschen Demokratischen Republik oder ihrer Rechtsträger beruhen.

Erster Zusammentritt des Bundesrates
(1) Der Bundesrat tritt erstmalig am Tage des ersten Zusammentrittes des Bun-
destages zusammen.
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(2) Bis zur Wahl des ersten Bundespräsidenten werden dessen Befugnisse von
dem Präsidenten des Bundesrates ausgeübt. Das Recht der Auflösung des Bun-
destages steht ihm nicht zu.

Wählbarkeit von Angehörigen des öffentlichen Dienstes; 
gesetzliche Beschränkungen
(1) Die Wählbarkeit von Beamten, Angestellten des öffentlichen Dienstes, Be-
rufssoldaten, freiwilligen Soldaten auf Zeit und Richtern im Bund, in den Län-
dern und den Gemeinden kann gesetzlich beschränkt werden.

(2) Für die Wahl des ersten Bundestages, der ersten Bundesversammlung und
des ersten Bundespräsidenten der Bundesrepublik gilt das vom Parlamentari-
schen Rat zu beschließende Wahlgesetz.

(3) Die dem Bundesverfassungsgericht gemäß Art. 41 Abs. 2 zustehende Be-
fugnis wird bis zu seiner Errichtung von dem Deutschen Obergericht für das
Vereinigte Wirtschaftsgebiet wahrgenommen, das nach Maßgabe seiner Ver-
fahrensordnung entscheidet.

Süddeutsches Notariat
Änderungen der Einrichtungen des jetzt bestehenden Notariats in den Län-
dern Baden, Bayern, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern
bedürfen der Zustimmung der Regierungen dieser Länder.

Fortgeltung von Entnazifizierungsvorschriften
Die zur „Befreiung des deutschen Volkes vom Nationalsozialismus und Mili-
tarismus“ erlassenen Rechtsvorschriften werden von den Bestimmungen die-
ses Grundgesetzes nicht berührt.

Recht der Religionsgesellschaften1

Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der Deutschen
Verfassung vom 11. August 1919 sind Bestandteil dieses Grundgesetzes.
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1) Auszug aus der Deutschen Verfassung vom 11. August 1919 (Weimarer Verfassung)

Religion und Religionsgesellschaften

Artikel 136
(1) Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten werden durch die Ausübung der
Religionsfreiheit weder bedingt noch beschränkt.

(2) Der Genuss bürgerlicher und staatlicher Rechte sowie die Zulassung zu öffentlichen Ämtern sind
unabhängig von dem religiösen Bekenntnis.

(3) Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. Die Behörden haben nur
soweit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft zu fragen, als davon Rechte
und Pflichten abhängig oder eine gesetzlich angeordnete statistische Erhebung dies erfordert.

(4) Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit oder zur Teilnahme an religiösen
Übungen oder zur Benutzung einer religiösen Eidesform gezwungen werden.



Religionsunterricht; „Bremer Klausel“
Artikel 7 Abs. 3 Satz 1 findet keine Anwendung in einem Lande, in dem am
1. Januar 1949 eine andere landesrechtliche Regelung bestand.

Grundrechte in Landesverfassungen
Ungeachtet der Vorschrift des Artikels 31 bleiben Bestimmungen der Lan-
desverfassungen auch insoweit in Kraft, als sie in Übereinstimmung mit den
Artikeln 1 bis 18 dieses Grundgesetzes Grundrechte gewährleisten.
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Artikel 137
(1) Es besteht keine Staatskirche

(2) Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesellschaften wird gewährleistet. Der Zusammenschluss
von Religionsgesellschaften innerhalb des Reichsgebiets unterliegt keinen Beschränkungen.

(3) Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbstständig innerhalb
der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie verleiht ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates
oder der bürgerlichen Gemeinde.

(4) Religionsgesellschaften erwerben die Rechtsfähigkeit nach den allgemeinen Vorschriften des bür-
gerlichen Rechts.

(5) Die Religionsgesellschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechts, soweit sie solche bis-
her waren. Anderen Religionsgesellschaften sind auf ihren Antrag gleiche Rechte zu gewähren, wenn
sie durch ihre Verfassung und die Zahl der Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten. Schließen sich
mehrere derartige öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften zu einem Verband zusammen, so
ist auch dieser Verband eine öffentlich-rechtliche Körperschaft.

(6) Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, sind berech-
tigt, auf Grund der bürgerlichen Steuerliste nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen
Steuern zu erheben.

(7) Den Religionsgesellschaften werden die Vereinigungen gleichgestellt, die sich die gemeinschaftliche
Pflege einer Weltanschauung zur Aufgabe machen.

(8) Soweit die Durchführung dieser Bestimmungen eine weitere Regelung erfordert, liegt dies der
Landesgesetzgebung ob.

Artikel 138
(1) Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die Reli-
gionsgesellschaften werden durch die Landesgesetzgebung abgelöst. Die Grundsätze hierfür stellt
das Reich auf.

(2) Das Eigentum und andere Rechte der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine an ihren für
Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen
Vermögen werden gewährleistet.

Artikel 139
Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage bleiben als Tage der Arbeitsruhe und der see-
lischen Erhebung gesetzlich geschützt.

Artikel 141
Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge im Heer, in Krankenhäusern, Strafanstalten
oder sonstigen öffentlichen Anstalten besteht, sind die Religionsgesellschaften zur Vornahme reli-
giöser Handlungen zuzulassen, wobei jeder Zwang fernzuhalten ist.



Einigungsbedingte Abweichungen vom Grundgesetz
(1) Recht in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet kann
längstens bis zum 31. Dezember 1992 von Bestimmungen dieses Grundge-
setzes abweichen, soweit und solange infolge der unterschiedlichen Verhält-
nisse die völlige Anpassung an die grundgesetzliche Ordnung noch nicht er-
reicht werden kann. Abweichungen dürfen nicht gegen Artikel 19 Abs. 2 ver-
stoßen und müssen mit den in Artikel 79 Abs. 3 genannten Grundsätzen
vereinbar sein.

(2) Abweichungen von den Abschnitten II, VIII, VIIIa, IX, X und XI sind längs-
tens bis zum 31. Dezember 1995 zulässig.

(3) Unabhängig von Absatz 1 und 2 haben Artikel 41 des Einigungsvertrags
und Regelungen zu seiner Durchführung auch insoweit Bestand, als sie vor-
sehen, dass Eingriffe in das Eigentum auf dem in Artikel 3 dieses Vertrags ge-
nannten Gebiet nicht mehr rückgängig gemacht werden.

Ausschließliche Gesetzgebung bei Bundeseisenbahnen
(1) Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über alle Angelegenhei-
ten, die sich aus der Umwandlung der in bundeseigener Verwaltung geführ-
ten Bundeseisenbahnen in Wirtschaftsunternehmen ergeben. Artikel 87e Abs.
5 findet entsprechende Anwendung. Beamte der Bundeseisenbahnen kön-
nen durch Gesetz unter Wahrung ihrer Rechtsstellung und der Verantwortung
des Dienstherrn einer privat-rechtlich organisierten Eisenbahn des Bundes zur
Dienstleistung zugewiesen werden.

(2) Gesetze nach Absatz 1 führt der Bund aus.

(3) Die Erfüllung der Aufgaben im Bereich des Schienenpersonennahverkehrs
der bisherigen Bundeseisenbahnen ist bis zum 31. Dezember 1995 Sache
des Bundes. Dies gilt auch für die entsprechenden Aufgaben der Eisenbahn-
verkehrsverwaltung. Das Nähere wird durch Bundesgesetz geregelt, das der
Zustimmung des Bundesrates bedarf.

Umwandlung der Deutschen Bundespost
(1) Das Sondervermögen Deutsche Bundespost wird nach Maßgabe eines Bun-
desgesetzes in Unternehmen privater Rechtsform umgewandelt. Der Bund hat
die ausschließliche Gesetzgebung über alle sich hieraus ergebenden Angele-
genheiten.

(2) Die vor der Umwandlung bestehenden ausschließlichen Rechte des Bun-
des können durch Bundesgesetz für eine Übergangszeit den aus der Deut-
schen Bundespost POSTDIENST und der Deutschen Bundespost TELEKOM her-
vorgegangenen Unternehmen verliehen werden. Die Kapitalmehrheit am Nach-
folgeunternehmen Deutsche Bundespost POSTDIENST darf der Bund frühe-
stens fünf Jahre nach In-Kraft-Treten des Gesetzes aufgeben. Dazu bedarf es
eines Bundesgesetzes mit Zustimmung des Bundesrates.
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(3) Die bei der Deutschen Bundespost tätigen Bundesbeamten werden unter
Wahrung ihrer Rechtsstellung und der Verantwortung des Dienstherren bei
den privaten Unternehmen beschäftigt. Die Unternehmen üben Diensther-
renbefugnisse aus. Das Nähere bestimmt ein Bundesgesetz.

Annahme des Grundgesetzes
(1) Dieses Grundgesetz bedarf der Annahme durch die Volksvertretung in zwei
Dritteln der deutschen Länder, in denen es zunächst gelten soll.

(2) Soweit die Anwendung dieses Grundgesetzes in einem der in Artikel 23
aufgeführten Länder oder in einem Teile eines dieser Länder Beschränkun-
gen unterliegt, hat das Land oder der Teil des Landes Recht, gemäß Artikel
38 Vertreter in den Bundestag und gemäß Artikel 50 Vertreter in den Bun-
desrat zu entsenden.

In-Kraft-Treten des Grundgesetzes
(1) Der Parlamentarische Rat stellt in öffentlicher Sitzung unter Mitwirkung
der Abgeordneten Groß-Berlins die Annahme dieses Grundgesetzes fest,
fertigt es aus und verkündet es.

(2) Dieses Grundgesetz tritt mit Ablauf des Tages der Verkündung in Kraft.

(3) Es ist im Bundesgesetzblatte zu veröffentlichen.

Geltungsdauer des Grundgesetzes
Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutsch-
lands für das gesamte deutsche Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an dem Tage,
an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier
Entscheidung beschlossen worden ist.
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Allgemeine Erklärung der Menschenrechte

Allgemeine 
Erklärung der

Menschen-
rechte Am 10. Dezember 1948 beschloss und

verkündete die Generalversammlung

der Vereinten Nationen die Allgemeine

Erklärung der Menschenrechte, deren

Text hier abgedruckt ist. Im Anschluss

an diesen historischen Vorgang 

empfahl die Generalversammlung den

Mitgliedstaaten, alle ihre Möglich-

keiten auszuschöpfen, den Text dieser

Erklärung feierlich zu veröffentlichen

und „dafür Sorge zu tragen, dass er

verteilt, angeschlagen, 

gelesen und kommentiert wird vor

allem in den Schulen und sonstigen 

Bildungseinrichtungen, ohne Rücksicht

auf den politischen Status von Ländern

oder Territorien“.
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Die „Allgemeine Erklärung der Menschenrechte“ ist Teil eines von der Generalversammlung der Vereinten Natio-
nen entwickelten „Internationalen Menschenrechtskodexes“, der u.a. weiterhin den „Internationalen Pakt über
bürgerliche und politische Rechte“ und den „Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte“ – beide vom 19. Dezember 1966 – umfasst. Im Gegensatz zu den zuletzt genannten beiden Pakten ist
die „Allgemeine Erklärung der Menschenrechte“ jedoch kein verbindliches Vertragsrecht sondern nur eine an die 
Staaten gerichtete Empfehlung. Gleichwohl setzt sie als Forderung an die Staaten hohe Maßstäbe, die die 
„Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November 1950“ den 
Vertragsstaaten als verpflichtende Normen auferlegt hat.
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• Da die Anerkennung der allen Mitgliedern der menschlichen Familie inne-
wohnenden Würde und ihrer gleichen und unveräußerlichen Rechte die Grundlage
der Freiheit, der Gerechtigkeit und des Friedens in der Welt bildet;

• da Verkennung und Missachtung der Menschenrechte zu Akten der Barbarei führ-
ten, die das Gewissen der Menschheit tief verletzt haben, und da die Schaffung 
einer Welt, in der den Menschen, frei von Furcht und Not, Rede- und Glaubensfrei-
heit zuteil wird, als das höchste Bestreben der Menschheit verkündet worden ist;

• da es wesentlich ist, die Menschenrechte durch die Herrschaft des Rechtes zu 
schützen, damit der Mensch nicht zum Aufstand gegen Tyrannei und Unter-
drückung als letztem Mittel gezwungen ist;

• da es wesentlich ist, die Entwicklung freundschaflicher Beziehungen zwischen den
Nationen zu fördern;

• da die Völker der Vereinten Nationen in der Satzung ihren Glauben an die grund-
legenden Menschenrechte, an die Würde und den Wert der menschlichen Person
und an die Gleichberechtigung von Mann und Frau erneut bekräftigt und 
beschlossen haben, den sozialen Fortschritt und bessere Lebensbedingungen 
bei größerer Freiheit zu fördern;

• da die Mitgliedstaaten sich verpflichtet haben, in Zusammenarbeit mit den 
Vereinten Nationen die allgemeine Achtung und Verwirklichung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten durchzusetzen;

• da eine gemeinsame Auffassung über diese Rechte und Freiheiten von größter
Wichtigkeit für die volle Erfüllung dieser Verpflichtung ist;

verkündet die Generalversammlung die vorliegende Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte als das von allen Völkern und Nationen zu erreichende gemeinsame
Ideal, damit jeder einzelne und alle Organe der Gesellschaft sich diese Erklärung stets
gegenwärtig halten und sich bemühen, durch Unterricht und Erziehung die Achtung
dieser Rechte und Freiheiten zu fördern und durch fortschreitende Maßnahmen im 
nationalen und internationalen Bereich ihre allgemeine und tatsächliche Anerkennung
und Verwirklichung bei der Bevölkerung sowohl der Mitgliedstaaten wie der ihrer
Oberhoheit unterstehenden Gebiete zu gewährleisten. 

Präambel



Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind
mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im Geiste der Brüder-
lichkeit begegnen.

Jeder Mensch hat Anspruch auf die in dieser Erklärung verkündeten Rechte
und Freiheiten ohne irgendeine Unterscheidung, wie etwa nach Rasse, Farbe,
Geschlecht, Sprache, Religion, politischer und sonstiger Überzeugung, nationa-
ler oder sozialer Herkunft, nach Eigentum, Geburt oder sonstiger Umstände.

Weiter darf keine Unterscheidung gemacht werden auf Grund der politischen,
rechtlichen oder internationalen Stellung des Landes oder Gebietes, dem eine
Person angehört, ohne Rücksicht darauf, ob es unabhängig ist, unter Treu-
handschaft steht, keine Selbstregierung besitzt oder irgendeiner anderen Be-
schränkung seiner Souveränität unterworfen ist.

Jeder Mensch hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person.

Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden; Sklaverei
und Sklavenhandel sind in allen Formen verboten.

Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigen-
der Behandlung oder Strafe unterworfen werden.

Jeder Mensch hat überall Anspruch auf Anerkennung als Rechtsperson.

Alle Menschen sind vor dem Gesetze gleich und haben ohne Unterschied An-
spruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz. Alle haben Anspruch auf glei-
chen Schutz gegen jede unterschiedliche Behandlung, welche die vorliegen-
de Erklärung verletzen würde, und gegen jede Aufreizung zu einer derartigen
unterschiedlichen Behandlung.

Jeder Mensch hat Anspruch auf wirksamen Rechtsschutz vor den zuständigen
innerstaatlichen Gerichten gegen alle Handlungen, die seine ihm nach der Ver-
fassung oder nach dem Gesetz zustehenden Grundrechte verletzen.
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Niemand darf willkürlich festgenommen, in Haft gehalten oder des Landes
verwiesen werden.

Jeder Mensch hat in voller Gleichberechtigung Anspruch auf ein der Billigkeit
entsprechendes und öffentliches Verfahren vor einem unabhängigen und un-
parteiischen Gericht, das über seine Rechte und Verpflichtungen oder über irgend-
eine gegen ihn erhobene strafrechtliche Beschuldigung zu entscheiden hat.

(1) Jeder Mensch, der einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, ist so lan-
ge als unschuldig anzusehen, bis seine Schuld in einem öffentlichen Verfah-
ren, in dem alle für seine Verteidigung nötigen Voraussetzungen gewährleistet
waren, gemäß dem Gesetz nachgewiesen ist.

(2) Niemand kann wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt wer-
den, die zur Zeit, da sie erfolgte, auf Grund des nationalen oder internatio-
nalen Rechts nicht strafbar war. Desgleichen kann keine schwerere Strafe ver-
hängt werden, als die, welche zur Zeit der Begehung der strafbaren Handlung
anwendbar war.

Niemand darf willkürlichen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, sein
Heim oder seinen Briefwechsel noch Angriffen auf seine Ehre und seinen Ruf
ausgesetzt werden. Jeder Mensch hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen
derartige Eingriffe oder Anschläge.

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf Freizügigkeit und freie Wahl seines Wohn-
sitzes innerhalb eines Staates.

(2) Jeder Mensch hat das Recht, jedes Land, einschließlich seines eigenen, zu
verlassen sowie in sein Land zurückzukehren.

(1) Jeder Mensch hat das Recht, in anderen Ländern vor Verfolgungen Asyl zu
suchen und zu genießen.

(2) Dieses Recht kann jedoch im Falle einer Verfolgung wegen nichtpolitischer
Verbrechen oder wegen Handlungen, die gegen die Ziele und Grundsätze der
Vereinten Nationen verstoßen, nicht in Anspruch genommen werden.

(1) Jeder Mensch hat Anspruch auf eine Staatsangehörigkeit.
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(2) Niemandem darf seine Staatsangehörigkeit willkürlich entzogen, noch ihm
das Recht versagt werden, seine Staatsangehörigkeit zu wechseln.

(1) Heiratsfähige Männer und Frauen haben ohne Beschränkung durch Rasse,
Staatsbürgerschaft oder Religion das Recht, eine Ehe zu schließen und eine
Familie zu gründen. Sie haben bei der Eheschließung, während der Ehe und
bei deren Auflösung gleiche Rechte.

(2) Die Ehe darf nur auf Grund der freien und vollen Willenseinigung der zukünf-
tigen Ehegatten geschlossen werden.

(3) Die Familie ist die natürliche und grundlegende Einheit der Gesellschaft
und hat Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und Staat.

(1) Jeder Mensch hat allein oder in Gemeinschaft mit anderen Recht auf 
Eigentum.

(2) Niemand darf willkürlich seines Eigentums beraubt werden.

Jeder Mensch hat Anspruch auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit;
dieses Recht umfasst die Freiheit, seine Religion oder seine Überzeugung zu
wechseln, sowie die Freiheit, seine Religion oder seine Überzeugung allein oder
in Gemeinschaft mit anderen, in der Öffentlichkeit oder privat, durch Lehre,
Ausübung, Gottesdienst und Vollziehung von Riten zu bekunden.

Jeder Mensch hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; dieses Recht um-
fasst die Freiheit, Meinungen unangefochten zu ändern und Informationen
und Ideen mit allen Verständigungsmitteln ohne Rücksicht auf Grenzen zu 
suchen, zu empfangen und zu verbreiten.

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit
zu friedlichen Zwecken.

(2) Niemand darf gezwungen werden, einer Vereinigung anzugehören.

(1) Jeder Mensch hat das Recht, an der Leitung der öffentlichen Angelegen-
heiten seines Landes unmittelbar oder durch frei gewählte Vertreter teilzu-
nehmen.

(2) Jeder Mensch hat unter gleichen Bedingungen das Recht auf Zulassung zu
öffentlichen Ämtern in seinem Lande.
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(3) Der Wille des Volkes bildet die Grundlage für die Autorität der öffentlichen
Gewalt; dieser Wille muss durch periodische und unverfälschte Wahlen mit 
allgemeinem und gleichem Wahlrecht bei geheimer Stimmabgabe oder in
einem gleichwertigen freien Wahlverfahren zum Ausdruck kommen.

Jeder Mensch hat als Mitglied der Gesellschaft Recht auf soziale Sicherheit;
er hat Anspruch darauf, durch innerstaatliche Maßnahmen und internationale
Zusammenarbeit unter Berücksichtigung der Organisation und der Hilfsmittel
jedes Staates in den Genuss der für seine Würde und die freie Entwicklung sei-
ner Persönlichkeit unentbehrlichen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Rechte zu gelangen.

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf ange-
messene und befriedigende Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz gegen 
Arbeitslosigkeit.

(2) Alle Menschen haben ohne jede unterschiedliche Behandlung das Recht
auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit.

(3) Jeder Mensch, der arbeitet, hat das Recht auf angemessene und befriedi-
gende Entlohnung, die ihm und seiner Familie eine der menschlichen Würde
entsprechende Existenz sichert und die, wenn nötig, durch andere soziale
Schutzmaßnahmen zu ergänzen ist.

(4) Jeder Mensch hat das Recht, zum Schutze seiner Interessen Berufsvereini-
gungen zu bilden und solchen beizutreten.

Jeder Mensch hat Anspruch auf Erholung und Freizeit sowie auf eine ver-
nünftige Begrenzung der Arbeitszeit und auf periodischen bezahlten Urlaub. 

(1) Jeder Mensch hat Anspruch auf eine Lebenshaltung, die seine und seiner
Familie Gesundheit und Wohlbefinden, einschließlich Nahrung, Kleidung, Woh-
nung, ärztlicher Betreuung und der notwendigen Leistungen der sozialen Für-
sorge, gewährleistet, er hat das Recht auf Sicherheit im Falle von Arbeitslo-
sigkeit, Krankheit, Invalidität, Wirtwertschaft, Alter oder von anderweitigem
Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände.

(2) Mutter und Kind haben Anspruch auf besondere Hilfe und Unterstützung.
Alle Kinder, eheliche und uneheliche, genießen den gleichen sozialen Schutz.

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf Bildung. Der Unterricht muss wenigstens
in den Elementar- und Grundschulen unentgeltlich sein. Der Elementarunter-
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richt ist obligatorisch. Fachlicher und beruflicher Unterricht sollen allgemein
zugänglich sein; die höheren Studien sollen allen nach Maßgabe ihrer Fähig-
keit und Leistungen in gleicher Weise offenstehen.

(2) Die Ausbildung soll die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und
die Stärkung der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten zum Ziele
haben. Sie soll Verständnis, Duldsamkeit und Freundschaft zwischen allen Na-
tionen und allen rassischen oder religiösen Gruppen fördern und die Tätigkeit
der Vereinten Nationen zur Aufrechterhaltung des Friedens unterstützen.

(3) In erster Linie haben die Eltern das Recht, die Art der ihren Kindern zuteil
werdenden Bildung zu bestimmen.

(1) Jeder Mensch hat das Recht, am kulturellen Leben der Gemeinschaft frei
teilzunehmen, sich der Künste zu erfreuen und am wissenschaftlichen Fort-
schritt und dessen Wohltaten teilzuhaben.

(2) Jeder Mensch hat das Recht auf Schutz der moralischen und materiellen
Interessen, die sich aus jeder wissenschaftlichen, literarischen oder künstleri-
schen Produktion ergeben, deren Urheber er ist.

Jeder Mensch hat Anspruch auf eine soziale und internationale Ordnung, in
welcher die in der vorliegenden Erklärung angeführten Rechte und Freihei-
ten voll verwirklicht werden können.

(1) Jeder Mensch hat Pflichten gegenüber der Gemeinschaft, in der allein die
freie und volle Entwicklung seiner Persönlichkeit möglich ist.

(2) Jeder Mensch ist in Ausübung seiner Rechte und Freiheiten nur den Be-
schränkungen unterworfen, die das Gesetz ausschließlich zu dem Zwecke vor-
sieht, um die Anerkennung und Achtung der Rechte und Freiheiten der an-
deren zu gewährleisten und den gerechten Anforderungen der Moral, der 
öffentlichen Ordnung und der allgemeinen Wohlfahrt in einer demokratischen
Gesellschaft zu genügen.

(3) Rechte und Freiheit dürfen in keinem Fall im Widerspruch zu den Zielen
und Grundsätzen der Vereinten Nationen ausgeübt werden.

Keine Bestimmung der vorliegenden Erklärung darf so ausgelegt werden, dass
sich daraus für einen Staat, eine Gruppe oder eine Person irgendein Recht ergibt,
eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung zu setzen, welche auf die Ver-
nichtung der in dieser Erklärung angeführten Rechte und Freiheiten abzielen.
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Charta 
der Vereinten 
Nationen Fünfzig Staaten unter-

zeichneten im Juni 1945

das Dokument; es trat am

24. Oktober des gleichen

Jahres in Kraft.

In dieser Charta bekunden

die Unterzeichner ihren

vereinten Willen, den

Weltfrieden und die 

internationale Sicherheit

aufrechtzuerhalten.
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Wir, die Völker der Vereinten Nationen – fest entschlossen,
künftige Geschlechter vor der Geißel des Krieges zu bewahren, 
die zweimal zu unseren Lebzeiten unsagbares Leid über die Menschheit 
gebracht hat,

unseren Glauben an die Grundrechte des Menschen, an Würde und Wert der 
menschlichen Persönlichkeit, an die Gleichberechtigung von Mann und Frau 
sowie von allen Nationen, ob groß oder klein, erneut zu bekräftigen.

Bedingungen zu schaffen, unter denen Gerechtigkeit und die Achtung 
vor den Verpflichtungen aus Verträgen und anderen Quellen des Völkerrechts 
gewahrt werden können,

den sozialen Fortschritt und einen besseren Lebensstandard in größerer Freiheit 
zu fördern,

und für diese Zwecke
Duldsamkeit zu üben und als gute Nachbarn in Frieden miteinander zu leben, 
unsere Kräfte zu vereinen, um den Weltfrieden und die internationale Sicherheit 
zu wahren,

Grundsätze anzunehmen und Verfahren einzuführen, die gewährleisten, 
dass Waffengewalt nur noch im gemeinsamen Interesse angewendet wird, 
und

internationale Einrichtungen in Anspruch zu nehmen, um den wirtschaftlichen 
und sozialen Fortschritt aller Völker zu fördern –

haben beschlossen, in unserem Bemühen um die Erreichung 
dieser Ziele zusammenzuwirken.



Kapitel I
Ziele und Grundsätze

Ziele der Vereinten Nationen
Die Vereinten Nationen setzen sich folgende Ziele:

1. den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren und zu die-
sem Zweck wirksame Kollektivmaßnahmen zu treffen, um Bedrohungen
des Friedens zu verhüten und zu beseitigen, Angriffshandlungen und an-
dere Friedensbrüche zu unterdrücken und internationale Streitigkeiten oder
Situationen, die zu einem Friedensbruch führen könnten, durch friedliche
Mittel nach den Grundsätzen der Gerechtigkeit und des Völkerrechts zu
bereinigen oder beizulegen;

2. freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberech-
tigung und Selbstbestimmung der Völker beruhende Beziehungen zwi-
schen den Nationen zu entwickeln und andere geeignete Maßnahmen zur
Festigung des Weltfriedens zu treffen;

3. eine internationale Zusammenarbeit herbeizuführen, um internationale
Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und humanitärer Art zu 
lösen und die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten
für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der
Religion zu fördern und zu festigen;

4. ein Mittelpunkt zu sein, in dem die Bemühungen der Nationen zur Ver-
wirklichung dieser gemeinsamen Ziele aufeinander abgestimmt werden.

Grundsätze
Die Organisation und ihre Mitglieder handeln im Verfolg der in Artikel 1 dar-
gelegten Ziele nach folgenden Grundsätzen:

1. Die Organisation beruht auf dem Grundsatz der souveränen Gleichheit 
aller ihrer Mitglieder.

2. Alle Mitglieder erfüllen, um ihnen allen die aus der Mitgliedschaft er-
wachsenden Rechte und Vorteile zu sichern, nach Treu und Glauben die
Verpflichtungen, die sie mit dieser Charta übernehmen.

3. Alle Mitglieder legen ihre internationalen Streitigkeiten durch friedliche 
Mittel so bei, dass der Weltfriede, die internationale Sicherheit und die Ge-
rechtigkeit nicht gefährdet werden.

4. Alle Mitglieder unterlassen in ihren internationalen Beziehungen jede ge-
gen die territoriale Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit ei-
nes Staates gerichtete oder sonst mit den Zielen der Vereinten Nationen
unvereinbare Androhung oder Anwendung von Gewalt.
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5. Alle Mitglieder leisten den Vereinten Nationen jeglichen Beistand bei 
jeder Maßnahme, welche die Organisation im Einklang mit dieser Charta
ergreift; sie leisten einem Staat, gegen den die Organisation Vorbeugungs-
oder Zwangsmaßnahmen ergreift, keinen Beistand.

6. Die Organisation trägt dafür Sorge, dass Staaten, die nicht Mitglieder der
Vereinten Nationen sind, insoweit nach diesen Grundsätzen handeln, als
dies zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit 
erforderlich ist.

7. Aus dieser Charta kann eine Befugnis der Vereinten Nationen zum Ein-
greifen in Angelegenheiten, die ihrem Wesen nach zur inneren Zustän-
digkeit eines Staates gehören, oder eine Verpflichtung der Mitglieder, 
solche Angelegenheiten einer Regelung auf Grund dieser Charta zu un-
terwerfen, nicht abgeleitet werden; die Anwendung von Zwangsmaß-
nahmen nach Kapitel VII wird durch diesen Grundsatz nicht berührt.

Kapitel V
Der Sicherheitsrat

Zusammensetzung
(1) Der Sicherheitsrat besteht aus fünfzehn Mitgliedern der Vereinten Natio-
nen. Die Republik China, Frankreich, Russland, das Vereinigte Königreich Groß-
britannien und Nordirland sowie die Vereinigten Staaten von Amerika sind
ständige Mitglieder des Sicherheitsrats. Die Generalversammlung wählt zehn
weitere Mitglieder der Vereinten Nationen zu nichtständigen Mitgliedern des
Sicherheitsrats; hierbei sind folgende Gesichtspunkte besonders zu berück-
sichtigen: in erster Linie der Beitrag von Mitgliedern der Vereinten Nationen
zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit und zur Ver-
wirklichung der sonstigen Ziele der Organisation sowie ferner eine angemes-
sene geographische Verteilung der Sitze.

(2) Die nichtständigen Mitglieder des Sicherheitsrats werden für zwei Jahre
gewählt. Bei der ersten Wahl der nichtständigen Mitglieder, die nach Erhöhung
der Zahl der Ratsmitglieder von elf auf fünfzehn stattfindet, werden zwei der
vier zusätzlichen Mitglieder für ein Jahr gewählt. Ausscheidende Mitglieder
können nicht unmittelbar wiedergewählt werden.

(3) Jedes Mitglied des Sicherheitsrats hat in diesem Sinne einen Vertreter.

Aufgaben und Befugnisse
(1) Um ein schnelles und wirksames Handeln der Vereinten Nationen zu ge-
währleisten, übertragen ihre Mitglieder dem Sicherheitsrat die Hauptverant-
wortung für die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
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und erkennen an, dass der Sicherheitsrat bei der Wahrnehmung der sich aus
dieser Verantwortung ergebenden Pflichten in ihrem Namen handelt.

(2) Bei der Erfüllung dieser Pflichten handelt der Sicherheitsrat im Einklang mit
den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen. Die ihm hierfür einge-
räumten besonderen Befugnisse sind in den Kapiteln VI, VII, VIII und XII auf-
geführt.

(3) Der Sicherheitsrat legt der Generalversammlung Jahresberichte und er-
forderlichenfalls Sonderberichte zur Prüfung vor.

Die Mitglieder der Vereinten Nationen kommen überein, die Beschlüsse des
Sicherheitsrats im Einklang mit dieser Charta anzunehmen und durchzuführen.

Um die Herstellung und Wahrung des Weltfriedens und der internationalen
Sicherheit so zu fördern, dass von den menschlichen und wirtschaftlichen Hilfs-
quellen der Welt möglichst wenig für Rüstungszwecke abgezweigt wird, ist
der Sicherheitsrat beauftragt, mit Unterstützung des in Artikel 47 vorgesehe-
nen Generalstabsausschusses Pläne auszuarbeiten, die den Mitgliedern der
Vereinten Nationen zwecks Errichtung eines Systems der Rüstungsregelung
vorzulegen sind.

Abstimmung
(1) Jedes Mitglied des Sicherheitsrats hat eine Stimme.

(2) Beschlüsse des Sicherheitsrats über Verfahrensfragen bedürfen der Zu-
stimmung von neun Mitgliedern.

(3) Beschlüsse des Sicherheitsrats über alle sonstigen Fragen bedürfen der Zu-
stimmung von neun Mitgliedern einschließlich sämtlicher ständigen Mitglie-
der, jedoch mit der Maßgabe, dass sich bei Beschlüssen auf Grund des Kapi-
tels VI und des Artikels 52 Absatz 3 die Streitparteien der Stimme enthalten.

Verfahren
(1) Der Sicherheitsrat wird so organisiert, dass er seine Aufgaben ständig wahr-
nehmen kann. Jedes seiner Mitglieder muss zu diesem Zweck jederzeit am Sitz
der Organisation vertreten sein.

(2) Der Sicherheitsrat tritt regelmäßig zu Sitzungen zusammen; bei diesen kann
jedes seiner Mitglieder nach Wunsch durch ein Regierungsmitglied oder durch
einen anderen eigens hierfür bestellten Delegierten vertreten sein.

(3) Der Sicherheitsrat kann außer am Sitz der Organisation auch an anderen
Orten zusammentreten, wenn dies nach seinem Urteil seiner Arbeit am dien-
lichsten ist.
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Der Sicherheitsrat kann Nebenorgane einsetzen, soweit er dies zur Wahr-
nehmung seiner Aufgaben für erforderlich hält.

Der Sicherheitsrat gibt sich eine Geschäftsordnung; in dieser regelt er auch das
Verfahren für die Wahl seines Präsidenten.

Ein Mitglied der Vereinten Nationen, das nicht Mitglied des Sicherheitsrats ist,
kann ohne Stimmrecht an der Erörterung jeder vor den Sicherheitsrat ge-
brachten Frage teilnehmen, wenn dieser der Auffassung ist, dass die Interes-
sen dieses Mitglieds besonders betroffen sind.

Mitglieder der Vereinten Nationen, die nicht Mitglied des Sicherheitsrats sind,
sowie Nichtmitgliedstaaten der Vereinten Nationen werden eingeladen, an
den Erörterungen des Sicherheitsrats über eine Streitigkeit, mit der dieser be-
fasst ist, ohne Stimmrecht teilzunehmen, wenn sie Streitpartei sind. Für die
Teilnahme eines Nichtmitgliedstaats der Vereinten Nationen setzt der Sicher-
heitsrat die Bedingungen fest, die er für gerecht hält.

Kapitel VI
Die friedliche Beilegung von Streitigkeiten

Verpflichtung zur friedlichen Streiterledigung
1. Die Parteien einer Streitigkeit, deren Fortdauer geeignet ist, die Wahrung

des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit zu gefährden, bemühen
sich zunächst um eine Beilegung durch Verhandlung, Untersuchung, Ver-
mittlung, Vergleich, Schiedsspruch, gerichtliche Entscheidung, Inanspruch-
nahme regionaler Einrichtungen oder Abmachungen oder durch andere
friedliche Mittel eigener Wahl.

2. Der Sicherheitsrat fordert die Parteien auf, wenn er dies für notwendig hält,
ihre Streitigkeit durch solche Mittel beizulegen,

Untersuchungsrecht des Sicherheitsrates
Der Sicherheitsrat kann jede Streitigkeit sowie jede Situation, die zu internatio-
nalen Reibungen führen oder eine Streitigkeit hervorrufen könnte, untersuchen,
um festzustellen, ob die Fortdauer der Streitigkeit oder die Situation die Wah-
rung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit gefährden könnte.
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Zuständigkeit bei Friedensgefährdung
1. Jedes Mitglied der Vereinten Nationen kann die Aufmerksamkeit des Sicher-

heitsrats oder der Generalversammlung auf jede Streitigkeit sowie auf jede
Situation der in Artikel 34 bezeichneten Art lenken.

2. Ein Nichtmitgliedstaat der Vereinten Nationen kann die Aufmerksamkeit
des Sicherheitsrats oder der Generalversammlung auf jede Streitigkeit
lenken, in der er Partei ist, wenn er im voraus hinsichtlich dieser Streitigkeit
die in dieser Charta für eine friedliche Beilegung festgelegten Verpflich-
tungen annimmt.

3. Das Verfahren der Generalversammlung in Angelegenheiten, auf die ihre
Aufmerksamkeit gemäß diesem Artikel gelenkt wird, bestimmt sich nach
den Artikeln 11 und 12.

Empfehlungen zur Bereinigung von Streitigkeiten
1. Der Sicherheitsrat kann in jedem Stadium einer Streitigkeit im Sinne des 

Artikels 33 oder einer Situation gleicher Art geeignete Verfahren oder
Methoden für deren Bereinigung empfehlen.

2. Der Sicherheitsrat soll alle Verfahren in Betracht ziehen, welche die Parteien
zur Beilegung der Streitigkeit bereits angenommen haben.

3. Bei seinen Empfehlungen auf Grund dieses Artikels soll der Sicherheitsrat
ferner berücksichtigen, dass Rechtsstreitigkeiten im allgemeinen von den
Parteien dem Internationalen Gerichtshof im Einklang mit dessen Statut zu
unterbreiten sind.

Entscheidung des Sicherheitsrates
1. Gelingt es den Parteien einer Streitigkeit der in Artikel 33 bezeichneten Art

nicht, diese mit den dort angegebenen Mitteln beizulegen, so legen sie die
Streitigkeit dem Sicherheitsrat vor.

2. Könnte nach Auffassung des Sicherheitsrats die Fortdauer der Streitigkeit
tatsächlich die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicher-
heit gefährden, so beschließt er, ob er nach Artikel 36 tätig werden oder
die ihm angemessen erscheinenden Empfehlungen für Beilegung abgeben
will.

Vermittlungsvorschlag
Unbeschadet der Artikel 33 bis 37 kann der Sicherheitsrat, wenn alle Partei-
en einer Streitigkeit dies beantragen, Empfehlungen zu deren friedlicher Bei-
legung an die Streitparteien richten.
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Kapitel VII
Maßnahmen bei Bedrohung oder Bruch 
des Friedens und bei Angriffshandlungen

Feststellung der Friedensgefährdung
Der Sicherheitsrat stellt fest, ob eine Bedrohung oder ein Bruch des Friedens
oder eine Angriffshandlung vorliegt; er gibt Empfehlungen ab oder beschließt,
welche Maßnahmen auf Grund der Artikel 41 und 42 zu treffen sind, um
den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren oder wieder-
herzustellen.

Vorläufige Maßnahmen
Um einer Verschärfung der Lage vorzubeugen, kann der Sicherheitsrat, be-
vor er nach Artikel 39 Empfehlungen abgibt oder Maßnahmen beschließt, die
beteiligten Parteien auffordern, den von ihm für notwendig oder erwünscht
erachteten vorläufigen Maßnahmen Folge zu leisten. Diese vorläufigen Maß-
nahmen lassen die Rechte, die Ansprüche und die Stellung der beteiligten Par-
teien unberührt. Wird den vorläufigen Maßnahmen nicht Folge geleistet, so
trägt der Sicherheitsrat diesem Versagen gebührend Rechnung.

Friedliche Sanktionsmaßnahmen
Der Sicherheitsrat kann beschließen, welche Maßnahmen – unter Ausschluss
von Waffengewalt – zu ergreifen sind, um seinen Beschlüssen Wirksamkeit zu
verleihen; er kann die Mitglieder der Vereinten Nationen auffordern, diese
Maßnahmen durchzuführen. Sie können die vollständige oder teilweise Unter-
brechung der Wirtschaftsbeziehungen, des Eisenbahn-, See- und Luftverkehrs,
der Post-, Telegraphen- und Funkverbindungen sowie sonstiger Verkehrs-
möglichkeiten und den Abbruch der diplomatischen Beziehungen einschließen.

Militärische Sanktionsmaßnahmen
Ist der Sicherheitsrat der Auffassung, dass die in Artikel 41 vorgesehenen Maß-
nahmen unzulänglich sein würden oder sich als unzulänglich erwiesen haben,
so kann er mit Luft-, See- oder Landstreitkräften die zur Wahrung oder Wie-
derherstellung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit erforder-
lichen Maßnahmen durchführen. Sie können Demonstrationen, Blockaden
und sonstige Einsätze der Luft-, See- oder Landstreitkräfte von Mitgliedern der
Vereinten Nationen einschließen.

Beistandspflicht aller Mitglieder der VN
1. Alle Mitglieder der Vereinten Nationen verpflichten sich, zur Wahrung des

Weltfriedens und der internationalen Sicherheit dadurch beizutragen, dass
die nach Maßgabe eines oder mehrerer Sonderabkommen dem 
Sicherheitsrat auf sein Ersuchen Streitkräfte zur Verfügung stellen, Beistand
leisten und Erleichterungen einschließlich des Durchmarschrechts gewähren,
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soweit dies zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicher-
heit erforderlich ist.

2. Diese Abkommen haben die Zahl und Art der Streitkräfte, ihren Bereit-
schaftsgrad, ihren allgemeinen Standort sowie die Art der Erleichterun-
gen und des Beistands vorzusehen.

3. Die Abkommen werden auf Veranlassung des Sicherheitsrats so bald wie
möglich im Verhandlungswege ausgearbeitet. Sie werden zwischen dem
Sicherheitsrat einerseits und Einzelmitgliedern oder Mitgliedergruppen an-
dererseits geschlossen und von den Unterzeichnerstaaten nach Maßgabe
ihres Verfassungsrechts ratifiziert.

Beteiligung eines zur Hilfe aufgeforderten Mitgliedes
Hat der Sicherheitsrat die Anwendung von Gewalt beschlossen, so lädt er ein
in ihm nicht vertretenes Mitglied, bevor er es zur Stellung von Streitkräften auf
Grund der nach Artikel 43 übernommenen Verpflichtungen auffordert, auf
dessen Wunsch ein, an seinen Beschlüssen über den Einsatz von Kontingen-
ten der Streitkräfte dieses Mitglieds teilzunehmen.

Bereithaltung von Luftstreitkräften
Um die Vereinten Nationen zur Durchführung dringender militärischer Maß-
nahmen zu befähigen, halten Mitglieder der Organisation Kontingente ihrer
Luftstreitkräfte zum sofortigen Einsatz bei gemeinsamen internationalen
Zwangsmaßnahmen bereit. Stärke und Bereitschaftsgrad dieser Kontingente
sowie die Pläne für ihre gemeinsamen Maßnahmen legt der Sicherheitsrat mit
Unterstützung des Generalstabsausschusses im Rahmen der in Artikel 43 er-
wähnten Sonderabkommen fest.

Pläne für Anwendungen von Waffengewalt
Die Pläne für die Anwendung von Waffengewalt werden vom Sicherheitsrat
mit Unterstützung des Generalstabsausschusses aufgestellt.

Generalstabsausschuss
1. Es wird ein Generalstabsausschuss eingesetzt, um den Sicherheitsrat in al-

len Fragen zu beraten und zu unterstützen, die dessen militärische Bedürf-
nisse zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit, den
Einsatz und die Führung der dem Sicherheitsrat zur Verfügung gestellten
Streitkräfte, die Rüstungsregelung und eine etwaige Abrüstung betreffen.

2. Der Generalstabsausschuss besteht aus den Generalstabschefs der ständi-
gen Mitglieder des Sicherheitsrats oder ihren Vertretern. Ein nicht ständig
im Ausschuss vertretenes Mitglied der Vereinten Nationen wird vom Aus-
schuss eingeladen, sich ihm zu assoziieren, wenn die Mitarbeit dieses Mit-
glieds für die wirksame Durchführung der Aufgaben des Ausschusses er-
forderlich ist.
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3. Der Generalstabsausschuss ist unter der Autorität des Sicherheitsrats für
die strategische Leitung aller dem Sicherheitsrat zur Verfügung gestellten
Streitkräfte verantwortlich. Die Fragen bezüglich der Führung dieser Streit-
kräfte werden später geregelt.

4. Der Generalstabsausschuss kann mit Ermächtigung des Sicherheitsrats nach
Konsultation mit geeigneten regionalen Einrichtungen regionale Unter-
ausschüsse einsetzen.

Durchführung der Beschlüsse
1. Die Maßnahmen, die für die Durchführung der Beschlüsse des Sicherheitsrats

zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit erfor-
derlich sind, werden je nach dem Ermessen des Sicherheitsrats von allen
oder von einigen Mitgliedern der Vereinten Nationen getroffen.

2. Diese Beschlüsse werden von den Mitgliedern der Vereinten Nationen un-
mittelbar sowie durch Maßnahmen in den geeigneten internationalen Ein-
richtungen durchgeführt, deren Mitglieder sie sind.

Gegenseitige Beistandspflicht
Bei der Durchführung der vom Sicherheitsrat beschlossenen Maßnahmen 
leisten die Mitglieder der Vereinten Nationen einander gemeinsam handelnd
Beistand.

Mitbetroffene dritte Staaten
Ergreift der Sicherheitsrat gegen einen Staat Vorbeugungs- oder Zwangs-
maßnahmen, so kann jeder andere Staat, ob Mitglied der Vereinten Nationen
oder nicht, den die Durchführung dieser Maßnahmen vor besondere wirt-
schaftliche Probleme stellt, den Sicherheitsrat zwecks Lösung dieser Probleme
konsultieren.

Selbstverteidigungsrecht
Diese Charta beeinträchtigt im Falle eines bewaffneten Angriffs gegen ein Mit-
glied der Vereinten Nationen keineswegs das naturgegebene Recht zur indi-
viduellen oder kollektiven Selbstverteidigung, bis der Sicherheitsrat die zur
Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit erforderlichen
Maßnahmen getroffen hat. Maßnahmen, die ein Mitglied in Ausübung 
dieses Selbstverteidigungsrechts trifft, sind dem Sicherheitsrat sofort anzu-
zeigen; sie berühren in keiner Weise dessen auf dieser Charta beruhende Be-
fugnis und Pflicht, jederzeit die Maßnahmen zu treffen, die er zur Wahrung
oder Wiederherstellung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
für erforderlich hält.
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Kapitel VIII
Regionale Abmachungen

(1) Diese Charta schließt das Bestehen regionaler Abmachungen oder Ein-
richtungen zur Behandlung derjenigen die Wahrung des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit betreffenden Angelegenheiten nicht aus, bei de-
nen Maßnahmen regionaler Art angebracht sind; Voraussetzung hierfür ist,
dass diese Abmachungen oder Einrichtungen und ihr Wirken mit den Zielen
und Grundsätzen der Vereinten Nationen vereinbar sind.

(2) Mitglieder der Vereinten Nationen, die solche Abmachungen treffen oder
solche Einrichtungen schaffen, werden sich nach besten Kräften bemühen,
durch Inanspruchnahme dieser Abmachungen oder Einrichtungen örtlich
begrenzte Streitigkeiten friedlich beizulegen, bevor sie den Sicherheitsrat da-
mit befassen.

(3) Der Sicherheitsrat wird die Entwicklung des Verfahrens fördern, örtlich be-
grenzte Streitigkeiten durch Inanspruchnahme dieser regionalen Abmachun-
gen oder Einrichtungen friedlich beizulegen, sei es auf Veranlassung der be-
teiligten Staaten oder auf Grund von Überweisungen durch ihn selbst.

(4) Die Anwendung der Artikel 34 und 35 wird durch diesen Artikel nicht be-
einträchtigt.

(1) Der Sicherheitsrat nimmt gegebenenfalls diese regionalen Abmachungen
oder Einrichtungen zur Durchführung von Zwangsmaßnahmen unter seiner
Autorität in Anspruch. Ohne Ermächtigung des Sicherheitsrats dürfen Zwangs-
maßnahmen auf Grund regionaler Abmachungen oder seitens regionaler Ein-
richtungen nicht ergriffen werden; ausgenommen sind Maßnahmen gegen
einen Feindstaat im Sinne des Absatzes 2, soweit sie in Artikel 107 oder in re-
gionalen, gegen die Wiederaufnahme der Angriffspolitik eines solchen Staa-
tes gerichteten Abmachungen vorgesehen sind; die Ausnahme gilt, bis der Or-
ganisation auf Ersuchen der beteiligten Regierungen die Aufgabe zugewie-
sen wird, neue Angriffe eines solchen Staates zu verhüten.

(2) Der Ausdruck „Feindstaat“ in Absatz 1 bezeichnet jeden Staat, der während
des zweiten Weltkriegs Feind eines Unterzeichners dieser Charta war.

Der Sicherheitsrat ist jederzeit vollständig über die Maßnahmen auf dem lau-
fenden zu halten, die zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen
Sicherheit auf Grund regionaler Abmachungen oder seitens regionaler Ein-
richtungen getroffen oder in Aussicht genommen werden.
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NATO – North Atlantic Treaty Organization 

(Nordatlantische Vertragsorganisation)

Eine multinationale Organisation, 

die am 4. April 1949 in Washington D.C. 

als Verteidigungsbündnis souveräner 

und gleichberechtigter 

Staaten gegründet wurde.
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Nordatlantikvertrag
vom 4. April 1949, Bundesgesetzblatt 1955 II S. 289, in der durch das Protokoll 
über den Beitritt Griechenlands und der Türkei vom 17. Oktober 1951 
(Bundesgesetzblatt 1955 11 S. 293) geänderten Fassung. (Übersetzung)

Die Parteien dieses Vertrags

bekräftigen erneut ihren Glauben an die Ziele und Grundsätze der Satzung der
Vereinten Nationen und ihren Wunsch, mit allen Völkern und allen Regierungen 
in Frieden zu leben.

Sie sind entschlossen, die Freiheit, das gemeinsame Erbe und die Zivilisation ihrer
Völker, die auf den Grundsätzen der Demokratie, der Freiheit der Person und der
Herrschaft des Rechts beruhen, zu gewährleisten.

Sie sind bestrebt, die innere Festigkeit und das Wohlergehen im nordatlantischen
Gebiet zu fördern.

Sie sind entschlossen, ihre Bemühungen für die gemeinsame Verteidigung und 
für die Erhaltung des Friedens und der Sicherheit zu vereinigen.

Sie vereinbaren daher diesen Nordatlantikvertrag:



Verpflichtung zur friedlichen Streitschlichtung
Die Parteien verpflichten sich, in Übereinstimmung mit der Satzung der Ver-
einten Nationen jeden internationalen Streitfall, an dem sie beteiligt sind, auf
friedlichem Wege so zu regeln, dass der internationale Friede, die Sicherheit
und die Gerechtigkeit nicht gefährdet werden, und sich in ihren internatio-
nalen Beziehungen jeder Gewaltandrohung oder Gewaltanwendung zu ent-
halten, die mit den Zielen der Vereinten Nationen nicht vereinbar ist.

Internationale Zusammenarbeit
Die Parteien werden zur weiteren Entwicklung friedlicher und freundschaftlicher
internationaler Beziehungen beitragen, indem sie ihre freien Einrichtungen
festigen, ein besseres Verständnis für die Grundsätze herbeiführen, auf denen
diese Einrichtungen beruhen, und indem sie die Voraussetzungen für die innere
Festigkeit und das Wohlergehen fördern. Sie werden bestrebt sein, Gegen-
sätze in ihrer internationalen Wirtschaftspolitik zu beseitigen und die wirtschaft-
liche Zusammenarbeit zwischen einzelnen oder allen Parteien zu fördern.

Verteidigungsfähigkeit
Um die Ziele dieses Vertrages besser zu verwirklichen, werden die Parteien ein-
zeln und gemeinsam durch ständige und wirksame Selbsthilfe und gegensei-
tige Unterstützung die eigene und die gemeinsame Widerstandskraft gegen
bewaffnete Angriffe erhalten und fortentwickeln.

Konsultationsverpflichtung
Die Parteien werden einander konsultieren, wenn nach Auffassung einer von
ihnen die Unversehrtheit des Gebiets, die politische Unabhängigkeit oder die
Sicherheit einer der Parteien bedroht sind.

Beistandsverpflichtung
Die Parteien vereinbaren, dass ein bewaffneter Angriff gegen eine oder meh-
rere von ihnen in Europa oder Nordamerika als ein Angriff gegen sie alle an-
gesehen werden wird; sie vereinbaren daher, dass im Falle eines solchen 
bewaffneten Angriffs jede von ihnen in Ausübung des in Artikel 51 der Sat-
zung der Vereinten Nationen anerkannten Rechts der individuellen oder kollek-
tiven Selbstverteidigung der Partei oder den Parteien, die angegriffen werden,
Beistand leistet, indem jede von ihnen unverzüglich für sich und im Zusam-
menwirken mit den anderen Parteien die Maßnahmen, einschließlich der
Anwendung von Waffengewalt, trifft, die sie für erforderlich erachtet, um die
Sicherheit des nordatlantischen Gebiets wiederherzustellen und zu erhalten.

Von jedem bewaffneten Angriff und allen daraufhin getroffenen Gegen-
maßnahmen ist unverzüglich dem Sicherheitsrat Mitteilung zu machen. Die
Maßnahmen sind einzustellen, sobald der Sicherheitsrat diejenigen Schritte
unternommen hat, die notwendig sind, um den internationalen Frieden und
die internationale Sicherheit wiederherzustellen und zu erhalten.
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Bewaffneter Angriff
Im Sinne des Artikels 5 gilt als bewaffneter Angriff auf eine oder mehrere
Parteien jeder bewaffnete Angriff

(i) auf das Gebiet eines dieser Staaten in Europa oder Nordamerika, auf die
algerischen Departements Frankreichs2), auf das Gebiet der Türkei oder auf
die der Gebietshoheit einer der Parteien unterliegenden Inseln im nordatlan-
tischen Gebiet nördlich des Wendekreises des Krebses;

(ii) auf die Streitkräfte, Schiffe oder Flugzeuge einer der Parteien, wenn sie
sich in oder über diesen Gebieten oder irgendeinem anderen europäischen
Gebiet, in dem eine der Parteien bei In-Kraft-Treten des Vertrags eine Besat-
zung unterhält, oder wenn sie sich im Mittelmeer oder im nordatlantischen
Gebiet nördlich des Wendekreises des Krebses befinden.

Verpflichtung aus der UN-Charta
Dieser Vertrag berührt weder die Rechte und Pflichten, welche sich für die Par-
teien, die Mitglieder der Vereinten Nationen sind, aus deren Satzung ergeben,
oder die in erster Linie bestehende Verantwortlichkeit des Sicherheitsrates
für die Erhaltung des internationalen Friedens und der internationalen Sicher-
heit, noch kann er in solcher Weise ausgelegt werden.

Ausschluss widersprechender Vereinbarungen
Jede Partei erklärt, dass keine der internationalen Verpflichtungen, die ge-
genwärtig zwischen ihr und einer anderen Partei oder einem dritten Staat
bestehen, den Bestimmungen dieses Vertrages widerspricht, und verpflich-
tet sich, keine diesem Vertrag widersprechende internationale Verpflichtung
einzugehen.

8ARTIKEL
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1) Text in der durch das Protokoll über den Beitritt Griechenlands und der Türkei vom 17. Oktober
1951 (BGBl. 1955 Il S. 293) geänderten Fassung.

2) Am 16. Januar 1963 gab der französische Vertreter im Nordatlantikrat eine Erklärung ab, in der
er feststellte, dass sich das algerische Volk in der Volksabstimmung vom 1. Juli 1962 für die Unab-
hängigkeit Algeriens und eine Zusammenarbeit mit Frankreich ausgesprochen habe. Der Präsident
der französischen Republik habe dementsprechend am 3. Juli 1962 die Unabhängigkeit Algeriens
formell anerkannt. Daraus ergebe sich, dass die „algerischen Departements Frankreichs“ als solche
nicht mehr bestünden und mithin ihre Erwähnung im Nordatlantikvertrag bedeutungslos geworden
sei.

Im Anschluss an diese Erklärung stellte der Rat fest, dass die Bestimmungen des Nordatlantikver-
trages, soweit sie die früheren algerischen Departements Frankreichs betreffen, mit Wirkung vom 
3. Juli 1962 gegenstandslos geworden sind. 



NATO-Rat
Die Parteien errichten hiermit einen Rat, in dem jede von ihnen vertreten ist,
um Fragen zu prüfen, welche die Durchführung dieses Vertrages betreffen.
Der Aufbau dieses Rates ist so zu gestalten, dass er jederzeit schnell zusam-
mentreten kann. Der Rat errichtet, soweit erforderlich, nachgeordnete Stel-
len; insbesondere setzt er unverzüglich einen Verteidigungsausschuss ein, der
Maßnahmen der Durchführung der Artikel 3 und 5 zu empfehlen hat.

Beitritt
Die Parteien können durch einstimmigen Beschluss jeden anderen europäi-
schen Staat, der in der Lage ist, die Grundsätze dieses Vertrages zu fördern
und zur Sicherheit des nordatlantischen Gebiets beizutragen, zum Beitritt ein-
laden. Jeder so eingeladene Staat kann durch Hinterlegung seiner Beitritts-
urkunde bei der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika Mitglied die-
ses Vertrages werden. Die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika un-
terrichtet jede der Parteien von der Hinterlegung einer solchen Beitrittsurkunde.

In-Kraft-Treten
Der Vertrag ist von den Parteien in Übereinstimmung mit ihren verfassungs-
mäßigen Verfahren zu ratifizieren und in seinen Bestimmungen durchzuführen.
Die Ratifikationsurkunden werden sobald wie möglich bei der Regierung der
Vereinigten Staaten von Amerika hinterlegt, die alle anderen Unterzeichner-
staaten von jeder Hinterlegung unterrichtet. Der Vertrag tritt zwischen den
Staaten, die ihn ratifiziert haben, in Kraft, sobald die Ratifikationsurkunden
der Mehrzahl der Unterzeichnerstaaten, einschließlich derjenigen Belgiens,
Kanadas, Frankreichs, Luxemburgs, der Niederlande, des Vereinigten König-
reichs und der Vereinigten Staaten, hinterlegt worden sind; für andere Staa-
ten tritt er am Tage der Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunden in Kraft.

Überprüfung
Nach zehnjähriger Geltungsdauer des Vertrages oder zu jedem späteren Zeit-
punkt werden die Parteien auf Verlangen einer von ihnen miteinander bera-
ten, um den Vertrag unter Berücksichtigung der Umstände zu überprüfen, die
dann den Frieden und die Sicherheit des nordatlantischen Gebiets berühren,
zu denen auch die Entwicklung allgemeiner und regionaler Vereinbarungen
gehört, die im Rahmen der Satzung der Vereinten Nationen zur Aufrechterhal-
tung des internationalen Friedens und der internationalen Sicherheit dienen.

Kündigung
Nach zwanzigjähriger Geltungsdauer des Vertrages kann jede Partei aus dem
Vertrag ausscheiden, und zwar ein Jahr, nachdem sie der Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika die Kündigung mitgeteilt hat; diese unterrich-
tet die Regierungen der anderen Parteien von der Hinterlegung jeder Kündi-
gungsmitteilung.
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Hinterlegung
Der Vertrag, dessen englischer und französischer Wortlaut in gleicher Weise
maßgebend ist, wird in den Archiven der Regierung der Vereinigten Staaten
von Amerika hinterlegt. Diese Regierung übermittelt den Regierungen der an-
deren Unterzeichnerstaaten ordnungsgemäß beglaubigte Abschriften.
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Zur Urkunde dessen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten diesen Vertrag unterschrieben.

Geschehen zu Washington am 4. April 1949.

(es folgen die Unterschriften der Vertreter des Königreichs Belgiens, Kanadas, des Königreichs 
Dänemark, Frankreichs, Islands, Italiens, des Großherzogtums Luxemburg, des Königreichs der
Niederlande, des Königreichs Norwegens, Portugals, des Vereinigten Königreichs von Großbritannien
und Nordirlands und der Vereinigten Staaten von Amerika.



Soldatengesetz

Gesetz über die 
Rechtsstellung 
der Soldaten 

Soldatengesetz
Das Gesetz über die Rechtsstellung

der Soldaten enthält die grundlegen-

den Bestimmungen über das Dienst-

verhältnis als Soldat.

Der Soldat hat die gleichen staats-

bürgerlichen Rechte wie jeder andere

Staatsbürger. Diese Rechte werden

im Rahmen der Erfordernisse des 

militärischen Dienstes durch die 

gesetzlich begründeten Pflichten 

beschränkt.

Wesentliche Soldatenpflichten sind

zum Beispiel die Pflicht zum treuen

Dienst, die Gehorsamspflicht und 

die Pflicht zur Kameradschaft.
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Gesetz über die Rechtsstellung der Soldaten, (Soldatengesetz)
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Erster Abschnitt – Gemeinsame Vorschriften

1. Allgemeines

Begriffsbestimmungen
(1) Soldat ist, wer auf Grund der Wehrpflicht oder freiwilliger Verpflichtung in
einem Wehrdienstverhältnis steht. Staat und Soldaten sind durch gegenseitige
Treue miteinander verbunden.

(2) In das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten kann berufen werden, wer sich
freiwillig verpflichtet, auf Lebenszeit Wehrdienst zu leisten. In das Dienstver-
hältnis eines Soldaten auf Zeit kann berufen werden, wer sich freiwillig ver-
pflichtet, für begrenzte Zeit Wehrdienst zu leisten. Zu einem Wehrdienst kann
auch herangezogen werden, wer sich, ohne der Wehrpflicht (§§ 1 bis 3 des
Wehrpflichtgesetzes) zu unterliegen, freiwillig zu Dienstleistungen verpflichtet.

(3) Bei Soldaten, die nicht der Wehrpflicht unterliegen (§§ 1 bis 3 des Wehr-
pflichtgesetzes), umfasst die freiwillig eingegangene Verpflichtung die im Ab-
satz 4, in § 51 Abs. 2, §§ 51 a, 54 Abs. 5 sowie § 58 a Abs. 2 aufgeführten
weiteren Dienstleistungen nach Maßgabe der Sätze 2 bis 6. Zu Verwendun-
gen, die auf Grund eines Übereinkommens, eines Vertrages oder einer Ver-
einbarung mit einer über- oder zwischenstaatlichen Einrichtung oder mit 
einem auswärtigen Staat auf Beschluss der Bundesregierung im Ausland oder
außerhalb des deutschen Hoheitsgebietes auf Schiffen oder in Luftfahrzeugen
stattfinden (besondere Auslandsverwendung), werden nicht wehrpflichtige
frühere Soldaten nur herangezogen, wenn sie sich dazu schriftlich bereiter-
klärt haben. Vor Bestandskraft des Heranziehungsbescheides kann der nicht
wehrpflichtige frühere Soldat seine Erklärung zur Teilnahme an einer beson-
deren Auslandsverwendung allgemein oder für den Einzelfall jederzeit und
ohne Angabe von Gründen widerrufen. Der Widerruf ist schriftlich gegenüber
der für die Heranziehung zuständigen Stelle zu erklären. Nach Bestandskraft
des Heranziehungsbescheides ist der Widerruf ausgeschlossen. Auf seinen 
Antrag ist der nicht wehrpflichtige frühere Soldat von der Teilnahme an 
besonderen Auslandsverwendungen zu entpflichten, wenn wichtige persön-
liche Gründe dies rechtfertigen.

(4) Frühere Soldaten der Bundeswehr sowie Angehörige der Reserve im Sinne
des § 4 Abs. 2 Satz 3 des Wehrpflichtgesetzes, die wehrdienstfähig sind und
das fünfundsechzigste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, können mit
ihrem Einverständnis zu dienstlichen Veranstaltungen durch den Bundesminis-
ter der Verteidigung oder die von ihm bestimmte Stelle zugezogen werden.
Während der Dienstleistung sind sie Soldat. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

(5) Vorgesetzter ist, wer befugt ist, einem Soldaten Befehle zu erteilen. Durch
Rechtsverordnung wird bestimmt, wer auf Grund seiner Dienststellung, sei-
nes Dienstgrades, besonderer Anordnung oder eigener Erklärung befehlen
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kann. Auf Grund des Dienstgrades allein besteht keine Befehlsbefugnis außer-
halb des Dienstes. Durch eigene Erklärung darf eine Befehlsbefugnis nur zur
Hilfeleistung in Notfällen, zur Aufrechterhaltung der Disziplin oder Sicherheit
oder zur Herstellung einer einheitlichen Befehlsbefugnis in kritischer Lage
begründet werden.

(6) Disziplinarvorgesetzter ist, wer Disziplinargewalt über Soldaten seines Be-
fehlsbereichs hat. Das Nähere regelt die Wehrdisziplinarordnung.

Dauer des Wehrdienstverhältnisses; Dienstzeitberechnung
(1) Das Wehrdienstverhältnis beginnt

1. bei einem Soldaten, der auf Grund der Wehrpflicht zum Wehrdienst ein-
berufen wird, mit dem Zeitpunkt, der nach Maßgabe des Wehrpflichtge-
setzes für den Diensteintritt festgesetzt wird,

2. bei einem Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit mit dem Zeitpunkt der Er-
nennung,

3. in allen übrigen Fällen mit dem Dienstantritt.

(2) Das Wehrdienstverhältnis endet mit dem Ablauf des Tages, an dem der Sol-
dat aus der Bundeswehr ausscheidet.

(3) Als Dienstzeit im Sinne dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses Gesetzes
erlassenen Rechtsverordnungen kann zu Gunsten des Soldaten die Zeit vom
1. oder 16. eines Monats an gerechnet werden, wenn wegen eines 
Wochenendes, gesetzlichen Feiertages oder eines unmittelbar vorhergehen-
den Werktages ein anderer Tag für den Beginn des Wehrdienstverhältnisses
bestimmt worden ist und der Soldat den Dienst an diesem Tag angetreten hat.
§ 44 Abs. 5 Satz 2 bleibt unberührt.

Ernennungs- und Verwendungsgrundsätze
Der Soldat ist nach Eignung, Befähigung und Leistung ohne Rücksicht auf Ge-
schlecht, Abstammung, Rasse, Glauben, religiöse oder politische Anschau-
ungen, Heimat oder Herkunft zu ernennen und zu verwenden.

Ernennung, Dienstgradbezeichnungen, Uniform
(1) Einer Ernennung bedarf es

1. zur Begründung des Dienstverhältnisses eines Berufssoldaten oder eines
Soldaten auf Zeit (Berufung),

2. zur Umwandlung des Dienstverhältnisses eines Soldaten auf Zeit in das
Dienstverhältnis eines Berufssoldaten oder umgekehrt (Umwandlung),

3. zur Verleihung eines höheren Dienstgrades (Beförderung).

(2) Der Bundespräsident ernennt die Berufssoldaten, die Soldaten auf Zeit und
die Offiziere der Reserve. Die übrigen Soldaten ernennt der Bundesminister
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der Verteidigung. Die Ausübung dieser Befugnisse kann auf andere Stellen
übertragen werden.

(3) Der Bundespräsident setzt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist,
die Dienstgradbezeichnungen der Soldaten fest. Er erlässt die Bestimmun-
gen über die Uniform der Soldaten. Er kann die Ausübung dieser Befugnisse
auf andere Stellen übertragen.

(4) Legt ein Soldat sein Mandat nieder und bewirbt er sich zu diesem Zeitpunkt
erneut um einen Sitz im Deutschen Bundestag, so ist die Verleihung eines höhe-
ren Dienstgrades nicht zulässig. Satz 1 gilt sinngemäß für Soldaten, die in die ge-
setzgebende Körperschaft eines Landes gewählt worden sind, und zwar auch
für die Zeit zwischen zwei Wahlperioden. Die Verleihung eines höheren Dienst-
grades ist auch nicht zulässig, wenn ein Berufssoldat oder Soldat auf Zeit, des-
sen Rechte und Pflichten auf Grund der §§ 5, 6, 8 und 36 des Abgeordneten-
gesetzes oder entsprechender Rechtsvorschriften ruhen, eine Übung leistet.

Berechtigung zum Tragen der Uniform außerhalb 
eines Wehrdienstverhältnisses
Soldaten der Bundeswehr kann nach ihrem Ausscheiden aus dem Wehrdienst
genehmigt werden, außerhalb eines Wehrdienstverhältnisses die Uniform der
Soldaten mit dem Abzeichen des Dienstgrades, den zu führen sie berechtigt
sind, und mit der für ausgeschiedene Soldaten vorgesehenen Kennzeichnung
zu tragen. Näheres regelt eine Rechtsverordnung.

Gnadenrecht
(1) Dem Bundespräsidenten steht hinsichtlich des Verlustes der Soldatenrechte
und der Rechte aus einem früheren Soldatenverhältnis das Gnadenrecht zu.
Er kann die Ausübung anderen Stellen übertragen.

(2) Wird im Gnadenwege der Verlust der Soldatenrechte in vollem Umfang
beseitigt, so gilt von diesem Zeitpunkt ab § 51 Abs. 1, 2 und 4 des Bundes-
beamtengesetzes entsprechend.

2. Pflichten und Rechte der Soldaten

Staatsbürgerliche Rechte des Soldaten
Der Soldat hat die gleichen staatsbürgerlichen Rechte wie jeder andere Staats-
bürger. Seine Rechte werden im Rahmen der Erfordernisse des militärischen
Dienstes durch seine gesetzlich begründeten Pflichten beschränkt.

Grundpflicht des Soldaten
Der Soldat hat die Pflicht, der Bundesrepublik Deutschland treu zu dienen und
das Recht und die Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu verteidigen.
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Eintreten für die demokratische Grundordnung
Der Soldat muss die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des
Grundgesetzes anerkennen und durch sein gesamtes Verhalten für ihre Er-
haltung eintreten.

Eid und feierliches Gelöbnis
(1) Berufssoldaten und Soldaten auf  Zeit haben folgenden Diensteid zu 
leisten:

„Ich schwöre, der Bundesrepublik Deutschland treu zu dienen und das Recht
und die Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu verteidigen, so wahr mir Gott
helfe.“

Der Eid kann auch ohne die Worte „so wahr mir Gott helfe“ geleistet werden.
Gestattet ein Bundesgesetz den Mitgliedern einer Religionsgesellschaft, an
Stelle der Worte „ich schwöre“ andere Beteuerungsformeln zu gebrauchen,
so kann das Mitglied einer solchen Religionsgesellschaft diese Beteuerungs-
formel sprechen.

(2) Soldaten, die auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leisten, bekennen sich
zu ihren Pflichten durch das folgende feierliche Gelöbnis:
„Ich gelobe, der Bundesrepublik Deutschland treu zu dienen und das Recht
und die Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu verteidigen.“

Pflichten des Vorgesetzten
(1) Der Vorgesetzte soll in seiner Haltung und Pflichterfüllung ein Beispiel 
geben.

(2) Er hat die Pflicht zur Dienstaufsicht und ist für die Disziplin seiner Unter-
gebenen verantwortlich.

(3) Er hat für seine Untergebenen zu sorgen.

(4) Er darf Befehle nur zu dienstlichen Zwecken und nur unter Beachtung der
Regeln des Völkerrechts, der Gesetze und der Dienstvorschriften erteilen.

(5) Er trägt für seine Befehle die Verantwortung. Befehle hat er in der den Um-
ständen angemessenen Weise durchzusetzen.

(6) Offiziere und Unteroffiziere haben innerhalb und außerhalb des Dienstes
bei ihren Äußerungen die Zurückhaltung zu wahren, die erforderlich ist, um
das Vertrauen als Vorgesetzte zu erhalten.

Gehorsam
(1) Der Soldat muss seinen Vorgesetzten gehorchen. Er hat ihre Befehle nach
besten Kräften vollständig, gewissenhaft und unverzüglich auszuführen. Un-
gehorsam liegt nicht vor, wenn ein Befehl nicht befolgt wird, der die Men-
schenwürde verletzt oder der nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden ist;
die irrige Annahme, es handele sich um einen solchen Befehl, befreit den
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Soldaten nur dann von der Verantwortung, wenn er den Irrtum nicht vermei-
den konnte und ihm nach den ihm bekannten Umständen nicht zuzumuten
war, sich mit Rechtsbehelfen gegen den Befehl zu wehren.

(2) Ein Befehl darf nicht befolgt werden, wenn dadurch eine Straftat began-
gen würde. Befolgt der Untergebene den Befehl trotzdem, so trifft ihn eine
Schuld nur, wenn er erkennt oder wenn es nach den ihm bekannten Um-
ständen offensichtlich ist, dass dadurch eine Straftat begangen wird.

Kameradschaft
Der Zusammenhalt der Bundeswehr beruht wesentlich auf Kameradschaft.
Sie verpflichtet alle Soldaten, die Würde, die Ehre und die Rechte des Kame-
raden zu achten und ihm in Not und Gefahr beizustehen. Das schließt 
gegenseitige Anerkennung, Rücksicht und Achtung fremder Anschauungen
ein.

Wahrheit
(1) Der Soldat muss in dienstlichen Angelegenheiten die Wahrheit sagen.

(2) Eine Meldung darf nur gefordert werden, wenn der Dienst dies recht-
fertigt.

Verschwiegenheit
(1) Der Soldat hat, auch nach seinem Ausscheiden aus dem Wehrdienst, über
die ihm bei seiner dienstlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegen-
heiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im
dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

(2) Der Soldat darf ohne Genehmigung über solche Angelegenheiten weder
vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. Die
Genehmigung erteilt der Disziplinarvorgesetzte, nach dem Ausscheiden aus
dem Wehrdienst der letzte Disziplinarvorgesetzte. § 62 des Bundesbeamten-
gesetzes gilt entsprechend.

(3) Der Soldat hat, auch nach seinem Ausscheiden aus dem Wehrdienst, auf
Verlangen seines Disziplinarvorgesetzten oder des letzten Disziplinarvorge-
setzten dienstliche Schriftstücke, Zeichnungen, bildliche Darstellungen und,
wenn es im Einzelfall aus Gründen der Geheimhaltung erforderlich ist, Auf-
zeichnungen jeder Art über dienstliche Vorgänge, auch soweit es sich um Wie-
dergaben handelt, herauszugeben. Die gleiche Pflicht trifft seine Hinterblie-
benen und seine Erben.

(4) Unberührt bleibt die gesetzlich begründete Pflicht des Soldaten, Straftaten
anzuzeigen und bei Gefährdung der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung für ihre Erhaltung einzutreten.
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Politische Betätigung
(1) Im Dienst darf sich der Soldat nicht zugunsten oder zuungunsten einer be-
stimmten politischen Richtung betätigen. Das Recht des Soldaten, im Gespräch
mit Kameraden seine eigene Meinung zu äußern, bleibt unberührt.

(2) Innerhalb der dienstlichen Unterkünfte und Anlagen findet während der
Freizeit das Recht der freien Meinungsäußerung seine Schranken an den Grund-
regeln der Kameradschaft. Der Soldat hat sich so zu verhalten, dass die Ge-
meinsamkeit des Dienstes nicht ernstlich gestört wird. Der Soldat darf insbe-
sondere nicht als Werber für eine politische Gruppe wirken, indem er An-
sprachen hält, Schriften verteilt oder als Vertreter einer politischen Organisa-
tion arbeitet. Die gegenseitige Achtung darf nicht gefährdet werden.

(3) Der Soldat darf bei politischen Veranstaltungen keine Uniform tragen.

(4) Ein Soldat darf als Vorgesetzter seine Untergebenen nicht für oder gegen
eine politische Meinung beeinflussen.

Verhalten in anderen Staaten
Außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes ist dem Soldaten jede Ein-
mischung in die Angelegenheiten des Aufenthaltsstaates versagt.

Verhalten im und außer Dienst
(1) Der Soldat hat Disziplin zu wahren und die dienstliche Stellung des Vor-
gesetzten in seiner Person auch außerhalb des Dienstes zu achten.

(2) Sein Verhalten muss dem Ansehen der Bundeswehr sowie der Achtung und
dem Vertrauen gerecht werden, die sein Dienst als Soldat erfordert. Außer Dienst
hat sich der Soldat außerhalb der dienstlichen Unterkünfte und Anlagen so zu
verhalten, dass er das Ansehen der Bundeswehr oder die Achtung und das Ver-
trauen, die seine dienstliche Stellung erfordert, nicht ernsthaft beeinträchtigt.

(3) Ein Offizier oder Unteroffizier muss auch nach seinem Ausscheiden aus
dem Wehrdienst der Achtung und dem Vertrauen gerecht werden, die für sei-
ne Wiederverwendung in seinem Dienstgrad erforderlich sind.

(4) Der Soldat hat alles in seinen Kräften Stehende zu tun, um seine Gesund-
heit zu erhalten oder wiederherzustellen. Er darf seine Gesundheit nicht vor-
sätzlich oder grobfahrlässig beeinträchtigen. Der Soldat muss ärztliche Ein-
griffe in seine körperliche Unversehrtheit gegen seinen Willen nur dann dul-
den, wenn es sich um Maßnahmen handelt, die der Verhütung und Bekämp-
fung übertragbarer Krankheiten oder der Feststellung seiner Dienst- oder Ver-
wendungsfähigkeit dienen; das Grundrecht nach Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des
Grundgesetzes wird insoweit eingeschränkt. Die Vorschrift des 
§ 26 Abs. 2 Satz 3 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S.
1045) bleibt unberührt. Lehnt der Soldat eine zumutbare ärztliche Behand-
lung ab und wird dadurch seine Dienst- oder Erwerbsfähigkeit ungünstig be-
einflusst, so kann ihm eine sonst zustehende Versorgung insoweit versagt wer-
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den. Nicht zumutbar ist eine ärztliche Behandlung, die mit einer erheblichen
Gefahr für Leben oder Gesundheit des Soldaten verbunden ist, eine Opera-
tion auch dann, wenn sie einen erheblichen Eingriff in die körperliche Unver-
sehrtheit bedeutet.

Gemeinschaftsunterkunft und Gemeinschaftsverpflegung
Der Soldat ist auf dienstliche Anordnung verpflichtet, in einer Gemeinschafts-
unterkunft zu wohnen und an einer Gemeinschaftsverpflegung teilzunehmen.
Die zur Durchführung erforderlichen Verwaltungsvorschriften erlässt das Bundes-
ministerium der Verteidigung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des
Innern.

Annahme von Belohnungen oder Geschenken
Der Soldat darf, auch nach seinem Ausscheiden aus dem Wehrdienst, keine
Belohnungen oder Geschenke in Bezug auf seine dienstliche Tätigkeit an-
nehmen. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung des Bundesministeriums der
Verteidigung. Die Befugnis zur Zustimmung kann auf andere Stellen über-
tragen werden.

Nebentätigkeit
(1) Der Berufssoldat und der Soldat auf Zeit bedürfen zur Übernahme jeder
Nebentätigkeit, mit Ausnahme der in Absatz 6 abschließend aufgeführten,
der vorherigen Genehmigung. Als Nebentätigkeit gilt nicht die Wahrnehmung
öffentlicher Ehrenämter sowie einer unentgeltlichen Vormundschaft, Betreu-
ung oder Pflegschaft eines Angehörigen; ihre Übernahme ist vor Aufnahme
schriftlich anzuzeigen.

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn zu besorgen ist, dass durch die
Nebentätigkeit dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. Ein solcher Ver-
sagungsgrund liegt insbesondere vor, wenn die Nebentätigkeit

1. nach Art und Umfang den Soldaten in einem Maße in Anspruch nimmt,
dass die ordnungsgemäße Erfüllung seiner dienstlichen Pflichten behindert
werden kann,

2. den Soldaten in einen Widerstreit mit seinen dienstlichen Pflichten bringen,
dem Ansehen der Bundeswehr abträglich sein kann oder in einer Angele-
genheit ausgeübt wird, in der die Dienststelle oder Einheit, der der Soldat
angehört, tätig wird oder tätig werden kann,

3. die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit des Soldaten beeinflussen kann,

4. zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Ver-
wendbarkeit des Soldaten führen kann.

Ein solcher Versagungsgrund liegt in der Regel auch vor, wenn sich die Neben-
tätigkeit wegen gewerbsmäßiger Dienst- oder Arbeitsleistung oder sonst nach
Art, Umfang, Dauer oder Häufigkeit als Ausübung eines Zweitberufs darstellt.
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Die Voraussetzung des Satzes 2 Nr. 1 gilt in der Regel als erfüllt, wenn die zeit-
liche Beanspruchung durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten in der 
Woche acht Stunden überschreitet. Die Genehmigung ist auf längstens fünf
Jahre zu befristen; sie kann mit Auflagen und Bedingungen versehen werden.
Ergibt sich eine Beeinträchtigung dienstlicher Interessen nach Erteilung der
Genehmigung, so ist diese zu widerrufen.

(3) Der Soldat darf Nebentätigkeiten nur außerhalb des Dienstes ausüben, es
sei denn, er hat sie auf Vorschlag oder Veranlassung seines Disziplinarvorge-
setzten übernommen oder der Disziplinarvorgesetzte hat ein dienstliches In-
teresse an der Übernahme der Nebentätigkeit anerkannt. Ausnahmen dürfen
nur in besonders begründeten Fällen, insbesondere im öffentlichen Interesse,
zugelassen werden, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und die
versäumte Dienstzeit nachgeleistet wird.

(4) Der Soldat darf bei der Ausübung von Nebentätigkeiten Einrichtungen,
Personal oder Material des Dienstherrn nur bei Vorliegen eines öffentlichen
oder wissenschaftlichen Interesses mit dessen Genehmigung und gegen Ent-
richtung eines angemessenen Entgelts in Anspruch nehmen. Das Entgelt hat
sich nach den dem Dienstherrn entstehenden Kosten zu richten und muss den
besonderen Vorteil berücksichtigen, der dem Soldaten durch die Inan-
spruchnahme entsteht.

(5) Anträge auf Erteilung einer Genehmigung (Absatz 1) oder auf Zulassung
einer Ausnahme (Absatz 3 Satz 2) und Entscheidungen über diese Anträge so-
wie das Verlangen auf Übernahme einer Nebentätigkeit bedürfen der Schrift-
form. Der Soldat hat dabei die für die Entscheidung des zuständigen Disziplinar-
vorgesetzten erforderlichen Nachweise, insbesondere über Art und Umfang
der Nebentätigkeit sowie die Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus, zu
führen; der Soldat hat jede Änderung unverzüglich anzuzeigen. Das dienst-
liche Interesse (Absatz 3 Satz 1) ist aktenkundig zu machen.

(5a) Eine vor In-Kraft-Treten des Zweiten Nebentätigkeitsbegrenzungsgeset-
zes vom 09. September 1997 (BGBl. I S. 2294) erteilte Genehmigung erlischt
mit Ablauf von fünf Jahren nach ihrer Erteilung, frühestens aber mit Ablauf
des 30. Juni 1999.

(6) Nicht genehmigungspflichtig ist

1. eine unentgeltliche Nebentätigkeit mit Ausnahme

a) der Übernahme einer gewerblichen Tätigkeit, der Ausübung eines 
freien Berufes oder der Mitarbeit bei einer dieser Tätigkeiten,

b) des Eintritts in ein Organ eines Unternehmens mit Ausnahme einer 
Genossenschaft sowie der Übernahme einer Treuhänderschaft,

2. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung des Soldaten unterliegen-
den Vermögens,
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3. eine schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeit
des Soldaten,

4. die mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende selbstständi-
ge Gutachtertätigkeit von Soldaten als Lehrer an öffentlichen Hochschulen
und an Hochschulen der Bundeswehr sowie von Soldaten an wissen-
schaftlichen Instituten und Anstalten,

5. die Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinteressen in Gewerkschaften oder
Berufsverbänden oder in Selbsthilfeeinrichtungen der Soldaten.

Eine Tätigkeit nach Satz 1 Nr. 3 und 4 sowie eine Tätigkeit in Selbsthilfeein-
richtungen der Soldaten nach Satz 1 Nr. 5 hat der Soldat, wenn hierfür ein Ent-
gelt oder ein geldwerter Vorteil geleistet wird, in jedem Einzelfall vor ihrer Auf-
nahme dem zuständigen Disziplinarvorgesetzten unter Angabe insbesondere
von Art und Umfang der Nebentätigkeit sowie der voraussichtlichen Höhe der
Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus schriftlich anzuzeigen; der Soldat hat
jede Änderung unverzüglich schriftlich zu melden. Der zuständige Disziplinar-
vorgesetzte kann im übrigen aus begründetem Anlass verlangen, dass der Sol-
dat über eine von ihm ausgeübte nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit,
insbesondere über deren Art und Umfang, schriftlich Auskunft erteilt. Eine
nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit ist ganz oder teilweise zu un-
tersagen, wenn der Soldat bei ihrer Ausübung dienstliche Pflichten verletzt.

(7) Die Vorschriften der §§ 64, 65 Abs.4 und 67 bis 69 des Bundesbeamten-
gesetzes finden entsprechende Anwendung.

(8) Einem Soldaten, der auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leistet, darf die
Ausübung einer Nebentätigkeit nur untersagt werden, wenn sie seine Dienst-
fähigkeit gefährdet oder den dienstlichen Erfordernissen zuwiderläuft.

(9) Die in Absatz 6 Satz 2 geregelte Anzeigepflicht gilt entsprechend für die
vor In-Kraft-Treten des Zweiten Nebentätigkeitsbegrenzungsgesetzes vom
9. September 1997 (BGBl. I S. 2294) aufgenommenen und nach diesem Zeit-
punkt weiter ausgeübten Nebentätigkeiten.

Tätigkeit nach dem Ausscheiden aus dem Wehrdienst
(1) Ein Berufssoldat im Ruhestand oder ein früherer Soldat mit Anspruch auf
Dienstzeitversorgung, der innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren nach sei-
nem Ausscheiden aus dem Wehrdienst außerhalb des öffentlichen Dienstes
eine Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit aufnimmt, die mit seiner dienst-
lichen Tätigkeit in den letzten fünf Jahren vor seinem Ausscheiden aus dem
Wehrdienst im Zusammenhang steht und durch die dienstliche Interessen 
beeinträchtigt werden können, hat die Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit
dem Bundesministerium der Verteidigung anzuzeigen.

(2) Die Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit ist zu untersagen, wenn zu be-
sorgen ist, dass durch sie dienstliche Interessen beeinträchtigt werden.
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(3) Das Verbot wird durch das Bundesministerium der Verteidigung ausge-
sprochen; es endet spätestens mit Ablauf von fünf Jahren nach dem Aus-
scheiden aus dem Wehrdienst. Das Bundesministerium der Verteidigung kann
seine Befugnisse auf andere Stellen übertragen.

Vormundschaft und Ehrenämter
Der Soldat bedarf zur Übernahme einer in § 20 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 nicht
genannten Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft sowie zur Übernahme
des Amtes eines Testamentsvollstreckers der Genehmigung seines Disziplinar-
vorgesetzten. Sie ist zu erteilen, wenn nicht zwingende dienstliche Gründe 
entgegenstehen. Der Soldat darf die Übernahme eines solchen Amtes ab-
lehnen.

Verbot der Ausübung des Dienstes
Der Bundesminister der Verteidigung oder die von ihm bestimmte Stelle kann
einem Soldaten aus zwingenden dienstlichen Gründen die Ausübung des
Dienstes verbieten. Das Verbot erlischt, sofern nicht bis zum Ablauf von drei
Monaten gegen den Soldaten ein disziplinargerichtliches Verfahren, ein Straf-
verfahren oder ein Entlassungsverfahren eingeleitet ist. Der Soldat soll vor Er-
lass des Verbots gehört werden.

Dienstvergehen
(1) Der Soldat begeht ein Dienstvergehen, wenn er schuldhaft seine Pflich-
ten verletzt.

(2) Es gilt als Dienstvergehen,

1. wenn ein Soldat nach seinem Ausscheiden aus dem Wehrdienst seine Pflicht
zur Verschwiegenheit verletzt oder gegen das Verbot verstößt, Belohnun-
gen oder Geschenke anzunehmen, oder eine Tätigkeit nach § 20a nicht
anzeigt oder entgegen einem Verbot ausübt,

2. wenn sich ein Offizier oder Unteroffizier nach seinem Ausscheiden aus dem
Wehrdienst gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sin-
ne des Grundgesetzes betätigt oder durch unwürdiges Verhalten nicht der
Achtung und dem Vertrauen gerecht wird, die für seine Wiederverwen-
dung als Vorgesetzter erforderlich sind,

3. wenn ein Berufssoldat nach Eintritt in den Ruhestand einer erneuten Be-
rufung in das Dienstverhältnis nicht nachkommt.

(3) Das Nähere über die Verfolgung von Dienstvergehen regelt die Wehrdis-
ziplinarordnung.

Haftung
(1) Verletzt ein Soldat vorsätzlich oder grob fahrlässig die ihm obliegenden
Pflichten, so hat er dem Dienstherrn, dessen Aufgaben er wahrgenommen
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hat, den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Haben mehrere Soldaten
gemeinsam den Schaden verursacht, so haften sie als Gesamtschuldner.

(2) Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an,
in dem der Dienstherr von dem Schaden und der Person des Ersatzpflichti-
gen Kenntnis erlangt hat, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in zehn Jahren
von der Begehung der Handlung an. Hat der Dienstherr einem Dritten Scha-
denersatz geleistet, so tritt an die Stelle des Zeitpunktes, in dem der Dienstherr
von dem Schaden Kenntnis erlangt, der Zeitpunkt, in dem der Ersatzanspruch
des Dritten diesem gegenüber vom Dienstherrn anerkannt oder dem
Dienstherrn gegenüber rechtskräftig festgestellt wird.

(3) Leistet der Soldat dem Dienstherrn Ersatz und hat dieser einen Ersatzan-
spruch gegen einen Dritten, so geht der Ersatzanspruch auf den Soldaten über.

Wahlrecht; Amtsverhältnisse

(1) Stimmt ein Soldat seiner Aufstellung als Bewerber für die Wahl zum Deut-
schen Bundestag, zu der gesetzgebenden Körperschaft eines Landes oder 
zu einer kommunalen Vertretung zu, so hat er dies unverzüglich seinem 
nächsten Disziplinarvorgesetzten mitzuteilen.

(2) Für die Rechtsstellung der nach dem 1. Juni 1978 in die gesetzgebende
Körperschaft eines Landes gewählten Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit
gelten die für in den Deutschen Bundestag gewählte Berufssoldaten und
Soldaten auf Zeit maßgebenden Vorschriften in den §§ 5 bis 7, 8 Abs. 2, 
§ 23 Abs. 5 und in § 36 Abs. 1 des Abgeordnetengesetzes entsprechend. Steht
dem Soldaten auf Grund seiner Mitgliedschaft in der gesetzgebenden 
Körperschaft keine Entschädigung mit Alimentationscharakter zu, werden ihm
fünfzig vom Hundert seiner zuletzt bezogenen Besoldung weitergewährt; all-
gemeine Besoldungserhöhungen nach § 14 des Bundesbesoldungsgesetzes
werden berücksichtigt.

(3) Für die Tätigkeit als Mitglied einer kommunalen Vertretung, eines nach
Kommunalverfassungsrecht gebildeten Ausschusses oder vergleichbarer Ein-
richtungen in Gemeindebezirken ist dem Soldaten der erforderliche Urlaub
unter Belassung der Geld- und Sachbezüge zu gewähren. Satz 1 gilt auch für
die von einer kommunalen Vertretung gewählten ehrenamtlichen Mitglieder
von Ausschüssen, die auf Grund eines Gesetzes gebildet worden sind. Ur-
laub nach Satz 1 oder 2 kann nur versagt werden, wenn nach Abwägung den
Interessen des Dienstherrn gegenüber den Interessen der kommunalen Selbst-
verwaltung ausnahmsweise der Vorrang einzuräumen ist; in diesen Fällen liegt
die Entscheidung beim Bundesministerium der Verteidigung.

(4) Wird ein Berufssoldat zum Mitglied der Bundesregierung oder zum Parla-
mentarischen Staatssekretär bei einem Mitglied der Bundesregierung ernannt,
gelten § 18 Abs. 1 und 2 und § 20 des Bundesministergesetzes entsprechend.
Das gilt auch für die Ernennung zum Mitglied der Regierung eines Landes oder
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für den Eintritt in ein Amtsverhältnis, das dem eines Parlamentarischen Staats-
sekretärs im Sinne des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Parlamen-
tarischen Staatssekretäre entspricht. Die Sätze 1 und 2 gelten für Soldaten auf
Zeit entsprechend mit der Maßgabe, dass bei Anwendung des § 18 Abs. 2 des
Bundesministergesetzes an die Stelle des Eintritts in den Ruhestand die Been-
digung des Dienstverhältnisses tritt.

Verlust des Dienstgrades
Der Soldat verliert seinen Dienstgrad nur kraft Gesetzes oder durch Richter-
spruch. Das Nähere über den Verlust des Dienstgrades durch Richterspruch 
regelt die Wehrdisziplinarordnung.

Laufbahnvorschriften
(1) Vorschriften über die Laufbahnen der Soldaten werden nach den Grund-
sätzen der Absätze 2 bis 6 durch Rechtsverordnung erlassen.

(2) Bei Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit sind mindestens zu fordern

1. für die Laufbahnen der Unteroffiziere

a) der erfolgreiche Besuch einer Hauptschule oder ein als gleichwertig an-
erkannter Bildungsstand,

b) eine Dienstzeit von einem Jahr,

c) die Ablegung einer Unteroffizierprüfung,

2. für die Laufbahnen der Offiziere

a) eine zu einem Hochschulstudium berechtigende Schulbildung oder ein
als gleichwertig anerkannter Bildungsstand,

b) eine Dienstzeit von drei Jahren,

c) die Ablegung einer Offizierprüfung,

3. für die Laufbahn der Offiziere des Sanitätsdienstes die Approbation als Arzt,
Zahnarzt, Tierarzt oder Apotheker.

(3) Für die Laufbahnen der Unteroffiziere soll der Abschluss einer Realschule
oder der erfolgreiche Besuch einer Hauptschule und eine förderliche abge-
schlossene Berufsausbildung oder ein als gleichwertig anerkannter Bildungs-
stand nachgewiesen werden. 

(4) Für die Beförderung von Soldaten sind die allgemeinen Voraussetzungen
und die Mindestdienstzeiten festzusetzen. Dienstgrade, die bei regelmäßiger
Gestaltung der Laufbahn zu durchlaufen sind, sollen nicht übersprungen wer-
den. Über Ausnahmen entscheidet der Bundespersonalausschuss.

(5) Der Aufstieg aus den Laufbahnen der Unteroffiziere in die Laufbahnen der
Offiziere ist auch ohne Erfüllung der Eingangsvoraussetzungen möglich. Für
den Aufstieg ist die Ablegung einer Offizierprüfung zu verlangen.
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(6) Die Rechtsverordnung trifft ferner Bestimmungen für die Fälle, in denen für
eine bestimmte militärische Verwendung ein abgeschlossenes Studium an ei-
ner wissenschaftlichen Hochschule oder Fachhochschule oder eine abge-
schlossene Fachschulausbildung erforderlich ist, sowie darüber, inwieweit an
Stelle der allgemeinen Vorbildung eine gleichwertige technische oder sonstige
Fachausbildung gefordert werden kann. Sie kann für einzelne Gruppen von
Offiziersbewerbern bestimmen, dass der erforderliche Besuch einer Realschule
oder ein als gleichwertig anerkannter Bildungsstand genügt und dass die
Dienstzeit nach Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe b bis auf zwei Jahre gekürzt wird.

(7) Auf den Bundespersonalausschuss in der Zusammensetzung für die An-
gelegenheiten der Soldaten finden die Vorschriften des Abschnittes IV des Bun-
desbeamtengesetzes mit Ausnahme des § 98 Abs. 1 entsprechende Anwen-
dung, § 96 Abs. 2 und 3 mit folgender Maßgabe:

Ständige ordentliche Mitglieder sind der Präsident des Bundesrechnungshofes
als Vorsitzender, der Leiter der Personalrechtsabteilung des Bundesministeri-
ums des Innern und der Leiter der Personalabteilung des Bundesministeri-
ums der Verteidigung. Nicht ständige ordentliche Mitglieder sind der Leiter der
Personalabteilung einer anderen obersten Bundesbehörde und drei Berufs-
soldaten. Stellvertretende Mitglieder sind je ein Beamter des Bundesrech-
nungshofes und des Bundesministeriums des Innern, der Leiter der Personal-
abteilung einer anderen obersten Bundesbehörde, ein Beamter oder Berufs-
soldat des Bundesministeriums der Verteidigung und drei weitere Berufssol-
daten. Der Beamte oder Berufssoldat des Bundesministeriums der Verteidi-
gung und die übrigen Berufssoldaten werden vom Bundespräsidenten auf Vor-
schlag des Bundesministers der Verteidigung bestellt.

Urlaub
(1) Dem Soldaten steht alljährlich ein Erholungsurlaub unter Fortgewährung
der Geld- und Sachbezüge zu.

(2) Der Urlaub darf versagt werden, soweit und solange zwingende dienst-
liche Erfordernisse einer Urlaubserteilung entgegenstehen.

(3) Dem Soldaten kann aus besonderen Anlässen Urlaub erteilt werden.

(4) Die Erteilung und die Dauer des Urlaubs regelt eine Rechtsverordnung. Sie
bestimmt, ob und inwieweit die Geld- und Sachbezüge während eines Urlaubs
aus besonderen Anlässen zu belassen sind.

(5) Einem Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit kann auf Antrag unter Weg-
fall der Geld- und Sachbezüge mit Ausnahme der unentgeltlichen truppen-
ärztlichen Versorgung Urlaub bis zur Dauer von drei Jahren mit der Möglichkeit
der Verlängerung auf längstens zwölf Jahre gewährt werden, wenn er

a) mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren oder

b) einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen
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tatsächlich betreut und pflegt. Bei einem Soldaten auf Zeit ist die Gewährung
nur insoweit zulässig, als er nicht mehr verpflichtet ist, auf Grund der Wehr-
pflicht Grundwehrdienst zu leisten. Der Antrag auf Verlängerung einer Be-
urlaubung ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der genehmigten
Beurlaubung zu stellen. Während der Beurlaubung dürfen nur solche Neben-
tätigkeiten genehmigt werden, die dem Zweck der Beurlaubung nicht zu-
widerlaufen. Ein bereits bewilligter Urlaub kann aus zwingenden Gründen der
Verteidigung widerrufen werden.

(6) Stimmt ein Berufssoldat oder Soldat auf Zeit seiner Aufstellung als Bewerber
für die Wahl zum Deutschen Bundestag oder zu der gesetzgebenden Körper-
schaft eines Landes zu, ist ihm auf Antrag innerhalb der letzten zwei Monate
vor dem Wahltag der zur Vorbereitung seiner Wahl erforderliche Urlaub un-
ter Wegfall der Dienstbezüge zu gewähren.

(7) Soldaten haben Anspruch auf Elternzeit unter Wegfall der Geld- und Sach-
bezüge mit Ausnahme der unentgeltlichen truppenärztlichen Versorgung. Das
Nähere wird durch eine Rechtsverordnung geregelt, die die Eigenart des 
militärischen Dienstes berücksichtigt.

Urlaub bis zum Beginn des Ruhestandes
(1) Einem Berufssoldaten kann nach einer Vollzeitbeschäftigung im öffent-
lichen Dienst von mindestens 20 Jahren und nach Vollendung des fünfzigsten
Lebensjahres auf Antrag, der sich auf die Zeit bis zum Beginn des Ruhestandes
erstrecken muss, Urlaub unter Wegfall der Geld- und Sachbezüge gewährt
werden, wenn dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Über den Urlaubs-
antrag entscheidet das Bundesministerium der Verteidigung.

(2) Dem Antrag nach Absatz 1 darf nur entsprochen werden, wenn der Be-
rufssoldat erklärt, während der Dauer des Urlaubs auf die Ausübung entgelt-
licher Nebentätigkeiten zu verzichten und entgeltliche Tätigkeiten nach § 20
Abs. 6 nur in dem Umfang auszuüben, wie er sie bei Vollzeitbeschäftigung
ohne Verletzung dienstlicher Pflichten ausüben könnte. Wird diese Verpflich-
tung schuldhaft verletzt, ist der Urlaub zu widerrufen. Trotz der Erklärung
des Berufssoldaten nach Satz 1 dürfen Nebentätigkeiten genehmigt werden,
soweit sie dem Zweck der Gewährung des Urlaubs nicht zuwiderlaufen. Das
Bundesministerium der Verteidigung kann in besonderen Härtefällen eine
Rückkehr aus dem Urlaub zulassen, wenn dem Soldaten die Fortsetzung des
Urlaubs nicht zugemutet werden kann.

(3) Das Bundesministerium der Verteidigung kann den Urlaub aus zwingen-
den dienstlichen Gründen widerrufen.

(4) Urlaub nach Absatz 1 und nach § 28 Abs. 5 darf zusammen eine Dauer
von zwölf Jahren nicht überschreiten.
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Personalakten
(1) Über jeden Soldaten ist eine Personalakte zu führen; sie ist vertraulich zu
behandeln und vor unbefugter Einsicht zu schützen. Zur Personalakte gehören
alle Unterlagen einschließlich der in Dateien gespeicherten, die den Soldaten
betreffen, soweit sie mit seinem Dienstverhältnis in einem unmittelbaren in-
neren Zusammenhang stehen (Personalaktendaten). Nicht Bestandteil der
Personalakte sind Unterlagen, die besonderen, von der Person und dem Dienst-
verhältnis sachlich zu trennenden Zwecken dienen, insbesondere Prüfungs-,
Sicherheits- und Kindergeldakten. Personalaktendaten dürfen ohne Einwilli-
gung des Soldaten nur für Zwecke der Personalführung und -bearbeitung ver-
wendet werden; dies gilt auch für ihre Verarbeitung (Speicherung, Verände-
rung, Übermittlung, Sperrung und Löschung) und Nutzung in automatisier-
ten Dateien.

(2) Der Dienstherr darf personenbezogene Daten über Bewerber, Soldaten
und frühere Soldaten nur erheben, soweit dies zur Begründung, Durchführung,
Beendigung oder Abwicklung des Dienstverhältnisses oder zur Durchführung
organisatorischer, personeller und sozialer Maßnahmen, insbesondere auch
zu Zwecken der Personalplanung und des Personaleinsatzes erforderlich ist
oder eine Rechtsvorschrift dies erlaubt. Fragebogen, mit denen solche perso-
nenbezogenen Daten erhoben werden, bedürfen vom 1. Januar 1994 an der
Genehmigung durch das Bundesministerium der Verteidigung.

(3) Zugang zur Personalakte dürfen nur Personen haben, die für Personalange-
legenheiten zuständig sind, und nur soweit dies zu Zwecken der Personal-
führung oder -bearbeitung erforderlich ist. Ohne Einwilligung des Soldaten
darf die Personalakte an andere Stellen oder an Ärzte im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums der Verteidigung weitergegeben werden, soweit dies
im Rahmen der Zweckbestimmung des Dienstverhältnisses erforderlich ist. Für
Auskünfte aus der Personalakte gilt Entsprechendes. Soweit eine Auskunft aus-
reicht, ist von der Weitergabe der Personalakte abzusehen. Auskünfte an Stel-
len außerhalb des Geschäftsbereichs des Bundesministeriums der Verteidigung
dürfen nur mit Einwilligung des Soldaten erteilt werden, es sei denn, dass zwin-
gende Gründe der Verteidigung, die Abwehr einer erheblichen Beeinträchti-
gung des Gemeinwohls oder der Schutz berechtigter, höherrangiger Interes-
sen Dritter dies erfordern. Inhalt und Empfänger sind dem Soldaten schriftlich
mitzuteilen. Ein automatisierter Datenabruf durch andere Behörden ist un-
zulässig, soweit durch besondere Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist.

(4) Daten über medizinische und über psychologische Untersuchungen und
Tests dürfen nur im jeweiligen Dienst der Bundeswehr in Dateien verarbeitet
werden, soweit sie für die Beurteilung der Verwendungs- und der Dienst-
fähigkeit des Soldaten erforderlich sind. Nur die Ergebnisse solcher Untersu-
chungen und Tests dürfen an für Personalangelegenheiten zuständige Stellen
der Bundeswehr weitergegeben und dort verarbeitet und genutzt werden, so-
weit dies für Zwecke der Personalführung und -bearbeitung erforderlich ist.
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Daten über psychologische Untersuchungen und Tests dürfen, in der Regel
in Form von Stichproben, durch den psychologischen Dienst auch in automa-
tisierten Dateien verarbeitet werden, soweit dies erforderlich ist, um die Aus-
sagefähigkeit des psychologischen Eignungsfeststellungsverfahrens zu ver-
bessern; zu diesem Zwecke dürfen ihm auf sein Ersuchen die erforderlichen
Daten zur Verarbeitung übermittelt werden, soweit sie sich auf die Ergebnisse
der Untersuchungen und Tests beziehen. § 40 Abs. 2 des Bundesdatenschutz-
gesetzes gilt entsprechend. Die die Verwendungs- und die Dienstfähigkeit 
bestimmenden ärztlichen Informationen können einer zentralen Stelle zur
Erfüllung der ärztlichen Dokumentationspflicht und zum Zwecke der Beweis-
sicherung übermittelt und dort aufbewahrt werden.

(5) Der Soldat ist zu Beschwerden und Behauptungen, die für ihn ungünstig
sind oder ihm nachteilig werden können, vor deren Aufnahme in die Personal-
akte zu hören. Seine Äußerung ist zur Personalakte zu nehmen. Die Vorgänge
nach den Sätzen 1 und 2 sind mit Zustimmung des Soldaten nach spätestens
drei Jahren aus der Personalakte zu entfernen, es sei denn, sie sind in eine dienst-
liche Beurteilung aufgenommen oder unterliegen nach anderen gesetzlichen
Bestimmungen einer längeren Tilgungsfrist. Die Frist für die Entfernung wird re-
gelmäßig durch Einleitung eines Straf- oder Disziplinarverfahrens unterbrochen.

(6) Die Personalakte des Soldaten ist nach Beendigung des Wehrdienstver-
hältnisses aufzubewahren, soweit dies insbesondere zur Erfüllung der Wehr-
pflicht, aus besoldungs- oder aus versorgungsrechtlichen Gründen erforder-
lich ist. Für die in Dateien gespeicherten Informationen gilt Entsprechendes.
Die für eine Heranziehung zum Wehrdienst erforderlichen Personalunterlagen
abgelehnter Bewerber sind dem zuständigen Kreiswehrersatzamt zuzulei-
ten; gespeicherte Daten sind zu löschen, soweit sie nicht für eine erneute Be-
werbung oder für eine Heranziehung zum Wehrdienst nach dem Wehr-
pflichtgesetz von Bedeutung sind.

(7) Der Soldat hat, auch nach seinem Ausscheiden aus dem Wehrdienstver-
hältnis, ein Recht auf Einsicht in seine vollständige Personalakte. Einem Be-
vollmächtigten ist Einsicht zu gewähren, soweit dienstliche Gründe nicht
entgegenstehen. Dies gilt auch für Hinterbliebene, wenn ein berechtigtes In-
teresse glaubhaft gemacht wird. Für Auskünfte aus der Personalakte gelten
die Sätze 2 und 3 entsprechend.

(8) Der Soldat hat ein Recht auf Einsicht auch in andere Akten, die personen-
bezogene Daten über ihn enthalten und für sein Dienstverhältnis verarbeitet
oder genutzt werden, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist; dies gilt
nicht für Sicherheitsakten. Die Einsichtnahme ist unzulässig, wenn die Daten
des Betroffenen mit Daten Dritter oder geheimhaltungsbedürftigen nicht-
personenbezogenen Daten derart verbunden sind, dass ihre Trennung nicht
oder nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand möglich ist. In diesem Fall
ist dem Soldaten Auskunft zu erteilen.
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(9) Näheres bestimmt eine Rechtsverordnung über

1. die Anlage und Führung von Personalakten des Soldaten während des
Wehrdienstverhältnisses und nach seinem Ausscheiden aus dem Wehr-
dienstverhältnis,

2. das Verfahren der Weitergabe, Aufbewahrung und Vernichtung oder den
Verbleib der Personalakten einschließlich der Übermittlung und Löschung
oder des Verbleibs der in automatisierten Dateien gespeicherten Informa-
tionen sowie die hieran beteiligten Stellen,

3. die Einrichtung und den Betrieb automatisierter Dateien einschließlich der
Zugriffsmöglichkeiten auf die gespeicherten Informationen,

4. die Einzelheiten der Art und Weise der Einsichtgewährung und Auskunfts-
erteilung aus der Personalakte oder einer automatisierten Datei und

5. die Befugnis von Personen im Sinne des § 203 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Straf-
gesetzbuches, die im Rahmen der unentgeltlichen truppenärztlichen Ver-
sorgung des Soldaten tätig werden, vom Dienstherrn mit der Untersuchung
des Soldaten oder mit der Erstellung von Gutachten über ihn beauftragt
worden sind, dem Arztgeheimnis unterliegende personenbezogene Daten
zu offenbaren.

Geld- und Sachbezüge, Versorgung
(1) Der Soldat hat Anspruch auf Geld- und Sachbezüge, Versorgung, Reise-
und Umzugskostenvergütung nach Maßgabe besonderer Gesetze. Die 
Weiterführung der sozialen Krankenversicherung für seine Angehörigen, die
Arbeitslosenversicherung und Versicherung in den gesetzlichen Rentenver-
sicherungen werden gesetzlich geregelt.

(2) Anwärter für die Laufbahn der Offiziere des Sanitätsdienstes (Sanitäts-
offizier-Anwärter), die unter Wegfall der Geld- und Sachbezüge zum Studium
beurlaubt sind, erhalten unentgeltliche truppenärztliche Versorgung sowie 
ein Ausbildungsgeld (Grundbetrag, Familienzuschlag). Die Höhe des Aus-
bildungsgeldes wird durch Rechtsverordnung unter Berücksichtigung des Stu-
dienganges und der Dienstbezüge derjenigen Dienstgrade festgesetzt, die die
Sanitätsoffizier-Anwärter während ihrer Ausbildung durchlaufen. Die Rechts-
verordnung regelt ferner das Nähere über die Gewährung des Ausbildungs-
geldes sowie über die Anrechnung von Einkünften aus einer mit der Ausbil-
dung zusammenhängenden Tätigkeit.

(3) § 73 Abs. 2, §§ 84, 86, 87, 87a und 183 Abs. 1 des Bundesbeamtenge-
setzes gelten entsprechend.

(4) Den Soldaten kann bei Dienstjubiläen eine Jubiläumszuwendung gewährt
werden. Das Nähere regelt eine Rechtsverordnung.
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(5) Soldatinnen haben Anspruch auf Mutterschutz in entsprechender An-
wendung des Mutterschutzgesetzes. Das Nähere regelt eine Rechtsverordnung,
die die Eigenart des militärischen Dienstes berücksichtigt.

Fürsorge
Der Bund hat im Rahmen des Dienst- und Treueverhältnisses für das Wohl des
Berufssoldaten und des Soldaten auf Zeit sowie ihrer Familien, auch für die
Zeit nach Beendigung des Dienstverhältnisses, zu sorgen. Er hat auch für das
Wohl des Soldaten zu sorgen, der auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leis-
tet; die Fürsorge für die Familie des Soldaten während des Wehrdienstes und
seine Eingliederung in das Berufsleben nach dem Ausscheiden aus dem Wehr-
dienst werden gesetzlich geregelt.

Dienstzeitbescheinigung und Dienstzeugnis
(1) Der Soldat erhält nach Beendigung seines Wehrdienstes eine Dienstzeitbe-
scheinigung. Auf Antrag ist ihm bei einer Dienstzeit von mindestens vier 
Wochen von seinem Disziplinarvorgesetzten ein Dienstzeugnis zu erteilen, das
über die Art und Dauer der wesentlichen von ihm bekleideten Dienststellun-
gen, über seine Führung, seine Tätigkeit und seine Leistung im Dienst Aus-
kunft gibt.

(2) Der Soldat kann eine angemessene Zeit vor dem Ende des Wehrdienstes
ein vorläufiges Dienstzeugnis beantragen.

Staatsbürgerlicher und völkerrechtlicher Unterricht
(1) Die Soldaten erhalten staatsbürgerlichen und völkerrechtlichen  Unterricht.
Der für den Unterricht verantwortliche Vorgesetzte darf die Behandlung poli-
tischer Fragen nicht auf die Darlegung einer einseitigen Meinung beschrän-
ken. Das Gesamtbild des Unterrichts ist so zu gestalten, dass die Soldaten nicht
zu Gunsten oder zu Ungunsten einer bestimmten politischen Richtung 
beeinflusst werden.

(2) Die Soldaten sind über ihre staatsbürgerlichen und völkerrechtlichen Pflich-
ten und Rechte im Frieden und im Kriege zu unterrichten.

Beschwerde
Der Soldat hat das Recht, sich zu beschweren. Das Nähere regelt die Wehr-
beschwerdeordnung.

Beteiligungsrechte der Soldaten
Die Beteiligung der Soldaten regelt das Soldatenbeteiligungsgesetz.

Beteiligung an der Gestaltung des Dienstrechts
Für die Beteiligung bei der Gestaltung des Dienstrechts der Soldaten gilt § 94
des Bundesbeamtengesetzes sinngemäß.
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Seelsorge
Der Soldat hat einen Anspruch auf  Seelsorge und ungestörte Religionsaus-
übung. Die Teilnahme am Gottesdienst ist freiwillig.

Zweiter Abschnitt – Rechtsstellung 
der Berufssoldaten und der Soldaten auf Zeit

1. Begründung des Dienstverhältnisses

Voraussetzung der Berufung
(1) In das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten oder eines Soldaten auf Zeit
darf nur berufen werden, wer

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes ist,

2. Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche demokratische
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes eintritt,

3. die charakterliche, geistige und körperliche Eignung besitzt, die zur Erfül-
lung seiner Aufgaben als Soldat erforderlich ist.

(2) Das Bundesministerium der Verteidigung kann in Einzelfällen Aus-
nahmen von Absatz 1 Nr. 1 zulassen, wenn dafür ein dienstliches Bedürfnis
besteht.

Hindernisse der Berufung
(1) In das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten oder eines Soldaten auf Zeit
darf nicht berufen werden, wer

1. durch ein deutsches Gericht wegen eines Verbrechens zu Freiheitsstrafe
von mindestens einem Jahr oder wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach
den Vorschriften über Friedensverrat, Hochverrat, Gefährdung des demo-
kratischen Rechtsstaates oder Landesverrat und Gefährdung der äußeren
Sicherheit strafbar ist, zu Freiheitsstrafe verurteilt ist,

2. infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht
besitzt,

3. einer Maßregel der Besserung und Sicherung nach den §§ 64 oder 66 des
Strafgesetzbuches unterworfen ist, solange die Maßregel nicht erledigt ist.

(2) Verurteilungen durch Gerichte außerhalb des Geltungsbereichs des Grund-
gesetzes kommen nur in Betracht, soweit die Vollstreckung nach dem Ge-
setz über die innerdeutsche Rechts- und Amtshilfe in Strafsachen vom 2. Mai
1953 (BGBl. I S. 161) zulässig ist oder war.
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(3) Das Bundesministerium der Verteidigung kann in Einzelfällen Ausnah-
men von Absatz 1 Nr. 1 zulassen.

Begründung des Dienstverhältnisses eines Berufssoldaten
In das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten können berufen werden

1. Unteroffiziere mit der Beförderung zum Feldwebel,

2. Offizieranwärter nach Abschluss des für ihre Laufbahn vorgesehenen Aus-
bildungsganges mit der Beförderung zum Leutnant, Sanitätsoffizier-An-
wärter jedoch erst mit der Beförderung zum Stabsarzt, Stabsveterinär oder
Stabsapotheker sowie Militärmusikoffizier-Anwärter erst mit der Beförde-
rung zum Hauptmann,

3. Offiziere auf Zeit,

4. Offiziere der Reserve.

Begründung des Dienstverhältnisses eines Soldaten auf Zeit
(1) In das Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit können berufen werden

1. Bewerber für die Laufbahnen der Mannschaften und der Unteroffiziere 
bis zu einer Dienstzeit von 20 Jahren, jedoch nicht über das 
40. Lebensjahr hinaus.

2. Bewerber für die Laufbahnen der Offiziere mindestens bis zum Abschluss
des für sie vorgesehenen Ausbildungsganges oder für eine fest bestimmte
Zeit von mindestens drei Jahren und höchstens bis zu einer Dienstzeit von
20 Jahren.

(2) Die Zeitdauer der Berufung kann auf Grund freiwilliger Weiterverpflich-
tung innerhalb der Grenzen des Absatzes 1 verlängert werden.

(3) Die Zeitdauer der Berufung eines Soldaten, der Inhaber eines Eingliede-
rungsscheines (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Soldatenversorgungsgesetzes) ist, ver-
längert sich ohne die Beschränkung des Absatzes 1 bis zur Ernennung zum
Beamten, längstens jedoch um eineinhalb Jahre.

(4) Die Zeitdauer der Berufung eines Soldaten, dessen militärische Ausbildung
mit einem Studium oder einer Fachausbildung von mehr als sechs Monaten
Dauer verbunden war und der danach Elternzeit nach § 28 Abs. 7 in Anspruch
genommen hat, verlängert sich ohne die Beschränkungen des Absatzes 1
um die Dauer der Elternzeit.

(5) Ist ein Soldat auf Zeit während einer besonderen Auslandsverwendung
zum Zeitpunkt des Ablaufs seiner Dienstzeit wegen Verschleppung, Gefan-
genschaft oder aus sonstigen mit dem Dienst zusammenhängenden Grün-
den, die er nicht zu vertreten hat, dem Einflussbereich des Dienstherrn ent-
zogen, verlängert sich die Zeitdauer der Berufung ohne die Beschränkungen
des Absatzes 1 bis zum Ablauf des auf die Beendigung dieses Zustands 
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folgenden Monats. Dies gilt auch bei anderen Verwendungen im Ausland mit
vergleichbarer Gefährdungslage.

(6) In die Dienstzeit wird der Wehrdienst eingerechnet, der in der Bundeswehr
bis zur Berufung in das Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit geleistet wor-
den ist.

(7) Die Dienstzeit eines Soldaten auf Zeit kann auf dessen Antrag verkürzt wer-
den, wenn dies im dienstlichen Interesse liegt. Die verkürzte Dienstzeit muss
die zur Durchführung der Berufsförderung notwendige Zeit der Freistellung
vom militärischen Dienst umfassen. Dies gilt nicht, wenn und soweit der 
Soldat auf seinen Anspruch auf Berufsförderung während der Dienstzeit un-
widerruflich verzichtet.

Form der Begründung und der Umwandlung
(1) Die Begründung des Dienstverhältnisses und seine Umwandlung erfol-
gen durch Aushändigung einer Ernennungsurkunde. In der Urkunde müssen
enthalten sein

1. bei der Begründung die Worte „unter Berufung in das Dienstverhältnis 
eines Berufssoldaten“ oder „unter Berufung in das Dienstverhältnis eines
Soldaten auf Zeit“,

2. bei der Umwandlung die die Art des Dienstverhältnisses bestimmenden
Worte nach Nummer 1.

An Stelle der Worte „unter Berufung“ können die Worte „ich berufe“ ver-
wendet werden.

(2) Die Begründung und die Umwandlung werden mit dem Tage der Aus-
händigung der Ernennungsurkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde aus-
drücklich ein späterer Tag bestimmt ist.

(3) Wird bei der Berufung in das Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit ein
späterer Tag als der Tag der Aushändigung der Urkunde für das Wirksam-
werden der Ernennung bestimmt, so hat der Soldat an diesem Tage seinen
Dienst anzutreten. Die Ernennung ist vor ihrem Wirksamwerden zurückzu-
nehmen, wenn sich herausstellt, dass die Berufung in das Dienstverhältnis 
eines Soldatens auf Zeit nach § 37 Abs. 1 und § 38 unzulässig ist.

(4) Die Ernennungen mehrerer Soldaten können in einer Urkunde verfügt wer-
den. An die Stelle der Aushändigung der Ernennungsurkunde tritt die Aus-
händigung einer Ausfertigung des Teils der Urkunde, der sich auf den Soldaten
bezieht.
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2. Beförderung

Form der Beförderung
(1) Die Beförderung eines Berufssoldaten und eines Soldaten auf Zeit wird in
einer Ernennungsurkunde verfügt, in der die Bezeichnung des höheren Dienst-
grades enthalten sein muss. Die Beförderungen mehrerer Soldaten können in
einer Urkunde verfügt werden.

(2) Die Beförderung zu einem Mannschaftsdienstgrad und die Beförderung
eines Offizieranwärters zu einem Unteroffizierdienstgrad werden mit der dienst-
lichen Bekanntgabe an den zu Ernennenden, jedoch nicht vor dem in der Er-
nennungsurkunde bestimmten Tage wirksam. Dem Soldaten ist der Tag der
dienstlichen Bekanntgabe seiner Beförderung zu bescheinigen.

(3) Für die Beförderung durch Aushändigung einer Urkunde gilt § 41 Abs. 2
und, wenn die Beförderung mehrerer Soldaten in einer Urkunde verfügt wird,
§ 41 Abs. 4 Satz 2 entsprechend. In Ausnahmefällen, insbesondere bei Auf-
enthalt des zu Befördernden außerhalb des Bundesgebietes, kann die ernen-
nende Stelle die dienstliche Bekanntgabe der Beförderung anordnen. Insoweit
gilt Absatz 2 entsprechend mit der Maßgabe, dass dem Soldaten die Urkun-
de oder die Ausfertigung alsbald auszuhändigen ist.

3. Beendigung des Dienstverhältnisses

a) Beendigung des Dienstverhältnisses eines 
Berufssoldaten

Beendigungsgründe
(1) Das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten endet durch Eintritt in den Ruhe-
stand nach Maßgabe der Vorschriften über die rechtliche Stellung der Berufs-
soldaten im Ruhestand.

(2) Das Dienstverhältnis endet ferner durch

1. Umwandlung,

2. Entlassung,

3. Verlust der Rechtsstellung eines Berufssoldaten oder

4. Entfernung aus dem Dienstverhältnis durch Urteil in einem disziplinarge-
richtlichen Verfahren.

Eintritt in den Ruhestand
(1) Ein Berufssoldat tritt in den Ruhestand mit Ablauf des Monats, in dem er
die nach § 45 Abs. 1 festgesetzte allgemeine Altersgrenze erreicht hat. Der
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Eintritt in den Ruhestand kann aus dienstlichen Gründen bis zum Ablauf des
31. März oder 30. September, der dem Erreichen der allgemeinen Altersgrenze
folgt, hinausgeschoben werden. Wenn dringende dienstliche Gründe im Ein-
zelfall die Fortführung des Dienstes erfordern, kann das Bundesministerium
der Verteidigung den Eintritt in den Ruhestand hinausschieben, jedoch für
nicht mehr als fünf Jahre. Der Eintritt in den Ruhestand kann auf Antrag des
Berufssoldaten um bis zu einem Jahr hinausgeschoben werden, wenn dies im
dienstlichen Interesse liegt. Der Antrag soll spätestens drei Jahre vor Erreichen
der allgemeinen Altersgrenze gestellt werden. Ist ein Berufssoldat während 
einer besonderen Auslandsverwendung zum Zeitpunkt des vorgesehenen 
Eintritts in den Ruhestand wegen Verschleppung, Gefangenschaft oder aus
sonstigen mit dem Dienst zusammenhängenden Gründen, die er nicht zu ver-
treten hat, dem Einflussbereich des Dienstherrn entzogen, ist der Eintritt in
den Ruhestand bis zum Ablauf des auf die Beendigung dieses Zustands fol-
genden Monats hinauszuschieben; dies gilt auch bei anderen Verwendungen
im Ausland mit vergleichbarer Gefährdungslage.

(2) Ein Berufssoldat kann mit Ablauf eines Monats in den Ruhestand versetzt
werden, wenn er die nach § 45 Abs. 2 festgesetzte besondere Altersgrenze
überschritten hat. Einen Antrag des Berufssoldaten, das Dienstverhältnis bis
zu einem Zeitraum von zwei Jahren nach Überschreiten der besonderen Al-
tersgrenze fortzusetzen, ist zu entsprechen, wenn dies im dienstlichen Inte-
resse liegt. Für den Antrag gilt Absatz 1 Satz 5 entsprechend. Die Zurruheset-
zung erfolgt auch in diesen Fällen zu dem in Satz 1 angegebenen Zeitpunkt.

(3) Ein Berufssoldat ist in den Ruhestand zu versetzen, wenn er infolge eines
körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche seiner körperlichen oder 
geistigen Kräfte zur Erfüllung seiner Dienstpflichten dauernd unfähig (dienst-
unfähig) ist. Als dauernd dienstunfähig kann er auch dann angesehen 
werden, wenn die Wiederherstellung seiner Dienstfähigkeit innerhalb eines
Jahres seit Beginn der Dienstunfähigkeit nicht zu erwarten ist.

(4) Die Dienstunfähigkeit wird auf Grund des Gutachtens eines Arztes der Bun-
deswehr von Amts wegen oder auf Antrag festgestellt. Hat der Berufssoldat
nicht selbst den Antrag auf Versetzung in den Ruhestand gestellt, so ist ihm un-
ter Angabe der Gründe mitzuteilen, dass seine Versetzung in den Ruhestand
beabsichtigt ist; er ist hierüber zu hören. Der Berufssoldat ist verpflichtet, sich
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von Ärzten der Bundeswehr oder von hierzu bestimmten Ärzten untersuchen
und, falls sie es für notwendig erklären, beobachten zu lassen. Die über die Ver-
setzung in den Ruhestand entscheidende Stelle kann auch andere Beweise er-
heben. Ob die Wiederherstellung der Dienstfähigkeit innerhalb eines Jahres
nicht zu erwarten ist, soll, abgesehen von den Fällen, in denen dies offensicht-
lich ist, erst nach sechsmonatiger Heilbehandlung festgestellt werden.

(5) Der Eintritt in den Ruhestand setzt voraus, dass der Berufssoldat

1. eine Dienstzeit von mindestens fünf Jahren abgeleistet hat oder

2. infolge einer Wehrdienstbeschädigung, die er sich ohne grobes Verschul-
den zugezogen hat, dienstunfähig geworden ist.

Die Berechnung der Dienstzeit im Sinne der Nummer 1 regelt das Soldaten-
versorgungsgesetz.

(6) Die Versetzung in den Ruhestand wird von der Stelle verfügt, die nach § 4
Abs. 2 für die Ernennung des Berufssoldaten zuständig wäre. Die Verfügung
ist dem Berufssoldaten schriftlich zuzustellen. Sie kann bis zum Beginn des Ru-
hestandes widerrufen werden, wenn die Fortsetzung des Dienstverhältnisses
unter Berücksichtigung der persönlichen, insbesondere häuslichen, beruflichen
oder wirtschaftlichen Verhältnisse zumutbar ist oder wenn der Verteidigungsfall
festgestellt ist. In den Fällen des Absatzes 2 ist dem Berufssoldaten wenigstens
ein Jahr vor dem Tag des Ausscheidens mitzuteilen, dass seine Versetzung in
den Ruhestand beabsichtigt ist; die Entscheidung, durch die er in den Ruhe-
stand versetzt wird, muss ihm wenigstens drei Monate vor dem Tag des Aus-
scheidens zugestellt werden. In den Fällen des Absatzes 3 beginnt der Ruhe-
stand mit dem Ende der drei Monate, die auf den Monat folgen, in dem die
Versetzung in den Ruhestand dem Berufssoldaten mitgeteilt worden ist.

(7) Mit dem Eintritt in den Ruhestand hat der Berufssoldat das Recht, seine
Dienstgradbezeichnung mit dem Zusatz „außer Dienst (a.D.)“ weiterzuführen.

Altersgrenzen
(1) Für die Berufssoldaten bildet das vollendete 60. Lebensjahr die allgemeine
Altersgrenze.

(2) Als besondere Altersgrenzen der Berufssoldaten mit Ausnahme der Offi-
ziere des Sanitätsdienstes, des Militärmusikdienstes und des militärgeogra-
phischen Dienstes werden festgesetzt:

1. die Vollendung des 59. Lebensjahres für Oberste,

2. die Vollendung des 57. Lebensjahres für Oberstleutnante,

3. die Vollendung des 55. Lebensjahres für Majore und Stabshauptleute,

4. die Vollendung des 53. Lebensjahres für Leutnante, Oberleutnante und
Hauptleute,
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5. die Vollendung des 53. Lebensjahres für Berufsunteroffiziere,

6. die Vollendung des 41. Lebensjahres für Offiziere, die in strahlgetriebe-
nen Kampfflugzeugen als Flugzeugführer oder Waffensystemoffizier ver-
wendet werden, die Vollendung des 40. Lebensjahres, soweit sie wehr-
fliegerverwendungsunfähig sind.

(3) Die besonderen Altersgrenzen nach Absatz 2 gelten auch für die Berufs-
soldaten der Marine mit entsprechenden Dienstgraden.

Umwandlung
(1) Beantragt ein Berufssoldat die Umwandlung seines Dienstverhältnisses in
das eines Soldaten auf Zeit, kann dem Antrag bei Vorliegen eines dienstlichen
Interesses stattgegeben werden. Dies gilt auch, wenn die Dienstzeit abweichend
von § 40 Abs. 1 bei einem Unteroffizier über dessen 40. Lebensjahr hinaus
festgesetzt werden muss.

(2) Die Umwandlung ist ausgeschlossen, wenn eine Dienstzeit von 20 Jahren
überschritten wird.

(3) Die Dienstzeit muss die zur Durchführung der Berufsförderung notwen-
dige Zeit der Freistellung vom militärischen Dienst umfassen. Dies gilt nicht,
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als Flugzeugführer oder Waffensystemoffizier verwendet werden, die Vollendung des 
40. Lebensjahres, soweit sie wehrfliegerverwendungsunfähig sind.“



wenn und soweit der Soldat auf seinen Anspruch auf Berufsförderung während
der Dienstzeit unwiderruflich verzichtet.

(4) Bei der Umwandlung müssen die Voraussetzungen des § 46 Abs. 3 nicht
vorliegen.

Entlassung
(1) Ein Berufssoldat ist entlassen, wenn er die Eigenschaft als Deutscher im
Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes verliert. Das Bundesministerium der
Verteidigung entscheidet darüber, ob diese Voraussetzung vorliegt, und stellt
den Tag der Beendigung des Dienstverhältnisses fest.

(2) Ein Berufssoldat ist zu entlassen,

1. wenn er aus einem der in § 38 genannten Gründe nicht hätte ernannt wer-
den dürfen und das Hindernis noch fortbesteht,

2. wenn er seine Ernennung durch Zwang, arglistige Täuschung oder Be-
stechung herbeigeführt hat,

3. wenn sich herausstellt, dass er vor seiner Ernennung eine Straftat began-
gen hat, die ihn der Berufung in das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten
unwürdig erscheinen lässt, und er deswegen zu einer Strafe verurteilt war
oder wird,

4. wenn er sich weigert, den Eid abzulegen,

5. wenn er zur Zeit der Ernennung Mitglied des Bundestages oder eines Land-
tages war und nicht innerhalb der vom Bundesministerium der Verteidi-
gung gesetzten angemessenen Frist sein Mandat niederlegt,

6. wenn in den Fällen des § 44 Abs. 1 bis 3 die Voraussetzungen des § 44 
Abs. 5 nicht erfüllt sind,

7. wenn er als Kriegsdienstverweigerer anerkannt ist; diese Entlassung gilt als
Entlassung auf eigenen Antrag, oder

8. wenn er ohne Genehmigung des Bundesministeriums der Verteidigung sei-
nen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb des Geltungsbereichs
dieses Gesetzes nimmt.

In den Fällen der Nr. 2 kann das Bundesministerium der Verteidigung wegen
besonderer Härte Ausnahmen zulassen.

(3) Der Berufssoldat kann jederzeit seine Entlassung verlangen; soweit seine
militärische Ausbildung mit einem Studium oder einer Fachausbildung ver-
bunden war, gilt dies jedoch erst nach einer sich daran anschließenden Dienst-
zeit, die der dreifachen Dauer des Studiums oder der Fachausbildung ent-
spricht, längstens nach zehn Jahren. In einer Rechtsverordnung kann für be-
stimmte Verwendungen wegen der Höhe der mit dem Studium oder der Fach-
ausbildung verbundenen Kosten oder auf Grund sonstiger studien- und aus-
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bildungsbedingter Besonderheiten eine längere als die dreifache Dauer be-
stimmt werden; die in Satz 1 genannte Höchstdauer darf nicht überschritten
werden.

(4) Hat der Berufssoldat Elternzeit nach § 28 Abs. 7 im Anschluss an ein 
Studium oder eine Fachausbildung in Anspruch genommen, verlängert sich
die Dienstzeit nach Absatz 3 um diese Zeit entsprechend, soweit Studium oder
Fachausbildung mehr als sechs Monate gedauert hat; die Höchstdauer von
zehn Jahren bleibt unberührt.

(5) Der Berufssoldat kann auch dann, wenn er weder ein Studium noch eine
Fachausbildung erhalten hat, seine Entlassung erst nach Ende des sechsten
Dienstjahres als Offizier verlangen.

(6) Vor Ablauf der in Absatz 3, 4 und 5 genannten Dienstzeiten ist der Berufs-
soldat auf seinen Antrag zu entlassen, wenn das Verbleiben im Dienst für ihn
wegen persönlicher, insbesondere häuslicher, beruflicher oder wirtschaftlicher
Gründe eine besondere Härte bedeuten würde. Das Verlangen muss dem Dis-
ziplinarvorgesetzten schriftlich erklärt werden. Die Erklärung kann, solange die
Entlassungsverfügung dem Soldaten noch nicht zugegangen ist, innerhalb
zweier Wochen nach Zugang bei dem Disziplinarvorgesetzten zurückgenom-
men werden, mit Zustimmung der für die Entlassung zuständigen Stelle auch
nach Ablauf dieser Frist. Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt 
auszusprechen; sie kann jedoch so lange hinausgeschoben werden, bis der 
Berufssoldat seine dienstlichen Obliegenheiten ordnungsgemäß erledigt hat,
längstens drei Monate.

(7) Ein Leutnant kann in Ausnahmefällen bis zum Ende des dritten Dienstjah-
res als Offizier, spätestens vor dem Ende des zehnten Jahres der Gesamt-
dienstzeit in der Bundeswehr, wegen mangelnder Eignung als Berufsoffizier
entlassen werden. Die in diesen Fällen zu gewährende Dienstzeitversorgung
regelt das Soldatenversorgungsgesetz.

Zuständigkeit, Anhörungspflicht und Fristen bei der Entlassung
(1) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, wird die Entlassung von der
Stelle verfügt, die nach § 4 Abs. 2 für die Ernennung des Berufssoldaten zu-
ständig wäre.

(2) Der Berufssoldat ist vor der Entscheidung über seine Entlassung zu hören.

(3) Die Entlassung muss in den Fällen des § 46 Abs. 2 Nr. 2 und 3 innerhalb ei-
ner Frist von sechs Monaten verfügt werden, nachdem das Bundesministerium
der Verteidigung oder die Stelle, der die Ausübung der Befugnis zur Entlassung
übertragen worden ist, von dem Entlassungsgrund Kenntnis erhalten hat.

(4) Die Entlassungsverfügung muss dem Soldaten in den Fällen des § 46 Abs.
2 Nr. 6 bei Dienstunfähigkeit wenigstens drei Monate vor dem Entlassungs-
tag und in den Fällen des § 46 Abs. 4 wenigstens sechs Wochen vor dem

47§

135

Soldatengesetz



Entlassungstag zum Schluss eines Kalendervierteljahres unter schriftlicher An-
gabe der Gründe zugestellt werden.

Verlust der Rechtsstellung eines Berufssoldaten
Der Berufssoldat verliert seine Rechtsstellung, wenn gegen ihn durch Urteil ei-
nes deutschen Gerichts im Geltungsbereich des Grundgesetzes erkannt ist

1. auf die in § 38 bezeichneten Strafen, Maßregeln oder Nebenfolgen oder

2. auf Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen vorsätzlich began-
gener Tat.

Entsprechendes gilt, wenn der Berufssoldat auf Grund einer Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts gemäß Artikel 18 des Grundgesetzes ein Grund-
recht verwirkt hat.

Folgen der Entlassung und des Verlustes der Rechtsstellung 
eines Berufssoldaten
(1) Die Zugehörigkeit des Berufssoldaten zur Bundeswehr endet mit der Be-
endigung seines Dienstverhältnisses durch Entlassung nach § 46 oder durch
Verlust seiner Rechtsstellung als Berufssoldat nach § 48. In den Fällen des § 46
Abs. 2 Nr. 1 bis 4 und Abs. 3 sowie des § 48 bleibt der Soldat in der Bundes-
wehr, soweit er auf Grund der Wehrpflicht hierzu verpflichtet ist.

(2) In den Fällen des § 46 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 bis 4 sowie Nr. 7 und 8 und
des § 48 verliert der Soldat seinen Dienstgrad.

(3) Nach dem Verlust seiner Rechtsstellung als Berufssoldat und nach der Ent-
lassung hat der frühere Berufssoldat keinen Anspruch auf Dienstbezüge und
Versorgung mit Ausnahme der Beschädigtenversorgung, soweit gesetzlich
nichts anderes bestimmt ist.

(4) Ein früherer Berufssoldat, der vor Ablauf der nach § 46 Abs. 3 sich be-
stimmenden Mindestdienstzeit

1. auf seinen Antrag entlassen worden ist oder als auf eigenen Antrag ent-
lassen gilt,

2. seine Entlassung nach § 46 Abs. 7 vorsätzlich oder grob fahrlässig herbei-
geführt hat,

3. seine Rechtsstellung verloren hat oder

4. zur Entfernung aus dem Dienstverhältnis in einem disziplinargerichtlichen
Verfahren verurteilt worden ist,

muss die entstandenen Kosten des Studiums oder der Fachausbildung er-
statten. Unter den gleichen Voraussetzungen muss ein früherer Berufssoldat
in der Laufbahn der Offiziere des Sanitätsdienstes das ihm als Sanitätsoffi-
zier-Anwärter gewährte Ausbildungsgeld erstatten. Auf die Erstattung kann
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ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn sie für den früheren Soldaten
eine besondere Härte bedeuten würde.

(5) Einem entlassenen Berufssoldaten kann das Bundesministerium der Ver-
teidigung die Erlaubnis erteilen, seinen Dienstgrad mit dem Zusatz „außer
Dienst (a.D.)“ zu führen. Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn der frühe-
re Berufssoldat sich ihrer als nicht würdig erweist.

Versetzung in den einstweiligen Ruhestand
(1) Der Bundespräsident kann die Berufsoffiziere vom Brigadegeneral und 
den entsprechenden Dienstgraden an aufwärts jederzeit in den einstweiligen
Ruhestand versetzen.

(2) Die für den einstweiligen Ruhestand der Beamten geltenden Vorschriften
der §§ 37, 39 und 40 des Bundesbeamtengesetzes finden entsprechende An-
wendung. Der in den einstweiligen Ruhestand versetzte Berufsoffizier gilt mit
Erreichen der Altersgrenze als dauernd in den Ruhestand versetzt.

Wiederverwendung
(1) Ein Berufssoldat, der wegen Erreichens der Altersgrenze in den Ruhestand
getreten ist, bleibt bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres verpflichtet, Wehr-
dienst zu leisten. Er kann nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 herangezogen
werden; unterliegt er der Wehrpflicht (§§ 1 bis 3 des Wehrpflichtgesetzes),
bleiben die dafür geltenden Bestimmungen unberührt. Nach dem Ausschei-
den aus der Wehrpflicht und für nicht wehrpflichtige frühere Berufssoldaten
gilt § 51 a Abs. 1 Satz 2 entsprechend.

(2) Eine Heranziehung ist möglich

1. zu Übungen im Frieden bis zu einem Monat jährlich,

2. zur Teilnahme an besonderen Auslandsverwendungen und

3. zu Übungen, die von der Bundesregierung als Bereitschaftsdienst ange-
ordnet sind.

Der Soldat ist mit Ablauf der für die Dienstleistung festgesetzten Zeit aus der
Bundeswehr zu entlassen. Eine besondere Auslandsverwendung im Sinne 
der Nummer 2 ist für jeweils höchstens sieben Monate zulässig. Soweit die
Dauer drei Monate übersteigt, wirkt die für die Heranziehung zuständige 
Stelle auf die Zustimmung des Arbeitgebers oder der Dienstbehörde hin. Bei
Entpflichtung von der Teilnahme an besonderen Auslandsverwendungen kann
der Soldat entlassen werden, wenn dies im dienstlichen Interesse liegt. Ist 
er während einer besonderen Auslandsverwendung wegen Verschleppung,
Gefangenschaft oder aus sonstigen mit dem Dienst zusammenhängenden
Gründen, die er nicht zu vertreten hat, dem Einflussbereich des Dienstherrn
entzogen, ist die Entlassung bis zum Ablauf des auf die Beendigung dieses
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Zustands folgenden Monats hinauszuschieben; dies gilt auch bei anderen 
Verwendungen im Ausland mit vergleichbarer Gefährdungslage.

(3) Unter erneuter Berufung in das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten ist
eine Heranziehung möglich

1. zu einer Wiederverwendung von wenigstens einem und höchstens zwei
Jahren, jedoch nur, wenn die Wiederverwendung unter Berücksichtigung
der persönlichen, insbesondere häuslichen, beruflichen oder wirtschaftli-
chen Verhältnisse zumutbar ist, und nicht nach Ablauf von fünf Jahren
seit Eintritt in den Ruhestand,

2. im Verteidigungsfall zu zeitlich unbegrenzter Wiederverwendung.
In den Fällen der Nummer 1 tritt der Berufssoldat mit Ablauf der für die Wie-
derverwendung festgesetzten Zeit in den Ruhestand. In den Fällen der Num-
mer 2 ist er mit der Beendigung der Wiederverwendung in den Ruhestand
zu versetzen. Die Wiederverwendung kann jederzeit beendet werden. Sie
endet spätestens mit dem Ende der Verpflichtung zur Wehrdienstleistung. 
§ 44 Abs. 1 Satz 6 gilt entsprechend.

(4) Ist ein wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzter Berufssoldat
wieder dienstfähig geworden, so kann er erneut in das Dienstverhältnis eines
Berufssoldaten berufen werden, jedoch nicht nach Ablauf von fünf Jahren seit
der Versetzung in den Ruhestand oder nach Überschreiten der allgemeinen
Altersgrenze. Beantragt er vor diesem Zeitpunkt, ihn erneut in das Dienst-
verhältnis eines Berufssoldaten zu berufen, so ist diesem Antrag stattzugeben,
falls nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen. § 44 Abs. 4 
Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(5) In den Fällen der Absätze 3 und 4 endet der Ruhestand mit der erneuten
Berufung in das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten.

Heranziehung nicht wehrpflichtiger früherer Berufssoldaten
(1) Ein früherer Berufssoldat, der nicht wehrpflichtig ist und dessen Dienst-
verhältnis aus den in § 46 Abs. 3 genannten Gründen geendet hat, kann bis
zum Ablauf des Jahres, in dem er das sechzigste Lebensjahr vollendet hat, zu
weiteren Dienstleistungen herangezogen werden, wenn er mindestens zwei
Jahre in einem Dienstverhältnis als Berufssoldat oder Soldat auf Zeit gestan-
den hat. Er ist verpflichtet, Änderungen seines ständigen Aufenthalts oder sei-
ner Wohnung binnen einer Woche der zuständigen Stelle anzuzeigen.

(2) Dienstleistungen im Sinne des Absatzes 1 sind zeitlich befristete Übun-
gen im Frieden, unbefristete Übungen, die als Bereitschaftsdienst von der 
Bundesregierung angeordnet worden sind, sowie unbefristeter Wehrdienst
im Verteidigungsfall. Dienstleistung im Sinne des Absatzes 1 ist auch die 
Teilnahme an besonderen Auslandsverwendungen.

(3) Eine Übung im Frieden dauert höchstens einen Monat. Die Gesamtdauer
der Übungen im Frieden beträgt bei Unteroffizieren höchstens fünf und bei
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Offizieren höchstens sechs Monate. Für die Teilnahme an einer besonderen
Auslandsverwendung gilt § 51 Abs. 2 Satz 3 und 4 entsprechend; sie ist auf
die Gesamtdauer der Übungen nach Satz 2 anzurechnen. Für die Entlassung
aus dem Wehrdienst gilt § 51 Abs. 2 Satz 2, 5 und 6 entsprechend.

(4) Ein nicht wehrpflichtiger früherer Berufssoldat wird auf Antrag von seinen
weiteren Dienstleistungspflichten zeitlich befristet oder völlig befreit, wenn
unter Berücksichtigung aller Umstände zwingende Interessen der militärischen
Verteidigung nicht entgegenstehen.

Wiederaufnahme des Verfahrens
Wird ein Urteil mit den Folgen des § 48 im Wiederaufnahmeverfahren durch
ein Urteil ersetzt, das diese Folgen nicht hat, so gilt § 51 Abs. 1, 2 und 4 des
Bundesbeamtengesetzes entsprechend.

Verurteilung nach Beendigung des Dienstverhältnisses
(1) Ein Berufssoldat im Ruhestand oder ein früherer Berufssoldat,

1. gegen den wegen einer Tat, die er vor der Beendigung seines Dienstver-
hältnisses begangen hat, eine Entscheidung ergangen ist, die nach § 48
zum Verlust seiner Rechtsstellung als Berufssoldat geführt hätte, oder

2. der wegen einer nach Beendigung seines Dienstverhältnisses begangenen
Tat durch ein deutsches Gericht im Geltungsbereich des Grundgesetzes

a) wegen einer vorsätzlichen Tat zu Freiheitsstrafe von mindestens zwei 
Jahren oder

b) wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vorschriften über Friedens-
verrat, Hochverrat, Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates oder
Landesverrat und Gefährdung der äußeren Sicherheit strafbar ist, zu Frei-
heitsstrafe von mindestens sechs Monaten

verurteilt worden ist,

verliert seinen Dienstgrad und seine Ansprüche auf Versorgung mit Ausnah-
me der Beschädigtenversorgung. Entsprechendes gilt, wenn ein Berufssoldat
im Ruhestand oder ein früherer Berufssoldat auf Grund einer Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts gemäß Artikel 18 des Grundgesetzes ein Grund-
recht verwirkt hat.

(2) Ein Berufssoldat im Ruhestand oder ein früherer Berufssoldat, gegen den,
abgesehen von den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2,

1. auf Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter oder

2. wegen einer vorsätzlichen Tat auf Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr

erkannt wird, verliert seinen Dienstgrad.

(3) § 52 gilt entsprechend.
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b) Beendigung des Dienstverhältnisses 
eines Soldaten auf Zeit

Beendigungsgründe
(1) Das Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit endet mit dem Ablauf der Zeit,
für die er in das Dienstverhältnis berufen ist. Das Dienstverhältnis endet auch
mit Ablauf des Monats, in dem das Erlöschen des Rechts aus dem Eingliede-
rungsschein (§ 9 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 bis 3 des Soldatenversorgungsgesetzes)
unanfechtbar festgestellt worden ist.

(2) Das Dienstverhältnis endet ferner durch

1. Entlassung,

2. Verlust der Rechtsstellung eines Soldaten auf Zeit entsprechend dem § 48,

3. Entfernung aus dem Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit.

(3) Wenn zwingende Gründe der Verteidigung es erfordern, kann die für das
Dienstverhältnis festgesetzte Zeit

1. allgemein durch Rechtsverordnung oder

2. in Einzelfällen durch das Bundesministerium der Verteidigung um einen
Zeitraum von bis zu drei Monaten verlängert werden.

(4) Ein Soldat auf Zeit, dessen Rechte und Pflichten auf Grund der §§ 5, 6, 8
und 36 des Abgeordnetengesetzes oder entsprechender Rechtsvorschriften
ruhen, kann auf seinen Antrag zu Übungen bis zu drei Monaten Dauer 
herangezogen werden.

(5) Auf einen früheren Soldaten auf Zeit, der nicht wehrpflichtig ist, finden die
Bestimmungen des § 51a mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, dass
er als Mannschaftsdienstgrad bis zum Ablauf des Jahres, in dem er das fünf-
undvierzigste Lebensjahr vollendet hat, zu den in § 51a Abs. 2 genannten
Dienstleistungen herangezogen werden kann. Die Gesamtdauer der Übun-
gen im Frieden beträgt bei Mannschaften höchstens drei Monate.

Entlassung
(1) Für den Soldaten auf Zeit gilt § 46 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 bis 5 sowie Nr.
7 und 8 entsprechend.

(2) Ein Soldat auf Zeit ist zu entlassen, wenn er infolge eines körperlichen
Gebrechens oder wegen Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte
zur Erfüllung seiner Dienstpflichten dauernd unfähig (dienstunfähig) ist. Als
dauernd dienstunfähig kann er auch dann angesehen werden, wenn die Wie-
derherstellung seiner Dienstfähigkeit innerhalb eines Jahres seit Beginn der
Dienstunfähigkeit nicht zu erwarten ist. § 44 Abs. 4 gilt entsprechend.

(3) Ein Soldat auf Zeit ist auf seinen Antrag zu entlassen, wenn das Verbleiben
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im Dienst für ihn wegen persönlicher, insbesondere häuslicher, beruflicher oder
wirtschaftlicher Gründe eine besondere Härte bedeuten würde.

(4) Ein Soldat auf Zeit kann in den ersten vier Jahren seiner Dienstzeit entlas-
sen werden, wenn er die Anforderungen, die an ihn in seiner Laufbahn zu stel-
len sind, nicht mehr erfüllt. Ein Offizieranwärter, der sich nicht zum Offizier,
ein Sanitätsoffizier-Anwärter, der sich nicht zum Sanitätsoffizier, ein Militär-
musikoffizier-Anwärter, der sich nicht zum Militärmusikoffizier oder ein Un-
teroffizieranwärter, der sich nicht zum Unteroffizier eignen wird, soll unbe-
schadet des Satzes 1 entlassen werden. Ist er zuvor in einer anderen Laufbahn
verwendet worden, soll er nicht entlassen, sondern in diese zurückgeführt
werden, soweit er noch einen dieser Laufbahn entsprechenden Dienstgrad
führt.

(5) Ein Soldat auf Zeit kann während der ersten vier Dienstjahre fristlos ent-
lassen werden, wenn er seine Dienstpflichten verletzt hat und sein Verblei-
ben in seinem Dienstverhältnis die militärische Ordnung oder das Ansehen der
Bundeswehr ernstlich gefährden würde.

(6) Für die Zuständigkeit, die Anhörungspflicht und die Fristen bei der Entlas-
sung gilt § 47 Abs. 1 bis 3 entsprechend. Die Entlassungsverfügung muss dem
Soldaten in den Fällen des Absatzes 2 wenigstens drei Monate und in den Fäl-
len des Absatzes 4 wenigstens einen Monat vor dem Entlassungstag unter
schriftlicher Angabe der Gründe zugestellt werden. Für Soldaten, die einen
Eingliederungsschein (§ 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Soldatenversorgungsgesetzes)
erhalten können und die Erteilung beantragt haben, beträgt die Frist in den
Fällen des Absatzes 2 ein Jahr. In den Fällen des Absatzes 3 gilt § 46 Abs. 6
Satz 2 bis 4 entsprechend.

Folgen der Entlassung und des Verlustes der Rechtsstellung 
eines Soldaten auf Zeit
(1) Mit der Beendigung seines Dienstverhältnisses durch Zeitablauf nach 
§ 54 Abs. 1, durch Entlassung nach § 55 oder durch Verlust seiner Rechts-
stellung als Soldat auf Zeit nach § 54 Abs. 2 Nr. 2 endet die Zugehörigkeit
des Soldaten auf Zeit zur Bundeswehr. Der Soldat bleibt jedoch in den dem 
§ 46 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 und dem § 48 entsprechenden Fällen sowie in den Fäl-
len des § 55 Abs. 4 und 5 in der Bundeswehr, soweit er auf Grund der Wehr-
pflicht Grundwehrdienst zu leisten hat.

(2) Mit der Entlassung entsprechend dem § 46 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 bis 4
sowie Nr. 7 und 8 und nach § 55 Abs. 5 sowie mit dem Verlust seiner Rechts-
stellung als Soldat auf Zeit verliert der Soldat seinen Dienstgrad.

(3) Nach dem Verlust seiner Rechtsstellung als Soldat auf Zeit und, soweit
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nach der Entlassung hat der frühere
Soldat auf Zeit keinen Anspruch auf Dienstbezüge und Versorgung mit Aus-
nahme der Beschädigtenversorgung.
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(4) Ein früherer Soldat auf Zeit, dessen militärische Ausbildung mit einem 
Studium oder einer Fachausbildung verbunden war und der

1. auf seinen Antrag entlassen worden ist oder als auf eigenen Antrag 
entlassen gilt,

2. seine Entlassung nach § 55 Abs. 4 vorsätzlich oder grob fahrlässig herbei-
geführt hat,

3. nach § 55 Abs. 5 entlassen worden ist,

4. seine Rechtsstellung verloren hat oder

5. durch disziplinargerichtliches Urteil aus dem Dienstverhältnis entfernt 
worden ist, muss die entstandenen Kosten des Studiums oder der Fach-
ausbildung erstatten. Unter den gleichen Voraussetzungen muss ein früher-
rer Soldat auf Zeit in der Laufbahn der Offiziere des Sanitätsdienstes das
ihm als Sanitätsoffizier-Anwärter gewährte Ausbildungsgeld erstatten. Auf
die Erstattung kann ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn sie für
den früheren Soldaten eine besondere Härte bedeuten würde.

Wiederaufnahme des Verfahrens, Verurteilungen nach 
Beendigung des Dienstverhältnisses
Für die Wiederaufnahme des Verfahrens und für die Folgen von Verurteilun-
gen nach Beendigung des Dienstverhältnisses als Soldat auf Zeit gelten die 
§§ 52 und 53 entsprechend.

Dritter Abschnitt – Rechtsstellung der Soldaten, 
die auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leisten

Regelung durch Gesetz; Form der Beförderung
(1) Die Begründung der Wehrpflicht, die Heranziehung der Wehrpflichtigen
zum Wehrdienst und die Beendigung ihres Wehrdienstes regelt das Wehr-
pflichtgesetz.

(2) Die Beförderung eines Soldaten, der auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst
leistet, erfolgt durch dienstliche Bekanntgabe an den Soldaten; sie wird mit
der dienstlichen Bekanntgabe wirksam. § 42 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.
Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für diejenigen, die zu den in § 51
Abs. 2, §§ 51 a, 54 Abs. 5 oder § 58 a genannten weiteren Dienstleistungen
herangezogen werden oder auf Grund freiwilliger Verpflichtung nach § 4 
Abs. 3 Satz 1 des Wehrpflichtgesetzes Wehrdienst leisten.
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Vierter Abschnitt – Rechtsstellung von Soldatinnen
bei Heranziehung zu Dienstleistungen

Heranziehung von Frauen zu Dienstleistungen
(1) Eine Frau, die nicht als Berufssoldat oder als Soldat auf Zeit in einem Wehr-
dienstverhältnis gestanden hat, kann auf Grund freiwilliger Verpflichtung bis
zum Ablauf des Jahres, in dem sie das 60. Lebensjahr vollendet hat, zu Dienst-
leistungen im Sinne des § 51 a Abs. 2 herangezogen werden; § 1 Abs. 3
Satz 2 bis 6 gilt entsprechend. Sie hat dabei die Rechtsstellung eines früheren
Soldaten auf Zeit, der zu Dienstleistungen nach § 54 Abs. 5 herangezogen
wird; § 9 Abs. 2 gilt entsprechend. Wird der Soldatin ein Dienstgrad nur für
die Dauer der Verwendung verliehen, gelten die Vorschriften über die Ge-
samtdauer der Übung im Frieden nicht.

(2) Wird der Soldatin ein höherer Dienstgrad nicht nur für die Dauer der Ver-
wendung verliehen, kann sie in entsprechender Anwendung der §§ 51 a, 54
Abs. 5 zu weiteren Dienstleistungen herangezogen werden.

Fünfter Abschnitt – Rechtsweg

Zuständigkeiten
(1) Für Klagen der Soldaten, der Soldaten im Ruhestand, der früheren Solda-
ten und der Hinterbliebenen aus dem Wehrdienstverhältnis ist der Verwal-
tungsrechtsweg gegeben, soweit nicht ein anderer Rechtsweg gesetzlich vor-
geschrieben ist.

(2) Für Klagen des Bundes gilt das Gleiche.

(3) Der Bund wird durch das Bundesministerium der Verteidigung vertreten.
Dieser kann die Vertretung durch allgemeine Anordnung anderen Stellen über-
tragen; die Anordnung ist im Bundesgesetzblatt zu veröffentlichen.

Sechster Abschnitt – Übergangs- und Schlussvor-
schriften

Einstellung von anderen Bewerbern
(1) Ein Bewerber, der die für einen höheren Dienstgrad erforderliche militäri-
sche Eignung durch Lebens- und Berufserfahrung außerhalb der Bundeswehr
erworben hat, kann auf Grund freiwilliger Verpflichtung zu einer Eignungs-
übung von vier Monaten einberufen werden; er kann die Eignungsübung frei-
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willig fortsetzen. Während der Übung kann er mit dem 15. oder Letzten eines
jeden Monats entlassen werden. Die Entlassungsverfügung ist ihm wenigstens
zwei Wochen vor dem Entlassungstag bekanntzugeben. Auf seinen Antrag
muss er jederzeit entlassen werden. Im Übrigen hat er für die Dauer der Eig-
nungsübung die Rechtsstellung eines Soldaten auf Zeit mit dem Dienstgrad,
für den er nach erfolgreicher Ableistung der Eignungsübung vorgesehen ist.

(2) Nach der Eignungsübung kann der Bewerber zum Berufssoldaten oder
zum Soldaten auf Zeit ernannt werden.

(3) Für die Ernennung zum Soldaten auf Zeit findet die Beschränkung auf ein
Lebensalter von 40 Jahren keine Anwendung.

Entlassung von anderen Bewerbern
Ein Bewerber nach § 60 Abs. 1, der in das Dienstverhältnis eines Berufssolda-
ten oder eines Soldaten auf Zeit berufen ist, kann auf Grund eines Verhaltens
vor der Ernennung, das ihn der Berufung in sein Dienstverhältnis unwürdig er-
scheinen lässt, entlassen werden, nachdem ein Disziplinargericht den Sach-
verhalt festgestellt hat. Die Entlassung hat dieselben Folgen wie eine Entlas-
sung nach § 46 Abs. 2 Nr. 3.

Mitteilung in Strafsachen
(1) In Strafsachen gegen Soldaten gilt § 125c Abs. 1 bis 6 des Beamten-
rechtsrahmengesetzes entsprechend.

(2) In Strafsachen gegen Berufssoldaten im Ruhestand, frühere Berufssolda-
ten und frühere Soldaten auf Zeit sollen personenbezogene Daten außer in
den Fällen des §14 Abs. 1 Nr. 6 des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfas-
sungsgesetz übermittelt werden, wenn deren Kenntnis für Disziplinarmaß-
nahmen mit anderen als versorgungsrechtlichen Folgen erforderlich ist, soweit
nicht für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass schutzwürdige Interes-
sen des Betroffenen an dem Ausschluss der Übermittlung überwiegen. § 14
Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz ist anzuwen-
den.

(3) Die Mitteilungen sind zu richten

1. bei Erlass und Vollzug eines Haftbefehls oder Unterbringungsbefehls an
den nächsten Disziplinarvorgesetzten des Soldaten oder dessen Vertreter
im Amt,

2. in den übrigen Fällen zum Zwecke der Weiterleitung an die zuständige 
Stelle an den Befehlshaber des Wehrbereichs, in dem die mitteilungspflichtige
Stelle liegt.

Die Mitteilungen sind als „Vertrauliche Personalsache“ zu kennzeichnen. Im
Falle des Satzes 1 Nr. 2 dürfen nur die Personaldaten des Beschuldigten, die
für die Ermittlung der zuständigen Stelle erforderlich sind, dem Befehlshaber
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im Wehrbereich zugänglich gemacht werden; die übrigen Daten sind ihm
zur Weiterleitung in einem verschlossenen Umschlag zu übermitteln.

bis  (weggefallen)

Organisationsgesetz
Die Organisation der Verteidigung, insbesondere die Spitzengliederung der
Bundeswehr und die endgültige Organisation des Bundesministeriums der Ver-
teidigung, bleiben besonderer gesetzlicher Regelung vorbehalten.

(weggefallen)

(Änderung anderer Vorschriften)

(weggefallen)

Personalvertretung der Beamten, Angestellten und Arbeiter
(1) Für die bei militärischen Dienststellen und Einrichtungen der Bundeswehr
beschäftigten Beamten, Angestellten und Arbeiter gilt das Bundespersonal-
vertretungsgesetz.

(2) § 53 Abs. 2 des Soldatenbeteiligungsgesetzes gilt entsprechend.

(3) § 76 Abs. 2 Nr. 4 des Bundespersonalvertretungsgesetzes gilt entsprechend
bei der Bestellung von Soldaten zu Vertrauens- oder Betriebsärzten. Hierbei
ist nach § 38 Abs. 1 des Bundespersonalvertretungsgesetzes zu verfahren.

(4) § 78 Abs. 1 Nr. 2 des Bundespersonalvertretungsgesetzes findet bei der
Auflösung, Einschränkung, Verlegung oder Zusammenlegung von militäri-
schen Dienststellen und Einrichtungen oder wesentlichen Teilen von ihnen kei-
ne Anwendung, soweit militärische Gründe entgegenstehen.

Übergangsvorschriften für die Laufbahnen
(1) In der Rechtsverordnung nach § 27 Abs. 1 kann bestimmt werden, dass
die Dienstzeit nach § 27 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b bis zum 31. Dezember 1977
bis auf einundzwanzig Monate verkürzt wird.

(2) In der Rechtsverordnung kann für die Dauer des Verteidigungsfalles be-
stimmt werden, dass für die bei Eintritt des Verteidigungsfalles vorhandenen
Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit die Dienstzeit nach § 27 Abs. 2 Nr. 1
Buchstabe b bis auf sechs Monate und die Dienstzeit nach Nummer 2 Buch-
stabe b bis auf ein Jahr verkürzt wird.

Zuständigkeit für den Erlass der Rechtsverordnungen
(1) Die Bundesregierung erlässt die Rechtsverordnung über

1. die Nebentätigkeit der Soldaten nach § 20 Abs. 7,
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2. die Laufbahnen der Soldaten nach § 27,

3. den Urlaub der Soldaten nach § 28 Abs. 4,

4. die Regelungen zur Elternzeit der Soldaten nach § 28 Abs. 7 Satz 2,

5. die Jubiläumszuwendungen nach § 30 Abs. 4,

6. die Regelungen zum Mutterschutz für Soldatinnen nach § 30 Abs. 5 Satz 2,

7. die Verlängerung der Dienstzeit von Soldaten auf Zeit nach § 54 Abs. 3
Nr. 1.

(2) Das Bundesministerium der Verteidigung erlässt die Rechtsverordnungen
über

1. die Regelung des Vorgesetztenverhältnisses nach § 1 Abs. 5,

2. die Berechtigung zum Tragen der Uniform außerhalb eines Wehrdienst-
verhältnisses nach § 4a,

3. die Ausgestaltung des Personalaktenwesens nach § 29,

4. die verwendungsbezogenen Mindestdienstzeiten nach § 46 Abs. 3.

(3) Das Bundesministerium der Verteidigung erlässt im Einvernehmen mit den
Bundesministerien des Innern und der Finanzen die Rechtsverordnung über
das Ausbildungsgeld nach § 30 Abs. 2.

Übergangsvorschrift aus Anlass des Änderungsgesetzes 
vom 24. Februar 1983 (BGBl. I S. 179)
Auf Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, die vor dem 2. März 1983 ein Stu-
dium oder eine Fachausbildung im Rahmen ihrer militärischen Ausbildung ab-
geschlossen haben, sind die bisherigen Vorschriften anzuwenden.

Übergangsvorschrift aus Anlass des Änderungsgesetzes 
vom 6. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2588)
(1) Die Vorschriften der §§ 51a, 54 Abs. 5 finden nur auf Soldaten Anwen-
dung, die nach In-Kraft-Treten des Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des
Soldatengesetzes vom 6. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2588) in das Dienstver-
hältnis eines Soldaten berufen worden sind.

(2) Die Vorschriften der § 40 Abs. 4, § 46 Abs. 4 finden nur auf Soldaten auf
Zeit und Berufssoldaten Anwendung, die Elternzeit nach In-Kraft-Treten des
Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes vom
6. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2588) beantragt haben.

(leer)75*§
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Übergangsvorschrift aus Anlass des Änderungsgesetzes 
vom 19. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1815)
(1) Auf Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, die vor Inkrafttreten des Ge-
setzes zur Änderung des Soldatengesetzes und anderer Vorschriften vom 
19. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1815) ein Studium oder eine Fachausbildung
begonnen haben, sind § 49 Abs. 4 und § 56 Abs. 4 in der bisherigen Fas-
sung anzuwenden.

(2) Auf die bei Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes
und anderer Vorschriften vom 19. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1815) vorhan-
denen Soldaten auf Zeit ist § 55 Abs. 4 in der bisherigen Fassung anzuwen-
den.
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*) Gemäß Artikel 4 Nr. 4 in Verbindung mit Artikel 24 Abs. 2 Nr. 7 des Gesetzes vom 29. Juni 1998
(BGBl. I S. 1666, 3128) in der durch Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe b des Gesetzes vom 19. Dezember
2000 (BGBl. I S. 1815) geänderten Fassung wird am 1. Januar 2007 folgender § 75 eingefügt:

„§ 75
Übergangsvorschrift aus Anlass des
Versorgungsreformgesetzes 1998

Abweichend von § 45 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 werden für die am 1. Januar 1999 vorhandenen Berufs-
soldaten folgende besondere Altersgrenzen festgesetzt:
1. für Oberste in der Besoldungsgruppe A 16 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2014 die Voll-

endung des 60. Lebensjahres,
2. für Oberstleutnante in der Besoldungsgruppe A 14 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2014

die Vollendung des 58. Lebensjahres,
3. für Majore bis zum Ablauf des 31. Dezember 2014 die Vollendung des 56. Lebensjahres,
4. für Hauptleute, Oberleutnante und Leutnante bis zum Ablauf des 31. Dezember 2010 die 

Vollendung des 54. Lebensjahres,
5. für Berufsunteroffiziere bis zum Ablauf des 31. Dezember 2012 die Vollendung des 53. Le-

bensjahres.“
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Abschnitt I – Wehrpflicht

1. Umfang der Wehrpflicht

Allgemeine Wehrpflicht
(1) Wehrpflichtig sind alle Männer vom vollendeten achtzehnten Lebensjahr
an, die Deutsche im Sinne des Grundgesetzes sind und

1. ihren ständigen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben oder

2. ihren ständigen Aufenthalt außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
haben und entweder

a) ihren früheren ständigen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland
hatten oder

b) einen Pass oder eine Staatsangehörigkeitsurkunde der Bundesrepublik
Deutschland besitzen oder sich auf andere Weise ihrem Schutz unter-
stellt haben.

(2) Die Wehrpflicht ruht bei Deutschen, die ihren ständigen Aufenthalt und
ihre Lebensgrundlage außerhalb der Bundesrepublik Deutschland haben, wenn
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie beabsichtigen, ihren ständigen
Aufenthalt im Ausland beizubehalten. Das gilt insbesondere für Deutsche, die
zugleich die Staatsangehörigkeit eines anderen Staates besitzen.

(3) Die Wehrpflicht erlischt oder ruht nicht, wenn Wehrpflichtige ihren stän-
digen Aufenthalt

1. während des Wehrdienstes aus der Bundesrepublik Deutschland hinaus-
verlegen,

2. ohne die nach § 3 Abs. 2 erforderliche Genehmigung aus der Bundes-
republik Deutschland hinausverlegen oder

3. aus der Bundesrepublik Deutschland hinausverlegen, ohne sie zu verlassen.

Wehrpflicht der Ausländer und Staatenlosen
(1) Ausländer, deren Heimatstaat Deutsche gesetzlich zum Wehrdienst ver-
pflichtet, können unter den gleichen Voraussetzungen, unter denen Deutsche
dort wehrpflichtig sind, durch Rechtsverordnung der Wehrpflicht unterwor-
fen werden.

(2) Staatenlose können durch Rechtsverordnung der Wehrpflicht unterwor-
fen werden, wenn sie ihren ständigen Aufenthalt in der Bundesrepublik
Deutschland haben. Hat ein staatenloser Wehrpflichtiger seinen Grundwehr-
dienst abgeleistet, so hat er einen Anspruch auf Einbürgerung, wenn er seinen
dauernden Aufenthalt im Inland hat.
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Inhalt und Dauer der Wehrpflicht
(1) Die Wehrpflicht wird durch den Wehrdienst oder im Falle des § 1 des Kriegs-
dienstverweigerungsgesetzes vom 28. Februar 1983 (BGBl. I S. 203) durch den
Zivildienst erfüllt. Sie umfasst die Pflicht, sich zu melden, vorzustellen, nach
Maßgabe dieses Gesetzes Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen,
sich auf die geistige und körperliche Tauglichkeit und auf die Eignung für die
Verwendungen in den Streitkräften untersuchen zu lassen sowie zum Ge-
brauch im Wehrdienst bestimmte Bekleidungs- und Ausrüstungsstücke zu
übernehmen und entsprechend dem Einberufungsbescheid zum Dienstantritt
mitzubringen.

(2) Männliche Personen haben nach Vollendung des siebzehnten Lebensjah-
res eine Genehmigung des zuständigen Kreiswehrersatzamtes einzuholen,
wenn sie die Bundesrepublik Deutschland länger als drei Monate verlassen
wollen, ohne dass die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 bereits vorliegen. Das
Gleiche gilt, wenn sie über einen genehmigten Zeitraum hinaus außerhalb der
Bundesrepublik Deutschland verbleiben wollen oder einen nicht genehmi-
gungspflichtigen Aufenthalt außerhalb der Bundesrepublik Deutschland über
drei Monate ausdehnen wollen. Die Genehmigung ist für den Zeitraum zu er-
teilen, in dem der Wehrpflichtige für eine Einberufung zum Wehrdienst nicht
heransteht. Über diesen Zeitraum hinaus ist sie zu erteilen, soweit die Versa-
gung für den Wehrpflichtigen eine besondere – im Bereitschafts- und Vertei-
digungsfall eine unzumutbare – Härte bedeuten würde; § 12 Abs. 6 ist ent-
sprechend anzuwenden. Das Bundesministerium der Verteidigung kann Aus-
nahmen von der Genehmigungspflicht zulassen.

(3) Die Wehrpflicht endet mit Ablauf des Jahres, in dem der Wehrpflichtige
das fünfundvierzigste Lebensjahr vollendet. § 49 bleibt unberührt.

(4) Bei Offizieren und Unteroffizieren endet die Wehrpflicht mit Ablauf des
Jahres, in dem sie das sechzigste Lebensjahr vollenden. § 51 des Soldatenge-
setzes bleibt unberührt.

(5) Im Verteidigungsfall endet die Wehrpflicht mit Ablauf des Jahres, in dem
der Wehrpflichtige das sechzigste Lebensjahr vollendet.

2. Wehrdienst

Arten des Wehrdienstes
(1) Der auf Grund der Wehrpflicht zu leistende Wehrdienst umfasst

1. den Grundwehrdienst (§ 5),

2. den Wehrdienst in der Verfügungsbereitschaft (§ 5a),

3. Wehrübungen (§ 6),
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4. im Verteidigungsfall den unbefristeten Wehrdienst; § 3 Abs. 5 bleibt un-
berührt.

(2) Ungediente Wehrpflichtige gehören zur Ersatzreserve. Wehrpflichtige, die
in der Bundeswehr gedient haben, gehören zur Reserve. Die übrigen gedien-
ten Wehrpflichtigen gehören zur Reserve, sobald über ihre Heranziehung zum
Wehrdienst auf Grund der Wehrpflicht entschieden ist.

(3) Der Wehrdienst kann auch freiwillig geleistet werden. Wer auf Grund
freiwilliger Verpflichtung einen Wehrdienst nach Absatz 1 leistet, hat die Rechts-
stellung eines Soldaten, der auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leistet. Das
gilt auch für die Teilnehmer an einer besonderen Auslandsverwendung nach
§ 6a und den freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst im Anschluss an den Grund-
wehrdienst nach § 6b.

(4) (weggefallen)

Grundwehrdienst
(1) Grundwehrdienst leisten Wehrpflichtige, die zu dem für den Dienstbeginn
festgesetzten Zeitpunkt das fünfundzwanzigste Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben. Abweichend hiervon leisten Grundwehrdienst Wehrpflichtige,
die zu dem für den Dienstbeginn festgesetzten Zeitpunkt

1. das achtundzwanzigste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, wenn sie

a) wegen einer Zurückstellung nach § 12 nicht vor Vollendung des fünf-
undzwanzigsten Lebensjahres zum Grundwehrdienst herangezogen wer-
den konnten und der Zurückstellungsgrund entfallen ist,

b) sich vor Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres mindestens
zeitweise ohne die nach § 3 Abs. 2 erforderliche Genehmigung außer-
halb der Bundesrepublik Deutschland aufgehalten haben,

c) nach § 29 Abs. 6 Satz 1 als aus dem Grundwehrdienst entlassen gelten
und Tage schuldhafter Abwesenheit nachzudienen haben (§ 5 Abs. 3)
oder

d) nach Vollendung des vierundzwanzigsten Lebensjahres auf ihre An-
erkennung als Kriegsdienstverweigerer verzichten, es sei denn, dass sie
im Zeitpunkt des Verzichts das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollen-
det haben und sich nicht im Zivildienstverhältnis befinden;

2. das zweiunddreißigste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, wenn sie

a) wegen ihrer beruflichen Ausbildung während des Grundwehrdienstes
vorwiegend militärfachlich (§ 40) verwendet werden oder
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b) wegen einer Verpflichtung zur Leistung eines Dienstes als Helfer im Zivil-
schutz oder Katastrophenschutz (§ 13a) oder wegen einer Verpflichtung
zur Leistung eines Entwicklungsdienstes (§ 13b) vor Vollendung des fünf-
undzwanzigsten Lebensjahres nicht zum Grundwehrdienst herange-
zogen worden sind.

Bei Wehrpflichtigen, die wegen eines Anerkennungsverfahrens nach den Vor-
schriften des Kriegsdienstverweigerungsgesetzes nicht mehr vor Vollendung
des fünfundzwanzigsten Lebensjahres oder vor Eintritt einer bis dahin beste-
hengebliebenen Wehrdienstausnahme zum Grundwehrdienst einberufen wer-
den konnten, verlängert sich der Zeitraum, innerhalb dessen Grundwehrdienst
zu leisten ist, um die Dauer des Anerkennungsverfahrens, nicht jedoch über
die Vollendung des achtundzwanzigsten Lebensjahres hinaus. Der Grund-
wehrdienst dauert zehn Monate; er beginnt in der Regel in dem Kalenderjahr,
in dem der Wehrpflichtige das neunzehnte Lebensjahr vollendet. Einem An-
trag des Betroffenen, ihn schon vorher zum Grundwehrdienst heranzuziehen,
kann nach Vollendung des siebzehnten und soll nach Vollendung des acht-
zehnten Lebensjahres entsprochen werden; der Antrag eines Minderjährigen
bedarf der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters.

(2) Grundwehrdienst können Wehrpflichtige in zeitlich getrennten Abschnit-
ten herangezogen werden, wenn sie sonst nach § 12 Abs. 4 über den in § 12
Abs. 6 Satz 1 bestimmten Zeitpunkt hinaus vom Grundwehrdienst zurückge-
stellt werden müssten.

(3) Tage, an denen ein Wehrpflichtiger während des Grundwehrdienstes 
infolge

1. schuldhafter Abwesenheit von der Truppe oder Dienststelle,

2. schuldhafter Dienstverweigerung,

3. Aussetzung der Vollziehung des Einberufungsbescheides,

4. Verbüßung von Freiheitsstrafe, Strafarrest, Jugendstrafe, Jugendarrest oder
Disziplinararrest oder

5. Untersuchungshaft, der eine rechtskräftige Verurteilung gefolgt ist,

keinen Dienst geleistet hat, sind nachzudienen. Tage, an denen der Soldat
während der Verbüßung von Disziplinararrest zu dienstlichen Aufgaben außer-
halb der Vollzugseinrichtung herangezogen wird, sind nicht nachzudienen.
Dies gilt auch, wenn der Soldat Freiheitsstrafe, Strafarrest oder Jugendarrest
in einer Vollzugseinrichtung der Bundeswehr verbüßt oder wenn er aus Grün-
den, die nicht in seiner Person liegen, während des Vollzuges bei der Bundes-
wehr nicht zu dienstlichen Aufgaben außerhalb der Vollzugseinrichtung her-
angezogen wird.
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Verfügungsbereitschaft
(1) Wehrpflichtige gehören im Anschluss an den Grundwehrdienst, sofern sie
nicht zur Leistung eines freiwilligen zusätzlichen Wehrdienstes einberufen wor-
den sind, für zwei Monate der Verfügungsbereitschaft an. Während dieser Zeit
leisten sie Wehrdienst, wenn und solange das Bundesministerium der Verteidi-
gung es anordnet. Für das Verfahren zur Heranziehung und für die Anord-
nung gilt § 23.

(2) Wehrpflichtige in der Verfügungsbereitschaft sind verpflichtet,

1. Vorsorge zu treffen, dass Mitteilungen der Wehrersatzbehörde sie jeder-
zeit erreichen,

2. bevorstehende Änderungen ihres gewöhnlichen Aufenthalts, ihrer Woh-
nung oder ihrer Anschrift unverzüglich der zuständigen Wehrersatzbehörde
zu melden.

§ 24 bleibt unberührt.

(3) Wehrdienst nach Absatz 1 Satz 1 wird auf die Gesamtdauer der Wehr-
übungen nach § 6 Abs. 2 bis 5 angerechnet.

Wehrübungen
(1) Eine Wehrübung dauert höchstens drei Monate.

(2) Die Gesamtdauer der Wehrübungen beträgt bei Mannschaften höchstens
neun, bei Unteroffizieren höchstens fünfzehn und bei Offizieren höchstens
achtzehn Monate.

(3) Die Gesamtdauer der Wehrübungen verlängert sich bei Wehrpflichtigen,
die aus dem Grundwehrdienst vorzeitig entlassen wurden, um die Zeit, um die
sie vorzeitig entlassen worden sind, soweit sie nicht für diese Zeit erneut zum
Grundwehrdienst einberufen werden. Satz 1 ist entsprechend anzuwenden
bei Wehrpflichtigen, die im Falle des § 5 Abs. 2 nicht alle Abschnitte des Grund-
wehrdienstes geleistet haben.

(4) Wehrpflichtige, die nach dem Musterungsergebnis für den Wehrdienst zur
Verfügung stehen, können zu Wehrübungen einberufen werden, wenn sie
auf Grund der Einberufungsanordnungen des Bundesministeriums der Ver-
teidigung nicht zum Grundwehrdienst herangezogen werden. In diesem 
Falle verlängert sich die Gesamtdauer der Wehrübungen um die Zeit des Grund-
wehrdienstes.

(5) Nach Vollendung des fünfunddreißigsten Lebensjahres dürfen Wehr-
pflichtige als Mannschaften nur noch zu Wehrübungen von insgesamt drei
Monaten, Unteroffiziere nur noch zu Wehrübungen von insgesamt sechs Mo-
naten herangezogen werden.

(6) Für Wehrübungen, die als Bereitschaftsdienst von der Bundesregierung an-
geordnet worden sind, gilt die zeitliche Begrenzung des Absatzes 1 nicht. Auf
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die Gesamtdauer der Wehrübungen nach den Absätzen 2 bis 5 werden sie
nicht angerechnet; das Bundesministerium der Verteidigung kann eine An-
rechnung anordnen.

Besondere Auslandsverwendung
(1) Zu Verwendungen, die auf Grund eines Übereinkommens, eines Vertrages
oder einer Vereinbarung mit einer über- oder zwischenstaatlichen Einrichtung
oder mit einem auswärtigen Staat auf Beschluss der Bundesregierung im Aus-
land oder außerhalb des deutschen Hoheitsgebietes auf Schiffen oder in Luft-
fahrzeugen stattfinden (besondere Auslandsverwendung), können gediente
Wehrpflichtige herangezogen werden, soweit sie sich dazu schriftlich bereit-
erklärt haben.

(2) Eine besondere Auslandsverwendung ist für jeweils höchstens sieben 
Monate möglich. Soweit die Dauer drei Monate übersteigt, wirkt das Kreis-
wehrersatzamt auf die Zustimmung des Arbeitgebers oder der Dienstbehörde
hin. Es gelten die Vorschriften über Wehrübungen mit der Maßgabe, dass
die besondere Auslandsverwendung auf die Gesamtdauer der Wehrübungen
nach § 6 Abs. 2 bis 5 anzurechnen ist.

(3) Vor Bestandskraft des Einberufungsbescheides kann der gediente Wehr-
pflichtige seine Erklärung zur Teilnahme an besonderen Auslandsverwen-
dungen allgemein oder für den Einzelfall jederzeit und ohne Angabe von Grün-
den widerrufen. Der Widerruf ist dem Kreiswehrersatzamt gegenüber schrift-
lich zu erklären. Nach Bestandskraft des Einberufungsbescheides ist der Wider-
ruf ausgeschlossen. Statt dessen kann der gediente Wehrpflichtige einen
Antrag stellen, ihn von der Teilnahme an besonderen Auslandsverwendungen
zu entpflichten; diesem Antrag ist stattzugeben, wenn wichtige persönliche
Gründe dies rechtfertigen.

(4) Ist ein Soldat auf seinen Antrag von der Teilnahme an besonderen Aus-
landsverwendungen allgemein oder für den Einzelfall entpflichtet worden,
kann er entlassen werden, wenn dies im dienstlichen Interesse liegt. § 29 
Abs. 7 bleibt unberührt.

(5) § 29 Abs. 4 Nr. 1 ist mit den Maßgaben anzuwenden, dass der Soldat zu
entlassen ist, es der Anhörung der Wehrersatzbehörde und der Prüfung, ob
die geltend gemachten Gründe die Zurückstellung vom Wehrdienst nach der
Entlassung rechtfertigen, nicht bedarf.

Freiwilliger zusätzlicher Wehrdienst 
im Anschluss an den Grundwehrdienst
(1) Wehrpflichtige können im Anschluss an den Grundwehrdienst freiwilligen
zusätzlichen Wehrdienst leisten. Der freiwillige zusätzliche Wehrdienst dauert
mindestens zwei, längstens 13 Monate.

6b§

6a§

158



(2) Die Einberufung zum freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst erfolgt mit der
Einberufung zum Grundwehrdienst. Dabei ist die Gesamtdauer des Wehr-
dienstes einheitlich festzusetzen. Verpflichtet sich der Wehrpflichtige nach der
Einberufung zum Grundwehrdienst zum freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst
oder wird eine bereits eingegangene Verpflichtung verlängert, ist der Einbe-
rufungsbescheid entsprechend zu ändern.

(3) § 6a Abs. 5 ist entsprechend anzuwenden. Mit Zustimmung des Soldaten
kann die festgesetzte Dienstzeit bis auf die Dauer des Grundwehrdienstes ver-
kürzt werden, wenn dies im dienstlichen Interesse liegt.

Anrechnung von freiwillig geleistetem Wehrdienst und von 
geleistetem Zivildienst
(1) Der auf Grund freiwilliger Verpflichtung in der Bundeswehr geleistete Wehr-
dienst ist auf den Grundwehrdienst anzurechnen; er kann auch auf Wehr-
übungen angerechnet werden.

(2) Wehrpflichtige, die auf ihre Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer ver-
zichtet haben oder denen die Berechtigung, den Kriegsdienst mit der Waffe
zu verweigern, rechtskräftig aberkannt worden ist, werden im Frieden nicht
zum Wehrdienst herangezogen, wenn sie Zivildienst von der in § 24 Abs. 2
des Zivildienstgesetzes bestimmten Dauer geleistet haben. Wird der Zivildienst
vorzeitig beendet, ist die im Zivildienst zurückgelegte Zeit, soweit sie die Zeit
übersteigt, die der Zivildienst gegenüber dem Grundwehrdienst länger 
dauert, auf den Wehrdienst anzurechnen.

Wehrdienst in fremden Streitkräften; Anrechnung von 
Wehrdienst und anderen Diensten in fremden Staaten
(1) Wehrpflichtige dürfen sich nur mit Zustimmung des Bundesministeriums
der Verteidigung zum Eintritt in fremde Streitkräfte verpflichten. Dies gilt nicht
bei Wehrdienst der auf Grund gesetzlicher Vorschrift des Aufenthaltstaates zu
leisten ist.

(2) Das Bundesministerium der Verteidigung kann im Einzelfall in fremden
Streitkräften geleisteten Wehrdienst oder anstelle des Wehrdienstes geleiste-
ten anderen Dienst auf den Wehrdienst nach diesem Gesetz ganz oder zum
Teil anrechnen. Der Wehrdienst oder der anstelle des Wehrdienstes geleiste-
te andere Dienst soll angerechnet werden, wenn er auf Grund gesetzlicher
Vorschrift geleistet worden ist; dies gilt auch, wenn das Bundesministerium
der Verteidigung dem Eintritt in fremde Streitkräfte zugestimmt hat.

(3) Das Bundesministerium der Verteidigung kann die in den Absätzen 1 und
2 genannten Befugnisse auf eine nachgeordnete Stelle übertragen.

(4) Die Anträge auf Zustimmung zum Eintritt in fremde Streitkräfte und auf
Anrechnung des dort geleisteten Wehrdienstes oder des anstelle des Wehr-
dienstes geleisteten anderen Dienstes sind beim Kreiswehrersatzamt zu stellen.
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Das Kreiswehrersatzamt kann zum Nachweis des Wehrdienstes in fremden
Streitkräften oder des anstelle des Wehrdienstes geleisteten anderen Dienstes
eine Versicherung des Wehrpflichtigen an Eides statt verlangen.

Tauglichkeitsgrade
(1) Folgende Tauglichkeitsgrade werden festgesetzt:

• wehrdienstfähig,

• vorübergehend nicht wehrdienstfähig,

• nicht wehrdienstfähig.

Die Richtlinien für die Festsetzung der einzelnen Tauglichkeitsgrade werden
vom Bundesministerium der Verteidigung erlassen.

(2) Wehrdienstfähige Wehrpflichtige sind nach Maßgabe des ärztlichen Ur-
teils voll verwendungsfähig, verwendungsfähig mit Einschränkung für be-
stimmte Tätigkeiten oder verwendungsfähig mit Einschränkung in der Grund-
ausbildung und für bestimmte Tätigkeiten des Grundwehrdienstes unter Frei-
stellung von der Grundausbildung. Im Rahmen ihrer Verwendungsfähigkeit
stehen sie für den Wehrdienst zur Verfügung, soweit dieses Gesetz nichts
anderes bestimmt.

3. Wehrdienstausnahmen

Wehrdienstunfähigkeit
Zum Wehrdienst wird nicht herangezogen, wer nicht wehrdienstfähig ist.

Ausschluss vom Wehrdienst
(1) Vom Wehrdienst ist ausgeschlossen,

1. wer durch ein deutsches Gericht wegen eines Verbrechens zu Freiheitsstrafe
von mindestens einem Jahr oder wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach
den Vorschriften über Friedensverrat, Hochverrat, Gefährdung des demo-
kratischen Rechtsstaates oder Landesverrat und Gefährdung der äußeren
Sicherheit strafbar ist, zu Freiheitsstrafe von sechs Monaten oder mehr ver-
urteilt worden ist, es sei denn, dass die Eintragung über die Verurteilung im
Zentralregister getilgt ist,

2. wer infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter
nicht besitzt,

3. wer einer Maßregel der Besserung und Sicherung nach § 64 oder § 66
des Strafgesetzbuches unterworfen ist, solange die Maßregel nicht erledigt
ist.
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(2) Verurteilungen vor dem 3. Oktober 1990 durch Gerichte in dem in Artikel
3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet kommen nur in Betracht, soweit
die Vollstreckung nach dem Gesetz über die innerdeutsche Rechts- und Amts-
hilfe in Strafsachen in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer
312-3, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 2
Abs. 3 des Gesetzes vom 18. August 1980 (BGBl. I S. 1503), zulässig war.

(3) Das Bundesministerium der Verteidigung kann im Einzelfall Ausnahmen
von Absatz 1 Nr. 1 zulassen.

Befreiung vom Wehrdienst
(1) Vom Wehrdienst sind befreit

1. ordinierte Geistliche evangelischen Bekenntnisses,

2. Geistliche römisch-katholischen Bekenntnisses, die die Diakonatsweihe
empfangen haben,

3. hauptamtlich tätige Geistliche anderer Bekenntnisse, deren Amt dem eines
ordinierten Geistlichen evangelischen oder eines Geistlichen römisch-katho-
lischen Bekenntnisses, der die Diakonatsweihe empfangen hat, entspricht,

4. Schwerbehinderte im Sinne des § 1 des Schwerbehindertengesetzes.

(2) Vom Wehrdienst sind auf Antrag zu befreien

1. Wehrpflichtige, deren sämtliche Brüder oder, falls keine Brüder vorhanden
waren, deren sämtliche Schwestern an den Folgen einer Schädigung im Sin-
ne des § 1 des Bundesversorgungsgesetzes oder des § 1 des Bundesentschä-
digungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer
251-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel
1 des Gesetzes vom 19. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2460), verstorben sind,

2. Wehrpflichtige, deren Vater oder Mutter oder beide an den Folgen einer
Schädigung im Sinne des § 1 des Bundesversorgungsgesetzes oder des 
§ 1 des Bundesentschädigungsgesetzes verstorben sind, sofern der Wehr-
pflichtige der einzige lebende Sohn des verstorbenen Elternteils aus der
Verbindung mit dem anderen Elternteil ist. Der nichteheliche Sohn steht
dem ehelichen gleich, wenn seine Eltern verlobt waren, ihre Ehe infolge des
Kriegstodes eines Elternteils oder aus rassischen oder politischen Gründen
jedoch nicht geschlossen werden konnte,

3. Wehrpflichtige, deren zwei Brüder Grundwehrdienst von der in § 5 Abs. 1
bestimmten Dauer, Zivildienst von der in § 24 Abs. 2 des Zivildienstgesetzes
bestimmten Dauer oder deren zwei Geschwister Wehrdienst von höchstens
zwei Jahren Dauer als Soldaten auf Zeit geleistet haben.

Der Antrag ist frühestens nach Mitteilung der Erfassung durch die Erfassungs-
behörde (§ 15 Abs. 1 Satz 2), spätestens bis zum Abschluss der Musterung
oder, wenn der Befreiungstatbestand später eintritt oder bekannt wird, inner-
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halb einer Frist von drei Monaten, nachdem der Befreiungstatbestand dem
Antragsteller bekanntgeworden ist, schriftlich oder zur Niederschrift beim
Kreiswehrersatzamt zu stellen. Er ist zu begründen.

Zurückstellung vom Wehrdienst
(1) Vom Wehrdienst wird zurückgestellt,

1. wer vorübergehend nicht wehrdienstfähig ist,

2. wer, abgesehen von den Fällen des § 10, Freiheitsstrafe, Strafarrest, Jugend-
strafe oder Jugendarrest verbüßt, sich in Untersuchungshaft befindet oder
nach § 63 des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus
untergebracht ist.

(2) Vom Wehrdienst werden Wehrpflichtige, die sich auf das geistliche Amt 
(§ 11) vorbereiten, auf Antrag zurückgestellt.

(3) Hat ein Wehrpflichtiger seiner Aufstellung für die Wahl zum Bundestag,
zu einem Landtag oder zum Europäischen Parlament zugestimmt, so ist er
bis zur Wahl zurückzustellen. Hat er die Wahl angenommen, so kann er für
die Dauer des Mandats nur auf seinen Antrag einberufen werden.

(4) Vom Wehrdienst soll ein Wehrpflichtiger auf Antrag zurückgestellt wer-
den, wenn die Heranziehung zum Wehrdienst für ihn wegen persönlicher, ins-
besondere häuslicher, wirtschaftlicher oder beruflicher Gründe eine beson-
dere Härte bedeuten würde. Eine solche liegt in der Regel vor,

1. wenn im Falle der Einberufung des Wehrpflichtigen

a) die Versorgung seiner Familie, hilfsbedürftiger Angehöriger oder ande-
rer hilfsbedürftiger Personen, für deren Lebensunterhalt er aus rechtlicher
oder sittlicher Verpflichtung aufzukommen hat, gefährdet würde oder

b) für Verwandte ersten Grades besondere Notstände zu erwarten sind,

2. wenn der Wehrpflichtige für die Erhaltung und Fortführung eines eige-
nen oder elterlichen landwirtschaftlichen Betriebes oder Gewerbebetrie-
bes unentbehrlich ist,

3. wenn die Einberufung des Wehrpflichtigen

a) einen bereits weitgehend geförderten Ausbildungsabschnitt,

b) den zweiten Bildungsweg zur Hochschul- oder Fachhochschulreife, zu
einem mittleren Bildungsabschluss oder zum Hauptschulabschluss oder

c) eine ohne Hochschul- oder Fachhochschulreife begonnene erste Berufs-
ausbildung, die regelmäßig nicht länger als vier Jahre dauert oder deren
regelmäßig über vier Jahre hinausführender Abschnitt noch nicht be-
gonnen hat,

unterbrechen würde.
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(5) Vom Wehrdienst kann ein Wehrpflichtiger ferner zurückgestellt werden,
wenn gegen ihn ein Strafverfahren anhängig ist, in dem Freiheitsstrafe, Straf-
arrest, Jugendstrafe oder eine freiheitsentziehende Maßregel der Besserung
und Sicherung zu erwarten ist, oder wenn seine Einberufung die militärische
Ordnung oder das Ansehen der Bundeswehr ernstlich gefährden würde.

(6) In den Fällen des Absatzes 4, ausgenommen Satz 2 Nr. 1 Buchstabe b, darf
der Wehrpflichtige vom Grundwehrdienst höchstens so lange zurückgestellt
werden, dass er noch vor der für ihn nach § 5 Abs. 1 Satz 2 und 3 maßge-
benden Altersgrenze einberufen werden kann. In Ausnahmefällen, in denen
die Einberufung eine unzumutbare Härte bedeuten würde, kann er auch
darüber hinaus zurückgestellt werden.

Unabkömmlichstellung
(1) Zum Ausgleich des personellen Kräftebedarfs für die Aufgaben der Bundes-
wehr und andere Aufgaben kann ein Wehrpflichtiger im öffentlichen Inter-
esse für den Wehrdienst unabkömmlich gestellt werden, wenn und solange
er für die von ihm ausgeübte Tätigkeit nicht entbehrt werden kann. Die Un-
abkömmlichstellung kann mit der Einschränkung ausgesprochen werden, dass
der Wehrpflichtige in zeitlich begrenztem Umfang zum Wehrdienst herange-
zogen werden darf. Die Bundesregierung erlässt mit Zustimmung des Bundes-
rates allgemeine Verwaltungsvorschriften über die Grundsätze, die dem Aus-
gleich des personellen Kräftebedarfs zugrunde zu legen sind.

(2) Über die Unabkömmlichstellung entscheidet die Wehrersatzbehörde auf
Vorschlag der zuständigen Verwaltungsbehörde. Das Vorschlagsrecht steht
auch den Kirchen und Religionsgemeinschaften, soweit sie Körperschaften des
öffentlichen Rechts sind, für ihre Bediensteten zu. Die Zuständigkeit und das
Verfahren regelt eine Rechtsverordnung. In der Rechtsverordnung kann die Be-
fugnis zur Bestimmung der zuständigen Behörden auf oberste Bundesbehörden
oder auf die Landesregierungen mit der Befugnis zur Weiterübertragung auf
oberste Landesbehörden übertragen werden; die nach dieser Verordnung
vorschlagsberechtigte oberste Bundesbehörde oder die Landesregierung kann,
soweit Landesrecht dies zulässt, das Vorschlagsrecht auch durch allgemeine
Verwaltungsvorschrift regeln. Die Rechtsverordnung regelt auch, wie Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen der Wehrersatzbehörde und der vorschla-
genden Verwaltungsbehörde unter Abwägung der verschiedenen Belange aus-
zugleichen sind. Die Rechtsverordnung regelt ferner, für welche Fristen die Un-
abkömmlichstellung ausgesprochen werden kann und welche sachverständi-
gen Stellen der öffentlichen Verwaltung und Wirtschaft zu hören sind.

(3) Der Dienstherr oder Arbeitgeber des Wehrpflichtigen ist verpflichtet, den
Wegfall der Voraussetzungen für die Unabkömmlichstellung der zuständigen
Wehrersatzbehörde anzuzeigen. Wehrpflichtige, die in keinem Arbeits- oder
Dienstverhältnis stehen, haben den Wegfall der Voraussetzungen selbst an-
zuzeigen.
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Zivilschutz oder Katastrophenschutz
(1) Wehrpflichtige, die sich vor Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebens-
jahres mit Zustimmung der zuständigen Behörde auf mindestens sieben Jahre
zum ehrenamtlichen Dienst als Helfer im Zivilschutz oder Katastrophenschutz
verpflichtet haben, werden nicht zum Wehrdienst herangezogen, solange
sie als Helfer im Zivilschutz oder Katastrophenschutz mitwirken. Das Bundes-
ministerium des Innern oder das nach § 9 des Post- und Telekommunikati-
onssicherstellungsgesetzes zuständige Bundesministerium und das Bundes-
ministerium der Verteidigung vereinbaren jeweils die Zahl, bis zu der eine sol-
che Freistellung möglich ist, unter angemessener Berücksichtigung des Per-
sonalbedarfs der Bundeswehr, des Zivilschutzes und des Katastrophenschutzes.
Dabei kann auch nach Jahrgängen, beruflicher Tätigkeit und Ausbildungs-
stand unterschieden sowie die Zustimmung des Kreiswehrersatzamtes vor-
gesehen werden.

(2) Haben Wehrpflichtige sieben Jahre im Zivilschutz oder Katastrophenschutz
mitgewirkt so erlischt ihre Pflicht, Grundwehrdienst zu leisten. Endet die Mit-
wirkung aus Gründen, die nicht in der Person oder in dem Verhalten des Wehr-
pflichtigen liegen, vorzeitig, so ist die im Zivilschutz oder Katastrophenschutz
zurückgelegte Zeit, soweit sie die Hälfte der Zeit nach Satz 1 übersteigt, an-
teilmäßig auf den Grundwehrdienst anzurechnen.

(3) Die zuständigen Behörden sind verpflichtet, der zuständigen Wehrersatz-
behörde das Vorliegen sowie den Wegfall der Voraussetzungen für die Nicht-
heranziehung von Wehrpflichtigen zum Wehrdienst anzuzeigen.

Entwicklungsdienst
(1) Wehrpflichtige werden bis zur Vollendung des dreißigsten Lebensjahres
nicht zum Wehrdienst herangezogen, wenn sie sich gegenüber einem nach 
§ 2 des Entwicklungshelfer-Gesetzes anerkannten Träger des Entwicklungs-
dienstes im Rahmen des Bedarfs dieses Trägers vertraglich zur Leistung eines
mindestens zweijährigen Entwicklungsdienstes verpflichtet haben, sich in an-
gemessener Weise für die spätere Tätigkeit als Entwicklungshelfer fortbilden
und das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung dies bestätigt.

(2) Wehrpflichtige werden ferner nicht zum Wehrdienst herangezogen, wenn
und solange sie die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 oder Abs. 2 des Ent-
wicklungshelfer-Gesetzes erfüllen.

(3) Haben Wehrpflichtige Entwicklungsdienst von der in Absatz 1 genannten
Mindestdauer geleistet, so erlischt ihre Pflicht, Grundwehrdienst zu leisten. Wird
der Entwicklungsdienst aus Gründen, die der Wehrpflichtige nicht zu vertreten
hat vorzeitig beendet, so ist die im Entwicklungsdienst zurückgelegte Zeit, so-
weit sie die Zeit übersteigt, die der Entwicklungsdienst gegenüber dem Grund-
wehrdienst mindestens länger dauert, auf den Wehrdienst anzurechnen.
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(4) Die Träger des Entwicklungsdienstes sind verpflichtet, das Vorliegen sowie
den Wegfall der Voraussetzungen für die Nichtheranziehung von Wehr-
pflichtigen der zuständigen Wehrersatzbehörde anzuzeigen.

(5) (weggefallen)

Abschnitt II – Wehrersatzwesen

1. Wehrersatzbehörden

(1) Die Aufgaben des Wehrersatzwesens mit Ausnahme der Erfassung wer-
den in bundeseigener Verwaltung durchgeführt und folgenden, dem Bun-
desministerium der Verteidigung unterstehenden Behörden der Bundes-
wehrverwaltung übertragen:

1. Bundesamt für Wehrverwaltung – Bundesoberbehörde –,

2. Wehrbereichsverwaltungen – Bundesmittelbehörden –,

3. Kreiswehrersatzämter – Bundesunterbehörden –.

(2) Die örtliche Zuständigkeit der Mittel- und Unterbehörden der Bundes-
wehrverwaltung ist den Grenzen der Länder anzupassen. Im Einvernehmen mit
den davon betroffenen Ländern kann die örtliche Zuständigkeit abweichend
von Satz 1 geregelt werden. Das Bundesministerium der Verteidigung oder die
von ihm bestimmte Stelle kann durch allgemeine Verwaltungsvorschriften die
örtliche Zuständigkeit für Musterungsentscheidungen nach § 18 Abs. 1 Satz
1 und Satz 2 Halbsatz 1 und für die Anhörung nach § 29 Abs. 4 Nr. 1 abwei-
chend von den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes regeln.

2. Erfassung

(1) Die Erfassungsbehörde darf, soweit zur Feststellung der Wehrpflicht er-
forderlich, für die Erfassung folgende über den Betroffenen im Melderegister
gespeicherte Daten nutzen:

1. Familiennamen,

2. frühere Namen,

3. Vornamen,

4. Doktorgrad,
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5. Tag und Ort der Geburt,

6. Geschlecht,

7. Staatsangehörigkeiten,

8. gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,

9. Tag des Ein- und Auszugs,

10. Übermittlungssperren,

11. Sterbetag und -ort.

Die Erfassungsbehörde unterrichtet diejenigen, deren Daten an die Wehrer-
satzbehörde übermittelt werden sollen, von der Erfassung, gibt ihnen die zur
Übermittlung vorgesehenen Daten bekannt und fordert sie auf, fehlerhafte
Daten richtigzustellen. Betroffene, die eine Mitteilung nach Satz 2 nicht er-
halten haben, werden durch öffentliche Bekanntmachung aufgefordert, die
zur Feststellung der Wehrpflicht erforderlichen Angaben gegenüber der Er-
fassungsbehörde zu machen. Sie sind verpflichtet, die erforderlichen Auskünfte
nach den Sätzen 2 und 3 zu erteilen und sich nach Aufforderung persönlich
bei der Erfassungsbehörde zu melden.

(2) Die Erfassungsbehörde führt auf Grund der nach Absatz 1 erhobenen
Daten Personennachweise über die Wehrpflichtigen.

(3) Die Erfassungsbehörde übermittelt der Wehrersatzbehörde als Erfassungs-
ergebnis folgende Daten:

1. Familiennamen,

2. frühere Namen,

3. Vornamen,

4. Doktorgrad,

5. Tag und Ort der Geburt,

6. gegenwärtige Anschrift.

(4) Die Erfassung ist Aufgabe der Länder. Sie wird von den Meldebehörden
durchgeführt; in Ländern, in denen amtsangehörige Gemeinden Melde-
behörden sind, kann die Landesregierung bestimmen, dass sie von den Äm-
tern durchgeführt wird. Die Landesregierung kann ferner bestimmen, dass
Seemannsämter bei der Erfassung mitwirken. Um die planmäßige und rei-
bungslose Durchführung der Erfassung sicherzustellen, kann die Bundesre-
gierung für besondere Fälle Einzelweisungen erteilen.

(5) Die anlässlich der Erfassung entstehenden notwendigen Auslagen der
Wehrpflichtigen tragen die Länder. Sie erstatten auch den durch die Erfassung
entstehenden Verdienstausfall für diejenigen wehrpflichtigen Arbeitnehmer,
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die nicht unter das Arbeitsplatzschutzgesetz fallen.

(6) Männliche Personen können bereits ein Jahr vor Vollendung des acht-
zehnten Lebensjahres erfasst werden. Die Absätze 1 bis 5 und § 17 Abs. 3 Satz
2 erster Halbsatz und Satz 3 gelten entsprechend.

3. Heranziehung von ungedienten Wehrpflichtigen

Zweck der Musterung
(1) Ungediente Wehrpflichtige werden vor der Heranziehung zum Wehrdienst
gemustert.

(2) Durch die Musterung entscheiden die Kreiswehrersatzämter, welche un-
gedienten Wehrpflichtigen für den Wehrdienst zur Verfügung stehen. Fest-
gestellt wird ferner die Verfügbarkeit für den Grundwehrdienst in zeitlich ge-
trennten Abschnitten im Falle des § 5 Abs. 2. Weiterhin können Feststellun-
gen über die Eignung der Wehrpflichtigen für Verwendungen in den Streit-
kräften getroffen werden; dies gilt nicht für Wehrpflichtige, die einen Antrag
auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer gestellt haben.

(3) Ungediente Wehrpflichtige sollen in der Regel bis zum Ablauf des Jahres,
in dem sie das einundzwanzigste Lebensjahr vollenden, gemustert werden.
Männliche Personen können bereits ein halbes Jahr vor Vollendung des acht-
zehnten Lebensjahres gemustert werden; von diesem Zeitpunkt an finden auf
diese männlichen Personen die Absätze 1 und 2, §§ 17 und 19, § 20a, §§ 21
und 22, § 24 und §§ 24b bis 27 Anwendung.

Durchführung der Musterung
(1) Die Musterung wird von den Kreiswehrersatzämtern im Benehmen mit den
kreisfreien Städten und den Landkreisen durchgeführt.

(2) In den kreisfreien Städten und den Landkreisen sind die für die Muste-
rung erforderlichen Räume bereitzustellen. Die Kosten trägt der Bund.

(3) Die Kreiswehrersatzämter bereiten nach Eingang des Erfassungsergeb-
nisses die Musterung vor. Die Wehrpflichtigen haben auch schon vor der
Musterung schriftlich oder mündlich die für die Entscheidung nach § 16 Abs.
2 erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die hierzu angeforderten Unter-
lagen unverzüglich vorzulegen; sie haben sich nach Aufforderung durch die
Kreiswehrersatzämter zur Musterung vorzustellen. Auch ohne Aufforderung
haben die Wehrpflichtigen bis zur Musterung dem zuständigen Kreiswehrer-
satzamt unverzüglich schriftlich oder mündlich jede Änderung ihres ständigen
Aufenthalts oder ihrer Wohnung sowie jede Änderung eines Ausbildungs-
verhältnisses oder einer Schulausbildung zu melden.
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(4) Die Wehrpflichtigen sind vor der Musterungsentscheidung auf ihre geis-
tige und körperliche Tauglichkeit eingehend ärztlich zu untersuchen; sie ha-
ben sich dieser Untersuchung zu unterziehen. Dabei sind solche Untersu-
chungen vorzunehmen, die nach dem Stand der ärztlichen Wissenschaft für
die Beurteilung der Tauglichkeit des Wehrpflichtigen für den Wehrdienst not-
wendig und im Rahmen einer Reihenuntersuchung durchführbar sind. Die
Kreiswehrersatzämter können eine nochmalige Untersuchung durch einen an-
deren Arzt anordnen.

(5) Das Ergebnis der Untersuchung ist unter Angabe des Tauglichkeitsgrades
schriftlich niederzulegen; dem Wehrpflichtigen ist eine Abschrift auszuhän-
digen.

(6) Ärztliche Untersuchungsmaßnahmen, die einer ärztlichen Behandlung oder
einer Operation im Sinne des § 17 Abs. 4 Satz 6 des Soldatengesetzes gleich-
kommen, dürfen nicht ohne Zustimmung des Wehrpflichtigen vorgenommen
werden.

(7) Nicht als ärztliche Behandlung und als Operation im Sinne des § 17 Abs.
4 Satz 6 des Soldatengesetzes und nicht als Eingriffe in die körperliche Unver-
sehrtheit gelten einfache ärztliche Maßnahmen, wie Blutentnahme aus dem
Ohrläppchen, dem Finger oder einer Blutader oder eine röntgenologische Un-
tersuchung.

(8) Soweit erforderlich und notwendig, können die Wehrpflichtigen auf ihre
Eignung für Verwendungen in den Streitkräften untersucht werden. Bei ei-
ner wissenschaftlich abgesicherten Eignungsuntersuchung können mit Hilfe
psychologischer Testverfahren die Fähigkeiten, Fertigkeiten und Kenntnisse
der Wehrpflichtigen festgestellt und für die Eignungsfeststellung ausgewertet
werden. Die Wehrpflichtigen müssen sich nach Aufforderung durch die zu-
ständigen Wehrersatzbehörden auch zur Eignungsuntersuchung vorstellen
und sich dieser Untersuchung unterziehen. Sie sind verpflichtet, Auskünfte zu
erteilen sowie angeforderte Unterlagen vorzulegen, soweit dies zur Eignungs-
feststellung nach § 16 Abs. 2 Satz 3 erforderlich ist.

(weggefallen)

Verfahrensgrundsätze
(1) Das Kreiswehrersatzamt erforscht den Sachverhalt von Amts wegen und
erhebt die erforderlichen Beweise. Eine Beeidigung von Zeugen und Sach-
verständigen durch das Kreiswehrersatzamt findet nicht statt. Die Abgabe ei-
desstattlicher Versicherungen ist unzulässig.

(2) Alle Behörden und Gerichte haben dem Kreiswehrersatzamt Amts- und
Rechtshilfe zu leisten. Das Kreiswehrersatzamt kann insbesondere das Amts-
gericht, in dessen Bezirk ein Zeuge oder Sachverständiger seinen Wohnsitz
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oder dauernden Aufenthalt hat, um Vernehmung des Zeugen oder Sachver-
ständigen ersuchen. Hierbei sind die Tatsachen und Vorgänge anzugeben,
über welche die Vernehmung erfolgen soll. Die Vorschriften des Gerichtsver-
fassungsgesetzes und der Zivilprozeßordnung sind sinngemäß anzuwenden.
Die Beeidigung eines Zeugen oder Sachverständigen liegt im Ermessen des
Amtsgerichts. Das Amtsgericht entscheidet auch über die Rechtmäßigkeit ei-
ner Verweigerung des Zeugnisses, des Gutachtens oder der Eidesleistung. Die
Entscheidung kann nicht angefochten werden.

(3) Außer dem Wehrpflichtigen kann auch sein gesetzlicher Vertreter binnen
der für den Wehrpflichtigen laufenden Fristen selbstständig Anträge stellen
und von den zulässigen Rechtsbehelfen Gebrauch machen. Die Vorschriften
für die Anträge und Rechtsbehelfe des Wehrpflichtigen gelten entsprechend.

(4) Über das Ergebnis der Musterung mit Ausnahme der Feststellung nach §
16 Abs. 2 Satz 3 erhalten die Wehrpflichtigen einen schriftlichen Muste-
rungsbescheid.

(5) Das Musterungsverfahren ist kostenfrei. Notwendige Auslagen sind dem
Wehrpflichtigen zu erstatten. Einem wehrpflichtigen Arbeitnehmer, der nicht
unter das Arbeitsplatzschutzgesetz fällt, wird auch der durch die Musterung
entstehende Verdienstausfall erstattet.

Zurückstellungsanträge
Anträge auf Zurückstellung nach § 12 Abs. 2 und 4 sind frühestens nach
Mitteilung der Erfassung durch die Erfassungsbehörde (§ 15 Abs. 1 Satz 2),
spätestens bis zum Abschluss der Musterung oder, wenn der Zurückstellungs-
grund später eintritt oder bekannt wird, innerhalb einer Frist von drei Monaten,
nachdem der Zurückstellungsgrund dem Antragsteller bekanntgeworden
ist, schriftlich oder zur Niederschrift beim Kreiswehrersatzamt zu stellen. Sie
sind zu begründen.

Eignungsuntersuchung und Eignungsfeststellung 
nach der Musterung
(1) Ungediente Wehrpflichtige können auch nach ihrer Musterung vor ihrer
Einberufung auf ihre Eignung für Verwendungen in den Streitkräften unter-
sucht werden, soweit die Untersuchung erforderlich und notwendig ist. Das
gilt auch, soweit die bei der Musterung getroffenen Feststellungen nicht aus-
reichen.

(2) § 17 Abs. 8 Satz 2 bis 4 und § 19 Abs. 5 Satz 2 und 3 finden entsprechende
Anwendung.

(3) In den kreisfreien Städten und den Landkreisen sind die für die Eignungs-
untersuchung erforderlichen Räume bereitzustellen. Die Kosten trägt der Bund.
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Überprüfungsuntersuchung
Ungediente Wehrpflichtige können auch nach ihrer Musterung ärztlich un-
tersucht werden. Ungediente Wehrpflichtige, die nicht innerhalb von zwei Jah-
ren nach der Musterung oder nach einer erneuten ärztlichen Untersuchung
einberufen worden sind, sind vor ihrer Einberufung zu hören und auf Antrag
oder, wenn Anhaltspunkte für eine Veränderung des Gesundheitszustandes
vorliegen oder dies für eine vorgesehene Verwendung im Wehrdienst erfor-
derlich ist, erneut ärztlich zu untersuchen. Sie haben sich hierzu nach Auffor-
derung durch die Kreiswehrersatzämter vorzustellen und ärztlich untersuchen
zu lassen. Auf die Untersuchung findet § 17 Abs. 4 Satz 2, Abs. 6 und 7 An-
wendung.

Einberufung
(1) Ungediente Wehrpflichtige werden von den Kreiswehrersatzämtern auf
Grund der Einberufungsanordnungen des Bundesministeriums der Verteidi-
gung in Ausführung des Musterungsbescheides zum Wehrdienst einberufen.
Ort und Zeit des Diensteintritts werden durch Einberufungsbescheid be-
kanntgegeben.

(2) Die Wehrpflichtigen haben sich entsprechend dem Einberufungsbescheid
zum Wehrdienst in der Bundeswehr zu stellen.

(3) Der Einberufungsbescheid soll vier Wochen vor dem Einberufungstermin
zugestellt sein. Als Ersatz für Ausfälle vorgesehene Wehrpflichtige sind schrift-
lich davon zu unterrichten, dass sie kurzfristig einberufen werden können.
Wehrpflichtige können ohne Einhaltung einer Frist einberufen werden, wenn

1. Wehrübungen als Bereitschaftsdienst angeordnet sind,

2. die Einberufung zu einer nach den Umständen gebotenen Erhöhung der
Einsatzbereitschaft oder zur Sicherung der Operationsfreiheit der Streit-
kräfte notwendig ist,

3. der Verteidigungsfall eingetreten ist oder

4. das Bundesministerium der Verteidigung oder die von ihm bestimmte 
Stelle Wehrübungen von kurzer Dauer als Alarmübungen angeordnet hat.

Verfahrensvorschrift
Das Nähere über das Verfahren bei der Musterung und der Einberufung von
ungedienten Wehrpflichtigen sowie über die Erstattung der Auslagen gemäß
§ 19 Abs. 5 regelt eine Rechtsverordnung.
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4. Heranziehung von gedienten Wehrpflichtigen

(1) Wehrpflichtige, die bereits in der Bundeswehr gedient haben, werden 
nach Prüfung ihrer Verfügbarkeit durch die zuständigen Wehrersatzbehör-
den zum Wehrdienst einberufen. Sie sind zu hören, wenn seit dem Aus-
scheiden aus dem Wehrdienst mehr als zwei Jahre verstrichen sind, und auf
Antrag oder, wenn Anhaltspunkte für eine Veränderung des Gesundheits-
zustandes vorliegen oder dies für eine vorgesehene Verwendung im Wehr-
dienst erforderlich ist, erneut ärztlich zu untersuchen. Auf die Untersuchung
findet § 17 Abs. 4 Satz 2, Abs. 6 und 7 Anwendung. Die Wehrpflichtigen ha-
ben sich nach Aufforderung durch die Kreiswehrersatzämter vorzustellen und
ärztlich untersuchen zu lassen. Sie haben sich entsprechend dem Einberu-
fungsbescheid zum Wehrdienst in der Bundeswehr zu stellen. 

§ 21 Abs. 3 gilt entsprechend. Das Nähere über ihre Anhörung und Unter-
suchung regelt eine Rechtsverordnung. § 1 Abs. 4 des Soldatengesetzes bleibt
unberührt.

(2) (weggefallen)

(3) Die Einberufung zum Wehrdienst in der Verfügungsbereitschaft erfolgt in
der Regel mit der Einberufung zum Grundwehrdienst. Sie wird erst wirksam,
wenn dem Wehrpflichtigen die Anordnung des Bundesministeriums der Ver-
teidigung nach § 5a Abs. 1 Satz 2 formlos durch das Kreiswehrersatzamt
mitgeteilt wird. Im Einberufungsbescheid für den Wehrdienst in der Ver-
fügungsbereitschaft ist zu bestimmen, dass der Wehrpflichtige sich nach der
Mitteilung unverzüglich bei der angegebenen Einheit oder Dienststelle zu mel-
den hat. Die Mitteilung gilt mit dem Zugang an den Wehrpflichtigen als be-
wirkt; dieser Zeitpunkt ist auch für den Diensteintritt festzusetzen.

5. Wehrüberwachung

(1) Die Wehrpflichtigen unterliegen von ihrer Musterung an der Wehrüber-
wachung. Diese endet bei Offizieren mit Ablauf des Jahres, in dem sie das sech-
zigste, bei Unteroffizieren, in dem sie das fünfundvierzigste, und bei Mann-
schaften sowie ungedienten Wehrpflichtigen, in dem sie das zweiunddreißigste
Lebensjahr vollenden, im Falle des § 51 des Soldatengesetzes mit Vollendung
des fünfundsechzigsten Lebensjahres. Auch nach diesem Zeitpunkt unterlie-
gen der Wehrüberwachung abweichend von der Regelung in Satz 2 Wehr-
pflichtige, die für den Verteidigungsfall einberufen sind.

(2) Soweit es zur Heranziehung zum Wehrdienst einer Musterung nicht bedarf,
unterliegen die Wehrpflichtigen der Wehrüberwachung von dem Zeitpunkt

24§

23§

171

Wehrpflichtgesetz



an, an dem erstmalig über ihre Heranziehung entschieden wird. Wehrpflichtige,
die dem Vollzugsdienst der Polizei angehören, unterliegen der Wehr-
überwachung vom Zeitpunkt ihres Ausscheidens aus diesem Vollzugsdienst
an.

(3) Von der Wehrüberwachung sind diejenigen Wehrpflichtigen ausgenom-
men, die

1. nicht wehrdienstfähig sind (§ 9),

2. vom Wehrdienst dauernd ausgeschlossen sind (§ 10),

3. vom Wehrdienst befreit sind (§ 11) oder

4. als Kriegsdienstverweigerer anerkannt sind.

(4) Wehrpflichtige können in besonderen Fällen für begrenzte Zeit von der Er-
füllung der ihnen im Rahmen der Wehrüberwachung übertragenen Aufga-
ben ganz oder teilweise befreit werden, wenn und solange sie für eine Ein-
berufung nicht in Betracht kommen.

(5) Wehrpflichtige, die gemäß § 13a nicht zum Wehrdienst herangezogen
werden, unterliegen für die Dauer ihrer Mitwirkung im Zivilschutz oder Kata-
strophenschutz nicht der Wehrüberwachung.

(6) Während der Wehrüberwachung haben die Wehrpflichtigen

1. jede Änderung ihres ständigen Aufenthalts oder ihrer Wohnung binnen ei-
ner Woche der zuständigen Wehrersatzbehörde ihres Weg- und Zuzugs-
ortes zu melden, es sei denn, sie sind innerhalb dieser Frist ihrer Anmelde-
oder Abmeldepflicht nach den Landesgesetzen über das Meldewesen nach-
gekommen,

2. Vorsorge zu treffen, dass Mitteilungen der Wehrersatzbehörde sie unver-
züglich erreichen,

3. auf Auffordern der zuständigen Wehrersatzbehörde sich persönlich zu mel-
den – dabei findet § 19 Abs. 8 Satz 2 und 3 entsprechend Anwendung –,

4. ausgehändigte Bekleidungs- und Ausrüstungsstücke ohne Entschädigung
jederzeit erreichbar sorgfältig aufzubewahren und zu pflegen, sie nicht
außerhalb des Wehrdienstes zu verwenden, eine missbräuchliche Benut-
zung durch Dritte auszuschließen, den Weisungen zur Behandlung der 
Sachen nachzukommen, die Sachen der zuständigen Dienststelle auf Auf-
forderung vorzulegen oder zurückzugeben und ihr Schäden sowie Verluste
unverzüglich zu melden,

5. den Wehrdienstausweis, das Personalstammblatt, den Einberufungsbe-
scheid für den Wehrdienst in der Verfügungsbereitschaft und den Einbe-
rufungsbescheid für den Wehrdienst im Verteidigungsfall sorgfältig auf-
zubewahren, diese Urkunden nicht missbräuchlich zu verwenden, sie auf

172



Aufforderung der zuständigen Dienststelle vorzulegen sowie der Wehrer-
satzbehörde einen Verlust unverzüglich zu melden,

6. soweit sie in der Bundeswehr gedient haben, sich zur Verhütung über-
tragbarer Krankheiten impfen zu lassen und insoweit ärztliche Eingriffe in
ihre körperliche Unversehrtheit zu dulden,

7. auf Verlangen der zuständigen Wehrersatzbehörde sich im Hinblick auf eine
für sie vorgesehene sicherheitsempfindliche Tätigkeit in der Bundeswehr 
einer erstmaligen Sicherheitsüberprüfung und weiteren Sicherheitsüber-
prüfungen zu unterziehen. Die Durchführung der Sicherheitsüberprüfung
bestimmt sich nach dem Sicherheitsüberprüfungsgesetz vom 20. April 1994
(BGBl. I S. 867). Einer Zustimmung des Wehrpflichtigen bedarf es nicht.

Auf Wehrpflichtige, die nach Ablauf des Jahres, in dem sie das zweiunddreißig-
ste Lebensjahr vollenden, noch der Wehrüberwachung unterliegen, findet Satz
1 Nr. 1 zweiter Halbsatz keine Anwendung. Satz 1 Nr. 4 und 5 gilt auch für die
Zeit nach Beendigung der Wehrüberwachung. Die Wehrpflichtigen haben für
schuldhaft verursachte Schäden und Verluste an ausgehändigten Bekleidungs-
und Ausrüstungsstücken Geldersatz zu leisten. Die Schadensersatzansprüche
verjähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem die zuständigen Behör-
den von dem Schaden Kenntnis erlangen, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis
in dreißig Jahren von der Begehung der Handlung an.

(7) Während der Wehrüberwachung haben die Wehrpflichtigen ferner der zu-
ständigen Wehrersatzbehörde unverzüglich schriftlich oder mündlich zu melden

1. die Absicht, ihrem ständigen Aufenthaltsort länger als acht Wochen fern-
zubleiben – § 3 Abs. 2 bleibt unberührt –,

2. dem Eintritt von Tatsachen, die eine Wehrdienstausnahme nach den §§ 9
bis 11 Abs. 1 begründen,

3. den Eintritt von Tatsachen, die eine vorübergehende Wehrdienstunfähig-
keit von voraussichtlich mindestens sechs Monaten begründen; auf Auf-
fordern der zuständigen Wehrersatzbehörde Erkrankungen und Verlet-
zungen sowie Verschlimmerungen von Erkrankungen und Verletzungen
seit der Musterung, Prüfung der Verfügbarkeit oder Entlassungsunter-
suchung, von denen der Wehrpflichtige oder sein Arzt annimmt, dass sie
für die Beurteilung seiner Tauglichkeit von Belang sind,

4. den Wegfall der Voraussetzungen für eine Heranziehung zum Grund-
wehrdienst in zeitlich getrennten Abschnitten (§ 5 Abs. 2) und den vorzei-
tigen Wegfall der Voraussetzungen für eine Zurückstellung,

5. den Abschluss und einen Wechsel ihrer beruflichen Ausbildung, einen Wech-
sel ihres Berufes sowie eine weitergehende berufliche Qualifikation; hier-
über in ihrem Besitz befindliche Nachweise haben die Wehrpflichtigen
auf Aufforderung unverzüglich vorzulegen.
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(8) Aufgaben der Wehrersatzbehörde bei der Wehrüberwachung von Wehr-
pflichtigen, die als Besatzungsmitglieder auf Seeschiffen gemäß Flaggen-
rechtsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 9514-1,
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 10. Mai 1978 (BGBl. I S. 613), fahren, können durch Rechtsver-
ordnung der See-Berufsgenossenschaft übertragen werden. Kosten, die der
See-Berufsgenossenschaft durch die Übertragung dieser Aufgaben entstehen,
trägt der Bund. In der Rechtsverordnung können Art und Höhe der Kosten-
erstattung bestimmt werden.

(9) (weggefallen)

6. Änderungsdienst und Aufenthaltsfeststellung

Änderungsdienst
Für Zwecke der Musterungsvorbereitung und der Wehrüberwachung teilt die
Meldebehörde dem zuständigen Kreiswehrersatzamt die Änderung folgen-
der gespeicherter Daten aller männlichen Deutschen ab dem Alter von sieb-
zehn Jahren bis zum Ablauf des Jahres, in dem sie das zweiunddreißigste
Lebensjahr vollendet haben, mit:

1. Familiennamen,

2. frühere Namen,

3. Vornamen,

4. Doktorgrad,

5. Tag und Ort der Geburt,

6. Staatsangehörigkeiten,

7. gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,

8. Tag des Ein- und Auszugs,

9. Familienstand,

10. Sterbetag und -ort.

Aufenthaltsfeststellungsverfahren
(1) Das Bundesverwaltungsamt hat für Zwecke der Aufenthaltsfeststellung im
Erfassungsverfahren und der Aufenthaltsfeststellung von Wehrpflichtigen, de-
ren Aufenthalt während der Musterungsvorbereitung oder der Wehrüber-
wachung nicht festgestellt werden kann, folgende Daten über den Betroffe-
nen in Dateien zu speichern, zu verändern und zu nutzen:

24b§
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1. Familiennamen, frühere Namen, Vornamen,

2. Geburtstag und -ort,

3. letzter, der ausschreibenden Behörde bekannter Wohnort,

4. das Geschäftszeichen sowie

5. die ausschreibende Behörde.

Die Erfassungsbehörden, die Wehrersatzbehörden und das Bundesamt für den
Zivildienst (ausschreibende Behörden) übermitteln dem Bundesverwaltungs-
amt die in Satz 1 Nr. 1 bis 4 genannten Daten.

(2) Das Bundesverwaltungsamt darf zur Feststellung des Aufenthalts die in
Absatz 1 genannten Dateien in regelmäßigen Abständen folgenden Behör-
den übermitteln:

1. den Meldebehörden oder den von ihnen beauftragten Stellen,

2. den Wehrersatzbehörden,

3. dem Bundesamt für den Zivildienst,

4. dem Auswärtigen Amt für die Auslandsvertretungen,

5. den Behörden, die für die polizeiliche Kontrolle des grenzüberschreiten-
den Verkehrs zuständig sind.

Wird diesen Behörden der Aufenthalt eines Wehrpflichtigen bekannt, haben
sie dies der ausschreibenden Behörde mitzuteilen, soweit nicht besondere Ver-
wendungsregelungen entgegenstehen. Die ausschreibende Behörde veranlasst
in diesen Fällen die Löschung beim Bundesverwaltungsamt; im übrigen veran-
lasst sie die Löschung spätestens mit Ende der Wehrpflicht (§ 3 Abs. 3 bis 5).

(3) Die vom Bundesverwaltungsamt gemäß Absatz 2 übermittelte Datei ist
vom Empfänger jeweils zu löschen, sobald eine aktualisierte Datei übermittelt
worden ist.

Abschnitt III – Personalakten 
und automatisierte Dateien

Personalakten ungedienter Wehrpflichtiger
(1) Über jeden Wehrpflichtigen ist eine Personalakte zu führen; sie ist ver-
traulich zu behandeln und vor unbefugter Einsicht zu schützen. Zur Personal-
akte gehören alle Unterlagen, die den Wehrpflichtigen betreffen, einschließ-
lich der in Dateien gespeicherten personenbezogenen Daten, soweit sie mit
der Wehrpflicht in einem unmittelbaren inneren Zusammenhang stehen 
(Personalaktendaten). Nicht Bestandteil der Personalakte sind Unterlagen, die

25§
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besonderen, von der Person und dem Wehrpflichtverhältnis sachlich zu tren-
nenden Zwecken dienen, insbesondere Sicherheitsakten. Personalaktendaten
dürfen ohne Einwilligung des Wehrpflichtigen nur für Zwecke des Wehrer-
satzwesens sowie der Personalführung und -bearbeitung verwendet werden;
dies gilt auch für ihre Verarbeitung (Speicherung, Veränderung, Übermittlung,
Sperrung und Löschung) und Nutzung in automatisierten Dateien.

(2) Personenbezogene Daten über Wehrpflichtige dürfen nur erhoben wer-
den, soweit dies zur Begründung, Durchführung, Beendigung oder Abwick-
lung des Wehrpflichtverhältnisses erforderlich ist oder eine Rechtsvorschrift
dies erlaubt. Insoweit dürfen auch Auskünfte über Wehrpflichtige, deren
Einberufung konkret vorgesehen ist, aus dem Bundeszentralregister nach §
31 des Bundeszentralregistergesetzes (Behördenführungszeugnisse) als Regel-
anfragen eingeholt werden. Fragebogen, mit denen solche personenbezoge-
nen Daten erhoben werden, bedürfen vom 1. Januar 1995 an der Genehmi-
gung durch die zuständige oberste Dienstbehörde.

(3) Zugang zur Personalakte dürfen nur Personen haben, die für die in Ab-
satz 1 Satz 4 genannten Aufgaben zuständig sind, und nur soweit dies zur Er-
füllung dieser Aufgaben erforderlich ist. Ohne Einwilligung des Wehrpflichti-
gen darf die Personalakte an andere Dienststellen und an Ärzte im Geschäfts-
bereich des Bundesministeriums der Verteidigung weitergegeben werden, so-
weit dies im Rahmen der Zweckbestimmung des Wehrpflichtverhältnisses er-
forderlich ist. Für Auskünfte aus der Personalakte gilt Entsprechendes. So-
weit eine Auskunft ausreicht, ist von der Weitergabe der Personalakte abzu-
sehen. Auskünfte an Stellen außerhalb des Geschäftsbereichs des Bundes-
ministeriums der Verteidigung dürfen nur mit Einwilligung des Wehrpflich-
tigen erteilt werden, es sei denn, dass zwingende Gründe der Verteidigung,
die Abwehr einer erheblichen Beeinträchtigung des Gemeinwohls oder der
Schutz berechtigter höherrangiger Interessen Dritter dies erfordern; die Ein-
willigung ist auch entbehrlich, wenn die Auskünfte für die Feststellung der
Tauglichkeit erforderlich sind. Soweit eine Auskunft für die Feststellung der
Tauglichkeit nicht ausreicht, darf die Personalakte an Ärzte außerhalb des Ge-
schäftsbereichs des Bundesministeriums der Verteidigung, die für eine Wehr-
ersatzbehörde ein medizinisches Gutachten erstellen, weitergegeben werden.
Inhalt und Empfänger sind dem Wehrpflichtigen schriftlich mitzuteilen. Ein
automatisierter Datenabruf durch andere Behörden ist unzulässig, soweit durch
besondere Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist.

(4) Daten über medizinische und über psychologische Untersuchungen und
Tests dürfen nur im jeweiligen Dienst der Bundeswehr in Dateien verarbeitet
werden, soweit sie für die Beurteilung der Tauglichkeit und der Eignung für
militärische Verwendungen erforderlich sind. Nur die Ergebnisse solcher Un-
tersuchungen und Tests dürfen an für Personalangelegenheiten zuständige
Stellen der Bundeswehr weitergegeben und dort verarbeitet und genutzt wer-
den, soweit dies für Zwecke der Personalführung und -bearbeitung erforder-
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lich ist. Daten über psychologische Untersuchungen und Tests dürfen, in der
Regel in Form von Stichproben, durch den psychologischen Dienst auch in
automatisierten Dateien verarbeitet werden, soweit dies erforderlich ist, um
die Aussagefähigkeit des psychologischen Eignungsfeststellungsverfahrens zu
verbessern; zu diesem Zwecke dürfen ihm auf sein Ersuchen die erforderlichen
Daten zur Verarbeitung übermittelt werden, soweit sie sich auf die Ergebnis-
se der Untersuchungen und Tests beziehen. § 40 Abs. 3 des Bundesdaten-
schutzgesetzes gilt entsprechend. Die die Tauglichkeit bestimmenden ärzt-
lichen Informationen können einer zentralen Stelle zur Erfüllung der ärztlichen
Dokumentationspflicht und zum Zwecke der Beweissicherung übermittelt und
dort aufbewahrt werden.

(5) Die Personalakten von Wehrpflichtigen sind so lange aufzubewahren, wie
dies zur Erfüllung der Wehrpflicht (§ 3 Abs. 3 bis 5) erforderlich ist. Sie sind
danach zu vernichten, sofern sie nicht vom Bundesarchiv übernommen wer-
den. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für die in Dateien gespeicherten perso-
nenbezogenen Daten.

(6) Der Wehrpflichtige hat ein Recht auf Einsicht in seine vollständige Personal-
akte. Einem Bevollmächtigten ist Einsicht zu gewähren, soweit dienstliche
Gründe nicht entgegenstehen. Dies gilt auch für Hinterbliebene, wenn ein be-
rechtigtes Interesse glaubhaft gemacht wird. Für Auskünfte aus der Personal-
akte gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend.

Personalakten von Kriegsdienstverweigerern
(1) Die Personalakten anerkannter Kriegsdienstverweigerer sind nach Unan-
fechtbarkeit oder Rechtskraft der Anerkennungsentscheidung zusammen mit
der Anerkennungsentscheidung dem Bundesamt für den Zivildienst zu über-
senden. Die Akten über das Anerkennungsverfahren sind vom Kreiswehrer-
satzamt spätestens sechs Monate nach Unanfechtbarkeit oder Rechtskraft der
Anerkennungsentscheidung zu vernichten.

(2) Die Akten über das Anerkennungsverfahren von Wehrpflichtigen, deren
Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer abgelehnt, zurückge-
nommen oder infolge Verzichts gegenstandslos geworden ist, sind beim Kreis-
wehrersatzamt in einem verschlossenen Umschlag getrennt von den Perso-
nalakten aufzubewahren; § 25 Abs. 5 gilt entsprechend.

Verfahrensvorschriften
Das Nähere über

1. die Anlage und Führung von Personalakten Wehrpflichtiger bei den Wehr-
ersatzbehörden,

27§

26§
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2. das Verfahren der Weitergabe, Aufbewahrung und Vernichtung oder den
Verbleib der Personalakten und der Akten über das Anerkennungsverfah-
ren einschließlich der Übermittlung und Löschung oder des Verbleibs der
in automatisierten Dateien gespeicherten Informationen sowie die hieran
beteiligten Stellen,

3. die Einrichtung und den Betrieb automatisierter Dateien einschließlich der
Zugriffsmöglichkeiten auf die gespeicherten Informationen,

4. die Einzelheiten der Art und Weise der Einsichtgewährung und Auskunfts-
erteilung aus der Personalakte oder einer automatisierten Datei

regelt eine Rechtsverordnung.

Abschnitt IV – Beendigung des Wehrdienstes 
und Verlust des Dienstgrades

Beendigungsgründe
Der Wehrdienst endet

1. durch Entlassung (§§ 29 und 29b),

2. im Falle einer Wehrübung, deren Endzeitpunkt kalendermäßig bestimmt
ist, durch Ablauf der für den Wehrdienst festgesetzten Zeit; dies gilt nicht,
wenn der Bereitschaftsdienst nach § 6 Abs. 6 angeordnet oder der Vertei-
digungsfall eingetreten ist,

3. durch Umwandlung des Wehrdienstverhältnisses in ein Zivildienstverhält-
nis nach § 19 Abs. 2 des Zivildienstgesetzes,

4. durch Ausschluss (§ 30).

Entlassung
(1) Ein Soldat, der auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leistet, ist zu ent-
lassen

1. mit Ablauf der für den Wehrdienst festgesetzten Zeit; dies gilt nicht, wenn
bei einer Wehrübung der Endzeitpunkt kalendermäßig bestimmt ist, wenn
die Wehrübung vor Ablauf der im Einberufungsbescheid festgesetzten
Zeit beendet wird (Absatz 7), wenn sich der Wehrdienst in der Verfü-
gungsbereitschaft anschließt oder wenn der Bereitschaftsdienst nach § 6
Abs. 6 angeordnet oder der Verteidigungsfall eingetreten ist,

2. aus dem Wehrdienst in der Verfügungsbereitschaft, wenn dessen An-
ordnung aufgehoben wird oder der Soldat nicht mehr zur Verfügungs-
bereitschaft gehört, es sei denn, dass der Bereitschaftsdienst nach § 6 Abs.
6 angeordnet oder der Verteidigungsfall eingetreten ist,

29§
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2a. aus dem Bereitschaftsdienst nach § 6 Abs. 6, wenn dessen Anordnung
aufgehoben wird, es sei denn, dass der Verteidigungsfall eingetreten ist,

3. während des Verteidigungsfalles bei Beendigung der Verwendung oder
mit Ablauf des Jahres, in dem er das sechzigste Lebensjahr vollendet, im
Falle des § 51 des Soldatengesetzes mit Vollendung des fünfundsech-
zigsten Lebensjahres,

4. wenn sich herausstellt, dass die Voraussetzungen des § 1 nicht erfüllt sind,
oder wenn im Frieden die Wehrpflicht des Soldaten endet,

5. wenn der Einberufungsbescheid aufgehoben wird oder eine zwingende
Wehrdienstausnahme vorliegt – in den Fällen des § 11 erst nach Befrei-
ung durch die Wehrersatzbehörde –,

6. wenn nach dem bisherigen Verhalten durch sein Verbleiben in der Bun-
deswehr die militärische Ordnung oder die Sicherheit der Truppe ernst-
lich gefährdet würde,

7. wenn er als Kriegsdienstverweigerer anerkannt ist, soweit er nicht nach
§ 19 Abs. 2 des Zivildienstgesetzes in den Zivildienst überführt wird,

8. wenn er seiner Aufstellung für die Wahl zum Bundestag, zu einem Land-
tag oder zum Europäischen Parlament zugestimmt hat,

9. wenn er unabkömmlich gestellt ist,

10. wenn er gemäß § 13a der zuständigen Behörde für den Dienst im Zivil-
schutz oder Katastrophenschutz im Zeitpunkt der Einberufung zur Ver-
fügung stand und ohne die Einberufung hierfür weiterhin verfügbar sein
würde.

(2) Er ist ferner zu entlassen, wenn er körperlich oder geistig dauernd dienst-
unfähig ist. Auf seinen Antrag kann er auch dann entlassen werden, wenn die
Wiederherstellung seiner Dienstfähigkeit innerhalb der gesetzlichen Wehrdienst-
zeit nicht zu erwarten ist. Er ist verpflichtet, sich von Ärzten der Bundeswehr oder
von hierzu bestimmten Ärzten untersuchen zu lassen. Auf die Untersuchung fin-
det § 17 Abs. 6 und 7 Anwendung. Das Recht des Soldaten, darüber hinaus Gut-
achten von Ärzten seiner Wahl einzuholen, bleibt unberührt. Die über die Ent-
lassung entscheidende Dienststelle kann auch andere Beweise erheben.

(3) (weggefallen)

(4) Er kann entlassen werden

1. auf seinen Antrag nach Anhörung der Wehrersatzbehörde, wenn das Ver-
bleiben in der Bundeswehr für ihn wegen persönlicher, insbesondere häus-
licher, beruflicher oder wirtschaftlicher Gründe eine besondere Härte
bedeuten würde und dies nach der Entlassung seine Zurückstellung vom
Wehrdienst nach § 12 Abs. 4 rechtfertigt,
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2. wenn gegen ihn auf Freiheitsstrafe oder Strafarrest von drei Monaten oder
mehr oder auf eine nicht zur Bewährung ausgesetzte Jugendstrafe er-
kannt ist; das Gleiche gilt, wenn die Aussetzung einer Jugendstrafe zur
Bewährung widerrufen wird.

(5) Die Entlassung wird von der Stelle verfügt, die nach § 4 Abs. 2 des Solda-
tengesetzes für die Ernennung des Soldaten zuständig wäre oder der die Aus-
übung des Entlassungsrechts übertragen worden ist. Die Entlassung nach Ab-
satz 1 Nr. 1 aus einer Wehrübung, deren Endzeitpunkt nicht kalendermäßig
bestimmt ist oder die vor Ablauf der im Einberufungsbescheid festgesetzten
Zeit beendet wird (Absatz 7), sowie die Entlassung nach Absatz 1 Nr. 7 und 9
verfügt der nächste Disziplinarvorgesetzte; das Gleiche gilt, wenn bei der
Einstellungsuntersuchung die vorübergehende Wehrdienstunfähigkeit oder
die Wehrdienstunfähigkeit des Soldaten festgestellt wird.

(6) Ein Soldat, der sich schuldhaft von seiner Truppe oder Dienststelle fernhält,
gilt mit dem Tag als entlassen, an dem er hätte entlassen werden müssen,
wenn er statt dessen Dienst geleistet hätte. Seine Pflicht, Tage der schuldhaften
Abwesenheit nachzudienen (§ 5 Abs. 3), bleibt unberührt.

(7) Vor Ablauf der im Einberufungsbescheid festgesetzten Zeit kann die Wehr-
übung nach Absatz 1 Nr. 1 beendet werden, wenn ein Vorgesetzter mit der
Disziplinargewalt mindestens eines Bataillonskommandeurs festgestellt hat,
dass der mit der Wehrübung verfolgte Zweck entfallen ist und eine andere
Verwendung im Hinblick auf die Ausbildung für die bestehende oder künfti-
ge Verwendung in einem Verteidigungsfall nicht erfolgen kann.

Verlängerung des Wehrdienstes bei stationärer 
truppenärztlicher Behandlung
Befindet sich ein Soldat, der auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leistet,
im Entlassungszeitpunkt in stationärer truppenärztlicher Behandlung, so en-
det der Wehrdienst, zu dem er einberufen wurde,

1. wenn die stationäre truppenärztliche Behandlung beendet ist, spätestens
jedoch drei Monate nach dem Entlassungszeitpunkt, oder

2. wenn er innerhalb der drei Monate schriftlich erklärt, dass er mit der Fort-
setzung des Wehrdienstverhältnisses nicht einverstanden ist, mit dem Tage
der Abgabe dieser Erklärung.

Verlängerung des Wehrdienstes aus sonstigen Gründen
Ist ein Soldat während einer besonderen Auslandsverwendung wegen Ver-
schleppung, Gefangenschaft oder aus sonstigen mit dem Dienst zusammen-
hängenden Gründen, die er nicht zu vertreten hat, dem Einflussbereich des
Dienstherren entzogen, so ist er mit Ablauf des auf die Beendigung dieses Zu-
standes folgenden Monats zu entlassen. Das gilt auch bei anderen Verwen-
dungen im Ausland mit vergleichbarer Gefährdungslage.

29b§
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Ausschluss aus der Bundeswehr und Verlust des Dienstgrades
(1) Ein Soldat, der auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leistet, ist aus der
Bundeswehr ausgeschlossen, wenn gegen ihn durch Urteil eines deutschen
Gerichts auf die in § 10 bezeichneten Strafen, Maßregeln oder Nebenfolgen
erkannt wird. Er verliert seinen Dienstgrad; dies gilt auch, wenn er wegen
schuldhafter Verletzung seiner Dienstpflichten nach § 29 Abs. 1 Nr. 6 entlassen
wird.

(2) Ein Wehrpflichtiger verliert seinen Dienstgrad, wenn gegen ihn durch ein
deutsches Gericht erkannt wird

1. auf die in § 38 Abs. 1 des Soldatengesetzes bezeichneten Strafen, Maß-
regeln oder Nebenfolgen oder

2. wegen vorsätzlich begangener Tat auf Freiheitsstrafe von mindestens ei-
nem Jahr.

(3) Ein Wehrpflichtiger verliert seinen Dienstgrad ferner, wenn er als Kriegs-
dienstverweigerer anerkannt wird. Leistet er in diesem Zeitpunkt auf Grund
der Wehrpflicht Wehrdienst, tritt der Verlust des Dienstgrades mit dem Ende
des Wehrdienstes ein. Liegt der in den Sätzen 1 und 2 bestimmte Zeitpunkt
vor dem 1. Juli 1986, gilt der Dienstgrad als mit Ablauf des 30. Juni 1986 ver-
loren.

Wiederaufnahme des Verfahrens
Wird ein Urteil mit den Folgen des § 30 im Wiederaufnahmeverfahren durch
ein Urteil ersetzt, das diese Folgen nicht hat, so gilt der Verlust des Dienst-
grades als nicht eingetreten. Die Beendigung des Wehrdienstes durch einen
Ausschluss darf für die Erfüllung der Wehrpflicht nicht zum Nachteil des Be-
troffenen geltend gemacht werden.

Abschnitt V – Rechtsbehelfe

Rechtsweg
Für Rechtsstreitigkeiten bei der Ausführung dieses Gesetzes ist der Verwal-
tungsrechtsweg gegeben.

Besondere Vorschriften für das Vorverfahren
(1) Der Widerspruch gegen Verwaltungsakte, die auf Grund dieses Gesetzes
ergehen, ist binnen zwei Wochen nach Zustellung des Bescheides schriftlich
oder zur Niederschrift bei der Behörde zu erheben, die den Verwaltungsakt
erlassen hat. Die Frist wird auch durch Einlegung bei der Behörde, die den
Widerspruchsbescheid zu erlassen hat, gewahrt.

(2) Der Widerspruch gegen den Musterungsbescheid (§ 19 Abs. 4) hat auf-
schiebende Wirkung.
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(3) Über den Widerspruch gegen den Musterungsbescheid entscheidet die
Wehrbereichsverwaltung. Die §§ 19 und 22 gelten entsprechend. Der Wehr-
pflichtige kann mit seinem Einverständnis von der Pflicht, sich vorzustellen,
befreit werden.

(4) Über den Widerspruch gegen den Einberufungsbescheid (§ 21 und § 23
Abs. 1) entscheidet die Wehrbereichsverwaltung. Der Widerspruch gegen den
Einberufungsbescheid hat keine aufschiebende Wirkung, es sei denn, dass der
Widerspruch unter Vorlage eines Bescheides über die Unabkömmlichstellung
oder über die mit Zustimmung der zuständigen Behörde auf mindestens acht
Jahre eingegangene Verpflichtung zum Dienst als Helfer im Zivilschutz oder
Katastrophenschutz für die jeweils gesetzlich vorgeschriebene Mindestdauer
(§ 13a; § 8 des Gesetzes über die Erweiterung des Katastrophenschutzes) ein-
gelegt und dieser Bescheid von dem zuständigen Kreiswehrersatzamt geprüft
ist.

(5) Ist der Musterungsbescheid unanfechtbar geworden, so ist ein Rechtsbe-
helf gegen den Einberufungsbescheid nur insoweit zulässig, als eine Rechts-
verletzung durch den Einberufungsbescheid selbst geltend gemacht wird.

(6) Der Wehrpflichtige ist über den zulässigen Rechtsbehelf gegen einen auf
Grund dieses Gesetzes erlassenen Verwaltungsakt zu belehren.

Rechtsmittel gegen Entscheidungen des Verwaltungsgerichts
Die Berufung gegen ein Urteil und die Beschwerde gegen eine andere Ent-
scheidung des Verwaltungsgerichts sind ausgeschlossen. Das gilt nicht für die
Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision nach § 135 in Verbindung
mit § 133 der Verwaltungsgerichtsordnung und die Beschwerde gegen Be-
schlüsse über den Rechtsweg nach § 17a Abs. 2 und 3 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes. Auf die Beschwerde gegen Beschlüsse über den Rechtsweg
findet § 17a Abs. 4 Satz 4 bis 6 des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechende
Anwendung.

Besondere Vorschriften für die Anfechtungsklage
Die Anfechtungsklage gegen den Musterungsbescheid und den Einberu-
fungsbescheid hat keine aufschiebende Wirkung. Das Gericht kann auf An-
trag die aufschiebende Wirkung anordnen. Vor der Anordnung ist die Wehr-
bereichsverwaltung zu hören.

Abschnitt VI – Übergangs- und Schlussvorschriften

Wehrüberwachung von Angehörigen der Reserve
Die gemäß § 4 Abs. 2 zur Reserve gehörenden Wehrpflichtigen unterliegen
auch dann der Wehrüberwachung, wenn sie vor ihrem Eintritt in die Bundes-
wehr nicht erfasst und gemustert worden sind.
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und 
(weggefallen)

Verleihung eines höheren Dienstgrades
(1) Einem Wehrpflichtigen, der sich die für einen höheren Dienstgrad erfor-
derliche militärische Eignung durch Lebens- und Berufserfahrung außerhalb
der Bundeswehr erworben hat, kann dieser Dienstgrad verliehen werden 
(§ 4 Abs. 1 Nr. 3 des Soldatengesetzes).

(2) Die Verleihung des Dienstgrades kann von dem Ergebnis eines Wehrdiens-
tes abhängig gemacht werden. In diesem Fall ist der Wehrpflichtige zum Wehr-
dienst mit einem vorläufigen Dienstgrad einzuberufen.

(3) Für die Heranziehung zum Wehrdienst gilt § 23 Abs. 1.

Dienstgrad bei militärfachlicher Verwendung
(1) Wird ein Wehrpflichtiger auf Grund seiner durch Lebens- und Berufser-
fahrung erworbenen besonderen Eignung für eine militärfachliche Verwen-
dung vorgesehen, so kann ihm der für die Dienststellung erforderliche Dienst-
grad für die Dauer der Verwendung oder endgültig verliehen werden.

(2) Die Verleihung des Dienstgrades kann von dem Ergebnis eines Wehrdiens-
tes abhängig gemacht werden. In diesem Fall ist der Wehrpflichtige zum Wehr-
dienst mit einem vorläufigen Dienstgrad einzuberufen.

(3) Für die Heranziehung zum Wehrdienst gilt § 23 Abs. 1.

Wehrpflicht bei Zuzug
(1) Wer seinen ständigen Aufenthalt aus den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundes-
vertriebenengesetzes genannten Gebieten verlegt hat oder verlegt, wird vor
Ablauf von zwei Jahren nicht wehrpflichtig.

(2) Personen, die nach Absatz 1 noch nicht wehrpflichtig sind, können bereits
ein Jahr vor Vollendung des achtzehnten Lebensjahres bis zum Ablauf des Jah-
res, in dem sie das sechzigste Lebensjahr vollenden, nach Begründung ihres stän-
digen Aufenthaltes in der Bundesrepublik Deutschland erfasst werden. § 15 Abs.
1 bis 5 sowie § 17 Abs. 3 Satz 2 erster Halbsatz und Satz 3 gelten entsprechend.

Sondervorschriften für Polizeivollzugsbeamte
(1) Wehrpflichtige, die dem Vollzugsdienst der Polizei angehören oder für die-
sen durch schriftlichen Bescheid angenommen sind, werden für die Dauer
ihrer Zugehörigkeit nicht zum Wehrdienst herangezogen.

(2) Die zuständigen Behörden sind verpflichtet, den Widerruf eines Annahme-
bescheides sowie das Ausscheiden aus dem Vollzugsdienst der Polizei dem zu-
ständigen Kreiswehrersatzamt anzuzeigen. Das gleiche gilt, wenn Wehr-
pflichtige trotz Annahmebescheides ihren Dienst im Vollzugsdienst der Polizei
nicht antreten.
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(3) Für die Heranziehung von Wehrpflichtigen, die im Vollzugsdienst der Poli-
zei Dienst geleistet haben, gilt § 23 Abs. 1 entsprechend.

Grenzschutzdienstpflicht
Männer, die nach dem Bundesgrenzschutzgesetz zum Polizeivollzugsdienst im
Bundesgrenzschutz verpflichtet sind (Grenzschutzdienstpflichtige), können
nicht zum Wehrdienst herangezogen werden. Der im Bundesgrenzschutz ge-
leistete Dienst ist auf den Grundwehrdienst anzurechnen.

Wehrpflichtige außerhalb der Bundesrepublik Deutschland
(1) Erfassung, Musterung, Einberufung und Wehrüberwachung der Wehr-
pflichtigen, die ihren ständigen Aufenthalt außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland haben, ohne dass ihre Wehrpflicht gemäß § 1 Abs. 2 ruht, wer-
den durch besonderes Gesetz geregelt. Wehrpflichtige, die ohne die nach § 3
Abs. 2 erforderliche Genehmigung ihren ständigen Aufenthalt aus der Bundes-
republik Deutschland hinausverlegen, werden nach den Vorschriften dieses Ge-
setzes erfasst, gemustert und einberufen. Satz 2 gilt entsprechend für Wehr-
pflichtige, die ihren ständigen Aufenthalt außerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land haben, sich aber tatsächlich in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten.

(2) Wehrpflichtige, die sich im Zeitpunkt der Aufforderung, sich zur Erfassung
persönlich zu melden (§ 15 Abs. 1), zur Musterung vorzustellen (§ 17 Abs. 3)
oder sich gemäß § 24 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 bei der zuständigen Wehrersatz-
behörde zu melden, außerhalb der Bundesrepublik Deutschland befinden, je-
doch ihren ständigen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben,
sind für die Dauer der Abwesenheit von der Melde- oder Vorstellungspflicht
zu befreien. Dies gilt nicht, wenn ihnen die nach § 3 Abs. 2 erforderliche Ge-
nehmigung nicht erteilt worden ist oder wenn ihnen die Meldung oder Vor-
stellung zugemutet werden kann. Sie haben sich unverzüglich nach Rückkehr
bei der zuständigen Erfassungs- oder Wehrersatzbehörde zu melden.

Zustellung, Vorführung und Zuführung
(1) Die in diesem Gesetz vorgesehenen Bescheide sind zuzustellen. Für das
Zustellungsverfahren gilt das Verwaltungszustellungsgesetz. Einberufungs-
bescheide zu Wehrübungen, die von der Bundesregierung als Bereitschafts-
dienst nach § 6 Abs. 6 angeordnet sind oder nicht länger als drei Tage dauern,
können auch durch Eilbrief oder in entsprechender Anwendung des § 5 des
Verwaltungszustellungsgesetzes unmittelbar durch die Truppe zugestellt wer-
den; die Zustellung durch Eilbrief gilt mit dessen Zugang als bewirkt. Für das
Zustellungsverfahren bei der Erfassung gelten die Zustellungsvorschriften
der Länder. Bei minderjährigen Wehrpflichtigen ist an diese zuzustellen; § 7
Abs. 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes und die entsprechenden landes-
rechtlichen Vorschriften gelten insoweit nicht.

(2) Bei Wehrpflichtigen, die der Erfassung, der Musterung, einer erneuten ärzt-
lichen Untersuchung, der Prüfung der Verfügbarkeit, der Eignungsuntersuchung
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oder auf eine Aufforderung der Wehrersatzbehörde, sich persönlich zu mel-
den (§ 24 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3), unentschuldigt fernbleiben, kann die Vorführung
angeordnet werden; das Gleiche gilt bei männlichen Personen, die der Erfas-
sung unentschuldigt fernbleiben (§ 15 Abs. 6). Die Polizei ist um Durchführung
zu ersuchen.

(3) Die Polizei kann ersucht werden, Wehrpflichtige, die ihrer Einberufung un-
entschuldigt nicht Folge leisten, dem nächsten Feldjäger-Dienstkommando
zuzuführen.

(4) Die Polizei ist befugt, zum Zwecke der Vorführung oder Zuführung die
Wohnung und andere Räume des Wehrpflichtigen zu betreten und nach ihm
zu suchen. Das Gleiche gilt, außer zur Nachtzeit, für andere Wohnungen
und Räume, wenn sich der Wehrpflichtige einem unmittelbar bevorstehen-
den Zugriff der Polizei durch Betreten solcher Wohnungen und Räume ent-
zieht.

Bußgeldvorschrift
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 3 Abs. 1 Satz 2

a) nicht nach Maßgabe dieses Gesetzes (§ 15 Abs. 1 Satz 4, § 17 Abs. 3
Satz 2 oder § 17 Abs. 8 Satz 4 – auch in Verbindung mit § 15 Abs. 6, §
16 Abs. 3 Satz 2, § 20a Abs. 2 oder § 41 Abs. 2) bei der Erfassung, vor
und bei der Musterung oder bei der Eignungsuntersuchung Auskünfte
erteilt oder Unterlagen vorlegt,

b) zum Gebrauch im Wehrdienst bestimmte Bekleidungs- oder Aus-
rüstungsstücke nicht übernimmt oder nicht entsprechend dem Einbe-
rufungsbescheid zum Dienstantritt mitbringt oder

c) sich nicht nach Maßgabe dieses Gesetzes auf die geistige oder körper-
liche Tauglichkeit (§ 17 Abs. 4 Satz 1 zweiter Halbsatz – auch in Verbin-
dung mit § 16 Abs. 3 Satz 2 –, § 20b Satz 3, § 23 Abs. 1 Satz 4) oder auf
die Eignung für militärische Verwendungen (§ 17 Abs. 8 Satz 3 – auch in
Verbindung mit § 16 Abs. 3 Satz 2 oder § 20a Abs. 2) untersuchen lässt,

2. entgegen § 3 Abs. 2 nicht die für einen Aufenthalt außerhalb der Bundes-
republik Deutschland erforderliche Genehmigung einholt,

3. als Wehrpflichtiger, der einen Einberufungsbescheid für den Wehrdienst in
der Verfügungsbereitschaft erhalten hat, einer Pflicht nach § 5a Abs. 2 Satz
1 zuwiderhandelt,

4. gegen die Vorschrift des § 15 Abs. 1 Satz 4 – auch in Verbindung mit § 15
Abs. 6 oder § 41 Abs. 2 – über die persönliche Meldung zur Erfassung
verstößt,
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5. eine Aufforderung zur Vorstellung nach § 17 Abs. 3 Satz 2 – auch in Ver-
bindung mit § 16 Abs. 3 Satz 2 – oder § 17 Abs. 8 Satz 3 – in Verbindung
mit § 16 Abs. 3 Satz 2 oder § 20a Abs. 2 – sowie nach § 20b Satz 3 oder
§ 23 Abs. 1 Satz 4 nicht befolgt,

6. eine ihm nach § 17 Abs. 3 Satz 3 – auch in Verbindung mit § 15 Abs. 6 oder
§ 41 Abs. 2 – vor der Musterung, eine ihm nach § 24 Abs. 6 Satz 1 oder
Abs. 7 – jeweils auch in Verbindung mit § 16 Abs. 3 Satz 2 – sowie nach 
§ 24 Abs. 6 Satz 2 während der Wehrüberwachung oder eine ihm nach 
§ 24 Abs. 6 Satz 3 nach der Beendigung der Wehrüberwachung obliegende
Pflicht verletzt,

7. im Bereitschaftsfall eine durch Anordnung der Bundesregierung begrün-
dete Pflicht nach § 48 Abs. 1 Nr. 5 verletzt oder

8. im Verteidigungsfall die Meldepflicht nach § 48 Abs. 2 Nr. 1 verletzt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist, soweit es sich nicht um Ordnungswidrigkeiten bei der
Erfassung handelt, das Kreiswehrersatzamt.

Stadtstaatklausel
Die Länder Berlin, Bremen und Hamburg bestimmen, welche Stellen die Auf-
gaben erfüllen, die in diesem Gesetz und den dazu ergehenden Rechtsverord-
nungen den Landesbehörden, den kreisfreien Städten und den Landkreisen
oder den Gemeinden sowie deren Vertretungskörperschaften zugewiesen sind.

(weggefallen)

Vorschriften für den Bereitschafts- und Verteidigungsfall
(1) Die folgenden besonderen Vorschriften gelten, wenn Wehrübungen als
Bereitschaftsdienst nach § 6 Abs. 6 angeordnet sind:

1. Zurückstellungen nach § 12 Abs. 2 und 4 können im Bereitschaftsfall vom
Kreiswehrersatzamt widerrufen werden, es sei denn, dass die Heranzie-
hung zum Wehrdienst für den Wehrpflichtigen eine unzumutbare Härte
bedeuten würde. Nach § 13b bisher nicht zum Wehrdienst herangezoge-
ne Wehrpflichtige können gemustert und einberufen werden.

2. (weggefallen)

3. Der Widerspruch gegen den Musterungsbescheid (§ 19 Abs. 4) hat keine
aufschiebende Wirkung (§ 33 Abs. 2).
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4. Bei der Einberufung von Wehrpflichtigen, die bereits in der Bundeswehr
gedient haben, ist § 23 Abs. 1 Satz 2 und 3 nicht anzuwenden. Als Unter-
suchung gilt die Einstellungsuntersuchung.

5. Auf Anordnung der Bundesregierung haben männliche Personen nach Voll-
endung des siebzehnten Lebensjahres

a) Vorsorge zu treffen, dass Mitteilungen der Wehrersatzbehörde sie un-
verzüglich erreichen, auch wenn sie der Wehrüberwachung nicht un-
terliegen,

b) eine Genehmigung des zuständigen Kreiswehrersatzamtes einzuholen,
wenn sie die Bundesrepublik Deutschland verlassen wollen,

c) unverzüglich zurückzukehren, wenn sie sich außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland aufhalten, und sich beim zuständigen oder nächsten Kreis-
wehrersatzamt zu melden.

Dies gilt nicht für männliche Personen, die ihren ständigen Aufenthalt außer-
halb der Bundesrepublik Deutschland haben oder bei deutschen Dienststellen
oder öffentlichen zwischen- oder überstaatlichen Organisationen außerhalb
der Bundesrepublik Deutschland beschäftigt sind oder mit Genehmigung 
einer obersten Bundes- oder Landesbehörde oder der von ihr bestimmten 
Stelle sich außerhalb der Bundesrepublik Deutschland aufhalten oder sie ver-
lassen.

(2) Im Verteidigungsfall gelten Absatz 1 Nr. 1 Satz 2, Nr. 3 bis 5 und folgende
Vorschriften:

1. Die Meldung gemäß § 24 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 ist innerhalb achtundvierzig
Stunden zu erstatten; § 24 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 Halbsatz 2 ist nicht anzu-
wenden.

2. Wehrpflichtige, die beantragt haben, ihre Berechtigung, den Kriegsdienst
mit der Waffe zu verweigern, festzustellen, können zum Zivildienst einbe-
rufen werden, bevor über ihren Feststellungsantrag entschieden ist.

3. Zurückstellungen nach § 12 Abs. 2, 4 und 5 treten außer Kraft. Erneute
Zurückstellungen nach § 12 Abs. 4 sind zulässig, wenn die Heranziehung
zum Wehrdienst für den Wehrpflichtigen auch im Verteidigungsfall eine
unzumutbare Härte bedeuten würde.

4. Wehrpflichtige, die im Frieden gemäß § 12 Abs. 2 vom Wehrdienst zurück-
gestellt werden, sind im Verteidigungsfall auf Antrag zum Sanitätsdienst
einzuberufen.

5. Wehrpflichtige, die sich im Verteidigungsfall zum freiwilligen Eintritt in die
Bundeswehr melden, dürfen von einem Offizier in der Stellung eines Batail-
lonskommandeurs oder in entsprechender Dienststellung als Soldaten, die
auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leisten, mit dem untersten Mann-
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schaftsdienstgrad oder mit ihrem letzten in der Bundeswehr erreichten
Dienstgrad eingestellt werden, wenn die Einberufung durch das zustän-
dige Kreiswehrersatzamt nicht möglich ist.

Erfassung und Musterung von Wehrpflichtigen 
für bestimmte Aufgaben
(1) Wehrpflichtige, die wegen ihrer beruflichen Ausbildung oder Tätigkeit im
Verteidigungsfall für Aufgaben verwendet werden sollen, die der Herstel-
lung der Einsatzfähigkeit oder der Sicherung der Operationsfreiheit der Streit-
kräfte dienen, können nach Vollendung des achtzehnten Lebensjahres bis zum
Ablauf des Jahres, in dem sie das sechzigste Lebensjahr vollenden, erfasst und
gemustert werden. Sie können nach Maßgabe dieses Gesetzes zu Wehr-
übungen einberufen werden, wenn die Bundesregierung feststellt, dass dies
zu einer nach den Umständen gebotenen Herstellung der Einsatzfähigkeit oder
zur Sicherung der Operationsfreiheit der Streitkräfte notwendig ist. Auch ohne
diese Feststellung können sie zu einer Wehrübung einberufen werden, die
jedoch nur der Vorbereitung auf ihre vorgesehene Verwendung im Einzelfall
dienen darf; Mannschaften dürfen nur bis zum Ablauf des Jahres, in dem sie
das fünfundvierzigste Lebensjahr vollenden, einberufen werden. Die §§ 13
und 13a bleiben unberührt.

(2) Das Nähere über die Erfassung der unter Absatz 1 fallenden Personen,
soweit sie nicht zum Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidi-
gung gehören oder nicht bei Dienststellen der Stationierungs- oder NATO-
Streitkräfte beschäftigt sind, wird durch Rechtsverordnung geregelt.

(3) Durch Rechtsverordnung kann bestimmt werden, dass natürliche Perso-
nen und juristische Personen des privaten oder öffentlichen Rechts die für
die Erfassung des unter Absatz 1 fallenden Personenkreises erforderlichen An-
gaben machen.

Zuständigkeit für den Erlass von Rechtsverordnungen
(1) Die Bundesregierung erlässt die Rechtsverordnungen

1. über die Unterwerfung von Ausländern und Staatenlosen unter die Wehr-
pflicht (§ 2),

2. über die Zuständigkeit und das Verfahren bei der Unabkömmlichstellung 
(§ 13 Abs. 2),

3. über die Übertragung von Aufgaben der Wehrersatzbehörde bei der Wehr-
überwachung auf die See-Berufsgenossenschaft und über die Art und Höhe
der vom Bund der See-Berufsgenossenschaft zu erstattenden Kosten (§ 24
Abs. 8),

4. über das Verfahren in den Fällen der §§ 22 und 23 Abs. 1 Satz 7,
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5. über die Erfassung von Wehrpflichtigen für bestimmte Aufgaben (§ 49 
Abs. 2),

6. über die Auskunftspflicht (§ 49 Abs. 3),

7. über den Schutz personenbezogener Informationen Wehrpflichtiger in Per-
sonalakten und in automatisierten Dateien nach § 27.

(2) Die Rechtsverordnungen bedürfen der Zustimmung des Bundesrates.

Einschränkung von Grundrechten
Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des
Grundgesetzes), der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundge-
setzes), der Freizügigkeit (Artikel 11 Abs. 1 des Grundgesetzes) und der Un-
verletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) werden nach Maß-
gabe dieses Gesetzes eingeschränkt.

Übergangsvorschriften aus Anlass des Änderungsgesetzes 
vom 15. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1726)
(1) Wehrpflichtige, die am 31. Dezember 1995 zehn Monate oder länger
Grundwehrdienst geleistet haben, sind zu entlassen.

(2) Für nicht unter Absatz 1 fallende Wehrpflichtige, die gemäß § 5 Abs. 1 Satz
4 in der bis zum 31. Dezember 1995 geltenden Fassung zu einem länger als
zehn Monate dauernden Grundwehrdienst einberufen sind, ist die Dienst-
zeit nach Maßgabe von § 5 Abs. 1 Satz 4 in der ab 1. Januar 1996 geltenden
Fassung neu festzusetzen.

(3) Wehrpflichtige, die sich nach bisherigem Recht zum ehrenamtlichen Dienst
als Helfer im Zivilschutz oder Katastrophenschutz (§ 13a Abs. 1 Satz 1; § 8 Abs.
2 Satz 1 des Gesetzes über die Erweiterung des Katastrophenschutzes) ver-
pflichtet haben, sind auf Antrag aus der Verpflichtung zu entlassen, wenn sie
am 31. Dezember 1995 oder später die ab 1. Januar 1996 vorgesehene Ver-
pflichtungszeit erbracht haben.
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Vorgesetztenverordnung

Verordnung 
über die Regelung 
des militärischen 
Vorgesetzten-
verhältnisses

Vorgesetzten-
verordnung

Vorgesetzter ist, wer befugt ist, 

einem Soldaten Befehle zu erteilen.

Durch Rechtsverordnung wird 

bestimmt, wer auf Grund seiner

Dienststellung, seines Dienstgrades,

besonderer Anordnungen oder 

eigener Erklärung befehlen kann.



Verordnung über die Regelung des militärischen Vorgesetztenverhältnisses 
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zuletzt geändert am 7. Oktober 1981 (BGBl. I S. 1129)

Inhaltsverzeichnis Seite

I. Vorgesetztenverhältnis auf Grund der Dienststellung
§ 1 Unmittelbare Vorgesetzte  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .193
§ 2 Fachvorgesetzte  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .193
§ 3 Vorgesetzte mit besonderem Aufgabenbereich  . . . . . . . . . . . . . . . . .193

II. Vorgesetztenverhältnis auf Grund des Dienstgrades
§ 4  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .193

III. Vorgesetztenverhältnis auf Grund besonderer Anordnung
§ 5  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .194

IV. Vorgesetztenverhältnis auf Grund eigener Erklärung
§ 6  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .194

192



I. Vorgesetztenverhältnis auf Grund der
Dienststellung

Unmittelbare Vorgesetzte
(1) Ein Soldat, der einen militärischen Verband, eine militärische Einheit oder Teil-
einheit führt oder der eine militärische Dienststelle leitet, hat die allgemeine
Befugnis, den ihm unterstellten Soldaten in und außer Dienst Befehle zu erteilen.

(2) In den Fachdienst der Untergebenen, die der Leitung und Dienstaufsicht
von Fachvorgesetzten unterstehen, soll der unmittelbare Vorgesetzte nicht
eingreifen.

Fachvorgesetzte
Ein Soldat, dem nach seiner Dienststellung die Leitung des Fachdienstes von
Soldaten obliegt, hat die Befugnis, ihnen im Dienst zu fachdienstlichen Zwecken
Befehle zu erteilen.

Vorgesetzte mit besonderem Aufgabenbereich
Ein Soldat, dem nach seiner Dienststellung ein besonderer Aufgabenbereich
zugewiesen ist, hat im Dienst die Befugnis, anderen Soldaten Befehle zu er-
teilen, die zur Erfüllung seiner Aufgaben notwendig sind. Wenn sich dies aus
seinem Aufgabenbereich ergibt, hat er Befehlsbefugnis auch gegenüber Sol-
daten, die sich nicht im Dienst befinden.

II. Vorgesetztenverhältnis
auf Grund des Dienstgrades

(1) In den Kompanien und in den entsprechenden Einheiten sowie innerhalb der
Besatzung eines Schiffes steht die Befugnis, im Dienst Befehle zu erteilen, zu

1. den Offizieren gegenüber allen Unteroffizieren und Mannschaften,

2. den Unteroffizieren vom Feldwebel an aufwärts gegenüber allen Stabs-
unteroffizieren, Unteroffizieren und Mannschaften,

3. den Stabsunteroffizieren und den Unteroffizieren gegenüber allen Mann-
schaften

An Bord von Schiffen haben die Angehörigen der Besatzung und deren un-
mittelbare Vorgesetzte in und außer Dienst Befehlsbefugnis nach Satz 1 auch
gegenüber Soldaten, die sich nicht im Dienst befinden oder nicht zu be-
stimmtem Dienst eingeteilt sind, und gegenüber Soldaten, die nicht zur Be-
satzung gehören.
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(2) In Stäben und anderen militärischen Dienststellen gilt Absatz 1 Satz 1
entsprechend, jedoch kann der Kommandeur oder der Leiter der Dienststelle
die Befehlsbefugnis auf Untergliederungen des Stabes oder der Dienststelle
beschränken.

(3) Innerhalb umschlossener militärischer Anlagen können Soldaten einer höhe-
ren Dienstgradgruppe den Soldaten einer niedrigeren Dienstgradgruppe in
und außer Dienst Befehle erteilen.

III. Vorgesetztenverhältnis 
auf Grund besonderer Anordnung

(1) Ein Vorgesetzter kann innerhalb seiner Befehlsbefugnis Untergebene einem
Soldaten für eine bestimmte Aufgabe vorübergehend unterstellen. Dabei soll
ein im Dienstgrad niedrigerer Soldat einem im Dienstgrad höheren Soldaten
nur vorgesetzt werden, wenn besondere dienstliche Gründe dies erfordern.

(2) Durch die Anordnung der Unterstellung, die den Untergebenen dienst-
lich bekanntzugeben ist, erhält der Soldat die Befugnis, den unterstellten
Soldaten Befehle zu erteilen, die zur Erfüllung seiner Aufgabe notwendig sind.

IV. Vorgesetztenverhältnis 
auf Grund eigener Erklärung

(1) Ein Offizier oder Unteroffizier kann sich in und außer Dienst über andere
Soldaten, die im Dienstgrad nicht über ihm stehen, zum Vorgesetzten erklären,
wenn er dies für notwendig hält, weil
1. eine Notlage sofortige Hilfe erfordert,
2. zur Aufrechterhaltung der Disziplin oder Sicherheit ein sofortiges Eingreifen

unerläßlich ist oder
3. eine einheitliche Befehlsgebung an Ort und Stelle unabhängig von der

gliederungsmäßigen Zusammengehörigkeit der Soldaten zur Behebung 
einer kritischen Lage hergestellt werden muss.

(2) Niemand kann sich zum Vorgesetzten von Soldaten erklären, die auf Grund
der §§ 1 bis 3 und 5 Befehlsbefugnis über ihn haben.
(3) Mit der Erklärung erhält der Offizier oder Unteroffizier die Befugnis, den
Soldaten, an die er die Erklärung gerichtet hat, Befehle zu erteilen, die nach
der Lage erforderlich sind. In eine fachliche Tätigkeit soll nur ein facherfahrener
Offizier oder Unteroffizier eingreifen.
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Beschwerderecht
(1) Der Soldat kann sich beschweren, wenn er glaubt, von Vorgesetzten oder
von Dienststellen der Bundeswehr unrichtig behandelt oder durch pflicht-
widriges Verhalten von Kameraden verletzt zu sein. Das Beschwerderecht
der Vertrauenspersonen regelt das Soldatenbeteiligungsgesetz.

(2) Der Soldat kann die Beschwerde auch darauf stützen, dass ihm auf einen
Antrag innerhalb eines Monats kein Bescheid erteilt worden ist.

(3) Gegen dienstliche Beurteilungen findet eine Beschwerde nicht statt.

(4) Gemeinschaftliche Beschwerden sind unzulässig. Insoweit wird das Petitions-
recht nach Artikel 17 des Grundgesetzes eingeschränkt.

Verbot der Benachteiligung
Niemand darf dienstlich gemaßregelt oder benachteiligt werden, weil seine
Beschwerde nicht auf dem vorgeschriebenen Weg oder nicht fristgerecht ein-
gelegt worden ist oder weil er eine unbegründete Beschwerde erhoben hat.

Wirkung der Beschwerde
(1) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. Die Einlegung der
Beschwerde befreit insbesondere nicht davon, einen Befehl, gegen den sich
die Beschwerde richtet, auszuführen. § 11 des Soldatengesetzes bleibt un-
berührt.

(2) Die für die Entscheidung zuständige Stelle kann die Ausführung des Be-
fehls oder die Vollziehung einer Maßnahme bis zur Entscheidung über die Be-
schwerde aussetzen; sie kann auch andere einstweilige Maßnahmen treffen.

Vermittlung und Aussprache
(1) Der Beschwerdeführer kann vor Einlegung der Beschwerde einen Vermittler
anrufen, wenn er sich persönlich gekränkt fühlt und ihm ein gütlicher Aus-
gleich möglich erscheint.

(2) Der Vermittler darf frühestens nach Ablauf einer Nacht und muss inner-
halb einer Woche, nachdem der Beschwerdeführer von dem Beschwerdean-
lass Kenntnis erhalten hat, angerufen werden.

(3) Als Vermittler wählt der Beschwerdeführer einen Soldaten, der sein per-
sönliches Vertrauen genießt und an der Sache selbst nicht beteiligt ist. Der
als Vermittler Angerufene darf die Durchführung der Vermittlung nur aus wich-
tigem Grund ablehnen. Unmittelbare Vorgesetzte des Beschwerdeführers oder
desjenigen, über den die Beschwerde geführt wird (Betroffener), dürfen die
Vermittlung nicht übernehmen.

(4) Der Vermittler soll sich in persönlichem Benehmen mit den Beteiligten mit
dem Sachverhalt vertraut machen und sich um einen Ausgleich bemühen.
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(5) Bittet der Beschwerdeführer den Betroffenen vor der Vermittlung oder an-
stelle einer Vermittlung um eine Aussprache, hat der Betroffene ihm Gele-
genheit zur Darlegung seines Standpunktes zu geben.

(6) Der Lauf der Beschwerdefrist wird durch eine Vermittlung oder eine Aus-
sprache nicht gehemmt.

Einlegung der Beschwerde
(1) Die Beschwerde ist bei dem nächsten Disziplinarvorgesetzten des Be-
schwerdeführers einzulegen. Ist für die Entscheidung eine andere Stelle zu-
ständig, kann die Beschwerde auch dort eingelegt werden.

(2) Soldaten, die in einem Bundeswehrkrankenhaus liegen, können Beschwer-
den auch bei dem leitenden Sanitätsoffizier des Bundeswehrkrankenhauses
einlegen. Soldaten in Arrest- oder Strafanstalten können Beschwerden auch
bei einem militärischen Anstaltsvorgesetzten einlegen.

(3) Ist der nächste Disziplinarvorgesetzte oder sind die in Absatz 2 genann-
ten Stellen nicht selbst zur Entscheidung über eine bei ihnen eingelegte Be-
schwerde zuständig, haben sie diese unverzüglich der zuständigen Stelle un-
mittelbar zuzuleiten.

Frist und Form der Beschwerde
(1) Die Beschwerde darf frühestens nach Ablauf einer Nacht und muss binnen
zwei Wochen eingelegt werden, nachdem der Beschwerdeführer von dem Be-
schwerdeanlass Kenntnis erhalten hat.

(2) Die Beschwerde ist schriftlich oder mündlich einzulegen. Wird sie münd-
lich vorgetragen, ist eine Niederschrift aufzunehmen, die der Aufnehmende
unterschreiben muss und der Beschwerdeführer unterschreiben soll. Von der
Niederschrift ist dem Beschwerdeführer auf Verlangen eine Abschrift aus-
zuhändigen.

Fristversäumnis
(1) Wird der Beschwerdeführer an der Einhaltung einer Frist durch militäri-
schen Dienst, durch Naturereignisse oder andere unabwendbare Zufälle ge-
hindert, läuft die Frist erst drei Tage nach Beseitigung des Hindernisses ab.

(2) Als unabwendbarer Zufall ist es auch anzusehen, wenn eine Rechtsmit-
telbelehrung unterblieben oder unrichtig erteilt worden ist.

Zurücknahme der Beschwerde
(1) Die Beschwerde kann jederzeit durch schriftliche Erklärung zurückge-
nommen werden. Die Erklärung ist gegenüber dem nächsten Disziplinarvor-
gesetzten oder der für die Entscheidung sonst zuständigen Stelle abzuge-
ben. Diese Beschwerde ist dadurch erledigt.
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(2) Die Pflicht des Vorgesetzten, im Rahmen seiner Dienstaufsicht Mängel ab-
zustellen, bleibt bestehen.

Zuständigkeit für den Beschwerdebescheid
(1) Über die Beschwerde entscheidet der Disziplinarvorgesetzte, der den Ge-
genstand der Beschwerde zu beurteilen hat. Über Beschwerden gegen Dienst-
stellen der Bundeswehrverwaltung entscheidet die nächsthöhere Dienststelle.

(2) Hat der Bundesminister der Verteidigung über Beschwerden in truppen-
dienstlichen Angelegenheiten zu entscheiden, kann sein Vertreter die Be-
schwerdeentscheidung unterzeichnen; der Bundesminister der Verteidigung
kann die Zeichnungsbefugnis weiter übertragen. Bei Beschwerden in Ver-
waltungsangelegenheiten entscheidet der Bundesminister der Verteidigung
als oberste Dienstbehörde.

(3) Hat das Unterstellungsverhältnis des Betroffenen (§ 4 Abs. 3 Satz 3) ge-
wechselt und richtet sich die Beschwerde gegen seine Person, geht die Zu-
ständigkeit auf den neuen Vorgesetzten des Betroffenen über.

(4) In Zweifelsfällen bestimmt der nächste gemeinsame Vorgesetzte, wer zu
entscheiden hat.

Vorbereitung der Entscheidung
(1) Der entscheidende Vorgesetzte hat den Sachverhalt durch mündliche oder
schriftliche Verhandlungen zu klären. Er kann die Aufklärung des Sachverhalts
einem Offizier übertragen. In Fällen von geringerer Bedeutung kann der ent-
scheidende Vorgesetzte auch den Kompaniefeldwebel oder einen Unteroffi-
zier in entsprechender Dienststellung mit der Vernehmung von Zeugen be-
auftragen, soweit es sich um Mannschaften oder Unteroffiziere ohne Porte-
pee handelt. Über den Inhalt mündlicher Verhandlungen ist ein kurzer zu-
sammenfassender Bericht zu fertigen.

(2) Bei Beschwerden in fachdienstlichen Angelegenheiten ist die Stellungnahme
der nächsthöheren Fachdienststelle einzuholen, wenn diese nicht selbst für
die Entscheidung zuständig ist.

(3) Die Beteiligung der Vertrauensperson regelt das Soldatenbeteiligungs-
gesetz.

Beschwerden bei abgesetzten Truppenteilen
Ist der für die Entscheidung zuständige Disziplinarvorgesetzte bei abgesetz-
ten Truppenteilen, an Bord von Schiffen oder in ähnlichen Fällen nicht anwe-
send und auf dem gewöhnlichen Postwege schriftlich nicht erreichbar, gilt fol-
gendes:

a) Der Beschwerdeführer kann die Beschwerde einlegen, sobald die Behinde-
rung weggefallen ist. Die Frist für die Einlegung der Beschwerde läuft in die-
sem Falle erst drei Tage nach Beseitigung des Hindernisses ab.
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b) Die Beschwerde kann auch bei dem höchsten anwesenden Offizier einge-
legt werden. Dieser hat die Entscheidung über die Beschwerde gemäß § 10
vorzubereiten und die Akten nach Behebung des Hindernisses unverzüg-
lich der für die Entscheidung zuständigen Stelle zuzuleiten. Er kann Maß-
nahmen gemäß § 3 Abs. 2 treffen.

Beschwerdebescheid
(1) Über die Beschwerde wird schriftlich entschieden. Der Bescheid ist zu be-
gründen. Er ist dem Beschwerdeführer gegen Empfangsschein auszuhändigen
oder nach den sonstigen Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes vom
3. Juli 1952 (Bundesgesetzblatt I S. 379) zuzustellen und auch dem Betroffe-
nen (§ 4 Abs. 3 Satz 3) mitzuteilen. In einem ablehnenden Bescheid ist der Be-
schwerdeführer über den zulässigen Rechtsbehelf, die Stelle, bei der der Rechts-
behelf einzulegen ist, und die einzuhaltende Frist schriftlich zu belehren.

(2) Ist für die Entscheidung über die Beschwerde die Beurteilung einer Frage,
über die in einem anderen Verfahren entschieden werden soll, von wesent-
licher Bedeutung, kann das Beschwerdeverfahren bis zur Beendigung des an-
deren Verfahrens ausgesetzt werden, wenn dadurch keine unangemessene
Verzögerung eintritt. Dem Beschwerdeführer ist die Aussetzung mitzuteilen.
Soweit die Beschwerde durch den Ausgang des anderen Verfahrens nicht er-
ledigt wird, ist sie weiter zu behandeln.

(3) Ist die Beschwerde nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist bei einer 
Stelle eingegangen, bei der sie nach diesem Gesetz eingelegt werden kann,
ist sie unter Hinweis auf diesen Mangel zurückzuweisen. Ihr ist trotzdem nach-
zugehen; soweit erforderlich, ist für Abhilfe zu sorgen.

Inhalt der Entscheidung
(1) Soweit die Beschwerde sich als begründet erweist, ist ihr stattzugeben und
für Abhilfe zu sorgen. Dabei sind unzulässige oder unsachgemäße Befehle
oder Maßnahmen aufzuheben oder abzuändern. Ist ein Befehl bereits aus-
geführt oder sonst erledigt, ist auszusprechen, dass er nicht hätte ergehen dür-
fen. Zu Unrecht unterbliebene Maßnahmen sind, soweit noch möglich, nach-
zuholen, zu Unrecht abgelehnte Gesuche oder Anträge zu genehmigen. Bei
einer Beschwerde nach § 1 Abs. 2 ist in der Sache selbst zu entscheiden.

(2) Ergibt sich, dass ein Dienstvergehen vorliegt, ist nach der Wehrdisziplinar-
ordnung zu verfahren. Dem Beschwerdeführer ist mitzuteilen, ob gegen den
Betroffenen eine Disziplinarmaßnahme verhängt oder von einer Disziplinar-
maßnahme abgesehen worden ist.

(3) Soweit die Beschwerde nicht begründet ist, ist sie zurückzuweisen.

Umfang der Untersuchung
Die Untersuchung der Beschwerde ist stets darauf zu erstrecken, ob mangelnde
Dienstaufsicht oder sonstige Mängel im dienstlichen Bereich vorliegen.
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Verfahren bei Beendigung des Dienstverhältnisses
Die Fortführung des Verfahrens wird nicht dadurch berührt, dass nach Einle-
gung der Beschwerde das Dienstverhältnis des Beschwerdeführers endigt.

Weitere Beschwerde
(1) Gegen den Beschwerdebescheid kann der Beschwerdeführer binnen zwei
Wochen nach dessen Bekanntgabe (§ 12) weitere Beschwerde einlegen.

(2) Die weitere Beschwerde kann auch eingelegt werden, wenn über die Be-
schwerde innerhalb eines Monats nicht entschieden worden ist.

(3) Für die Entscheidung über die weitere Beschwerde ist der nächsthöhere
Disziplinarvorgesetzte zuständig.

(4) Für die weitere Beschwerde gelten die Vorschriften über die Beschwerde
entsprechend.

Antrag auf Entscheidung des Truppendienstgerichts
(1) Ist die weitere Beschwerde erfolglos geblieben, kann der Beschwerdefüh-
rer die Entscheidung des Truppendienstgerichts beantragen, wenn seine Be-
schwerde eine Verletzung seiner Rechte oder eine Verletzung von Pflichten 
eines Vorgesetzten ihm gegenüber zum Gegenstand hat, die im Zweiten Un-
terabschnitt des Ersten Abschnittes des Soldatengesetzes mit Ausnahme der
§§ 24, 25, 30 und 31 geregelt sind. Der Antrag kann auch gestellt werden,
wenn über die weitere Beschwerde innerhalb eines Monats nicht entschieden
worden ist.

(2) Das Verfahren vor dem Truppendienstgericht tritt insoweit an die Stelle des
Verwaltungsrechtsweges gemäß § 59 des Soldatengesetzes.

(3) Mit dem Antrag kann nur geltend gemacht werden, dass eine dienstliche
Maßnahme oder Unterlassung rechtswidrig sei. Rechtswidrigkeit ist auch ge-
geben, wenn der Beschwerdeführer durch Überschreitung oder Missbrauch
dienstlicher Befugnisse verletzt ist.

(4) Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des ableh-
nenden Bescheids oder nach Ablauf der in Absatz 1 Satz 2 bestimmten Frist
bei dem für die Entscheidung über die weitere Beschwerde zuständigen Vor-
gesetzten schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift zu erklären und zu
begründen. Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Antrag bei dem nächsten
Disziplinarvorgesetzten oder in den Fällen des § 5 Abs. 2 und des § 11 Buch-
stabe b bei den dort bezeichneten Vorgesetzten eingelegt wird. Der Vorge-
setzte, der über die weitere Beschwerde entschieden hat, legt den Antrag mit
seiner Stellungnahme dem Truppendienstgericht vor. Zuständig ist das Trup-
pendienstgericht, das für den Befehlsbereich errichtet ist, zu dem der Trup-
penteil oder die Dienststelle des Beschwerdeführers bei Stellung des Antrages
gehört.
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(5) Nach Ablauf eines Jahres seit Einlegung der weiteren Beschwerde ist die
Anrufung des Truppendienstgerichts ausgeschlossen. § 7 gilt entsprechend.

(6) Der Antrag hat keine aufschiebende Wirkung. Das Truppendienstgericht,
in dringenden Fällen sein Vorsitzender, kann die aufschiebende Wirkung an-
ordnen. Die Anordnung kann schon vor Stellung des Antrages auf gerichtliche
Entscheidung getroffen werden, wenn der zuständige Disziplinarvorgesetzte
die Aussetzung nach § 3 Abs. 2 abgelehnt hat.

Verfahren des Truppendienstgerichts
(1) Für die Besetzung des Truppendienstgerichts ist der Dienstgrad des Be-
schwerdeführers maßgebend.

(2) Das Truppendienstgericht hat von Amts wegen den Sachverhalt aufzu-
klären. Es kann Beweise wie im disziplinargerichtlichen Verfahren erheben.
Es entscheidet ohne mündliche Verhandlung, kann jedoch mündliche Ver-
handlung anberaumen, wenn es dies für erforderlich hält. Haben Beweiser-
hebungen stattgefunden, hat das Truppendienstgericht das Beweisergebnis
dem Beschwerdeführer auf Antrag mitzuteilen und ihm binnen einer vom Ge-
richt zu setzenden Frist, die wenigstens drei Tage betragen muss, Gelegenheit
zur Akteneinsicht und Stellungnahme zu geben. Das Truppendienstgericht
entscheidet endgültig durch Beschluss. Die Entscheidung ist zu begründen.

(3) Hält das Truppendienstgericht die Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts
oder des Sozialgerichts für gegeben, verweist es die Sache an das zuständige
Gericht. Die Entscheidung ist bindend.

(4) Das Truppendienstgericht kann Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeu-
tung dem Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vorlegen, wenn nach
seiner Auffassung die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer ein-
heitlichen Rechtsprechung es erfordert. Die Wehrdienstsenate entscheiden
in der Besetzung von drei Richtern und zwei ehrenamtlichen Richtern durch
Beschluss. Dem Bundeswehrdisziplinaranwalt ist vor der Entscheidung Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben. Die Entscheidung ist in der vorliegen-
den Sache für das Truppendienstgericht bindend.

Inhalt der Entscheidung
(1) Hält das Truppendienstgericht einen Befehl oder eine Maßnahme, ge-
gen die sich der Antrag richtet, für rechtswidrig, hebt es den Befehl oder die
Maßnahme auf. Ist ein Befehl bereits ausgeführt oder anders erledigt, ist
auszusprechen, dass er rechtswidrig war. Hält das Truppendienstgericht die
Ablehnung eines Antrages oder die Unterlassung einer Maßnahme für rechts-
widrig, spricht es die Verpflichtung aus, dem Antrag zu entsprechen oder
unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts anderweitig tätig zu
werden.

19§

18§

202



(2) Ist der Beschwerdeführer durch ein Dienstvergehen verletzt worden, spricht
das Truppendienstgericht auch die Verpflichtung aus, nach Maßgabe der Wehr-
disziplinarordnung zu verfahren.

Notwendige Auslagen und Kosten
(1) Soweit dem Antrag stattgegeben wird, sind die dem Beschwerdeführer im
Verfahren vor dem Truppendienstgericht erwachsenen notwendigen Ausla-
gen dem Bund aufzuerlegen. Dies gilt nicht für notwendige Auslagen, die dem
Beschwerdeführer durch schuldhafte Säumnis erwachsen sind.

(2) Dem Beschwerdeführer können die Kosten des Verfahrens vor dem Trup-
pendienstgericht auferlegt werden, soweit das Gericht den Antrag als offen-
sichtlich unzulässig oder als offensichtlich unbegründet erachtet. Die Kosten
des Verfahrens, die er durch schuldhafte Säumnis verursacht hat, sind ihm auf-
zuerlegen.

(3) Ist der Antrag auf gerichtliche Entscheidung gegenstandslos geworden,
sind die Absätze 1 und 2 unter Berücksichtigung des bisherigen Sachstands
sinngemäß anzuwenden.

(4) § 129 Abs. 1 und 2 Nr. 1 bis 5, § 132 Abs. 8 sowie § 134 der Wehrdiszi-
plinarordnung gelten entsprechend.

Entscheidungen des Bundesministers der Verteidigung
(1) Gegen Entscheidungen oder Maßnahmen des Bundesministers der Ver-
teidigung einschließlich der Entscheidungen über Beschwerden oder weitere
Beschwerden kann der Beschwerdeführer unmittelbar die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts beantragen.

(2) Für den Antrag auf Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts und für
das Verfahren gelten die §§ 17 bis 20 entsprechend. § 20 Abs. 4 in Verbin-
dung mit § 134 der Wehrdisziplinarordnung ist mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass an die Stelle des Truppendienstgerichts das Bundesverwaltungsge-
richt tritt.

(3) Die Stellungnahme des Bundesministers der Verteidigung gegenüber dem
Bundesverwaltungsgericht kann sein Vertreter unterzeichnen; der Bundes-
minister der Verteidigung kann die Zeichnungsbefugnis weiter übertragen. Im
übrigen wird der Bundesminister der Verteidigung im Verfahren vor dem Bun-
desverwaltungsgericht durch den Bundeswehrdisziplinaranwalt vertreten.

Entscheidungen der Inspekteure
Für Entscheidungen des Stellvertreters des Generalinspekteurs, der Inspek-
teure der Teilstreitkräfte und des Inspekteurs des Sanitäts- und Gesundheits-
wesens über weitere Beschwerden gilt § 21 Abs. 1, 2 und 3 Satz 2 ent-
sprechend.
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Verwaltungsgerichtliches Vorverfahren
(1) Ist für eine Klage aus dem Wehrdienstverhältnis der Verwaltungsrechts-
weg gegeben, tritt das Beschwerdeverfahren an die Stelle des Vorverfahrens.

(2) Die Beschwerde kann in diesen Fällen auch bei der Stelle eingelegt wer-
den, deren Entscheidung angefochten wird. Hält diese Stelle die Beschwerde
für begründet, hilft sie ihr ab. Andernfalls legt sie die Beschwerde der zur Ent-
scheidung zuständigen Stelle vor.

(3) Die weitere Beschwerde ist nicht zulässig.

(4) Der Bundesminister der Verteidigung kann die Entscheidung für Fälle, in
denen er zur Entscheidung über die Beschwerde zuständig wäre, durch all-
gemeine Anordnung auf die Stelle, die die angefochtene Maßnahme erlassen
hat, oder auf andere Stellen übertragen. Die Anordnung ist zu veröffentlichen.

(5) Gegen Entscheidungen des Bundesministers der Verteidigung ist die 
Klage erst zulässig, wenn dieser auf eine Beschwerde erneut entschieden hat.

(6) Das für die Klage zuständige Gericht kann schon vor Erhebung der Klage
auf Antrag des Beschwerdeführers die aufschiebende Wirkung anordnen. Ist
die Maßnahme im Zeitpunkt der Entscheidung schon vollzogen, kann das Ge-
richt die Aufhebung der Vollstreckung anordnen.

(7) § 18 Abs. 3 gilt entsprechend.

In-Kraft-Treten
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.
24*)§
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Wehrbeauftragtengesetz

Gesetz über den 
Wehrbeauftragten
des Deutschen 
Bundestages

Zum Schutz der Grundrechte und als Hilfsorgan des

Bundestages bei der Ausübung der parlamentarischen

Kontrolle wird ein Wehrbeauftragter des Bundestages

berufen. (Art. 45b GG)

Jeder Soldat hat das

Recht, sich einzeln

ohne Einhaltung des

Dienstweges unmittel-

bar an den Wehr-

beauftragten zu 

wenden. 

(§ 7 Satz 1 WBeauftrG)
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Gesetz über den Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages
(Gesetz zu Artikel 45b des Grundgesetzes – WBeauftrG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. Juni 1982 (BGBl. I S. 677), zuletzt geändert durch 
Artikel 16 des Gesetzes vom 20. Dezember 2001 (BGBI. I S. 4013)

Inhaltsverzeichnis Seite

§ 1 Verfassungsrechtliche Stellung; Aufgaben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .207
§ 2 Berichtspflichten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .207
§ 3 Amtsbefugnisse  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .207
§ 4 Amtshilfe  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .208
§ 5 Allgemeine Richtlinien; Weisungsfreiheit  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .208
§ 6 Anwesenheitspflicht  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .208
§ 7 Eingaberecht des Soldaten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .208
§ 8 Anonyme Eingaben  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .209
§ 9 Vertraulichkeit der Eingaben  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .209
§ 10 Verschwiegenheitspflicht  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .209
§ 11 (weggefallen)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .209
§ 12 Unterrichtspflichten durch Bundes- und Länderbehörden . . . . . . . . . . . .209
§ 13 Wahl des Wehrbeauftragten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .209
§ 14 Wählbarkeit; Amtsdauer; Verbot einer anderen

Berufsausübung; Eid; Befreiung vom Wehrdienst  . . . . . . . . . . . . . . . . . .210
§ 15 Rechtsstellung des Wehrbeauftragten; 

Beginn und Beendigung des Amtsverhältnisses . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .210
§ 16 Sitz des Wehrbeauftragten; Leitender Beamter;

Beschäftigte; Haushalt  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .210
§ 17 Vertretung des Wehrbeauftragten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .211
§ 18 Amtsbezüge; Versorgung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .211
§ 19 (weggefallen)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .212
§ 20 In-Kraft-Treten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .212

206



Verfassungsrechtliche Stellung; Aufgaben
(1) Der Wehrbeauftragte nimmt seine Aufgaben als Hilfsorgan des Bundes-
tages bei der Ausübung der parlamentarischen Kontrolle wahr.

(2) Der Wehrbeauftragte wird auf Weisung des Bundestages oder des Ver-
teidigungsausschusses zur Prüfung bestimmter Vorgänge tätig. Eine Weisung
kann nur erteilt werden, wenn der Verteidigungsausschuss den Vorgang nicht
zum Gegenstand seiner eigenen Beratung macht. Der Wehrbeauftragte kann
bei dem Verteidigungsausschuss um eine Weisung zur Prüfung bestimmter
Vorgänge nachsuchen.

(3) Der Wehrbeauftragte wird nach pflichtgemäßem Ermessen auf Grund eige-
ner Entscheidung tätig, wenn ihm bei Wahrnehmung seines Rechts aus § 3
Nr. 4, durch Mitteilung von Mitgliedern des Bundestages, durch Eingaben nach
§ 7 oder auf andere Weise Umstände bekannt werden, die auf eine Verlet-
zung der Grundrechte der Soldaten oder der Grundsätze der Inneren Führung
schließen lassen. Ein Tätigwerden des Wehrbeauftragten nach Satz 1 unter-
bleibt, soweit der Verteidigungsausschuss den Vorgang zum Gegenstand
seiner eigenen Beratung gemacht hat.

Berichtspflichten
(1) Der Wehrbeauftragte erstattet für das Kalenderjahr dem Bundestag einen
schriftlichen Gesamtbericht (Jahresbericht).

(2) Er kann jederzeit dem Bundestag oder dem Verteidigungsausschuss Ein-
zelberichte vorlegen.

(3) Wird der Wehrbeauftragte auf Weisung tätig, so hat er über das Ergebnis
seiner Prüfung auf Verlangen einen Einzelbericht zu erstatten.

Amtsbefugnisse
Der Wehrbeauftragte hat in Erfüllung der ihm übertragenen Aufgaben die fol-
genden Befugnisse:

1. Er kann vom Bundesminister der Verteidigung und allen diesem unterstellten
Dienststellen und Personen Auskunft und Akteneinsicht verlangen. Diese
Rechte können ihm nur verweigert werden, soweit zwingende Geheim-
haltungsgründe entgegenstehen. Die Entscheidung über die Verweigerung
trifft der Bundesminister der Verteidigung selber oder sein ständiger Stellver-
treter im Amt; er hat sie vor dem Verteidigungsausschuss zu vertreten. Auf
Grund einer Weisung nach § 1 Abs. 2 und bei einer Eingabe, der eine Be-
schwerde des Einsenders zugrunde liegt, ist der Wehrbeauftragte berech-
tigt, den Einsender sowie Zeugen und Sachverständige anzuhören. Diese
werden entsprechend dem Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und
Sachverständigen in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober
1969 (BGBl. I S. 1756), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom
26. November 1979 (BGBl. I S. 1953), entschädigt.
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2. Er kann den zuständigen Stellen Gelegenheit zur Regelung einer Angele-
genheit geben.

3. Er kann einen Vorgang der für die Einleitung des Straf- oder Disziplinar-
verfahrens zuständigen Stelle zuleiten.

4. Er kann jederzeit alle Truppenteile, Stäbe, Dienststellen und Behörden der
Bundeswehr und ihre Einrichtungen auch ohne vorherige Anmeldung be-
suchen. Dieses Recht steht dem Wehrbeauftragten ausschließlich persönlich
zu. Die Sätze 2 und 3 aus Nummer 1 finden entsprechende Anwendung.

5. Er kann vom Bundesminister der Verteidigung zusammenfassende Be-
richte über die Ausübung der Disziplinarbefugnis in den Streitkräften und
von den zuständigen Bundes- und Landesbehörden statistische Berichte
über die Ausübung der Strafrechtspflege anfordern, soweit dadurch die
Streitkräfte oder ihre Soldaten berührt werden.

6. Er kann in Strafverfahren und gerichtlichen Disziplinarverfahren den Ver-
handlungen der Gerichte beiwohnen, auch soweit die Öffentlichkeit aus-
geschlossen ist. Er hat im gleichen Umfang wie der Anklagevertreter und
der Vertreter der Einleitungsbehörde das Recht, die Akten einzusehen.
Die Befugnis aus Satz 1 steht ihm auch in Antrags- und Beschwerdever-
fahren nach der Wehrdisziplinarordnung und der Wehrbeschwerdeord-
nung vor den Wehrdienstgerichten sowie in Verfahren vor den Gerichten
der Verwaltungsgerichtsbarkeit, die mit seinem Aufgabenbereich zusam-
menhängen, zu; in diesen Verfahren hat er das Recht zur Akteneinsicht wie
ein Verfahrensbeteiligter.

Amtshilfe
Gerichte und Verwaltungsbehörden des Bundes, der Länder und der Ge-
meinden sind verpflichtet, dem Wehrbeauftragten bei der Durchführung der
erforderlichen Erhebungen Amtshilfe zu leisten.

Allgemeine Richtlinien; Weisungsfreiheit
(1) Der Bundestag und der Verteidigungsausschuss können allgemeine Richt-
linien für die Arbeit des Wehrbeauftragten erlassen.

(2) Der Wehrbeauftragte ist – unbeschadet des § 1 Abs. 2 – von Weisungen
frei.

Anwesenheitspflicht
Der Bundestag und der Verteidigungsausschuss können jederzeit die Anwe-
senheit des Wehrbeauftragten verlangen.

Eingaberecht des Soldaten
Jeder Soldat hat das Recht, sich einzeln ohne Einhaltung des Dienstweges 
unmittelbar an den Wehrbeauftragten zu wenden. Wegen der Tatsache der
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Anrufung des Wehrbeauftragten darf er nicht dienstlich gemaßregelt oder be-
nachteiligt werden.

Anonyme Eingaben
Anonyme Eingaben werden nicht bearbeitet.

Vertraulichkeit der Eingaben
Wird der Wehrbeauftragte auf Grund einer Eingabe tätig, so steht es in seinem
Ermessen, die Tatsache der Eingabe und den Namen des Einsenders bekannt-
zugeben. Er soll von der Bekanntgabe absehen, wenn der Einsender es wünscht
und der Erfüllung des Wunsches keine Rechtspflichten entgegenstehen.

Verschwiegenheitspflicht
(1) Der Wehrbeauftragte ist auch nach Beendigung seines Amtsverhältnisses
verpflichtet, über die ihm amtlich bekanntgewordenen Angelegenheiten Ver-
schwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen
Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach
keiner Geheimhaltung bedürfen.

(2) Der Wehrbeauftragte darf, auch wenn er nicht mehr im Amt ist, über 
solche Angelegenheiten ohne Genehmigung weder vor Gericht noch außer-
gerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. Die Genehmigung erteilt der
Präsident des Bundestages im Einvernehmen mit dem Verteidigungsausschuss.

(3) Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, darf nur versagt werden, wenn
die Aussage dem Wohl des Bundes oder eines deutschen Landes Nachteile be-
reiten oder die Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernstlich gefährden oder er-
heblich erschweren würde.

(4) Unberührt bleibt die gesetzlich begründete Pflicht, Straftaten anzuzeigen
und bei Gefährdung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung für 
deren Erhaltung einzutreten.

(weggefallen)

Unterrichtungspflichten durch Bundes- und Länderbehörden
Die Justiz- und Verwaltungsbehörden des Bundes und der Länder sind ver-
pflichtet, den Wehrbeauftragten über die Einleitung des Verfahrens, die Er-
hebung der öffentlichen Klage, die Anordnung der Untersuchung im Dis-
ziplinarverfahren und den Ausgang des Verfahrens zu unterrichten, wenn 
einer dieser Behörden die Vorgänge vom Wehrbeauftragten zugeleitet wor-
den sind.

Wahl des Wehrbeauftragten
Der Bundestag wählt in geheimer Wahl mit der Mehrheit seiner Mitglieder den
Wehrbeauftragten. Vorschlagsberechtigt sind der Verteidigungsausschuss, die
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Fraktionen und so viele Abgeordnete, wie nach der Geschäftsordnung der
Stärke einer Fraktion entsprechen. Eine Aussprache findet nicht statt.

Wählbarkeit; Amtsdauer; Verbot einer anderen 
Berufsausübung; Eid; Befreiung vom Wehrdienst
(1) Zum Wehrbeauftragten ist jeder/jede Deutsche wählbar, der/die das Wahl-
recht zum Bundestag besitzt und das 35. Lebensjahr vollendet hat.

(2) Das Amt des Wehrbeauftragten dauert fünf Jahre. Wiederwahl ist zulässig.

(3) Der Wehrbeauftragte darf kein anderes besoldetes Amt, kein Gewerbe
und keinen Beruf ausüben und weder der Leitung und dem Aufsichtsrat eines
auf Erwerb gerichteten Unternehmens noch einer Regierung oder einer ge-
setzgebenden Körperschaft des Bundes oder eines Landes angehören.

(4) Der Wehrbeauftragte leistet bei der Amtsübernahme vor dem Bundestag
den in Artikel 56 des Grundgesetzes vorgesehenen Eid.

(5) Der Wehrbeauftragte ist für die Dauer seines Amtes vom Wehrdienst befreit.

Rechtsstellung des Wehrbeauftragten; 
Beginn und Beendigung des Amtsverhältnisses
(1) Der Wehrbeauftragte steht nach Maßgabe dieses Gesetzes in einem öffent-
lich-rechtlichen Amtsverhältnis. Der Präsident des Bundestages ernennt den
Gewählten.

(2) Das Amtsverhältnis beginnt mit der Aushändigung der Urkunde über die
Ernennung oder, falls der Eid vorher geleistet worden ist (§ 14 Abs. 4), mit der
Vereidigung.

(3) Das Amtsverhältnis endet außer durch Ablauf der Amtszeit nach § 14 
Abs. 2 oder durch den Tod

1. mit der Abberufung,

2. mit der Entlassung auf Verlangen.

(4) Der Bundestag kann auf Antrag des Verteidigungsausschusses seinen Präsi-
denten beauftragen, den Wehrbeauftragten abzuberufen. Dieser Beschluss
bedarf der Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages.

(5) Der Wehrbeauftragte kann jederzeit seine Entlassung verlangen. Der Präsi-
dent des Bundestages spricht die Entlassung aus.

Sitz des Wehrbeauftragten; Leitender Beamter; 
Beschäftigte; Haushalt
(1) Der Wehrbeauftragte hat seinen Sitz beim Bundestag.

(2) Den Wehrbeauftragten unterstützt ein Leitender Beamter. Weitere Be-
schäftigte werden dem Wehrbeauftragten für die Erfüllung seiner Aufgaben
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beigegeben. Die Beamten beim Wehrbeauftragten sind Bundestagsbeamte
nach § 176 des Bundesbeamtengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 3. Januar 1977 (BGBl. I S. 1, 795, 842), zuletzt geändert durch § 27 des
Gesetzes vom 26. Juni 1981 (BGBl. I S. 553). Der Wehrbeauftragte ist Vorge-
setzter der ihm beigegebenen Beschäftigten.

(3) Die dem Wehrbeauftragten für die Erfüllung seiner Aufgaben zur Verfü-
gung zu stellende notwendige Personal- und Sachausstattung ist im Einzel-
plan des Bundestages in einem eigenen Kapitel auszuweisen.

Vertretung des Wehrbeauftragten
(1) Der Leitende Beamte nimmt die Rechte des Wehrbeauftragten mit Aus-
nahme des Rechts nach § 3 Nr. 4 bei Verhinderung und nach Beendigung
des Amtsverhältnisses des Wehrbeauftragten bis zum Beginn des Amtsver-
hältnisses eines Nachfolgers wahr. § 5 Abs. 2 findet entsprechende Anwen-
dung.

(2) Ist der Wehrbeauftragte länger als drei Monate verhindert, sein Amt aus-
zuüben, oder sind nach Beendigung des Amtsverhältnisses des Wehrbeauf-
tragten mehr als drei Monate verstrichen, ohne dass das Amtsverhältnis ei-
nes Nachfolgers begonnen hat, so kann der Verteidigungsausschuss den Lei-
tenden Beamten ermächtigen, das Recht aus § 3 Nr. 4 wahrzunehmen.

Amtsbezüge; Versorgung
(1) Der Wehrbeauftragte erhält vom Beginn des Kalendermonats an, in dem
das Amtsverhältnis beginnt, bis zum Schluss des Kalendermonats, in dem
das Amtsverhältnis endet, Amtsbezüge. § 11 Abs. 1 Buchstaben a und b des
Bundesministergesetzes ist mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass
das Amtsgehalt und der Ortszuschlag 75 von Hundert des Amtsgehaltes und
des Ortszuschlages eines Bundesministers betragen. Die Amtsbezüge werden
monatlich im voraus gezahlt.

(2) Im übrigen werden § 11 Abs. 2 und 4 und §§ 13 bis 20 und 21a des Bun-
desministergesetzes entsprechend angewandt mit der Maßgabe, dass an die
Stelle der zweijährigen Amtszeit (§ 15 Abs. 1 des Bundesministergesetzes) eine
fünfjährige Amtszeit tritt. Satz 1 gilt für einen Berufssoldaten oder Soldaten
auf Zeit, der zum Wehrbeauftragten ernannt worden ist, entsprechend mit
der Maßgabe, dass für Soldaten auf Zeit bei Anwendung des § 18 Abs. 2 des
Bundesministergesetzes an die Stelle des Eintritts in den Ruhestand die Been-
digung des Dienstverhältnisses tritt.

(3) Die Vorschriften des Bundesreisekostengesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13. November 1973 (BGBl. I S. 1621), zuletzt geändert
durch die Verordnung vom 31. Mai 1979 (BGBl. I S. 618), der höchsten Reise-
kostenstufe und des Bundesumzugskostengesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13. November 1973 (BGBl. I S. 1628), zuletzt geändert
durch Artikel VII des Gesetzes vom 20. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3716), für
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die infolge der Ernennung und Beendigung des Amtsverhältnisses erforder-
lich werdenden Umzüge sind entsprechend anzuwenden.

(weggefallen)

In-Kraft-Treten
Das Gesetz in seiner ursprünglichen Fassung ist am 29.6.1957 in Kraft ge-
treten.
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Erlass „Truppe und Wehrbeauftragter“

Der Wehrbeauftragte wird auf Weisung des Bundestages oder

des Verteidigungsausschusses tätig. Aber auch aus eigener 

Initiative prüft er Vorgänge, die ihm bekannt werden und 

besonders die Grundrechte von Soldaten oder die Grundsätze

der Inneren Führung verletzen.

Alle Soldaten sind über die Aufgaben und Befugnisse des

Wehrbeauftragten zu Beginn der Grundausbildung und erneut

nach Versetzung in die Stammeinheit zu unterrichten.
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A. Verfassungsrechtliche Stellung 
des Wehrbeauftragten

Der Deutsche Bundestag beruft zum Schutz der Grundrechte der Soldaten
und zur Überwachung der Einhaltung der Grundsätze der Inneren Führung
den Wehrbeauftragten als sein Hilfsorgan bei der Ausübung der parlamenta-
rischen Kontrolle.

Auf Weisung des Deutschen Bundestages oder des Verteidigungsausschusses
des Deutschen Bundestages kann der Wehrbeauftragte auch mit der Prüfung
von Vorgängen beauftragt werden, die weder dem Schutz der Grundrechte
noch der Überwachung der Einhaltung der Grundsätze der Inneren Führung
dienen. Das Nähere bestimmt das Gesetz über den Wehrbeauftragten des
Deutschen Bundestages (Gesetz zu Artikel 45 b des Grundgesetzes – WBe-
auftrG) in der ab 24. Juni 1982 geltenden Fassung der Bekanntmachung vom
16. Juni 1982 (BGBl. I S. 677 und VMBl. S. 193).

B. Aufgaben und Befugnisse 
des Wehrbeauftragten

Der Wehrbeauftragte wird tätig

• auf Weisung des Deutschen Bundestages oder des Verteidigungsausschusses
zur Prüfung bestimmter Vorgänge,

• nach pflichtgemäßem Ermessen aufgrund eigener Entscheidung, wenn ihm
Umstände bekannt werden, die auf eine Verletzung der Grundrechte der
Soldaten oder der Grundsätze der Inneren Führung schließen lassen.

Der Wehrbeauftragte hat in Erfüllung seiner Aufgaben die folgenden Befug-
nisse:

a) Er kann von allen dem Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) un-
terstellten Dienststellen und Personen Auskunft und Akteneinsicht verlan-
gen. Diese Rechte können nur verweigert werden, soweit zwingende Ge-
heimhaltungsgründe entgegenstehen.

b) Er kann den Einsender sowie Zeugen und Sachverständige anhören, wenn
er auf Weisung des Deutschen Bundestages oder des Verteidigungsaus-
schusses zur Prüfung bestimmter Vorgänge tätig wird und bei Eingaben,
denen eine Beschwer zugrunde liegt.

3.

2.

1.
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c) Er kann jederzeit alle Truppenteile, Stäbe, Dienststellen und Behörden der
Bundeswehr und ihrer Einrichtungen auch ohne vorherige Anmeldung be-
suchen. Das Besuchsrecht ist dem Wehrbeauftragten persönlich vorbe-
halten. Dieses Recht steht nach Ermächtigung durch den Verteidigungs-
ausschuss auch dem Leitenden Beamten zu. Die Wahrnehmung dieses
Rechts kann nur verweigert werden, soweit zwingende Geheimhaltungs-
gründe entgegenstehen.

d) Er kann auch nichtöffentlichen Verhandlungen der Strafgerichte, der Ver-
waltungsgerichte und der Wehrdienstgerichte, die mit seinem Aufgaben-
bereich zusammenhängen, beiwohnen; in diesen Verfahren hat er das Recht
zur Akteneinsicht wie ein Verfahrensbeteiligter.

e) Er kann den zuständigen Stellen Gelegenheit zur Regelung der Angele-
genheit geben.

f) Er kann einen Vorgang der für die Einleitung eines Straf- oder Disziplinar-
verfahrens zuständigen Stelle zuleiten.

Mit Ausnahme des Besuchsrechts nach Nummer 3 Buchstabe c können die
Befugnisse des Wehrbeauftragten auch von seinen Mitarbeitern wahrge-
nommen werden. Informationsbesuche der Mitarbeiter sind vorher anzu-
melden.

C. Verfahrensregelung

Wehrbeauftragtenangelegenheiten sind vordringlich zu bearbeiten. Bei län-
gerer Dauer der Bearbeitung ist der Wehrbeauftragte in angemessenen Zeit-
abständen über den Stand der Angelegeheit durch die Dienststelle zu unter-
richten, die die Stellungnahme abzugeben hat.
Wenn im Zusammenhang mit einem Ersuchen des Wehrbeauftragten um Aus-
kunft oder Akteneinsicht Zweifel bestehen, ob

• der betreffende Sachverhalt auf eine Grundrechtsverletzung oder einen
Verstoß gegen die Grundsätze der Inneren Führung schließen lässt oder ob
eine Weisung des Deutschen Bundestages oder des Verteidigungsaus-
schusses des Deutschen Bundestages vorliegt,

• zwingende Geheimhaltungsgründe dem Ersuchen entgegenstehen 
oder wenn im Zusammenhang mit einem Besuch des Wehrbeauftragten
Zweifel bestehen, ob

• zwingende Geheimhaltungsgründe dem Besuch entgegenstehen,

ist unverzüglich die Entscheidung des BMVg einzuholen. Der Wehrbeauftragte
ist hierüber zu unterrichten.

4.
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Für die Bearbeitung der vom Wehrbeauftragten übersandten Ersuchen gilt Fol-
gendes:

a) Wird vom Wehrbeauftragten ein Angehöriger der Bundeswehr persön-
lich angeschrieben, hat dieser selbst zu antworten.

b) Wendet der Wehrbeauftragte sich an eine Dienststelle, so ist der Leiter
der Dienststelle für die Beantwortung des Ersuchens verantwortlich; die ab-
schließende Stellungnahme hat er selbst zu zeichnen. Die Untersuchungen
führt der jeweils zuständige Disziplinarvorgesetzte durch. Festgestellte Män-
gel sind abzustellen.

c) Werden übergeordnete Vorgesetzte zu einer Stellungnahme aufgefordert,
so veranlassen sie die Überprüfung des Sachverhalts und übersenden de-
ren Ergebnisse zusammen mit der eigenen Stellungnahme an den Wehr-
beauftragten.

d) Kommandobehörden von Division an aufwärts und entsprechende Dienst-
stellen legen dem BMVg bei Angelegenheiten von grundsätzlicher oder
weitreichender Bedeutung ihre Stellungnahme zusammen mit den ent-
standenen wesentlichen Vorgängen nach Abgang auf dem Dienstweg vor.

e) Darüber hinaus sind dem BMVg alle von Dienststellen der Bundeswehr ab-
gegebenen Stellungnahmen mit den entstandenen wesentlichen Vorgän-
gen nach Abgang auf dem Dienstweg vorzulegen, wenn

• der Angelegenheit politische oder öffentliche Bedeutung beizumessen
ist oder

• in der Sache ein disziplinargerichtliches Verfahren oder ein Strafverfah-
ren eingeleitet oder zu erwarten ist.

f) Soweit Soldaten im Zusammenhang mit ihren Eingaben an den Wehrbe-
auftragten die behandelnden Ärzte oder ärztlichen Gutachter von ihrer
ärztlichen Schweigepflicht entbinden, bezieht sich dies im Zweifel aus-
schließlich auf deren Stellungnahmen unmittelbar gegenüber dem Wehr-
beauftragten.

Mehrausfertigungen dieser Stellungnahmen sowie diesen beigefügte An-
lagen, die anderen Dienststellen – einschließlich des BMVg – auf dem Dienst-
weg vorzulegen sind, dürfen daher in der Regel keine Tatsachen oder Wer-
tungen enthalten, die der ärztlichen Schweigepflicht unterliegen.

Die an den Wehrbeauftragten gerichteten Stellungnahmen sind gegebe-
nenfalls so abzufassen, dass die der ärztlichen Schweigepflicht unterlie-
genden Aussagen in einer besonderen Anlage zusammengefasst und nur
dem Wehrbeauftragten unmittelbar mit dem Originalschreiben übersandt
werden.

5.
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g) Über Eingaben, deren Inhalt und entsprechende Stellungnahme haben alle
Beteiligten auch untereinander die Pflicht zur Verschwiegenheit gemäß 
§ 14 Soldatengesetz zu beachten, soweit es nicht die unmittelbare Bear-
beitung der Eingabe betrifft. Den Vorgang zur Belehrung auszuwerten, ist
erst nach Abschluss des Verfahrens zulässig. Die Namen der Beteiligten dür-
fen hierbei nicht bekanntgegeben werden.

Das Verfahren ist in der Regel in diesem Zusammenhang als abgeschlossen
zu betrachten, wenn zwei Monate nach Abgabe der Stellungnahme kei-
ne Rückäußerung des Werbeauftragten mehr eingeht. Teilt der Wehrbe-
auftragte den Abschluss des Verfahrens mit, so ist dies mit dem Ergebnis
seiner Prüfungen den beteiligten Dienststellen und den von der Eingabe
betroffenen Personen bekanntzugeben.

h) Eingaben, die der Wehrbeauftragte Dienststellen zur Stellungnahme über-
sendet, dürfen grundsätzlich nicht in Beschwerden nach den Bestimmun-
gen der Wehrbeschwerdeordnung (WBO) umgedeutet werden, es sei denn,
die Umdeutung entspricht einem ausdrücklichen Willen des Petenten.

Macht der Wehrbeauftragte von seinem Anhörungsrecht (Nummer 3 Buch-
stabe b) Gebrauch, ist er dabei in jeder Hinsicht zu unterstützten. Der Wehr-
beauftragte belehrt Einsender, Sachverständige oder Zeugen über ihre Rech-
te bei der Anhörung; eine Aussagepflicht besteht nicht. Für die Anhörung
ist, soweit erforderlich, Dienstbefreiung oder Sonderurlaub gemäß § 9 Sol-
datenurlaubsverordnung (SUV) i.V. mit Nummer 72 der Ausführungsbestim-
mungen zur SUV (ZDv 14/5 F 511) zu erteilen.

Soweit über Gegenstände angehört werden soll, die der Pflicht zur Ver-
schwiegenheit unterliegen, kann der Angehörige über Vorgänge bis zum Ver-
schlussgrad VS-NfD aussagen. Bei Vorgängen mit höherem VS-Grad hat der
Wehrbeauftragte die Aussagegenehmigung beim zuständigen Disziplinar-
vorgesetzten einzuholen.

Kann der zuständige Disziplinarvorgesetzte die Genehmigung nicht erteilen,
holt er die Entscheidung seiner Vorgesetzten ein. Die Genehmigung zu ver-
sagen, bleibt dem BMVg vorbehalten.

Die angehörten Personen werden entsprechend dem Gesetz über die Ent-
schädigung von Zeugen und Sachverständigen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1756), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 11 des Gesetzes vom 26. November 1979 (BGBl. I S. 1953 und 1980, 
S. 137), entschädigt. Zeugen haben binnen drei Monaten nach der Anhörung,
Sachverständige innerhalb der vom Wehrbeauftragten gesetzten Frist die Ent-
schädigung bei dem Wehrbeauftragten zu beantragen.
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Ist der Sachverhalt einer Eingabe an den Wehrbeauftragten gleichzeitig Ge-
genstand einer Beschwerde nach der WBO oder Wehrdisziplinarordnung
(WDO), dann gilt:

a) Hat ein Soldat Beschwerde nach der WBO einschließlich der Disziplinar-
beschwerde nach § 38 WDO eingelegt und richtet er eine Eingabe in glei-
cher Angelegenheit an den Wehrbeauftragten, so ist der Wehrbeauftrag-
te über Sachstand und Fortgang der Beschwerdesache zu unterrichten. Eine
Mehrausfertigung der Entscheidung ist ihm unverzüglich zuzuleiten. Die
Einlegung eines Rechtsbehelfs sowie die Unanfechtbarkeit sind gesondert
mitzuteilen.

b) Bezieht sich die Eingabe des Soldaten an den Wehrbeauftragten auch auf
Angelegenheiten, die der Soldat nicht zum Gegenstand seiner Beschwer-
de gemacht hat, ist bezüglich dieses Teils der Eingabe wie bei sonstigen Ein-
gaben zu verfahren.

c) Werden aufgrund einer Eingabe an den Wehrbeauftragten disziplinare
Ermittlungen aufgenommen, so ist der Wehrbeauftragte hiervon zu un-
terrichten. Nach Abschluss des Verfahrens ist ihm die getroffene Entschei-
dung mitzuteilen. In einem disziplinargerichtlichen Verfahren sind auch we-
sentliche Zwischenentscheidungen mitzuteilen.

Für die Bearbeitung von Vorgängen, die der Wehrbeauftragte Dienststellen der
Bundeswehr zur Regelung in eigener Zuständigkeit übersendet, gilt Folgendes:

a) Richtet sich der Vorgang gegen einen Soldaten, ist er dessen nächstem Dis-
ziplinarvorgesetzten zuzuleiten. Sonstige Vorgänge sind der Stelle zuzu-
leiten, die den Gegenstand des Vorgangs zu beurteilen hat.

b) Die zu Buchstabe a) bezeichnete Stelle hat dem Einsender auf dem Dienst-
weg einen Bescheid zu erteilen, der auch mündlich durch dessen Diszipli-
narvorgesetzten eröffnet werden kann. Der Wehrbeauftragte ist über die
abschließende Behandlung der Angelegenheit in Kenntnis zu setzen.

c) Durch eine Eingabe an den Wehrbeauftragten werden die Rechtsbehelfe
nach der WBO und der WDO nicht ersetzt. Selbst wenn eine Eingabe an
den Wehrbeauftragten als Beschwerde oder als Antrag nach der WBO oder
der WDO anzusehen ist, werden die dort festgelegten Fristen nur dann ge-
wahrt, wenn die Eingabe innerhalb dieser Frist bei der für die Entgegen-
nahme der Beschwerde oder des Antrags zuständigen Stelle eingeht.

Truppenbesuche des Wehrbeauftragten aus besonderem Anlass (z.B. in Zu-
sammenhang mit besonderen Vorkommnissen oder mehreren gleich lauten-
den oder ähnlichen Eingaben im Bereich desselben Truppenteils) sind dem

9.
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BMVg fernschriftlich nach folgendem Muster zu melden:
Anschrift:
BMVg – Fü S I 3 – nachrichtlich:
Führungsstab der betreffenden Teilstreitkraft bzw. OrgBereich
(Fü H I 1, Fü L I 2, Fü M I 1, InSan II 3, FÜ SKBI 3)
Betr.: Truppenbesuch des Wehrbeauftragten aus besonderem Anlass
– Zeitpunkt
– Truppenteil
– Standort und Unterkunft
– Anlass.

D. Unterrichtung der Soldaten

Alle Soldaten sind über die Aufgaben und Befugnisse des Wehrbeauftragten
zu Beginn der Grundausbildung und erneut nach Versetzung in die Stamm-
einheit zu unterrichten. Dabei ist besonders auf Folgendes hinzuweisen:
a) Jeder Soldat hat das Recht, sich unmittelbar, ohne Einhaltung des Dienst-

weges, mit Eingaben an den Wehrbeauftragten zu wenden.

Die Anschrift des Wehrbeauftragten lautet:
Der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages,
Platz der Republik 1, 11011 Berlin.

Die Anschrift ist gemäß ZDv 10/5 „Leben in der militärischen Gemeinschaft”
Nummer 230 durch Aushang an der Informationstafel in der Einheit/Dienst-
stelle bekannt zu geben.

b) Soldaten können sich nur einzeln an den Wehrbeauftragten wenden.

c) Anonyme Eingaben werden nicht bearbeitet (§ 8 WBeauftrG).

d) Wendet sich ein Soldat vor Abfassung seiner Eingabe an seinen Disziplinar-
vorgesetzten, ist ihm Rat und Hilfe zu gewähren. Es ist ein Dienstvergehen
und zugleich eine Straftat nach § 35 Wehrstrafgesetz, wenn Vorgesetzte
durch Befehle, Drohungen, Versprechungen, Geschenke oder sonst auf
pflichtwidrige Weise Untergebene davon abhalten, Eingaben an den Wehr-
beauftragten zu richten oder Eingaben unterdrücken. Auch der Versuch ist
strafbar und kann im Übrigen als Dienstvergehen geahndet werden.

e) Der Soldat darf keine Nachteile erleiden, weil er sich mit einer Eingabe an
den Wehrbeauftragten gewandt hat. Enthält die Eingabe Dienstpflicht-
verletzungen oder Straftaten, z.B. Beleidigungen oder Verleumdungen,
kann dies als Dienstvergehen disziplinar geahndet oder strafgerichtlich ver-
folgt werden (vgl. ZDv 14/3 B 127).

f) Unterlagen, die höher als VS-NfD eingestuft sind, dürfen Eingaben an den
Wehrbeauftragten nicht beigefügt werden. Tatsachen, die einem höhe-
ren Geheimhaltungsgrad als VS-NfD unterliegen, dürfen in Eingaben an

10.
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den Wehrbeauftragten nicht enthalten sein. Erscheint die Mitteilung sol-
cher Umstände aus der Sicht des Petenten erforderlich, kann der Soldat den
Wehrbeauftragten hierauf hinweisen.

E. Schlussbemerkungen

Von allen Vorgesetzten wird erwartet, vertrauensvoll mit dem Wehrbeauf-
tragten zusammenzuarbeiten und ihm damit die Möglichkeit zu geben, sich
schnell und gründlich zu unterrichten.

Verständnis des Soldaten für unsere Staats- und Rechtsordnung, Vertrauen
zur Demokratie, aber auch zur Bundeswehr können damit wesentlich geför-
dert werden.

Alle Disziplinarvorgesetzten sind aufgefordert, Erfahrungen auf dem Dienst-
weg an BMVg – Fü S I 3 – zu melden.

Der Erlass „Truppe und Wehrbeauftragter” in der Fassung VMBI 1984 S. 59
wird aufgehoben.

BMVg, 28. Mai 2001
Fü S I 3 – Az 39-20-00
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Soldatenbeteiligungsgesetz

Soldaten-
beteiligungs-
gesetz

Gesetz, das die Beteiligungsrechte

der Soldaten umfassend regelt.

Die Vorschrift „Beteiligung der

Soldaten durch Vertrauens-

personen“ setzt dieses Gesetz um

und gibt praktische Hinweise für

die Durchführung.
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Kapitel 1 – Allgemeine Vorschriften

Beteiligung, Grundsatz
(1) Die Beteiligung der Soldaten nach den Bestimmungen dieses Gesetzes soll
zu einer wirkungsvollen Dienstgestaltung und zu einer fürsorglichen Berück-
sichtigung der Belange des Einzelnen beitragen.

(2) Soldaten werden durch Vertrauenspersonen, Gremien der Vertrauens-
personen oder Personalvertretungen vertreten.

(3) Das Recht des Soldaten, sich in dienstlichen und persönlichen Angele-
genheiten an seine Vorgesetzten zu wenden, bleibt unberührt.

Kapitel 2 – Beteiligung der Soldaten 
durch Vertrauenspersonen

Abschnitt 1 
Wahl der Vertrauenspersonen

Wählergruppen
(1) Offiziere, Unteroffiziere und Mannschaften (Wählergruppen) wählen in
geheimer und unmittelbarer Wahl jeweils eine Vertrauensperson und zwei
Stellvertreter, soweit diese Wählergruppen jeweils mindestens fünf Soldaten
umfassen, in folgenden Wahlbereichen:

1. in Einheiten,

2. auf Schiffen und Booten der Marine,

3. in Stäben der Verbände sowie vergleichbarer Dienststellen und 
Einrichtungen,

4. in integrierten Dienststellen und Einrichtungen,

5. regelmäßig in multinationalen Dienststellen und Einrichtungen,

6. als Teilnehmer an Lehrgängen, die länger als 30 Kalendertage dauern, an
Schulen oder vergleichbaren Einrichtungen der Streitkräfte sowie

7. als Studenten der Universitäten in dem Wahlbereich, der ihrem nächsten
Disziplinarvorgesetzten zugeordnet ist, oder

8. als Soldaten, die zu einer Dienststelle oder Einrichtung außerhalb der Streit-
kräfte kommandiert oder unter Wegfall der Geld- und Sachbezüge beur-
laubt sind, in dem Wahlbereich, der ihrem nächsten Disziplinarvorgesetz-
ten zugeordnet ist.
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(2) Liegt die Zahl der Offiziere in Einheiten unter fünf Wahlberechtigten, wählen
sie abweichend von Absatz 1 in dem Stab des Verbandes oder Großverban-
des, welcher der Einheit unmittelbar übergeordnet ist, gemeinsam mit den
wahlberechtigten Offizieren dieses Stabes.

(3) Unteroffiziere mit und ohne Portepee auf Schiffen und Booten der Marine
wählen abweichend von Absatz1 jeweils eine Vertrauensperson und zwei Stellver-
treter, soweit diese Wählergruppen jeweils mindestens fünf Soldaten umfassen.

(4) Sind mindestens fünf Angehörige einer Wählergruppe nicht nur vorüber-
gehend an einem Ort eingesetzt, der weiter als 100 km vom Dienstort des zu-
ständigen Disziplinarvorgesetzten entfernt ist, wählen diese abweichend von
Absatz 1 eine Vertrauensperson und zwei Stellvertreter.

(5) Liegt die Zahl der Soldaten einer Wählergruppe unter fünf Wahlberech-
tigten, sind diese, ausgenommen im Falle des Abs. 2, von einer dem Bundes-
ministerium der Verteidigung unmittelbar nachgeordneten zuständigen Kom-
mandobehörde einer benachbarten Einheit oder Dienststelle oder dem Stab
des Verbandes zuzuteilen, welche der Einheit oder Dienststelle unmittelbar
übergeordnet ist. Ist die Zuständigkeit weiterer Kommandobehörden berührt,
bedarf die zuteilende Kommandobehörde deren Zustimmung. Mehrere be-
nachbarte Dienststellen können unabhängig von ihrer organisatorischen Zu-
gehörigkeit zu einem Wahlbereich zusammengefasst werden. Werden nach
diesem Absatz eine Vertrauensperson und jeweils zwei Stellvertreter gewählt,
entfällt die Wahlberechtigung nach Absatz 1.

(6) Für die Dauer einer besonderen Auslandsverwendung (§ 1 Abs. 3 Satz 2
des Soldatengesetzes) von Einheiten, Schiffen und Booten der  Marine und
Stäben der Verbände werden von Soldaten, die an diesem Einsatz teilnehmen,
in geheimer und unmittelbarer Wahl Vertrauenspersonen für die Wähler-
gruppen der Offiziere, Unteroffiziere und Mannschaften gewählt, soweit die
nach Absatz 1 gewählten Vertrauenspersonen der jeweiligen Wählergruppe
nicht an dem Einsatz teilnehmen.

Wahlberechtigung
(1) Wahlberechtigt sind alle Soldaten, die am Wahltage der Wählergruppe des
Bereichs angehören, für den die Vertrauensperson zu wählen ist, sowie alle
Soldaten, die dem für den Wahlbereich zuständigen Disziplinarvorgesetzten
durch Organisationsbefehl truppendienstlich unterstellt sind. Kommandierte
Soldaten sind in dem Bereich wahlberechtigt, zu dem sie kommandiert sind,
wenn ihre Kommandierung voraussichtlich länger als drei Monate dauert. Dies
gilt nicht für die Kommandierung eines Soldaten zum Zwecke der Freistellung
für die Geschäftsführung eines Gremiums der Vertrauenspersonen. Lehr-
gangsteilnehmer bleiben unbeschadet ihrer Wahlberechtigung nach § 2 
Abs. 1 Nr. 6 im bisherigen Wahlbereich wahlberechtigt.
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(2) Soldaten, die für eine besondere Auslandsverwendung zu den in § 2 Abs.
6 genannten Einheiten, Schiffen und Booten der Marine oder Stäben der Ver-
bände kommandiert werden, sind abweichend von Absatz 1 vom Tage ihrer
Kommandierung an wahlberechtigt. Das gleiche gilt für Soldaten von Teilein-
heiten, die für die Dauer der besonderen Auslandsverwendung einer anderen
Einheit in jeder Hinsicht unterstellt werden.

Wählbarkeit, Grundsätze der Wahl
(1) Wählbar sind vorbehaltlich des Absatzes 2 alle Wahlberechtigten nach § 3.

(2) Nicht wählbar sind

1. die Kommandeure, die Stellvertretenden Kommandeure und die Chefs der
Stäbe,

2. die Kompaniechefs und Offiziere in vergleichbarer Dienststellung, die ört-
liche Vorgesetzte der Wählergruppe der Offiziere im Sinne von § 2 Abs. 1
sind,

3. die Kompaniefeldwebel und die Inhaber entsprechender Dienststellungen,

4. Soldaten, die infolge Richterspruchs die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen
Wahlen zu erlangen, nicht besitzen,

und

5. Soldaten, die innerhalb der letzten zwölf Monate vor dem Tag der Stimm-
abgabe durch Entscheidung des Truppendienstgerichts als Vertrauensperson
abberufen worden sind.

(3) Die Wahl wird nach den Grundsätzen der Personenwahl durchgeführt.

(4) Der Disziplinarvorgesetzte bestellt spätestens zwei Monate vor Ablauf
der Amtszeit der Vertrauensperson auf deren Vorschlag drei Wahlberech-
tigte als Wahlvorstand und einen von ihnen als Vorsitzenden. Ist eine Ver-
trauensperson erstmals zu wählen oder nicht vorhanden, beruft er eine Ver-
sammlung der Wahlberechtigten zur Wahl eines Wahlvorstandes ein.

(5) Die Dienststelle trägt die Kosten der Wahl.

(6) Der Wahlvorstand hat die Wahl unverzüglich einzuleiten und durchzu-
führen. Er stellt unverzüglich nach Abschluss der Wahl das Wahlergebnis durch
öffentliche Auszählung der Stimmen fest, fertigt hierüber eine Niederschrift
und gibt das Wahlergebnis durch Aushang bekannt.

(7) Niemand darf die Wahl behindern, insbesondere darf kein Wahlberech-
tigter in der Ausübung des aktiven oder passiven Wahlrechts beschränkt wer-
den. Die Wahl darf nicht durch Versprechen von Vorteilen oder durch Andro-
hung von Nachteilen beeinflusst werden.
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Anfechtung der Wahl
(1) Drei Wahlberechtigte oder der Disziplinarvorgesetzte können die Wahl
innerhalb von vierzehn Tagen, vom Tage der Bekanntgabe des Wahlergeb-
nisses an gerechnet, beim Truppendienstgericht mit dem Antrag anfechten,
die Wahl für ungültig zu erklären, wenn gegen wesentliche Vorschriften über
das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden
und eine Berichtigung nicht erfolgt ist. Es sei denn, dass durch den Verstoß
das Wahlergebnis nicht verändert oder beeinflusst werden konnte.

(2) Das Truppendienstgericht entscheidet unter entsprechender Anwendung
der Verfahrensvorschriften der Wehrbeschwerdeordnung. Die Auswahl der
militärischen Beisitzer des Gerichts bestimmt sich nach dem Dienstgrad der
Vertrauenspersonen. Auf Antrag kann der Vorsitzende den Beginn der Amts-
zeit der Vertrauenspersonen bis zur Entscheidung des Truppendienstgerichts
aussetzen.

Abschnitt 2 
Geschäftsführung und Rechtsstellung

Geschäftsführung
(1) Die Vertrauensperson führt ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt.

(2) Sie übt ihr Amt regelmäßig während der Dienstzeit aus. Die Vertrauens-
person ist von ihrer dienstlichen Tätigkeit freizustellen, wenn und soweit es zur
ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Wird sie durch
die Erfüllung ihrer Aufgaben über die Dienstzeit hinaus beansprucht, ist ihr in
entsprechender Anwendung einer auf der Grundlage des § 50a des Bundes-
besoldungsgesetzes ergangenen Rechtsverordnung ein Ausgleich zu gewähren.

(3) Ihr ist während des Dienstes Gelegenheit zu geben, Sprechstunden inner-
halb dienstlicher Unterkünfte oder Anlagen abzuhalten, soweit dies zur Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben erforderlich ist und zwingende dienstliche Gründe
nicht entgegenstehen.

(4) Die durch die Tätigkeit der Vertrauensperson entstehenden Kosten trägt
die Dienststelle. Sie erhält bei Reisen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben not-
wendig sind, Reisekostenvergütung nach dem Bundesreisekostengesetz. Für
Sprechstunden und die laufende Geschäftsführung werden ihr im erforder-
lichen Umfang Räume, Geschäftsbedarf sowie geeignete Aushangmöglich-
keiten für Bekanntmachungen zur Verfügung gestellt.

Beurteilung
(1) Die Vertrauensperson und die eingetretenen Vertreter werden regelmäßig
durch den nächsten Disziplinarvorgesetzten beurteilt, es sei denn, sie bean-
tragen zu Beginn ihrer Amtszeit oder bei Wechsel des nächsten Disziplinar-
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vorgesetzten, durch den nächsthöheren Disziplinarvorgesetzten beurteilt zu
werden. Ist die Vertrauensperson für den Bereich ihres nächsthöheren Diszi-
plinarvorgesetzten gewählt worden, geht auf ihren Antrag die Zuständigkeit
für die Beurteilung auf dessen nächsten Disziplinarvorgesetzten über.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Soldaten, die für mindestens ein Viertel des
Beurteilungszeitraumes als Vertrauensperson oder als eingetretener Vertreter
tätig gewesen sind.

Schweigepflicht
(1) Die Vertrauensperson hat über die ihr in Ausübung ihrer Tätigkeit nach die-
sem Gesetz bekanntgewordenen Angelegenheiten und Tatsachen gegenüber
Dritten Stillschweigen zu bewahren.

(2) Die Schweigepflicht besteht nicht für Angelegenheiten oder Tatsachen, die
offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen.

Amtszeit
(1) Die regelmäßige Amtszeit der Vertrauensperson beträgt zwei Jahre. Sie
beginnt mit dem Tage der Wahl oder, wenn zu diesem Zeitpunkt noch eine
Vertrauensperson im Amt ist, mit dem Ablauf des Tages, an dem die Amts-
zeit dieser Vertrauensperson endet. Schließt sich die Amtszeit der neuzu-
wählenden Vertrauensperson nicht unmittelbar an, so verlängert sich die
Amtszeit der bisherigen Vertrauenspersonen bis zur Neuwahl, jedoch höchs-
tens um zwei Monate.

(2) Das Amt der Vertrauensperson endet durch:

1. Ablauf der Amtszeit,

2. Niederlegung des Amtes,

3. Beendigung des Wehrdienstverhältnisses,

4. Ausscheiden aus dem Wahlbereich,

5. Verlust der Wählbarkeit,

6. Entscheidung des Truppendienstgerichts,

7. Auflösung des Verbandes, der Einheit oder Dienststelle.

Niederlegung des Amtes
Die Vertrauensperson kann durch schriftliche Erklärung gegenüber dem
Disziplinarvorgesetzten ihr Amt niederlegen. Dieser gibt die Niederlegung des
Amtes dienstlich bekannt.

Abberufung der Vertrauensperson
(1) Mindestens ein Viertel der Angehörigen der Wählergruppe, der Disziplinar-
vorgesetzte oder dessen nächster Disziplinarvorgesetzter können beim Trup-
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pendienstgericht beantragen, die Vertrauenspersonen wegen grober Vernach-
lässigung ihrer gesetzlichen Befugnisse oder wegen grober Verletzung ihrer
gesetzlichen Pflichten abzuberufen. Der Antrag auf Abberufung kann auch
wegen eines sonstigen Verhaltens der Vertrauensperson gestellt werden, das
geeignet ist, die verantwortungsvolle Zusammenarbeit zwischen Vorgesetz-
ten und Untergebenen oder das kameradschaftliche Vertrauen innerhalb des
Bereichs, für den sie gewählt sind, ernsthaft zu beeinträchtigen.

(2) Das Truppendienstgericht entscheidet aufgrund mündlicher Verhandlung
unter entsprechender Anwendung der Verfahrensvorschriften der Wehr-
disziplinarordnung.

Ruhen des Amtes
(1) Das Amt der Vertrauensperson ruht, solange ihr die Ausübung des Dien-
stes verboten oder sie vorläufig des Dienstes enthoben ist. Auf Antrag kann
das Truppendienstgericht bis zur Entscheidung über einen Abberufungsantrag
nach § 11 Abs. 1 das Ruhen des Amtes anordnen.

(2) Das Amt der Vertrauensperson ruht, wenn über ihren Antrag auf Anerkennung
als Kriegsdienstverweigerer noch nicht unanfechtbar entschieden worden ist.

Eintritt des Stellvertreters
(1) Ruht das Amt der Vertrauensperson (§ 12) oder endet es vorzeitig (§ 9 Abs.
2 Nr. 2 bis 6), so tritt der nächste Stellvertreter ein. Ist kein Stellvertreter vor-
handen, ist neu zu wählen.

(2) Ein Stellvertreter tritt auch ein, wenn die Vertrauensperson an der Aus-
übung ihres Amtes verhindert ist.

(3) Sind die Vertrauensperson und ihre beiden Stellvertreter durch eine be-
sondere Auslandsverwendung an der Ausübung ihres Amtes verhindert, tritt
eine Vertrauensperson mit befristeter Amtszeit ein. Diese Vertrauensperson
wird im vereinfachten Wahlverfahren gewählt. Die Amtszeit der Vertrauens-
person mit befristeter Amtszeit endet mit Ablaut des Tages, an dem die Ver-
hinderung der Vertrauensperson oder eines ihrer Stellvertreter entfällt.

Schutz der Vertrauensperson, Unfallschutz
(1) Die Vertrauensperson darf in der Ausübung ihrer Befugnisse nicht behin-
dert und wegen ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt oder begünstigt werden.

(2) Für die disziplinare Ahndung von Dienstvergehen der Vertrauensperson
oder des nach § 13 eingetretenen Vertreters ist der nächsthöhere Disziplinar-
vorgesetzte zuständig. Ist die Vertrauensperson für den Bereich des nächst-
höheren Disziplinarvorgesetzten gewählt worden, geht die Zuständigkeit auf
dessen nächsten Disziplinarvorgesetzten über.

(3) Erleidet ein Soldat anlässlich der Wahrnehmung von Rechten oder in Er-
füllung von Pflichten nach diesem Gesetz durch einen Unfall eine gesund-
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heitliche Schädigung, die im Sinne der Vorschriften des Soldatenversor-
gungsgesetzes ein Dienstunfall oder eine Wehrdienstbeschädigung wäre, 
finden die Vorschriften dieses Gesetzes entsprechende Anwendung.

Versetzung der Vertrauensperson
(1) Die Vertrauensperson darf während der Dauer ihres Amtes gegen ihren
Willen nur versetzt oder für mehr als drei Monate kommandiert werden, wenn
dies auch unter Berücksichtigung ihrer Stellung als Vertrauensperson aus dienst-
lichen Gründen unvermeidbar ist. Dasselbe gilt für die zur Wahl vorgeschlagenen
Soldaten bis zum Wahltag.

(2) Absatz 1 gilt nicht bei Versetzungen aus dem Ausland.

Beschwerderecht der Vertrauensperson
Die Vertrauensperson kann sich entsprechend § 1 Abs. 1 der Wehrbeschwerde-
ordnung auch dann beschweren, wenn sie glaubt, in der Ausübung ihrer Befug-
nisse behindert oder wegen ihrer Tätigkeit benachteiligt zu werden.

Beschwerden gegen die Vertrauensperson
Über Beschwerden nach der Wehrbeschwerdeordnung gegen die Vertrau-
ensperson oder den nach § 13 eingetretenen Stellvertreter entscheidet deren
nächsthöherer Disziplinarvorgesetzter.

Abschnitt 3 
Beteiligung der Vertrauensperson

Unterabschnitt 1 – Allgemeines

Grundsätze für die Zusammenarbeit
(1) Die Vertrauensperson soll zur verantwortungsvollen Zusammenarbeit 
zwischen Vorgesetzten und Untergebenen sowie zur Festigung des kamerad-
schaftlichen Vertrauens innerhalb des Bereiches beitragen, für den sie ge-
wählt ist.

(2) Vertrauensperson und Disziplinarvorgesetzter arbeiten im Interesse der Sol-
daten des Wahlbereiches und zur Erfüllung des Auftrages der Streitkräfte mit
dem Ziel der Verständigung eng zusammen.

(3) Der Disziplinarvorgesetzte hat die Vertrauensperson bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu unterstützen. Die Vertrauensperson ist über Angelegen-
heiten, die ihre Aufgaben betreffen, rechtzeitig und umfassend zu unterrich-
ten. Hierzu ist ihr auch die Möglichkeit der Einsichtnahme in die erforderlichen
Unterlagen zu eröffnen, in Personalakten jedoch nur mit Einwilligung des 
Betroffenen.
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Besondere Pflichten des Disziplinarvorgesetzten
(1) Der Disziplinarvorgesetzte hat alle Soldaten alsbald nach Diensteintritt über
die Rechte und Pflichten der Vertrauensperson zu unterrichten.

(2) Der Disziplinarvorgesetzte hat die Vertrauenspersonen und ihre Stellver-
treter unverzüglich nach ihrer Wahl in ihr Amt einzuweisen.

(3) Bataillonskommandeure und Disziplinarvorgesetzte in entsprechenden
Dienststellungen führen mindestens einmal im Kalendervierteljahr mit den 
Disziplinarvorgesetzten und Vertrauenspersonen ihres Bereiches eine Bespre-
chung über Angelegenheiten von gemeinsamem Interesse aus dem Auf-
gabenbereich der Vertrauensperson durch.

(4) Vertrauenspersonen und ihre Stellvertreter, die erstmalig in ihr Amt ge-
wählt sind, mit Ausnahme der Vertrauenspersonen der Lehrgangsteilnehmer
an Schulen (§ 2 Abs. 1 Nr. 6) und der bei besonderen Auslandsverwendungen
gewählten (§ 2 Abs. 6), sind alsbald nach ihrer Wahl für ihre Aufgaben aus-
zubilden. Diese Ausbildung soll auf Brigade- oder vergleichbarer Ebene in
Seminarform stattfinden.

Unterabschnitt 2 – Formen der Beteiligung

Anhörung
Die Vertrauensperson ist über beabsichtigte Maßnahmen und Entscheidun-
gen, zu denen sie anzuhören ist, rechtzeitig und umfassend zu unterrichten.
Der Vertrauensperson ist zu den beabsichtigten Maßnahmen Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben. Diese ist mit ihr zu erörtern.

Vorschlagsrecht
(1) Soweit der Vertrauensperson ein Vorschlagsrecht zusteht, hat der Disziplinar-
vorgesetzte die Vorschläge mit ihr zu erörtern. Dies gilt auch dann, wenn
sich der Vorschlag auf die Auswirkung von Befehlen oder sonstiger Maßnah-
men vorgesetzter Kommandobehörden oder der Standortältesten bezieht, die
der Disziplinarvorgesetzte umzusetzen beabsichtigt.

(2) Entspricht der zuständige Disziplinarvorgesetzte einem Vorschlag nicht
oder nicht in vollem Umfang, teilt er der Vertrauensperson seine Entscheidung
unter Angabe der Gründe mit.

(3) Im Falle der Ablehnung eines Vorschlags kann die Vertrauensperson ihr An-
liegen dem nächsthöheren Disziplinarvorgesetzten vortragen. Dieser kann die
Ausführung eines Befehls oder einer sonstigen Maßnahme bis zu seiner Ent-
scheidung aussetzen, wenn dem nicht dienstliche Gründe entgegenstehen.
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(4) Geht ein Vorschlag der Vertrauensperson über den Bereich hinaus, für den
sie gewählt ist, hat der Disziplinarvorgesetzte den Vorschlag mit einer Stel-
lungnahme seinem nächsten Disziplinarvorgesetzten vorzulegen.

(5) Bezieht sich ein Vorschlag auf eine Maßnahme, die der Natur der Sache
nach keinen Aufschub duldet, kann der nächste Disziplinarvorgesetzte bis zur
endgültigen Entscheidung vorläufige Regelungen treffen. Er teilt dem nächst-
höheren Disziplinarvorgesetzten und der Vertrauensperson die vorläufige
Regelung unter Angabe der Gründe mit.

Mitbestimmung
(1) Unterliegt eine Maßnahme oder Entscheidung der Mitbestimmung, ist die
Vertrauensperson rechtzeitig durch den für die Maßnahme oder Entscheidung
zuständigen Vorgesetzten zu unterrichten und ihr Gelegenheit zur Äuße-
rung zu geben. Diese ist mit ihr zu erörtern. Die Vertrauensperson kann in 
diesen Fällen auch Maßnahmen vorschlagen.

(2) Kommt eine Einigung nicht zustande, ist die Maßnahme oder Entschei-
dung auszusetzen und der nächsthöhere Vorgesetzte anzurufen. Wenn eine
Einigung erneut nicht zu erzielen ist, entscheidet ein vom Vorsitzenden Rich-
ter des zuständigen Truppendienstgerichts einzuberufender Schlichtungsaus-
schuss mit Stimmenmehrheit. Der Schlichtungsausschuss besteht neben dem
Vorsitzenden Richter des zuständigen Truppendienstgerichts aus dem Vorge-
setzten, dem nächsthöheren Vorgesetzten sowie der Vertrauensperson und
einem der Stellvertreter. Sind die Stellvertreter an der Teilnahme verhindert, so
bestimmt die Vertrauensperson eine weitere Vertrauensperson des Verbandes
zum Mitglied des Schlichtungsausschusses. Kommt in den Fällen des § 24 Abs.
5 eine Einigung nicht zustande, gibt der Schlichtungsausschuss eine Empfeh-
lung ab. Will der zuständige Vorgesetzte von dieser Empfehlung abweichen,
hat er die Angelegenheit dem zuständigen Inspekteur binnen zwei Wochen
auf dem Dienstweg zur Entscheidung vorzulegen. In den Fällen des § 24 Abs.
6 gilt § 104 Satz 3 des Bundespersonalvertretungsgesetzes entsprechend.

(3) Der zuständige Vorgesetzte kann bei Maßnahmen, die der Natur der 
Sache nach keinen Aufschub dulden, bis zur endgültigen Entscheidung vor-
läufige Regelungen treffen. Er hat der Vertrauensperson die vorläufige Rege-
lung mitzuteilen und zu begründen und unverzüglich das Verfahren nach 
Absatz 2 einzuleiten.

Unterabschnitt 3 – Aufgabengebiete

Personalangelegenheiten
(1) Die Vertrauensperson soll durch den nächsten Disziplinarvorgesetzten bei
folgenden Personalmaßnahmen oder deren Ablehnung auf Antrag des be-
troffenen Soldaten angehört werden:
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1. Versetzungen mit Ausnahme der Versetzung im Anschluss an die Grund-
ausbildung und im Rahmen festgelegter Ausbildungsgänge,

2. Kommandierungen mit einer Dauer von mehr als drei Monaten, ausge-
nommen Lehrgänge,

3. Anträgen auf Statuswechsel in das Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit
oder Berufssoldaten,

4. Wechsel auf einen anderen Dienstposten,

5. Maßnahmen, die ohne qualifizierten Abschluss der Erweiterung der per-
sönlichen Kenntnisse und Fähigkeiten dienen,

6. vorzeitige Beendigung des Dienstverhältnisses, sofern das Soldaten- oder
Wehrpflichtgesetz einen Ermessensspielraum einräumt,

7. Verbleiben im Dienst über die besonderen Altersgrenzen des § 44 Abs. 2
in Verbindung mit § 45 Abs. 2 des Soldatengesetzes und

8. Anträgen auf Sonderurlaub, Laufbahnwechsel, Genehmigung von Neben-
tätigkeit oder bei Widerruf der Genehmigung.

Der Soldat ist über die Möglichkeit der Beteiligung der Vertrauensperson schrift-
lich zu belehren.

(2) Der Disziplinarvorgesetzte teilt die Äußerung der Vertrauensperson zu
der beabsichtigten Personalmaßnahme der personalbearbeitenden Stelle mit.
Das Ergebnis der Anhörung ist in die Personalentscheidung einzubeziehen.

(3) Die Vertrauensperson soll stets gehört werden bei der Auswahl von Sol-
daten ihres Wahlbereichs für Beförderungen, bei denen der nächste Disziplinar-
vorgesetzte ein Auswahlermessen hat. Dies gilt nicht bei Beförderungen von
der Besoldungsgruppe A 16 an aufwärts.

(4) Über die Anhörung ist eine Niederschrift anzufertigen, die zu den Akten
zu nehmen ist.

Dienstbetrieb
(1) Der nächste Disziplinarvorgesetzte hat die Vertrauensperson zur Gestal-
tung des Dienstbetriebes anzuhören. Die Anhörung soll vor Festlegung des
Dienstplanes erfolgen. Zum Dienstbetrieb gehören alle Maßnahmen, die im
Dienstplan festgelegt werden und den Innendienst, den Ausbildungsdienst
sowie Wach- und Bereitschaftsdienste betreffen. Darüber hinaus ist die Ver-
trauensperson zu den lang- und mittelfristigen Planungen in Jahres- und Quar-
talsausbildungsbefehlen sowie zu den allgemeinen Regelungen für Rahmen-
dienstpläne anzuhören.

(2) Die Vertrauensperson kann zur Gestaltung des Dienstbetriebes Vorschlä-
ge unterbreiten. Darüber hinaus hat sie ein Anhörungs- und Vorschlagsrecht
bei der Gewährung von Freistellung vom Dienst für die Einheit oder Teilein-
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heiten, bei der Festlegung der dienstfreien Werktage sowie bei der Eintei-
lung von Soldaten zu Sonder- und Zusatzdiensten. § 21 Abs. 3 und 1 gilt nicht
bei Verhängung Erzieherischer Maßnahmen.

(3) Beteiligung nach den Absätzen 1 und 2 unterbleibt bei

1. Anordnungen, durch die in Ausführung eines Beschlusses des Deutschen
Bundestages Einsätze oder Einsatzübungen geregelt werden,

2. Festlegung von Zielen und Inhalten der Ausbildung mit Ausnahme der
politischen Bildung,

3. Anordnungen zur Durchführung von Katastrophen- und Nothilfe.

(4) Auf Antrag des betroffenen Soldaten soll die Vertrauensperson bei der
individuellen Gewährung von Freistellung vom Dienst angehört werden.

(5) Die Vertrauensperson hat, soweit eine gesetzliche Regelung, eine Regelung
durch Rechtsverordnung, Dienstvorschrift oder Erlass nicht besteht oder ein
Gremium der Vertrauenspersonen nicht beteiligt wurde, mitzubestimmen bei

1. der Auswahl der Teilnehmer an Weiterbildungsveranstaltungen für Soldaten,
mit Ausnahme der durch Berufsordnungen geregelten Weiterbildungen,

2. Bestellung von Vertrauens- und Betriebsärzten,

3. Einführung und Anwendung technischer Einrichtungen, die dazu bestimmt
sind, das Verhalten oder die Leistung der Soldaten zu überwachen, aus-
genommen, wenn technische Einrichtungen zum Zwecke der Ausbildung
der Soldaten eingesetzt werden,

4. Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung und Erleichterung des Dienst-
ablaufs.

(6) Die Vertrauensperson hat, soweit eine gesetzliche Regelung, eine Rege-
lung durch Rechtsverordnung, Dienstvorschrift oder Erlass nicht besteht oder
ein Gremium der Vertrauenspersonen nicht beteiligt wurde, ferner mitzu-
bestimmen bei

1. Inhalten von Fragebögen für Soldaten,

2. Aufstellung des Urlaubsplanes, Festsetzung der zeitlichen Lage des Erho-
lungsurlaubs für einzelne Soldaten, wenn zwischen dem nächsten Diszi-
plinarvorgesetzten und den beteiligten Soldaten kein Einverständnis erzielt
werden kann,

3. Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und Arbeitsunfällen und sonsti-
gen Gesundheitsschädigungen.

Betreuung und Fürsorge
(1) Der Disziplinarvorgesetzte beruft die Vertrauensperson oder einen von ihr
oder der Versammlung der Vertrauenspersonen benannten Soldaten zum stän-

25§

236



digen Mitglied solcher Ausschüsse, die der Dienstherr zur Erfüllung seiner Für-
sorgepflicht gemäß § 31 des Soldatengesetzes eingerichtet hat.

(2) Für die Besetzung anderer Ausschüsse hat die Vertrauensperson ein Vor-
schlagsrecht.

(3) Die Vertrauensperson hat, soweit eine gesetzliche Regelung oder Rege-
lung durch Rechtsverordnung oder Dienstvorschrift nicht besteht oder ein 
Gremium der Vertrauenspersonen nicht beteiligt wurde, ein Mitbestimmungs-
recht bei

1. Entscheidungen über die Verwendung von Mitteln aus Gemeinschafts-
kassen,

2. Errichtung, Verwaltung und Auflösung von Betreuungseinrichtungen eines
Standortes oder Betreuungseinrichtungen einer Truppenunterkunft,

3. Maßnahmen der außerdienstlichen Betreuung und der Freizeitgestaltung
für Soldaten sowie dienstlichen Veranstaltungen geselliger Art.

(4) In anderen Fragen der Betreuung und Fürsorge ist die Vertrauensperson
anzuhören. Sie kann auch Vorschläge machen.

Berufsförderung
(1) Die Vertrauensperson kann dem Disziplinarvorgesetzten Vorschläge zur
Berufsförderung machen, insbesondere

1. in Fragen der Zusammenarbeit mit dem Berufsförderungsdienst, vor 
allem zur Planung und zur Durchführung von Maßnahmen zur Erhaltung
der Berufsverbundenheit,

2. zur Beschaffung berufsbildender und berufsfördernder Literatur,

3. zur Teilnahme an Kursen und Bildungsveranstaltungen außerhalb des 
Dienstes und

4. zur Besichtigung von Betrieben in der gewerblichen Wirtschaft.

(2) Berufsförderung im Sinne des Absatzes 1 umfasst berufsbildende Förde-
rungsmaßnahmen insbesondere nach dem Soldatenversorgungsgesetz und
sonstige berufsfördernde und berufsbildende Maßnahmen.

Ahndung von Dienstvergehen
(1) Will der Disziplinarvorgesetzte Disziplinarmaßnahmen verhängen, ist die
Vertrauensperson vor der Entscheidung zur Person des Soldaten, zum Sach-
verhalt und zum Disziplinarmaß anzuhören, sofern der Soldat nicht widerspricht.

(2) Beabsichtigt die Einleitungsbehörde, gegen einen Soldaten ein disziplinar-
gerichtliches Verfahren einzuleiten, ist die Vertrauensperson zur Person des
Soldaten und zum Sachverhalt anzuhören, sofern der Soldat nicht widerspricht.
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(3) Der Sachverhalt ist der Vertrauensperson vor Beginn der Anhörung be-
kanntzugeben. Ein Recht auf Einsicht in Unterlagen und Akten besteht nur
mit Einwilligung der Betroffenen.

(4) Über die Anhörung der Vertrauensperson ist eine Niederschrift anzufertigen,
die zu den Akten zu nehmen ist.

Förmliche Anerkennungen
(1) Die Vertrauensperson hat das Recht, Soldaten ihrer Wählergruppe für eine
förmliche Anerkennung gemäß § 3 Abs. 1 der Wehrdisziplinarordnung vor-
zuschlagen.

(2) Der Disziplinarvorgesetzte hat die Vertrauensperson vor der Erteilung 
einer förmlichen Anerkennung anzuhören.

(3) Vor dem Widerruf einer förmlichen Anerkennung gemäß § 6 der Wehr-
disziplinarordnung ist die Vertrauensperson anzuhören.

Auszeichnungen
Die Vertrauensperson soll angehört werden, wenn ein Soldat ihrer Wähler-
gruppe für einen Bestpreis, die Verleihung des Ehrenzeichens der Bundeswehr
oder einen Orden vorgeschlagen werden soll. Die Anhörung erfolgt regel-
mäßig durch den nächsten Disziplinarvorgesetzten des Soldaten, dem eine
Auszeichnung verliehen werden soll.

Beschwerdeverfahren
Betrifft eine Beschwerde nach den Bestimmungen der Wehrbeschwerdeord-
nung Fragen des Dienstbetriebes, der Fürsorge, der Berufsförderung oder der
außerdienstlichen Betreuung und Freizeitgestaltung für Soldaten sowie dienst-
licher Veranstaltungen geselliger Art, soll die Vertrauensperson des Beschwerde-
führers angehört werden. Betrifft die Beschwerde persönliche Kränkungen, soll
die Vertrauensperson des Beschwerdeführers und des Betroffenen angehört
werden. Bei Beschwerden in Personalangelegenheiten im Sinne des § 23 Abs. 1
ist die Vertrauensperson auf Antrag des Beschwerdeführers anzuhören.

Vertrauensperson als Vermittler
(1) Die Vertrauensperson kann im Verfahren nach der Wehrbeschwerdeord-
nung vom Beschwerdeführer als Vermittler gewählt werden.

(2) Ist die Vertrauensperson in einer Sache als Vermittler nach der Wehr-
beschwerdeordnung tätig geworden, gilt sie für das Anhörungsverfahren nach
§ 30 Satz 2 als verhindert.
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Kapitel 3 – Gremien der Vertrauenspersonen

Abschnitt 1
Versammlung der Vertrauenspersonen

Versammlungen der Vertrauenspersonen des Verbandes, 
des Kasernenbereichs und des Standortes
(1) Die Vertrauenspersonen eines Verbandes oder einer vergleichbaren 
militärischen Dienststelle bilden die Versammlung der Vertrauenspersonen
(Versammlung der Vertrauenspersonen des Verbandes). Bei den fliegenden
Verbänden werden die Versammlungen bei den Geschwadern gebildet.

(2) Die Sprecher der Versammlungen der Vertrauenspersonen nach Absatz 1
und deren Stellvertreter bilden mit Ausnahme der Schulen für jeweils einen
Kasernenbereich eine weitere Versammlung (Versammlung der Vertrauens-
personen des Kasernenbereichs). Zu diesen Versammlungen tritt jeweils eine
Vertrauensperson von selbstständigen Einheiten oder vergleichbaren militäri-
schen Dienststellen, soweit diese im selben Kasernenbereich untergebracht
sind. Sind ausschließlich selbstständige Einheiten oder vergleichbare militäri-
sche Dienststellen in einem Kasernenbereich untergebracht, bilden deren
Vertrauenspersonen die Versammlung.

(3) Eine Versammlung der Vertrauenspersonen für den Standort (Versamm-
lung der Vertrauenspersonen des Standortes) wird gebildet, wenn zu dessen
Zuständigkeitsbereich mehr als zwei Kasernen gehören. Die Versammlungen
nach Absatz 2 wählen je einen Vertreter als Mitglied dieser Versammlung.

(4) Soweit Personalvertretungen nach Kapitel 4 gebildet worden sind, treten
die Mitglieder der Gruppe der Soldaten dieser Personalvertretungen, die die
Rechte in den Angelegenheiten nach der Wehrdisziplinarordnung und der
Wehrbeschwerdeordnung ausüben, zu den Versammlungen der Vertrauens-
personen hinzu. Sie sind in der Versammlung der Vertrauenspersonen aktiv
und passiv wahlberechtigt.

(5) Ist eine Versammlung nach Absatz 1 noch nicht zusammengetreten, lädt
der Führer des Verbandes die Mitglieder zur Vornahme der vorgeschriebe-
nen Wahlen ein. Entsprechendes gilt für die vom Kasernenkommandant ein-
zuberufende Versammlung nach Absatz 3.

(6) Die Versammlungen der Vertrauenspersonen vertreten die gemeinsamen
Interessen der Soldaten gegenüber dem Führer des Verbandes, dem Kasernen-
kommandanten oder dem Standortältesten.

(7) Die Bestimmungen des Kapitels 2 Abschnitt 2 sowie der §§ 18 und 20 bis
26 gelten entsprechend für die Mitglieder der Versammlungen der Vertrauens-
personen.
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(8) Die Sprecher der Versammlungen der Vertrauenspersonen der Verbände
und ihre Stellvertreter sind einmal jährlich zu einer Fortbildungsveranstaltung
zusammenzuziehen. Die Inspekteure entscheiden über die Ebene, in der die
Fortbildungsveranstaltungen durchzuführen sind.

Sprecher
(1) Die Mitglieder der Versammlungen der Vertrauenspersonen wählen in ge-
sonderten Wahlgängen einen Sprecher sowie einen ersten und zweiten Stell-
vertreter. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Der Sprecher, der erste
und zweite Stellvertreter müssen verschiedenen Laufbahngruppen angehören.

(2) Der Sprecher führt die Geschäfte der Versammlung. Er führt deren Be-
schlüsse aus. Er ist der Ansprechpartner des Führers des Verbandes, des
Kasernenkommandanten oder des Standortältesten.

(3) § 11 gilt mit der Maßgabe, dass anstelle des Disziplinarvorgesetzten der
Führer des Verbandes, der Kasernenkommandant oder der Standortälteste
antragsberechtigt ist.

Sitzungen, Beschlussfähigkeit
(1) Die Versammlungen der Vertrauenspersonen treten einmal im Kalender-
vierteljahr, auf Anregung des Führers des Verbandes, des Kasernenkomman-
danten oder des Standortältesten sowie auf Antrag eines Drittels ihrer Mit-
glieder auch häufiger, zusammen. Die Sitzungen finden in der Regel während
der Dienstzeit statt. Bei der Anberaumung ist auf die dienstlichen Erforder-
nisse Rücksicht zu nehmen. Die Disziplinarvorgesetzten sind über den Zeit-
punkt der Sitzung vorher zu unterrichten.

(2) Die Versammlung der Vertrauenspersonen ist beschlussfähig, wenn min-
destens die Hälfte ihrer Mitglieder anwesend ist.

(3) Die Beschlüsse der Versammlung der Vertrauenspersonen werden mit ein-
facher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmen-
gleichheit ist ein Antrag abgelehnt.

(4) Die Versammlung der Vertrauenspersonen kann ergänzende Regelungen
in einer Geschäftsordnung treffen, die sie mit der Mehrheit der Stimmen der
Mitglieder beschließt.

(5) Ist im Bereich einer Versammlung nach § 32 Abs. 1 ein Personalrat gebil-
det, kann zur Behandlung gemeinsamer Angelegenheiten der Vorsitzende die-
ses Personalrates an den Sitzungen der Versammlung stimmberechtigt teil-
nehmen, soweit Interessen der von ihm Vertretenen berührt sind. Satz 1 gilt
entsprechend für die Teilnahme des Sprechers der Versammlung der Vertrau-
enspersonen an den Sitzungen des Personalrates.
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Abschnitt 2
Gesamtvertrauenspersonenausschuss

Bildung des Gesamtvertrauenspersonenausschusses
(1) Beim Bundesministerium der Verteidigung wird ein Gesamtvertrauens-
personenausschuss mit 35 Mitgliedern gebildet. In ihm sollen die Soldaten des
Heeres, der Luftwaffe, der Marine, des Zentralen Sanitätsdienstes der Bun-
deswehr und des Zentralen Militärischen Bereichs (Organisationsbereiche) nach
Laufbahn- und Statusgruppen angemessen vertreten sein. Die Soldatenver-
treter im Hauptpersonalrat beim Bundesministerium der Verteidigung treten
als weitere Mitglieder hinzu.

(2) Die Mitglieder des Gesamtvertrauenspersonenausschusses werden in ge-
heimer und unmittelbarer Wahl gewählt. Wahlberechtigt sind alle Vertrauens-
personen, die sich 21 Kalendertage vor dem Wahltage im Amt befinden.

(3) Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die Vertrauenspersonen eines Wahl-
bereichs sind, der für mindestens drei Monate gebildet wurde, und die am-
tierenden Mitglieder des Gesamtvertrauenspersonenausschusses.

(4) Die einem Organisationsbereich angehörenden Mitglieder bilden eine 
Gruppe.

(5) Die Bestimmungen über die Versammlungen der Vertrauenspersonen 
gelten mit Ausnahme des § 32 Abs. 7 und des § 34 entsprechend für den
Gesamtvertrauenspersonenausschuss, soweit nachfolgend nichts anderes be-
stimmt ist.

(6) Für die Durchführung der Wahl des Gesamtvertrauenspersonenausschus-
ses werden beim Bundesministerium der Verteidigung ein zentraler Wahlvor-
stand und in den Organisationsbereichen dezentrale Wahlvorstände gebildet.
Der zentrale Wahlvorstand besteht aus fünf Mitgliedern, die das Bundes-
ministerium der Verteidigung auf Vorschlag des Gesamtvertrauenspersonen-
ausschusses in ihr Amt beruft.

Amtszeit, Rechtsstellung der Mitglieder 
des Gesamtvertrauenspersonenausschusses
(1) Die Amtszeit des Gesamtvertrauenspersonenausschusses beginnt ent-
sprechend § 9 Abs. 1 Satz 2 und beträgt regelmäßig vier Jahre. Sie verlängert
sich um höchstens drei Monate. Der Zentrale Wahlvorstand lädt die Mitglie-
der des Gesamtvertrauenspersonenausschusses unverzüglich nach ihrer Wahl
zur ersten Sitzung ein.

(2) Die Mitgliedschaft im Gesamtvertrauenspersonenausschuss beginnt mit
dessen Amtszeit. Sie erlischt

1. mit dem Ende der Amtszeit des Gesamtvertrauenspersonenausschusses,
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2. durch Niederlegung des Amtes mit der Maßgabe, dass die Erklärung schrift-
lich gegenüber dem Gesamtvertrauenspersonenausschuss abzugeben ist,

3. bei Stellung eines Antrages auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer,

4. durch Verlust der Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen,

5. durch Ausscheiden aus dem Wehrdienstverhältnis.

(3) die Amtszeit endet vorzeitig, wenn

1. die Gesamtzahl der Mitglieder auch nach Eintreten aller verfügbaren Ersatz-
mitglieder um mehr als ein Viertel der vorgeschriebenen Zahl gesunken ist
oder

2. der Gesamtvertrauenspersonenausschuss mit der Mehrheit seiner Mitglieder
seinen Rücktritt beschlossen hat oder

3. die Wahl angefochten und für ungültig erklärt wurde, mit Rechtskraft der
gerichtlichen Entscheidung.

In den Fällen des Satzes 1 führt der Gesamtvertrauenspersonenausschuss die
Geschäfte weiter bis zur ersten Sitzung des neuen Gesamtvertrauensper-
sonenausschusses.

(4) Auf Antrag des Bundesministeriums der Verteidigung oder mindestens
eines Viertels der Mitglieder des Gesamtvertrauenspersonenausschusses kann
das Bundesverwaltungsgericht ein Mitglied des Gesamtvertrauenspersonen-
ausschusses abberufen, wegen großer Vernachlässigung seiner gesetzlichen
Befugnisse, wegen grober Vernachlässigung seiner gesetzlichen Pflichten oder
wegen seines Verhaltens, das geeignet ist, die vertrauensvolle Zusammenarbeit
zwischen dem Bundesministerium der Verteidigung und dem Gesamtver-
trauenspersonenausschuss ernsthaft zu beeinträchtigen. Das Bundesverwal-
tungsgericht entscheidet unter entsprechender Anwendung der Vorschriften
der Wehrdisziplinarordnung.

(5) Auf die Mitglieder des Gesamtvertrauenspersonenausschusses finden die
§§ 8, 12, 14, 16 entsprechende Anwendung.

Arbeit des Gesamtvertrauenspersonenausschusses
(1) Der Gesamtvertrauenspersonenausschuss wird bei Grundsatzregelungen
des Bundesministeriums der Verteidigung im personellen, sozialen und orga-
nisatorischen Bereich angehört, soweit diese Soldaten betreffen. Er kann in
diesen Angelegenheiten auch vor einer Anhörung Anregungen geben. Er
hat bei Grundsatzregelungen ein Vorschlags- oder Mitbestimmungsrecht, so-
weit dieses Gesetz Vertrauenspersonen ein solches einräumt.

(2) Kommt in Mitbestimmungsangelegenheiten, die Soldaten betreffen, zwi-
schen dem Bundesministerium der Verteidigung und dem Gesamtver-
trauenspersonenausschuss eine Einigung nicht zustande, können diese dem
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Schlichtungsausschuss vorgelegt werden, der eine Empfehlung an das Bundes-
ministerium der Verteidigung ausspricht, das sodann endgültig entscheidet.

(3) Der Schlichtungsausschuss besteht aus je drei vom Bundesministerium der
Verteidigung und vom Gesamtvertrauenspersonenausschuss bestimmten Bei-
sitzern sowie einem unparteiischen Vorsitzenden, der einvernehmlich berufen
wird.

Pflichten des Bundesministeriums der Verteidigung
(1) Das Bundesministerium der Verteidigung teilt dem Gesamtvertrauens-
personenausschuss die beabsichtigte beteiligungsbedürftige Maßnahme recht-
zeitig mit. Dem Gesamtvertrauenspersonenausschuss ist Gelegenheit zu ge-
ben, binnen einer Frist von vier Wochen, die in dringenden Fällen auf zwei Wo-
chen verkürzt werden kann, Stellungnahmen oder Anregungen abzugeben.
Das Bundesministerium der Verteidigung soll diese bei seiner Entscheidung
berücksichtigen. Berücksichtigt es die Stellungnahmen oder Anregungen nicht,
teilt es die Gründe hierfür dem Ausschuss mit. Die Maßnahme gilt als gebil-
ligt, wenn der Gesamtvertrauenspersonenausschuss nicht innerhalb der ge-
nannten Frist schriftlich Einwendungen erhebt.

(2) Das Bundesministerium der Verteidigung kann bei Maßnahmen, die der
Natur der Sache nach keinen Aufschub dulden, bis zur endgültigen Entschei-
dung vorläufige Regelungen treffen. Es hat dem Gesamtvertrauenspersonen-
ausschuss die vorläufige Regelung mitzuteilen und zu begründen und unver-
züglich das Verfahren nach Absatz 1 einzuleiten oder fortzusetzen. Die nach
diesem Absatz durchzuführenden Maßnahmen sind mit Ausnahme der An-
hörungstatbestände als vorläufige Regelungen zu kennzeichnen.

(3) Das Bundesministerium der Verteidigung stellt den Sprecher und gegebenen-
falls weitere Mitglieder des Gesamtvertrauenspersonenausschusses von ihrer
dienstlichen Tätigkeit frei, soweit es zur ordnungsgemäßen Aufgabenerfül-
lung erforderlich ist.

(4) § 7 des Bundespersonalvertretungsgesetzes gilt entsprechend. In Angele-
genheiten, die nur eine Gruppe betreffen, ist der Ansprechpartner dieser Grup-
pe der jeweilige Inspekteur oder der Vorgesetzte, der diese Funktion ausübt.
Dieser kann sich vertreten lassen.

Nachrücken
(1) Scheidet ein Mitglied aus, rückt an dessen Stelle der Bewerber aus dem-
selben Organisationsbereich und derselben Laufbahngruppe mit der nächst-
niedrigen Stimmenzahl nach. Der Sprecher teilt nach vorheriger Unterrichtung
des Gesamtvertrauenspersonenausschusses dem betreffenden Bewerber den
Beginn seiner Mitgliedschaft mit.

(2) Scheidet ein Mitglied aus und stehen keine Soldaten zum Nachrücken nach
Absatz 1 zur Verfügung, wird eine Vertrauensperson derselben Laufbahn-
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gruppe nachgewählt. Wahlberechtigt hierfür sind die Vertrauenspersonen der
Brigade oder des vergleichbaren Befehlsbereichs, dem das ausgeschiedene
Mitglied angehörte.

(3) In den Fällen des Absatzes 2 teilt der Sprecher nach vorheriger Unterrich-
tung des Gesamtvertrauenspersonenausschusses dem Bundesministerium der
Verteidigung unter Angabe von Name, Dienstgrad und Einheit oder Dienst-
stelle des ausscheidenden Mitglieds mit, dass kein Bewerber zum Nachrücken
zur Verfügung steht. Das Bundesministerium der Verteidigung lässt unver-
züglich die Nachwahl nach Absatz 2 durchführen und teilt dem Gesamtver-
trauenspersonenausschuss Name, Dienstgrad und Einheit oder Dienststelle
des neuen Mitglieds mit.

(4) Beträgt zum Zeitpunkt des Ausscheidens eines Mitglieds die weitere re-
gelmäßige Amtszeit des Gesamtvertrauenspersonenausschusses weniger als
vier Monate, finden die Absätze 1 und 2 keine Anwendung.

Geschäftsführung
(1) In der ersten Sitzung wählt der Gesamtvertrauenspersonenausschuss un-
ter Leitung des Vorsitzenden des Zentralen Wahlvorstandes einen Sprecher
und zwei Stellvertreter. Die Mitglieder aus den jeweiligen Organisationsbe-
reichen wählen je einen Bereichssprecher. Bei Stimmengleichheit entscheidet
das Los.

(2) Der Sprecher führt die laufenden Geschäfte. Er vertritt die Beschlüsse des
Gesamtvertrauenspersonenausschusses gegenüber dem Bundesministerium
der Verteidigung. In Angelegenheiten, die nur einen Organisationsbereich be-
treffen, vertritt die Beschlüsse des Gesamtvertrauenspersonenausschusses der
Sprecher gemeinsam mit dem jeweiligen Bereichssprecher.

(3) Der Gesamtvertrauenspersonenausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung,
die er mit der Mehrheit der Mitglieder beschließt.

Einberufung von Sitzungen
(1) Der Gesamtvertrauenspersonenausschuss soll regelmäßig alle zwei 
Monate zusammentreten. Der Sprecher legt den Zeitpunkt und die Tages-
ordnung für die Sitzung des Gesamtvertrauenspersonenausschusses fest.
Die Sitzungen finden regelmäßig während der Dienstzeit statt. Der Sprecher
hat die Mitglieder des Gesamtvertrauenspersonenausschusses zu den Sitzun-
gen unter Bekanntgabe der Tagesordnung rechtzeitig zu laden und die Sitzun-
gen zu leiten.

(2) Der Zeitpunkt und die Tagesordnung der Sitzungen sind dem Bundesmi-
nisterium der Verteidigung rechtzeitig bekanntzugeben; dienstliche Belange
sind bei der Terminierung zu berücksichtigen.
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Nichtöffentlichkeit
Die Sitzungen des Gesamtvertrauenspersonenausschusses sind nicht öffent-
lich. Der Gesamtvertrauenspersonenausschuss kann den Bundesminister der
Verteidigung oder Vertreter des Bundesministeriums der Verteidigung zu sei-
nen Sitzungen einladen. Auf Antrag eines Drittels der Mitglieder des Gesamt-
vertrauenspersonenausschusses können jeweils ein Beauftragter von Berufs-
organisationen der Soldaten und deren Gewerkschaften an der Sitzung be-
ratend teilnehmen.

Beschlussfassung
(1) Der Gesamtvertrauenspersonenausschuss ist beschlussfähig, wenn min-
destens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist.

(2) Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stim-
mengleichheit ist der Antrag abgelehnt.

(3) In Angelegenheiten der Organisationsbereiche wirken nur die Mitglieder
der jeweiligen Gruppe mit. Dies gilt nicht, wenn eine Gruppe nicht oder nicht
mehr vertreten ist.

Niederschrift
(1) Über jede Sitzung des Gesamtvertrauenspersonenausschusses ist eine
Niederschrift aufzunehmen, die mindestens den Wortlaut der Anträge und
Beschlüsse sowie das zahlenmäßige Stimmenverhältnis enthält. Die Nieder-
schrift ist von dem Sprecher und einem weiteren Mitglied zu unterzeichnen;
ihr ist eine Anwesenheitsliste beizufügen, in die sich jeder Teilnehmer einzu-
tragen hat.

(2) Haben der Bundesminister der Verteidigung, von ihm beauftragte Vertre-
ter oder Beauftragte von Berufsorganisationen und Gewerkschaften an der
Sitzung teilgenommen, ist ihnen der entsprechende Auszug der Niederschrift
zuzuleiten. Einwendungen gegen die Niederschrift sind unverzüglich schrift-
lich zu erheben und dieser beizufügen.

Kosten, Geschäftsbedarf, Fortbildung
(1) Das Bundesministerium der Verteidigung hat die dem Gesamtvertrauens-
personenausschuss aus dessen Tätigkeit entstehenden Kosten zu tragen. Mit-
glieder des Gesamtvertrauenspersonenausschusses erhalten für Reisen, die
zur Erfüllung ihrer Aufgabe notwendig sind, Reisekostenvergütung nach dem
Bundesreisekostengesetz; die Reisekosten sind nach den für Soldaten der
Besoldungsgruppe A 15 geltenden Bestimmungen zu bemessen.

(2) Für die Geschäftsführung und die Sitzungen stellt das Bundesministerium
der Verteidigung in erforderlichem Umfang Räume, Geschäftsbedarf und Büro-
personal zu Verfügung.
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(3) Die Mitglieder des Gesamtvertrauenspersonenausschusses sind vom Bun-
desministerium der Verteidigung unverzüglich nach ihrer Wahl für ihre Auf-
gaben auszubilden.

Beteiligung bei Verschlusssachen
Soweit eine Angelegenheit, an der der Gesamtvertrauenspersonenausschuss
zu beteiligen ist, als Verschlusssache mindestens des Geheimhaltungsgrades
„VS-Vertraulich“ eingestuft ist, tritt an dessen Stelle ein VS-Ausschuss mit fünf
Mitgliedern. Die Mitglieder des VS-Ausschusses werden aus der Mitte des Ge-
samtvertrauenspersonenausschusses gewählt und müssen ermächtigt sein,
Kenntnis von Verschlusssachen des in Betracht kommenden Geheimhaltungs-
grades zu erhalten.

Anfechtung der Wahl
(1) Fünf Wahlberechtigte oder das Bundesministerium der Verteidigung kön-
nen die Wahl zum Gesamtvertrauenspersonenausschuss innerhalb einer Frist
von zwei Wochen, vom Tage der Bekanntmachung des Wahlergebnisses an
gerechnet, beim Bundesverwaltungsgericht mit dem Antrag anfechten, die
Wahl für ungültig zu erklären, wenn gegen wesentliche Vorschriften über das
Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden und
eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, dass durch den Verstoß das
Wahlergebnis nicht verändert oder beeinflusst werden konnte.

(2) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet unter entsprechender Anwen-
dung der Verfahrensvorschriften der Wehrbeschwerdeordnung. Anstelle der
ehrenamtlichen Richter nach § 73 der Wehrdisziplinarordnung gehören jeweils
ein ehrenamtlicher Richter aus den Laufbahngruppen der Offiziere, Unter-
offiziere und Mannschaften dem Senat an, die aus der Mitte der Vertrauens-
personen zu berufen sind.

Kapitel 4 – Beteiligung der Soldaten 
durch Personalvertretungen

Geltungsbereich
Für Soldaten gilt nach Maßgabe der §§ 48 bis 51 das Bundespersonalver-
tretungsgesetz. Insoweit werden die Streitkräfte der Verwaltung gleichgestellt.

Personalvertretung der Soldaten
(1) In anderen als den in § 2 Abs. 1 genannten Dienststellen und Einrichtun-
gen wählen Soldaten Personalvertretungen. Hierzu zählen auch die Stäbe der
Verteidigungsbezirkskommandos, der Wehrbereichskommandos, der Wehr-
bereichskommandos/Divisionen und regelmäßig der Korps sowie entspre-
chende Dienststellen. Abweichend von Satz 1 wählen Soldaten, die auf Grund
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des Wehrpflichtgesetzes Wehrdienst leisten, in diesen Dienststellen und Ein-
richtungen Vertrauenspersonen nach § 2, soweit diese Gruppe mindestens
fünf Soldaten umfasst.

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Soldaten bilden eine weitere Gruppe im
Sinne des § 5 des Bundespersonalvertretungsgesetzes. Soldatenvertreter in
Personalvertretungen haben die gleiche Rechtsstellung wie die Vertreter der
Beamten, Angestellten und Arbeiter, soweit dieses Gesetz nichts anderes be-
stimmt. § 38 des Bundespersonalvertretungsgesetzes findet mit Ausnahme
von Angelegenheiten nach der Wehrbeschwerdeordnung und der Wehrdis-
ziplinarordnung Anwendung.

(3) Die Vertrauenspersonen nach Absatz 1 Satz 3 sind berechtigt, an den 
Sitzungen der Personalräte stimmberechtigt teilzunehmen, soweit Interessen
ihrer Wählergruppe berührt sind.

(4) Erfüllt eine Dienststelle während der Amtszeit des Personalrates erstmals
die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1, ist eine Nachwahl der Gruppe der
Soldaten zulässig.

Dienststellen ohne Personalrat
In Dienststellen und Einrichtungen der Bundeswehr, in denen für die Beam-
ten, Angestellten und Arbeiter auch im Falle einer Zuteilung zu einer benach-
barten Dienststelle nach § 12 Abs. 2 des Bundespersonalvertretungsgesetzes
ein Personalrat nicht gebildet ist, wählen die Soldaten Vertrauenspersonen
nach § 2.

Wahl und Rechtsstellung der Soldatenvertreter
(1) Die Soldatenvertreter in Personalvertretungen nach § 49 werden gleich-
zeitig mit den Personalvertretungen der Beamten, Angestellten und Arbeiter,
jedoch in einem getrennten Wahlgang, gewählt. § 20 Abs. 1 des Bundesper-
sonalvertretungsgesetzes gilt für die Zusammensetzung des Wahlvorstandes
mit der Maßgabe, dass sich die Zahl der Mitglieder auf fünf erhöht.

(2) Die §§ 16 bis 18 des Bundespersonalvertretungsgesetzes gelten mit der
Maßgabe, dass sich die in § 16 des Bundespersonalvertretungsgesetzes be-
stimmte Zahl der Sitze bei Personalräten, die auch Soldaten nach § 49 Abs. 1
vertreten, um ein Drittel erhöht. Entfallen nach der vorstehenden Regelung auf
die Beamten, Angestellten und Arbeiter weniger Sitze, als ihnen nach § 16 des
Bundespersonalvertretungsgesetzes zustünden, erhöht die Zahl ihrer Sitze bis
zu dieser Zahl; die Zahl der Soldatenvertreter erhöht sich um die gleiche Zahl.
Wenn eine Gruppe mindestens ebenso viele Beschäftigte zählt wie alle ande-
ren Gruppen zusammen (§ 17 Abs. 4 des Bundespersonalvertretungsgesetzes),
stehen dieser Gruppe weitere Sitze in der Weise zu, dass sie mindestens eben-
so viele Vertreter erhält wie alle anderen Gruppen zusammen.
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(3) Die §§ 46 und 47 des Bundespersonalvertretungsgesetzes sind anzuwen-
den. § 14 Abs. 2 und § 19 Abs. 4 gelten für Soldatenvertreter entsprechend.

(4) Soldaten, die im Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes im Ausland
Dienst leisten, sind zur Wahl des Personalrates ihrer Auslandsvertretung wahl-
berechtigt und wählbar. Sie haben kein Wahlrecht zum Personalrat und zum
Hauptpersonalrat des Auswärtigen Amtes. Auf die in Satz 1 genannten Sol-
daten findet § 47 Abs. 2 des Bundespersonalvertretungsgesetzes keine An-
wendung; § 2 Abs. 1 Nr. 8 ist nicht anzuwenden.

Angelegenheiten der Soldaten
(1) In Angelegenheiten, die nur die Soldaten betreffen, haben die Soldaten-
vertreter die Befugnisse der Vertrauensperson. § 7 des Bundespersonalver-
tretungsgesetzes ist anzuwenden.

(2) In Angelegenheiten eines Soldaten nach der Wehrdisziplinarordnung oder
der Wehrbeschwerdeordnung nimmt die Befugnisse der Vertrauenspersonen
der Offiziere, Unteroffiziere und Mannschaften derjenige Vertreter der Solda-
ten im Personalrat wahr, der der entsprechenden Laufbahngruppe angehört
und der bei der Verhältniswahl in der Reihenfolge der Sitze die höchste Teil-
zahl, bei der Personenwahl die höchste Stimmenzahl erreicht hat. Im Falle 
seiner Verhinderung wird er in der Reihenfolge der erreichten Teilzahlen oder
Stimmenzahlen durch den nächsten Soldatenvertreter der entsprechenden
Laufbahngruppe vertreten. Ist ein solcher Vertreter der Soldaten nicht vor-
handen, werden die Befugnisse der Vertrauensperson von dem Mitglied der
Gruppe der Soldaten wahrgenommen, das nach § 32 des Bundespersonal-
vertretungsgesetzes in den Vorstand der Personalvertretung gewählt ist, im
Falle seiner Verhinderung durch dessen Vertreter im Amt.

Kapitel 5 – Schlussvorschriften

Rechtsverordnungen
(1) Das Bundesministerium der Verteidigung wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung Vorschriften über die Wahlen nach diesem Gesetz zu erlassen, ins-
besondere zur Regelung

1. der Abgrenzung der Wahlbereiche,

2. der Wahlvorbereitung, der Aufstellung der Bewerberliste, der Aufstellung
des Wählerverzeichnisses,

3. der Stimmabgabe und der Bekanntgabe des Wahlergebnisses,

4. der Briefwahl und einem vereinfachten Wahlverfahren sowie

5. zur Feststellung des Wahlergebnisses und Bekanntgabe der Gewählten,
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6. zur Aufbewahrung der Wahlunterlagen.

(2) Das Bundesministerium der Verteidigung wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung die den Behörden der Mittelstufe nach § 6 Abs. 2 Satz 2 des
Bundespersonalvertretungsgesetzes entsprechenden militärischen Dienststel-
len zu bestimmen, bei denen Bezirkspersonalräte gebildet werden.

Übergangsvorschrift
(1) Vertrauenspersonen, Sprecher von Versammlungen, Mitglieder des Ge-
samtvertrauenspersonenausschusses und Soldatenvertreter in Personalver-
tretungen sowie deren Stellvertreter bleiben bis zum Ablauf der Zeit, die sich
auf Grund der Vorschriften dieses Gesetzes ergibt, im Amt.

(2) In Dienststellen, in denen Soldaten auf Grund dieses Gesetzes erstmals Per-
sonalvertretungen wählen, ist mit dem In-Kraft-Treten des Ersten Gesetzes zur
Änderung des Soldatenbeteiligungsgesetzes die Nachwahl der Soldatenver-
treter unmittelbar einzuleiten.

(3) Die Vorschriften über die Wahl der Vertrauenspersonen, Mitglieder des 
Gesamtvertrauenspersonenausschusses und Soldatenvertreter finden erstmals
Anwendung auf Wahlen, die nach dem In-Kraft-Treten des Ersten Gesetzes
zur Änderung des Soldatenbeteiligungsgesetzes eingeleitet und durchgeführt 
werden.
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Flaggen, Wappen und Symbole

Flaggen, Wappen
und Symbole
Nationalhymne, Flaggen und Wappen der Bundesrepublik

Deutschland, sowie Flaggen und Wappen der Bundesländer sind

überlieferte Zeichen des geschichtlichen Werdens der deutschen

Nation, ihrer demokratischen Tradition und Ausdruck der Viel-

fältigkeit und Mannigfaltigkeit der föderativen Gliederung 

unseres Staates.

Die Bundeswehr führt die Dienstflagge der übrigen Bundes-

behörden; dies, sowie auch Gestaltung und Bestimmung der

Truppenfahnen lassen erkennen, dass es sich bei den Streit-

kräften um eine Institution dieses Staates handelt – und nicht

um einen „Staat im Staate“.

Zu den Bildtafeln:
Die Heraldik unterscheidet bekanntlich nicht zwischen

Metallen und Farben. Gelb und Gold sind heraldisch
gleich, ebenso Silber und Weiß.

Bei den Abbildungen des Bundeswappens und der
Flaggen wurde für die Farbe „Gold“ ein Gelbton ver-
wendet. Herstellung und Verwendung eines textilen

Goldes bei den Flaggen sind nicht praktikabel.
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Ei - nig - keit    und     Recht und Frei - heit  für das deut-sche   Va - ter - land!
Da-nach lasst  uns    a l  -   le    stre - ben  brü-der-lich mit  Herz und Hand!

Ei - nig - keit und  Recht und Frei-heit   sind des Glü-ckes  Un  -  ter - pfand –

Blüh’ im  Glan - ze    die - ses Glü-ckes,   blü-he    deut-sches    Va - ter - land!
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August Heinrich Hoffmann
von Fallersleben,

Dichter des Deutschlandliedes

Die deutsche Nationalhymne

Zu den äußeren Zeichen der Verbundenheit des Bürgers mit seinem Staat gehört eine
Hymne, die bei feierlichen Anlässen gemeinsam gesungen wird. Wie die Flagge der Bundes-
republik Deutschland geht auch die Nationalhymne auf eine Zeit vor der Revolution von
1848 zurück: Der Text des „Liedes der Deutschen“ wurde im Jahre 1841 auf der Insel Helgo-
land von August Heinrich Hoffmann von Fallersleben zu einer Melodie von Joseph Haydn
verfasst. Er bringt angesichts der damaligen politischen Zersplitterung in Deutschland die
Sehnsucht der deutschen Bevölkerung nach einem geeinten Vaterland zum Ausdruck.

Nach dem Ersten Weltkrieg erhob der erste Reichspräsident der Weimarer Republik, 
Friedrich Ebert, das „Lied der Deutschen“ zur deutschen Nationalhymne. Die erste Strophe
des Deutschlandliedes wurde, vor allem auch im Ausland, vielfach verkannt und miss-
deutet. Der als Aufruf gemeinte Einleitungssatz dieser Strophe: „Deutschland, Deutsch-
land über alles“ konnte jedoch in der Zeit der politischen Uneinigkeit, in der Hoffmann
von Fallersleben lebte, nur als ein Bekenntnis verstanden werden, für das noch nicht ge-
schaffene einige Deutsche Reich die besten Kräfte und Gefühle einzusetzen.

Im Jahre 1952 wurde in einem Briefwechsel zwischen dem ersten Bundespräsidenten
Theodor Heuss, und Bundeskanzler Konrad Adenauer das Lied wieder als Nationalhymne
anerkannt. Adenauer: „Bei staatlichen Veranstaltungen soll die dritte Strophe gesungen
werden.“ Gerade ihr Text – „Einigkeit und Recht und Freiheit für das deutsche Vaterland“
– hat den Anspruch aller Deutschen auf Verwirklichung ihrer staatlichen Einheit auch in
Jahrzehnten der Teilung wachgehalten. In ihrem Briefwechsel vom August 1991 bestätigten
Bundespräsident Richard von Weizsäcker und Bundeskanzler Helmut Kohl diese Tradition
des „Liedes der Deutschen“ für das vereinigte Deutschland: „Als Dokument deutscher
Geschichte bildet es in allen seinen Strophen eine Einheit“. Die 3. Strophe des Liedes der
Deutschen von Hoffmann von Fallersleben mit der Melodie von Joseph Haydn ist die
Nationalhymne für das deutsche Volk.

Einigkeit und Recht und Freiheit
für das deutsche Vaterland!
Danach lasst uns alle streben
Brüderlich mit Herz und Hand!
Einigkeit und Recht und Freiheit
sind des Glückes Unterpfand –
Blüh’ im Glanze dieses Glückes,
blühe deutsches Vaterland!



Bundeswappen

Der Adler, das Wappentier des Bundeswappens, war das Herr-
schaftszeichen der römischen Kaiser. Als Karl der Große das
römische Kaiserreich erneuerte, übernahm er dieses Symbol
kaiserlicher Macht. Die späteren deutschen Herrscher waren
zumeist gleichzeitig deutsche Könige und römische Kaiser. Als
deutscher König führte der Herrscher den einköpfigen, als 
römischer Kaiser den doppelköpfigen Adler. Nach dem Ende
des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation 1806 ging
der Doppeladler auf die österreichische Monarchie über. Der
einköpfige Adler wurde zum Staatswappen des 1871 gegrün-
deten Deutschen Reiches, 1919 – schon in der heutigen Form
– auch von der Weimarer Republik übernommen. 1950 be-
stimmte Bundespräsident Heuss den Adler als Staatswappen
der Bundesrepublik Deutschland.
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Dienstsiegel /Dienststempel

Der 1921 entworfene, in Sechseckform stilisierte Reichsadler mit
erhobenen offenen Schwingen wird auch im Dienstsiegel /Dienst-
stempel verwendet.



Flaggen der Bundesrepublik Deutschland

Der Tradition der Farben Schwarz-Rot-Gold als Symbol für Einigkeit, Freiheit
und Recht folgend entschied sich der Parlamentarische Rat am 8. Mai 1949
für die deutschen Farben in der überlieferten Form. In einer „Anordnung über
die deutschen Flaggen“ vom 7. Juni 1950 wurden die drei amtlichen deut-
schen Flaggen festgelegt:

Bundesflagge

Standarte des Bundespräsidenten
Eine besondere Gestaltung erfuhr die Standarte des
Bundespräsidenten: im goldenen rotumrandeten Flag-
gengrund steht der Bundesadler mit leicht gespreizten
Flügeln.

Dienstflagge 
der Bundesbehörden
Bei der Dienstflagge der Bundesbehörden erscheint in
der Flaggenmitte als Bundeswappen der Adler.
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Bundeswehr und NATO

Im September 1964 hatte der Bundespräsident, als „äußeres Zeichen ge-
meinsamer Pflichterfüllung im Dienst für Volk und Staat“ für Verbände Trup-
penfahnen in den Farben Schwarz-Rot-Gold mit Bundesadler gestiftet:

– die Farben Schwarz-Rot-Gold als Symbol für ein einiges, freies und demo-
kratisches Vaterland

– den Adler als Sinnbild der Souveränität und des durch den Staat geschätz-
ten gleichen Rechtes für alle und 

– Das Eiserne Kreuz an der Spitze des Fahnenstockes im Eichenlaubkranz als
Symbol soldatischer Treue und sittlich gebundener Tapferkeit.

Truppenfahne

Dienstflagge der Seestreitkräfte
der Bundeswehr (Doppelstander)
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Bundeskokarde
Die Bundeskokarde wird von Soldaten der Bundeswehr
und uniformierten Angehörigen der Bundesverwaltung
an der Dienstmütze getragen.

Seit Herbst 1961 sind die schwarz-rot-goldenen Farben
an Kampfanzügen der Soldaten und Luftfahrzeugen der
Bundeswehr als nationale Erkennungszeichen angebracht.

Eisernes Kreuz
Das Eiserne Kreuz wurde erstmals am 10. März 1813
vom preußischen König Wilhelm III. in Breslau für die
Dauer des bevorstehenden Freiheitskampfes gegen die
napoleonische Herrschaft gestiftet. Die künstlerische
Ausführung erfolgte durch Karl Friedrich Schinkel. Im
Verlauf der Geschichte wurde das Eiserne Kreuz, Sinn-
bild für Tapferkeit, Freiheitsliebe und Ritterlichkeit, mehr-
mals erneut gestiftet (1870, 1914, 1939). Mit der An-
ordnung des Bundespräsidenten vom 1. Oktober 1956
wurde als Erkennungszeichen für Luftfahrzeuge und
Kampffahrzeuge der Bundeswehr ein schwarzes Kreuz
mit weißer Umrandung in der Form des Eisernen Kreu-
zes (Abb. links) bestimmt. 

Die Form des Eisernen Kreuzes findet sich, angelehnt an
die ursprüngliche Ausführung, beispielsweise auch wie-
der in der Spitze des Fahnenstocks zur Truppenfahne, in
Kommandozeichen (Stander und Wimpel) der Marine
und im Ehrenzeichen der Bundeswehr.

NATO-Flagge
Die Flagge des nordatlantischen Verteidigungsbündnis-
ses deutet durch die in die vier Haupthimmelsrichtun-
gen weisenden Richtungspfeile an, dass sich die Mit-
glieder des Bündnisses verpflichtet fühlen, ihre Freiheit,
das gemeinsame Erbe und die Kultur ihrer Völker durch
gemeinsame Anstrengungen zu schützen. 
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Die deutschen 
Länder
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Baden-Württemberg

Saar-
land

Rheinland-Pfalz



259

Flaggen, Wappen und Symbole

Baden-Württemberg

Das Wappen zeigt im goldenen Feld drei übereinander
schreitende schwarze Löwen mit ausgeschlagener roter
Zunge. Es ist das Wappen des Geschlechtes der Hohen-
staufen, die im Mittelalter Herzöge von Schwaben 
waren. Das kleine Landeswappen trägt eine goldene

Blattkrone. Die von den Monarchenkronen deutlich unterschiedene „Volks-
krone” soll die Volkssouveränität symbolisieren. Das große Landeswappen
(ohne Abb.) zeigt über dem Hauptschild die Wappen der sechs
wichtigsten Teilgebiete des Landes: Franken, Hohenzollern,
Baden, Württemberg, Pfalz, Vorderösterreich. Die Flagge des
Landes zeigt entsprechend den Farben des Wappens Schwarz
und Gold.

Bayern

Das kleine Staatswappen des Freistaats, weiß-blaue 
Rauten, war das Wappenschild der Grafen von Bogen,
eines an der Donau bei Regensburg ansässigen Ge-
schlechts. Nach dessen Aussterben 1242 übernahmen
die mit ihm verschwägerten Wittelsbacher deren Be-

sitz und Stammwappen. Dieses Wappen des Herzogtums Bayern ist zugleich
das Herzschild des großen Staatswappens (ohne Abb.), das in vier Feldern
die Wappen der anderen wichtigen bayerischen Territorien
enthält: Pfalz, Franken, Niederbayern, Schwaben. Die Lan-
desfarben sind weiß-blau; sie können als Streifen oder als
Rauten verwendet werden.
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Berlin

Der Bär, schwarz mit roter Zunge und roten Klauen, wird
von Berlin seit dem 13. Jahrhundert im Wappen geführt,
zuerst nachgewiesen auf einem Siegel zusammen mit
dem Adler, dem Wappentier der Landesherrn, der Kur-
fürsten von Brandenburg. Endgültig vom Adler befreit

wurde der Bär erst 1919, seitdem ist er das einzige Wappenbild der Stadt, das
Symbol für Berlin schlechthin. Auf dem Wappenschild ruht eine goldene Laub-
krone mit einem Stirnreif aus Mauerwerk, das ein Tor in der
Mitte hat. Die Flagge mit dem Bären auf weißem Grund mit
zwei schmalen roten Randstreifen ist 1911 eingeführt worden.

Brandenburg

Das Land führt als Wappen den Adler der alten Mark-
grafschaft Brandenburg, der zum ersten Mal 1170 auf
einem Siegel des Markgrafen Otto I. aus dem Ge-
schlechte der Askanier erscheint. In der heutigen Form
ist der Adler rot in silbernem Feld mit goldenen Fängen,

Schnabel und „Kleestengel” (die wohl aus der Muskulatur der Adlerflügel auf
den Siegeln entstanden sind). Viele von den askanischen Markgrafen ge-
gründeten Städte nahmen den Adler des Landesherrn in ihr
Wappen auf, so Potsdam, Salzwedel, Stendal, Prenzlau. Die
Farben der rot-weißen Flagge wurden dem Wappen ent-
nommen.
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Bremen

Die alte Hansestadt Bremen führt seit 1366 das Wap-
pen mit dem silbernen Schlüssel im roten Feld. Der
Schlüssel ist das Attribut des Apostels Petrus, des Schutz-
patrons des Erzbistums, des Domes und auch der Stadt
Bremen. Auf dem Schild ruht eine fünfblättrige gol-

dene Krone, die mit roten und grünen Steinen geschmückt ist. Rot und weiß
sind die Farben der Hanse, sie werden von vielen ehemaligen Hansestädten
geführt. Die Flagge zeigt acht rote und weiße Streifen und
zwei Reihen von Würfeln mit dem Wappen in der Mitte.
Sie wird seit mindestens 1691 verwendet und wurde 1891
als Staatsflagge festgelegt.

Hamburg

Das Wappen der Freien und Hansestadt Hamburg, schon
im 12./13. Jahrhundert verwendet, zeigt im roten Schild
eine weiße Burgmauer mit drei Türmen. Der mittlere
Turm mit Kuppel und Kreuz weist wohl auf die Haupt-
kirche St. Marien hin. Über den beiden Türmen zur Rech-

ten und zur Linken schwebt ein Stern. Die zinnenbewehrten Türme stehen für
die Befestigung und damit für die Wehrhaftigkeit der mittelalterlichen Stadt.
Hamburg hat das erste Gesetz über die Führung einer Flagge
erlassen: 1270 wurde vorgeschrieben, dass Schiffe einen 
roten Wimpel zu führen haben. Heute zeigt die hamburgische
Flagge die weiße Burg des Wappens auf rotem Grund.
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Hessen

Das Wappentier des Landes Hessen, der silber-rot ge-
streifte Löwe im blauen Feld, ist identisch mit dem von
Thüringen. Hessen war bis 1247 der westliche Teil der
Landgrafschaft Thüringen. Nach der Trennung blieb der
Löwe sowohl Thüringens als auch Hessens Wappen-

schild. Bis 1918 führte es der Großherzog von Hessen-Darmstadt. Der „Volks-
staat” Hessen übernahm 1920 den Löwen als Staatswappen. Es ist 1948 auch
das Wappen des Landes Hessen geworden. Auf dem Schild
ruht heute ein aus einer Krone entstandenes Gebilde, es
zeigt goldenes Laubwerk mit aus blauen Perlen gebildeten
Früchten. Die Landesflagge zeigt die Farben des Wappen-
löwen.

Mecklenburg-Vorpommern

Das Landeswappen zeigt einen schwarzen Stierkopf, der
eine goldene Krone trägt, und einen roten Greifen auf
silbernem Untergrund. Der Stierkopf war seit 1219 das
Wappentier der verschiedenen mecklenburgischen Herr-
scherhäuser. Der Greif ist seit 1214 Wappen der pom-

merschen Herzöge und später der preußischen Provinz Pommern. Das große
Landeswappen (ohne Abb.) ist viergeteilt; es enthält in zwei Feldern den Stier-
kopf, in den anderen den Greifen und den brandenbur-
gischen Adler für die an Mlecklenburg gelangten branden-
burgischen Landesteile. Die Landesflagge kombiniert Meck-
lenburgs Farben Blau-Gelb-Rot mit dem pommerschen Blau-
Weiß. 
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Niedersachsen

Das „Sachsenross” repräsentiert das alte Stammes-
herzogtum Sachsen, dessen Gebiet weitgehend dem
heutigen Niedersachsen entspricht. Es ist ein uraltes
Volkssymbol, anders als die meisten deutschen Länder-
wappen mithin nicht dynastischen Ursprungs. Die wel-

fischen Herzöge setzten das Sachsenross schon im 14. Jahrhundert in die Helm-
zier ihrer Wappen. Von 1914 an stand es im Wappen der Kurfürsten und 
Könige von Hannover, seit 1780 in dem des Herzogtums
Braunschweig. Seit 1951 ist es das Wappen des Landes 
Niedersachsen. Die Landesflagge zeigt die Farben Schwarz-
Rot-Gold mit dem Landeswappen in der Mitte.

Nordrhein-Westfalen

Das Wappen vereint die Wappenbilder der drei Landes-
teile, aus denen Nordrhein-Westfalen 1946/47 gebildet
wurde. Der silberne Rhein im grünen Feld war das Wap-
pen des preußischen Rheinlandes nach 1817. Das Sach-
senross auf rotem Grund steht für Westfalen, das zum

Siedlungsgebiet des sächsischen Stammes gehörte. Im Unterschied zu diesem
wird das „Westfalenross” steigend abgebildet. Die rote Rose mit dem golde-
nen Butzen und goldenen Kelchblättern im silbernen Feld
ist das Wappenbild der Grafen von Lippe seit dem 
13. Jahrhundert. Die Flagge des Landes wurde aus den 
Farben des Wappens gebildet.
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Rheinland-Pfalz

Im Landeswappen sind die Wappenbilder der drei wich-
tigsten Territorien vereint, die früher am Gebiet des heu-
tigen Landes Anteil hatten: das rote Kreuz auf silbernem
Grund des Erzbistums und Kurfürstentums Trier, das 
silberne Rad auf rotem Feld des Erzbistums und Kur-

fürstentums Mainz und der goldene Löwe mit roter Krone und roten Krallen
auf schwarzem Feld der „Pfalzgrafen bei Rhein”. Auf dem Wappenschild ruht
eine goldene „Volkskrone”, deren Blätter dem Weinlaub
nachempfunden sind, ein Sinnbild der Volkssouveränität. 
Die Landesflagge ist Schwarz-Rot-Gold mit dem Landes-
wappen in der oberen Ecke.

Saarland

Das Wappen des Saarlandes knüpft wie die Wappen 
anderer Bundesländer an die territoriale Gliederung der
Zeiten des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Na-
tion an. Es ist aus den Wappenbildern der vier wichtig-
sten historischen Landesteile zusammengesetzt: Der 

silberne Löwe mit roter Zunge und goldener Krone auf blauem Feld ist das
Wappen der Grafschaft Saarbrücken, das rote Kreuz auf Silber ist das Wap-
pen von Kurtrier, der rote Balken mit drei silbernen Adlern
auf goldenem Grund ist das Wappen der Herzöge von 
Lothringen, das vierte Feld zeigt den Pfälzer Löwen. Die Lan-
desflagge hat die Farben der Bundesfahne mit dem Wappen
in der Mitte.
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Sachsen

Das sächsische Wappen zeigt fünf schwarze Balken auf
goldenem Grund mit einem schräg darübergelegten
grünen Rautenkranz. Einen schwarz-goldenen Schild
führten seit Ende des 11. Jahrhunderts die askanischen
Herzöge von Sachsen. Der Rautenkranz, ein Balken, der

am oberen Rand mit vier stilisierten Blättern verziert ist, wurde hinzugefügt,
um die sächsische Linie der Askanier von der anhaltinischen zu unterscheiden.
Er wurde später als Ehrenkranz interpretiert. Das Wappen 
wurde von den Wettinern bis 1918 und danach vom Freistaat
Sachsen weitergeführt. Weiß-Grün sind die Farben des 
Königreichs Sachsen seit 1815. Die Tradition wurde bei-
behalten.

Sachsen-Anhalt

Das Landeswappen von Sachsen-Anhalt kombiniert Sym-
bole aus den Wappen der früheren preußischen Provinz
Sachsen und des Landes Anhalt. Die Provinz Sachsen
führte seit 1816 das sächsische Wappen, in der Wei-
marer Republik zusätzlich mit dem preußischen Adler.

Der Fuß des Wappenschildes zeigt einen Bären auf einer roten Zinnenmauer,
der das Land Anhalt repräsentiert. Der Bär war seit dem 16. Jahrhundert das
Wappen der Fürsten von Anhalt-Bernburg (Bärenburg) ge-
wesen. Die Provinz Sachsen hatte Schwarz-Gelb als Landes-
farben; da aber diese Farben schon von Baden-Württemberg
geführt wurden, entschied sich der Landtag von Sachsen-An-
halt 1990 für Gelb-Schwarz.
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Schleswig-Holstein

Das Wappen vereint die Wappenbilder der beiden Lan-
desteile: die zwei übereinander schreitenden Löwen, 
das Wappen von Schleswig, und ein silbernes „Nessel-
blatt” auf rotem Grund, das Wappenbild der Grafen von
Holstein. Das „Nesselblatt” ist ein Schildbeschlag ge-

wesen, der die Bretter des Schildes zusammenhielt. Zusammenstellungen
der beiden Wappenbilder sind schon seit dem 14. Jahrhundert bekannt.
Während der schleswig-holsteinischen Erhebung gegen 
Dänemark 1848/49 sollte es die Zusammengehörigkeit der
„up ewig ungedeelten” (ungeteilten) Herzogtümer zum Aus-
druck bringen. Die Landesfarben Blau-Weiß-Rot entstam-
men dem Wappen und gehen auf das Jahr 1843 zurück.

Thüringen

Das thüringische Landeswappen zeigt im blauen Feld ei-
nen golden gekrönten und bewehrten, achtfach rot und
silbern quergestreiften Löwen, umgeben von acht sil-
bernen Sternen. Den Löwen führten die thüringischen
Landgrafen seit dem 12. Jahrhundert im Wappen, seit

1210 mit der Streifenteilung. Die acht silbernen Sterne, die den Löwen auf
blauem Grund umgeben, stehen für die sieben Kleinstaaten, aus denen Thürin-
gen 1921 entstanden war, der achte für die später hinzu-
gekommenen preußischen Gebietsteile. Die weiß-rot-ge-
streifte Landesflagge wurde 1921 geschaffen.


